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Einführung 

Handlung und System 

Der Begriff des Zweckes wird in alter und fester Tra-
dition auf das menschliche Handeln bezogen. Seine Bedeu-
tung wird in der Lehre vom Handeln entfaltet. An aus-
weitenden Übertragungen hat es nicht gefehlt: Größeren 
Handlungskomplexen, Gruppen, Verbänden, Organisatio-
nen, ja selbst geistigen Sinngebilden und den Gegenständen 
der Natur, also Systemen jeder Art, wurden Zwecke zu-
geschrieben. Diese Zuschreibungen haben sich im großen 
und ganzen als problematisch, als nicht sehr beständig er-
wiesen, während die Basisvorstellung des Handlungszwecks 
unangefochten geblieben ist. Wir wollen in den folgenden 
Untersuchungen dem Verdacht nachgehen, daß diese bei-
den Ergebnisse der vorliegenden Bemühungen um den 
Zweckbegriff zusammenhängen, daß die Theorie der Sy-
stemzwecke deswegen problematisch geblieben ist, weil der 
Zweckbegriff ursprünglich von der Einzelhandlung her 
konzipiert wird. 
Unsere Überlegungen ordnen sich demnach um den Un-
terschied von Handlung und System. Sie setzen in diesen 
Begriffen einen Gegensatz voraus. Sie erstrecken sich auf 
die Verschiedenartigkeit der Rationalität, die mit ihnen im-
pliziert ist bzw. erstrebt wird; denn der Zweckbegriff steht 
zunächst für die Rationalität des Vorgangs, der den Zweck 
trägt und verwirklicht. 
Unter Handlung soll jedes sinnhaft orientierte, außenwirk-
same menschliche Verhalten verstanden werden, unter Sy-
stem jedes Wirklich-Seiende, das sich, teilweise auf Grund 
der eigenen Ordnung, teilweise auf Grund von Umwelt-
bedingungen, in einer äußerst komplexen, veränderlichen, 
im ganzen nicht beherrschbaren Umwelt identisch hält. Die-
sen weiten Systembegriff engen wir für die Zwecke unserer 
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Untersuchung ein und sprechen im folgenden, wo nichts 
anderes vermerkt ist, nur von Handlungssystemen, das 
heißt von Systemen, die aus konkreten Handlungen eines 
oder mehrerer Menschen gebildet sind und sich durch 
Sinnbeziehungen zwischen diesen Handlungen von einer 
Umwelt abgrenzen. 
Diese vorangestellten Andeutungen sollen nur das Ver-
ständnis der Fragestellung erleichtern. Sie können nicht als 
abschließende Definition, geschweige denn als ausreichende 
Erhellung des gemeinten Sachverhaltes gelten. Sie lassen 
jedoch eine wechselseitige Implikation und damit die gan-
ze Schwierigkeit des Themas anklingen: In den Handlung 
definierenden Begriffen »Orientierung«, »Außenwirksam-
keit«, »menschliches Verhalten« ist der Systembegriff mit 
seiner Innen/Außen-Differenz schon vorausgesetzt, so wie 
auch der Systembegriff in der gegebenen Bestimmung eine 
Aktivität der Selbsterhaltung, einen Austausch mit der Um-
welt, bei Menschen und Sozialsystemen also Handlung vor-
aussetzt. 
Die Umschreibungen des Handlungsbegriffs und des Sy-
stembegriffs zeigen ferner an, daß wir uns im Bereich eines 
sehr alten Dilemmas befinden, nämlich des Problems der 
nicht aufeinander zurückführbaren Grundbegriffe von Be-
wegung und Substanz. Unter den Denkvoraussetzungen der 
ontologischen Metaphysik, die postulierte, daß das Seiende 
in seinem Sein beständig, also nicht nicht sei, mußte dieses 
Dilemma einen zentralen Rang erhalten. In ihm scheiterten 
die Prämissen der Ontologie. Der Zweckbegriff hatte den 
Sinn, dieses Scheitern zu verdecken, indem er dem Ver-
gänglichen einer Handlung, die ist und doch nicht ist, das 
Bleibende des Zweckes als ihr eigentliches Wesen auf-
prägte. Im Zweck konnte die Handlung, konnte die Bewe-
gung als Substanz vorgestellt werden. Das aber war die Be-
dingung, unter der sie unter jenen Denkvoraussetzungen als 
rational begriffen werden konnte. So ist es kein Zufall, 
daß der Zweckbegriff in der Abwendung des griechischen 
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Denkens von den ursprünglichen, radikalen und unwirk-
lich-schematischen Problemen des vorsokratischen Philoso-
phierens zu Rang und Ansehen kommt - vor allem in 
der handlungsnahen Philosophie des Aristoteles. Der 
Zweckbegriff wird so zu einer der großen Hilfsvorstellun-
gen - eine andere wäre der Begriff der Hierarchie, eine 
dritte der Begriff des aus Teilen bestehenden Ganzen 
mit denen die Schulphilosophie sich den Zugang zu ihren 
Denkvoraussetzungen verstellt. Diese Funktion des Zweck-
begriffs im traditionellen Denkzusammenhang erklärt die 
Festigkeit seiner Verankerung als Schlußstein, erklärt wei-
ter die Absicherung dieser Verankerung durch Behandlung 
der Zwecke als »Natur«, als vorgegebenes Wesen der 
Handlung, ja der Bewegung schlechthin, das in Fra-
ge zu stellen nicht sinnvolles Forschen wäre, sondern 
Irrtum. 
Für die heutige wissenschaftliche Forschung kann ein Rück-
blick in die Ursprünge des abendländischen Denkens und 
in die sich daran anschließende Denktradition nicht mehr 
Fesselung bedeuten - dazu ist die Wissenschaft gegen alles 
philosophische Fragen zu gut abgeschirmt. Die Abschir-
mung wird nun ihrerseits zur Fessel. Als Schutz der For-
schungsfreiheit gegen eine übermächtige Tradition einge-
führt, erzeugt die undurchlässige Grenze der Wissenschaft 
gegenüber der Philosophie heute, wo die Macht der Tra-
dition gebrochen ist, Reflexionsschranken und Provinzialis-
mus und nicht selten eine zu enge Interpretation dessen, 
was man eigentlich schon denkt. Sie beläßt die Forschung 
in der Beschäftigung mit abgeleiteten, fachlich aufgeteil-
ten, nicht bis ins Letzte durchdachten Grundbegriffen und 
Fragestellungen. So finden wir uns heute in der umgekehr-
ten Situation: daß die Orientierung an der ontologischen 
Tradition, wenn sie aus der Distanz, wenn sie im Sinne 
eines Gesprächs und nicht als bloße Übernahme oft zi-
tierten Gedankenguts erfolgt, Befreiung bedeuten kann. 
Wir wollen diese Möglichkeit hier nur andeuten. Sie ist 
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nicht das Hauptthema dieser Abhandlung. Ihr Gegenstand, 
die Zweckrationalität, ist jedoch von historischen Ablage-
rungen so überkrustet, daß er sich sachlich nur behandeln 
läßt, wenn man zugleich die Denkgeschichte sich als Ge-
schichte verlebendigt und sie damit in die Vergangenheit 
zurückweist. Die Begriffe Handlung und System, mit de-
nen wir begonnen haben, sind so gefaßt, daß von ihnen 
aus, wo nötig, Kontakt mit älteren Auslegungen des Han-
delns bzw. der Identität des Seienden aufgenommen 
und fruchtbar gemacht werden kann. 
Die überlieferte Handlungslehre versteht den Zweck als 
Teil der Handlungsstruktur, als jenen Teil, der dem Gan-
zen seinen Sinn und seine Rechtfertigung gibt: als Kul-
minationspunkt oder Ende (telos) der Handlung 1 und heu-
te als zu bewirkende Wirkung. Im Zwecke scheint das We-
sen der Handlung seinsbeständig und wahrheitsfähig zu 
werden, heute durch den Wert seiner Wirkung gerecht-
fertigt zu werden. Wir setzen uns nicht das Ziel, diese 
Auffassung zu »widerlegen«. Wir werden versuchen, sie 
auf eine andere Verständnisgrundlage hinüberzusetzen. Es 
läßt sich zeigen, daß jene Konzeption innerlich brüchig ge-
worden, daß sie unter zahlreichen Blickpunkten in einzel-
nen Beziehungen zersetzt, ja aufgegeben worden ist, ohne 
daß man sie prinzipiell hätte fallen lassen. Eine Umorien-
tierung ist daher geboten, und sie ist möglich, wenn man 
den Zweckbegriff aus der Handlungslehre in die System-
theorie verlegt. Er verliert dann seine - ohnehin obsolete -

1 Dabei sieht die antike Auffassung - vgl. hierzu Aristoteles, M e -
taphysik 1032 a ff . - im Ende der physischen Bewegung zugleich 
den Anfang der gegenläufigen noetischen Bewegung, so daß sich 
das Handeln im Kreislauf vom Anfang zum Ende vollendet in sein 
Wesen bringt. Dies Kreisen des Seienden läßt erscheinen, was ist, 
und dient nicht etwa wie das kybernetische Kreisen der laufenden 
Anpassung an das Vorhandene in einer endlosen - also zwecklo-
sen - Zeit. Demgemäß bringt nach antikem Verständnis das H a n -
deln im Vollzug seinen Zweck ans Licht - und wird nicht etwa 
als ein Mittel vorgestellt, das unter dem Gesichtspunkt einer wert-
vollen Wirkung prinzipiell auswechselbar wäre. 
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metaphysische Funktion, im Gegensatz von Bewegung und 
Substanz zu vermitteln. Er verliert seine Verankerung im 
»Wesen« der Handlung und damit seine Stellung als nicht 
weiter begründbarer Grundbegriff der Handlungswissen-
schaften. Dafür wird die Zweckorientierung im Rahmen der 
Systemtheorie und im Lichte ihrer Grundbegriffe zu einem 
wichtigen Thema der Forschung. Sie erscheint dann als eine 
besondere Art der Systemrationalisierung neben anderen. 
Ihre Funktion kann analysiert, ihre Funktionsbedingungen 
können ermittelt, ihr Vorhandensein in bestimmten Arten 
von Systemen kann empirisch kontrolliert werden. 
Für eine solche Besinnung auf die Funktion von Zwecken 
in Systemen gibt es noch einen anderen Anlaß. Auch er 
fällt bei einem Rückblick in die Geschichte des Zweck-
denkens auf. Im abendländischen Denken war es feste 
Lehrtradition, daß die rationale Wahl nur Wahl von Mit-
teln zu einem Zweck sein könne, nicht Wahl des Zweckes 
selbst; es sei denn, daß der Zweck seinerseits als Mittel 
für einen entfernteren Zweck konzipiert werde. Diese Auf-
fassung wurde ursprünglich mit der Offenkundigkeit des 
Erstrebenswerten, also der Wahrheit von Zwecken begrün-
det, die als solche nicht wählbar sei; später, gerade um-
gekehrt, mit der Wahrheitsunfähigkeit der Zwecke, die eine 
wissenschaftliche Begründung und in diesem Sinne eine Ra-
tionalität der Wahl ausschließe2. Die Entgegengesetztheit 
der Begründungen legt an den Tag, daß sie das Problem 
nicht erfassen. Ob wahrheitsfähig oder nicht - der Zweck 
muß nicht deshalb, sondern wegen seiner Funktion für den 
Entscheidungsprozeß invariant gesetzt werden und also nur 
soweit, als diese Funktion es verlangt. Die Konstanz der 
Zwecke ist demnach nur eine systemrelative Konstanz, die 
eine Änderung von Zwecken im Rahmen ihrer Funktion 
nicht ausschließt3. 
2 Vgl, Aristoteles, Nikomachische Ethik 1112 a f f . einerseits und 
Talcott Parsons, The Structure of Social Action, 2. Aufl. , Glencoe/ 
III. 1949, insb. S. 228 f. andererseits. 
3 Von dieser Ansicht geht die neuere Organisationswissenschaft aus-
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Im Grunde ist der Systembegriff auch in der üblichen, 
handlungstheoretischen Zweckkonzeption schon enthalten, 
kann aber von ihr aus nicht erfaßt und nicht entfaltet wer-
den. Zwecke werden schon seit langem nicht mehr als wah-
rer Endzustand der Handlungsbewegung begriffen, sondern 
als subjektives Engagement. Denn nur als subjektive Vor-
stellung können Zwecke aus der Zukunft in die Gegen-
wart hineinverlegt und so in den allein wahrheitsfähigen 
Kontext »mechanischer« Kausalität einbezogen werden in 
dem Sinne, daß der Zweck nurmehr als bewirkte gegen-
wärtige Vorstellung gilt, die in der Richtung des Vorstel-
lens weiterwirkt4. Weil Zwecke als künftige Zustände nicht 
mehr wahrheitsfähig sind, haben sie den Charakter eines 
subjektiven Gesichtspunktes angenommen, auf den das 
handelnde Subjekt sich im Hinblick auf die Zukunft fest-
legt. Diese Festlegung ist eine Selbstverpflichtung auf eine 
Selektion von Handlungsfolgen, die für wertvoll gehalten 
werden, und damit zugleich ein Abstoßen von anderen Fol-
gen, die das Subjekt für unerheblich oder für »den Zweck 

gesprochen oder unausgesprochen aus. Siehe z. B. ehester 1. Bar-
nard, The Funct ions of the Executive, Cambridge/Mass. 1938, S. 
195, oder Karl W. Deutsch, The Nerves of Government . Models 
of Political Communicat ion and Control , New York-London 1963, 
S. 195 ff . Als Basis rationaler Zweckvariation wird mehr und mehr 
der Gedanke des Systembestandes in Anspruch genommen - siehe 
statt anderer Harry M. Johnson, Sociology, New York 1960, 
S. 284 ff. 
4 Zu dieser Auflösung teleologischer Kausali tät in mechanischer 
Kausali tät vgl. z. B. die Darstellung bei Max Weber, Knies und 
das Irrat ionali tätsproblem. Neu gedruckt in: ders., Gesammelte Auf -
sätze zur Wissenschaftslehre, 2. Aufl . Tübingen 1951, S. 128 Anm. 1; 
oder Felix Kaufmann, Methodenlehre der Sozialwissenschaften, Wien 
1936, S. 80 ff . Unerklärbar bleibt bei dieser typisch neuzeitlichen Fas-
sung des Zweckproblems freilich, wie Gegenwärtiges, nämlich Mot i -
ve, überhaupt durch die Vorstellung von etwas Künf t igem verur-
sacht sein kann. Zur Kritik dieser Konzeption siehe im übrigen be-
reits Christoph Sigwart, Der Kampf gegen den Zweck, in: ders., 
Kleine Schriften II, 2. Aufl . Freiburg/Brsg. 1889, S. 24-67; Wilhelm 
Wundt, Logik, Bd. I, 5. Aufl . , Stuttgart 1924, S. 628 f f . und tref-
fend Alf Ross, Kritik der sogenannten praktischen Erkenntnis. Zu-
gleich Prolegomena zu einer Kritik der Rechtswissenschaft, Kopen-
hagen-Leipzig 1933, S. 56. 
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wert« ansieht, also in ihren eigenen Wertbezügen neutra-
lisiert. Und weil die subjektive Zwecksetzung andere Fol-
gen zu bloßen Kosten neutralisiert, ohne sie doch aus der 
Welt schaffen zu können, kann sie keine Allgemeinver-
bindlichkeit, also keine Wahrheit beanspruchen. 
In diesem Gedankenkreis: Wahrheitsunfähigkeit - Subjek-
tivität - subjektives Engagement auf spezifische Folgen -
Neutralisierung anderer Folgen - fehlende Allgemeinver-
bindlichkeit - Wahrheitsunfähigkeit, bleibt der Träger die-
ses Zirkels ungedacht. Er wird als komplexes, beständiges 
System, das den Zweck überdauert und sich deshalb auf 
ihn verpflichten kann, vorausgesetzt, steht aber jenseits der 
vom Zweck aus erforschbaren Rationalstruktur des Han-
delns. Zwecke sind nicht bloße Erwartungen, auch nicht 
bloße Wünsche; sie werden erst Zweck durch Bereitschaft 
zum Einsatz5, und das heißt: durch Bereitschaft zum Ver-
zicht. Zwecksetzung wird daher zumeist als Willensakt 
dargestellt. Der Willensbegriff aber bezeichnet eine - wenn 
auch unzulängliche und abgekürzte - Reflexion auf die 
Totalität der Person. Es muß zunächst etwas da sein, das 
sich solche Einsatz- und Verzichtsbereitschaft zumuten 
kann, das genügend gefestigt ist und genügend Zeit hat, 
um sich gegenwartsferne Zwecke leisten zu können. Das, 
was sich auf diese Weise einsetzt und bindet - ein Or-
ganismus, eine Person, eine Gruppe, eine Organisation -, 
steht jedoch als System außerhalb der Zweck/Mittel-Kal-
kulation. Es ist ihr »Subjekt«, liegt ihr zugrunde. Dieses 
Zugrundeliegen, die Subjektivität des Systems, wird man 
bedenken müssen, wenn man den erwähnten Zirkel durch-
brechen und damit den Rang des unmittelbar auf Wahrheit 
bezogenen teleologischen Denkens der Schulphilosophie -
wenn auch auf andere Weise und mit anderen Begriffen 
- wiedergewinnen will. 
5 Dies betont z. B. Alfred Schutz, On Multiple Realities. Philoso-
phy and Phenomenological Research 5 (1944/45), S. 533-576 (536); 
neu gedruckt in: ders., Collected Papers, Bd. I, Den Haag 1962, 
S. 207-259 (211). 
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Seit Kierkegaard ist zwar die Subjektivität des Wählens 
über die Zweckgebundenheit hinaus radikalisiert worden. 
Die Bindung des Wählens an die zweckrationale Struktur 
der aristotelischen Prohairesis ist damit - zumindest im 
Bereich der Philosophie - gesprengt. Die Vorstellung des 
freien, sich in seinen Zwecken selbst wählenden Subjekts 
hat aber im sogenannten Existentialismus eine betont trans-
rationale, wenn nicht irrationale Fassung erhalten. Darin 
dauert die Abhängigkeit von der bekämpften Position, be-
sonders von der Auffassung der Zweckrationalität als 
Handlungsrationalität, die das Subjekt außer acht läßt, fort. 
Die Aufgabe, ein zwar rationales, aber nicht zweck-
abhängiges Wählen vorstellbar zu machen, ist noch un-
gelöst. 
Kann ich meine Zwecke wählen, können andere es auch. 
Es ist dann kein Verlaß darauf, daß andere in bekannten 
und vertrauten Bahnen handeln; daß sie nicht, während 
ich entscheide, ihre Handlungsgrundlagen plötzlich ändern. 
Nicht nur Dummheit und Bosheit muß ich fürchten und 
mich gegen sie verwahren; der andere Mensch schlechthin 
wird zum Problem. Eine ganz neue Dimension von Kom-
plexität tut sich auf 6 . Der Verlust gemeinsamer Zweck-
wahrheit, die Subjektivierung der Zwecksetzung, macht den 
anderen Menschen als freies alter ego bewußt, und in der 
europäischen Geschichte taten die religiösen Bürgerkriege 
des 16. Jahrhunderts das ihre, dieses Problem zu illustrie-
ren. Mit dieser neuen Komplexität verändert sich der Sinn 
von Rationalität in einer Weise, die noch kaum gesehen 
wird. Rationalität kann nicht mehr als einsehende Ent-
faltung und Beachtung vorgegebenen Sinnes verstanden 
werden. Sie ist zuallererst Reduktion von Komplexität. 
Diese Überlegung führt zurück auf das Subjekt-System, 
das in der Vorstellung eines Engagements für Zwecke im-

6 Vgl. G. L. S. Shackle, Time, Nature , and Decision. In: Money, 
Growth, and Methodology and other Essays in Economics in H o -
nor of Johan Äkerman, Lund 1961, S. 299-310 (299). 
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pliziert ist und nun ausdrücklicher zum Thema gemacht 
werden muß. Der Begriff des Rationalen wäre dann aus 
der einfachen, zweckgerichteten Handlungsrationalität um-
zudenken in eine komplexere, umfassende Systemrationa-
lität. Deren Sinn ergäbe sich aus dem Bezug auf das 
Problem der Komplexität. Eine solche Neuorientierung ist, 
wie wir sehen werden, durch die jüngste Entwicklung ver-
schiedener empirischer Wissenschaften in ausreichender 
Weise vorbereitet. 
Die Umstellung von Handlungskategorien auf Systemka-
tegorien betrifft die Bezugsbegriffe der Rationalität und 
geht daher tief. Sie verändert - zumeist unbemerkt - das, 
was man unter »rational« versteht und damit das, was der 
Mensch in seinen höchsten Möglichkeiten von sich selbst 
erwartet. Talcott Parsons war in einem wichtigen Abschnitt 
seines ersten Hauptwerkes bis vor die Tore dieses Gedan-
kens gelangt7. Es gebe in den Handlungswissenschaften 
wissenschaftliche Aussagen, die in ihrem Gegenstand ein 
bestimmtes Maß von Komplexität voraussetzen und daher 
nicht in bezug auf Einzelhandlungen, sondern nur in be-
zug auf Handlungssysteme sinnvoll seien. So könne von 
wirtschaftlicher Rationalität nicht in bezug auf eine ein-
zelne, nach Zweck und Mittel explizierte Handlung die Re-
de sein, sondern nur in bezug auf Handlungssysteme, da 
dieser Rationalbegriff Knappheit von Mitteln und eine Mehr-
heit von Zielen voraussetze. Zwecke und Mittel sind für 
Parsons jedoch zunächst noch Wesensmerkmale des Han-
delns8. Es fragt sich daher, ob Parsons' Argument an die-

7 Ich meine den Abschnitt »Systems of Action and Their Units« 
in: Parsons, aaO, 1949, S. 739 ff . Noch weitergehende Formul ierun-
gen in der Richtung, die hier vertreten wird, f inden sich im Anschluß 
an Parsons bei Alfred Schutz, The Problem of Rationality in the 
Social World. Economics 10 (1943), S. 130-149; neu gedruckt in: 
ders., Collected Papers, Bd. II, Den Haag 1964, S. 64-88 (80). 
8 Als Mot to des oben zitierten Werkes wählt Parsons das Max 
Weber Zitat: »Jede denkende Besinnung auf die letzten Elemente 
sinnvollen menschlichen Handelns ist zunächst gebunden an die K a -
tegorien >Zweck< und >Mittel<.« Ein anderes Beispiel bietet ein Ver-
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ser Stelle abgebremst werden kann, oder ob nicht auch 
Zweck und Mittel Begriffe sind, die nur in bezug auf Sy-
steme das Urteil »rational« begründen können. Fast un-
abweisbar drängt diese Vermutung sich auf, wenn man 
Zwecke nicht mehr als Enthüllung eines vorgegebenen We-
sens des Handelns, sondern durch ihre Funktion zu be-
greifen sucht. 
Eine weitere Überlegung erhellt dasselbe: Wenn der Zweck 
als vorgestellte wertvolle Wirkung gedacht wird, macht die-
se Perspektive das Handeln zum Mittel. Handeln kann 
dann, wenn man es überhaupt als rational ansieht, nur 
noch Mittel sein9. Die Rede vom »Selbstzweck« ist eine 
sinnlose, in sich widerspruchsvolle Protestformel, an der 
man die Furcht vor der Wirklichkeit des Gegenteils ab-
lesen kann 1 0 . Das heißt jedoch nicht, daß alles Handeln 
stets unter dem Gesichtspunkt eines Zweckes erlebt oder 
miterlebt werden müsse, und vor allem nicht, daß auch 
Handlungssysteme »nur Mittel« sein könnten; ist doch kei-
neswegs von vornherein ausgemacht, daß auch Systeme nur 
infolge eines spezifischen Zwecks rational sein können. So 
könnte es vielleicht einen Ausweg aus der unbefriedigen-
den Gleichsetzung von Instrumentalität und Rationalität 
weisen - das Rationale wäre dann ja das in sich selbst 
Unbefriedigende und Unvollendete wenn man den Blick 
von der Handlungsrationalität auf die Systemrationalität 
und ihre Bedingungen lenkte. Auch diese Überlegung er-
muntert zu dem Versuch, nach der Funktion von Zwecken 
für die Rationalisierung von Systemen zu fragen. 

such, die Verwaltungswissenschaft ausdrücklich auf die zweckratio-
nale Struktur des Handelns zu gründen: Alfred de Grazia, The 
Science and Values of Administration. Administrative Science Quar-
terly 5 (1960), S. 362-397, 556-582, insb. S. 363 f. 
9 Das wird verhältnismäßig selten ausdrücklich zugestanden. Ein 
Beispiel: Rudolf von Jhering, Der Zweck im Recht, Bd. I, 3. Aufl . , 
Leipzig 1893, S. 13. 
10 Zur romantischen Mystifikation des »Selbstzwecks« findet man 
gute Bemerkungen bei Kenneth Burke, A G r a m m a r of Motives, 
Cleveland, New York 1962, S. 289 f. (Meridian Book Ausgabe). 
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Für die Ausarbeitung dieses Gedankens benötigen wir fünf 
Kapitel. Wir werden zunächst im ersten Kapitel sehen, wie 
weit wir auf der Ebene der Einzelhandlung mit der Auf-
hellung des Sinnes der Auslegung des Handelns als Be-
wirkens einer Wirkung und der zweckrationalen Steuerung 
dieser Handlungsauslegung kommen. Diese Überlegungen 
werden uns mit einem kritischen Vorstellungsvermögen 
ausstatten, mit dem wir im zweiten Kapitel die Zweck-
konzeption der klassischen Organisationslehre und im drit-
ten Kapitel die wichtigsten Ansätze zu ihrer Überwindung 
prüfen können. Dabei lassen sich manche Anregungen ge-
winnen, die auf eine systemtheoretische Behandlung der 
Zwecksetzung hinführen. Gewisse Grundgedanken lassen 
sich herauslesen, aber eine konsequente Ausarbeitung die-
ser Theorie werden wir vermissen. Auf diese kritisch-dar-
stellenden Ausführungen folgt dann in den letzten beiden 
Kapiteln der Versuch, den Zweckgedanken prinzipiell aus 
der Handlungstheorie in die Systemtheorie zu übertragen. 
Dabei müssen wir im vierten und wichtigsten Kapitel aus-
führlich untersuchen, welche spezifische Funktion die 
Zweckorientierung in Sozialsystemen, besonders in Orga-
nisationen, erfüllt, welche Vorbedingungen sie in der Sy-
stemumwelt voraussetzt, welche Folgeprobleme sie nach sich 
zieht und welche Alternativen es für sie gibt. Schließlich 
sollen im fünften Kapitel die dabei gewonnenen Einsichten 
befestigt werden durch Behandlung einiger Probleme, die 
mit der Aufstellung von Zweckprogrammen in Organisatio-
nen verbunden sind. 



1. Kapitel 

Das Handeln und die Spezifikation seiner Zwecke 

1. Die teleologische Deutung des Handelns und ihre 
Kritik 

Daß das Handeln seinen Sinn in der Erfüllung eines Zwek-
kes habe, versteht sich heute nicht mehr von selbst. Man 
hat diese Deutung zwar nicht ersetzen können. Als ein-
zig anerkannte Handlungsbeschreibung findet das Zweck/ 
Mittel-Schema in alltäglichen, aber auch in wissenschaft-
lichen Vorstellungszusammenhängen immer noch ganz un-
befangen Verwendung. Und doch ist der Geltungsanspruch 
und schon gar der Wahrheitsanspruch dieser Handlungs-
auslegung seit langem erschüttert. 
Die Gründung des Seins auf das Subjectum des Selbst-
bewußtseins hat mit Beginn der Neuzeit die Intersubjek-
tivität des Vorstellens in radikaler Weise problematisch 
werden lassen. Man sucht daher nach neuen, kritischen 
Maßstäben für eine Feststellung des Seienden, die jeden 
Vernünftigen bindet. In der scharfen Helle dieses neuen 
Lichtes verlieren alte Themen ihren Wahrheitsgehalt, alte 
Fragestellungen ihren Sinn. So ist auch die Wahrheitsfä-
higkeit, die Zwecke als etwas Seiendes einst besaßen, durch 
die methodischen Anforderungen der neuzeitlichen Wissen-
schaften diskreditiert. Das Einschrumpfen der Wahrheits-
möglichkeiten auf Gegenstände, die mit intersubjektiver 
Gewißheit festgestellt werden können, führt zur Subjek-
tivierung der Zwecke. In der Antike als Teil der einheit-
lichen Handlungsstruktur, als krönender Endpunkt des 
Handlungsverlaufs gesehen, in dem das Streben sich erfüllt 
und zur Ruhe kommt, gilt der Zweck nunmehr als Vor-
stellung einer wegen ihres Wertes geschätzten Wirkung des 
Handelns. Eine solche Vorstellung liegt in ihrer Faktizi-
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tät, nicht aber in ihrer Richtigkeit der wissenschaftlichen 
Erforschung offen. 
Die Verschärfung der Wahrheitsanforderungen, vor denen 
die Zweckwahrheit zerfällt, bezeugt ein neuartiges Bewußt-
sein der Komplexität der Welt in zeitlicher, sachlicher und 
sozialer Hinsicht. Die Schulphilosophie hatte auf antiken 
Grundlagen ein natürliches Ende und in diesem Sinne einen 
Zweck von Wirkungsreihen gefordert, weil Unendlichkeit 
nicht sein könne 1 . Dem Menschen der beginnenden Neu-
zeit führt dieser Gedanke nur noch die Endlichkeit seines 
eigenen Geistes ins Bewußtsein2, das heißt die Diskrepanz 
zwischen der unfaßlichen Komplexität der Welt und dem 
eigenen Begriffsvermögen. Die Zwecke werden dadurch zu 
willkürlichen, allenfalls sozial vereinbarten Durchgangssta-
tionen eines unendlichen Kausalprozesses. Andererseits ist 
die Einsicht in die Begrenztheit menschlichen Vernunft-
vermögens nun etwas anderes als früher - nicht mehr An-
laß zur Resignation, Bescheidung oder gläubiger Vereh-
rung, sondern Konzentrat einer Gewißheit, welche die Sub-
jektivität des Selbstbewußtseins zum Ausgangspunkt macht 
für immer weitergreifende Prozesse der Reduktion von 
Komplexität auf gesicherte Vorstellungen. 
Die neuzeitliche Wendung des Denkens hat somit die äl-
tere teleologische Auslegung der Handlungseinheit in Fra-
ge gestellt und zugleich mit ihren Begriffen der mechani-
schen (zeitneutralen) Kausalität, der Vorstellung und des 
Wertes den begrifflichen Bezugsrahmen erstellt, in dem die 
Problematik des Zweck/Mittel-Denkens entfaltet wird. Die-
se Begriffe erschließen zunächst eine differenziertere Be-
trachtung des Handelns: Zwecke und Mittel bzw. Entschei-
dung, Handlung und Wirkungen werden als verschiedenar-
tige Stationen eines Geschehens sichtbar, die nicht mehr 

1 Vgl. Aristoteles, Nikomachische Ethik 1194 a; Thomas von Aqui-
no, Summa contra Gentiles, 3, 2. 
2 So Descartes in den Premières Réponses (Ausgabe der Biblio-
thèque de la Pléiade, Paris 1952, S. 347 f.) in bezug auf Ursachen 
und den scholastischen Gottesbeweis. 
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invariant und notwendig verbunden sind, sondern ihr eige-
nes Schicksal haben können. In die Handlungsauslegung 
kommt dadurch Beweglichkeit, Variabilität, Unsicherheit 
hinein; andererseits wird eben dadurch die Suche nach 
Auswegen und neuen Problemlösungen, nach Alternativen 
und neuartigen Kombinationen angeregt. Die Zukunft ist 
nicht mehr durch vorgegebene wahre Zwecke verstopft; 
sie ist unendlich offen, enthält mehr Möglichkeiten, als ak-
tualisiert werden können, und muß daher durch Pläne fest-
gelegt werden. 
Diese Differenzierung und Verunsicherung der Handlungs-
struktur gibt Anlaß zu einer Differenzierung verschieden-
artiger Handlungswissenschaften. Ethik und Naturrecht fal-
len in mehrere Nachfolgewissenschaften auseinander, die 
einen je verschiedenen Sinn von Rationalität vertreten. Die 
empirischen Wissenschaften, die die Faktizität der Zweck-
setzung zu erklären und ihre bedachten und nichtbedach-
ten Folgen zu ermitteln suchen, also namentlich Psycho-
logie und Soziologie, trennen sich von den Wissenschaften, 
die sich weiterhin um die Richtigkeit des Handelns bemü-
hen, ihre Handlungsvorstellung nun aber von der Wirk-
lichkeit abstrahieren. Die Wirtschaftswissenschaften halten 
weiterhin am Zweck/Mittel-Schema fest und versuchen, Ra-
tionalmodelle der Mittelwahl für Zwecke zu konstruieren, 
die möglichst allgemeingültig sind (z. B Gewinnmaximie-
rung). Andere Disziplinen suchen ein Urteil über die Rich-
tigkeit des Handelns durch Auslegung von Normen oder 
Werten zu gewinnen - allen voran die Rechtswissenschaft, 
die sich auf positives Recht stützen und es sich deshalb 
leisten kann, der Zweck/Mittel-Struktur des Handelns al-
lenfalls die Bedeutung eines »Tatbestandes« beizumessen. 
Daß die verschiedenen Wissenschaften, die sich mit mensch-
licher Zwecksetzung befassen, voneinander analytisch unab-
hängig sind, ist im übrigen eine Art (vorläufiger) Ersatz 
für Zweckwahrheit. Unabhängigkeit des begrifflichen Be-
zugsrahmens und die Richtung des analytischen Interesses 
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erlauben es den einzelnen Wissenschaften, ihren Gesichts-
kreis und den Variationszusammenhang, den sie erforschen, 
zu begrenzen und an den Grenzen das als konstant bzw. 
als zufällig variabel anzunehmen, was anderen Wissenschaf-
ten zufällt. So ist es für die Wirtschaftswissenschaften be-
zeichnend, daß sie sich nicht mehr darum kümmern, aus 
welchen Motiven Zwecksetzungen empirisch-kausal zustan-
de kommen und ihre eigenen Forschungsinteressen auf die 
eine oder andere Weise gegen ein Durchschlagen der Pro-
blematik psychologischer oder soziologischer Motivfor-
schungen abzuschirmen suchen3. In ähnlicher Weise distan-
ziert die Rechtswissenschaft sich von der Komplexität eines 
vollen Handlungsverständnisses durch die These, daß alles 
erlaubt sei, was nicht verboten ist. 
Die Trennung dieser Fachrichtungen hat mit dazu beigetra-
gen, daß die Problematik des Zweck/Mittel-Schemas als sol-
chen kaum sichtbar geworden ist, geschweige denn disku-
tiert wird. Fortgeführt wird das aus dem skizzierten denk-
geschichtlichen Hintergrund sich ergebende Bedenken ziem-
lich zerstreut außerhalb der eigentlichen fachwissenschaft-
lichen Forschung. Es hat in der Lebensphilosophie und im 
Pragmatismus, in der Phänomenologie und der Existenz-
philosophie, gelegentlich auch in soziologischen, psychoana-
lytischen, ethnologischen und rechtstheoretischen Untersu-
chungen recht verschiedenartige Sprecher gefunden 4 . Deren 
Argumentation kann in folgende Fassung gebracht werden: 
Das alltägliche, laufende, natürliche Erleben sieht den Ver-

3 Dazu kritisch Talcott Parsons, Die Motivierung des wirtschaftli-
chen Handelns. In: Ders., Beiträge zur soziologischen Theorie, dt. 
Übers. Neuwied-Berlin 1964, S. 136-159. Vgl. ferner Parsons, aaO, 
1949, S. 62 f. u. ö. und George Katona, Das Verhalten der Ver-
braucher und Unternehmer . Über die Beziehungen zwischen Nat io-
nalökonomie, Psychologie und Sozialpsychologie, dt. Übers. Tübin-
gen 1960. 
4 Sehr typisch findet man diese Krit ik des Zweck/Mittel-Denkens 
in fast allen Schriften von John Dewey. Vgl. besonders: H u m a n 
Nature and Conduct , New York 1922; Democracy and Education, 
New York 1916 (24. Druck 1951), insb. S. 123 f.; The Quest fo r 
Certainty. A Study of the Relation of Knowledge and Action, New 
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lauf einer künftigen eigenen Handlungsfolge als einheitli-
ches Geschehen bestimmter Typik vor sich. Es richtet sich 
nach dieser Erwartung und den miterwarteten Umstän-
den. Die Zergliederung dieses Erlebens in Zweck und Mittel 
ist eine künstliche Trennung. Sie bringt nicht etwa ein an 
sich vorhandenes rationales Wesen der geplanten Handlung 
vor das Licht der Vernunft 5 , sondern stellt eine konstituie-
rende Ordnungsleistung dar, die in Entscheidungsprozessen 
York 1929; Theory of Valuation. In: International Encyclopedia of 
Unif ied Science, Bd. 2, No . 4, Chicago 1939, 6. Druck 1950; siehe 
dazu auch Aldo Visalberghi, Remarks on Dewey's Conception of 
Ends and Means. The Journal of Philosophy 50 (1953), S. 737-753; 
und Eduard Baumgarten, Die geistigen Grundlagen des amerikani-
schen Gemeinwesens, Bd. II : Der Pragmatismus: R. W. Emerson, 
W. James, J. Dewey, F r a n k f u r t 1938, S. 282 ff . Um die breite Streu-
ung der Kritik deutlich zu machen, genügen einige weitere, will-
kürlich herausgegriffene Hinweise: Ferdinand Tönnies, Zweck und 
Mittel im sozialen Leben. In: Erinnerungsgabe fü r Max Weber, 
Bd. 1, München-Leipzig 1923, S. 235-270; Alfred Schütz, Der sinn-
haf t e A u f b a u der sozialen Welt. Eine Einleitung in die verstehen-
de Soziologie. Wien 1932, und eine Reihe von Aufsätzen dessel-
ben Autors in: Alfred Schutz, Collected Papers, 3 Bde., Den Haag 
1962/66; Michael Oakeshott, Rat ional Conduct . The Cambridge Jour-
nal 4 (1950-51), S. 3-27. Neu gedruckt in: Ders., Rationalism in 
Politics and other Essays, London-Her fo rd -Har low 1962, S. 80-110; 
Martin Heidegger, ü b e r den Humanismus, F rank fu r t 1949, S. 5; 
Carlos Cossio, Intuition, Thought and Knowledge in the Domain 
of Law. Philosophy and Phenomenological Research 14 (1953-54), 
S. 470-493; D. Demetracopoulou Lee, A Primitive System of Values. 
Philosophy of Science 7 (1940), S. 355-378; Jürgen Habermas, Ana-
lytische Wissenschaftstheorie und Dialektik. Ein Nachtrag zur Kon-
troverse zwischen Popper und Adorno . In: Zeugnisse. Theodor W. 
Adorno zum 60. Geburtstag, F rank fu r t 1961, S. 473-501 (498 ff.) und 
speziell aus der Organisationswissenschaft Bertram M. Gross, The 
Managing of Organization. The Administrative Struggle, Bd. II, New 
York -London 1964, S. 470. 

5 Dies ist die alte Weise des überlieferten Rationalismus, natürli-
che Erlebnisformen als unzulängliche Erkenntnis zu behandeln. N a -
hestehend die Deutung, die Nicolai Hartmann, Teleologisches Den-
ken, Berlin 1951, insb. S . 7 6 f f . gibt: Die Zweck/Mittel-Überlegung 
sei der natürliche Entscheidungsprozeß, der aber zumeist intuitiv-
routinemäßig erfolge und nur in Problemfällen eigens expliziert wer-
de. Hier könnte ein Blick in die wirtschaftswissenschaftliche Dis-
kussion der Rationalmodelle des Zweck/Mittel-Entscheidens ernüch-
ternd wirken. Selbst elementare Kalkulat ionen dieser Art wird man 
seinem Unterbewußtsein nicht jeden Tag zumuten können. 
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eine genauer angebbare Funktion hat. Der Mensch kann 
diese Möglichkeit in begrenztem Umfange ergreifen; er kann 
auch in seinem natürlichen Erlebnishorizont unreflektiert 
oder an anderen Vorstellungen orientiert in sein Handeln 
hineinleben. Nie kann er die in der Zweck/Mittel-Orientie-
rung vorausgesetzten Potentialitäten ausschöpfen; denn sie 
gehen ins Unendliche. Auch wenn er mit Zweck/Mittel-Be-
griffen plant, muß er vereinfachende Vorstellungen benut-
zen, die mit diesen Begriffen nicht zu rechtfertigen sind. 
So ist die entscheidende Frage, welche spezifische Funk-
tion die Zweckorientierung erfüllt. Denn erst, wenn diese 
Frage beantwortet ist, läßt sich eine zweckorientierte Ent-
scheidungstechnik mit den notwendigen Entscheidungsver-
einfachungen entwerfen, lassen sich die Umweltbedingun-
gen einer solchen Technik ermitteln, läßt sich überhaupt 
erst klären, in welche Situationen ein zweckorientiertes Ent-
scheiden angebracht ist. 
Die Funktion der Zweck/Mittel-Orientierung läßt sich aller-
dings nicht mit einem Zuge enthüllen. Vielmehr müssen 
zwei Fragen unterschieden, aber doch im Zusammenhang 
miteinander beantwortet werden. Die erste und grundle-
gende lautet: Welchen Sinn hat es überhaupt, die natür-
lich-erlebte Geschehenseinheit des Handelns kausal, also als 
Differenz von Ursache und Wirkung, auszulegen? Erst 
wenn diese Frage beantwortet ist, und nur in bezug auf 
die Antwort, kann die zweite Frage gestellt werden, wel-
chen Sinn es hat, bestimmte (aber nicht alle) Wirkungen 
des ursächlichen Handelns als »Zweck«, dieses .selbst da-
gegen als »Mittel« auszuzeichnen. Daß in der bisherigen 
Diskussion diese beiden Frageschritte nicht sorgfältig ge-
nug auseinandergehalten wurden, scheint die Hauptquelle 
jener Unklarheiten zu sein, die dem Sinn der Zweckorien-
tierung bis heute anhaften. Und nur deshalb hat sich der 
Mythos, daß das Zweck/Mittel-Denken ein vorgegebenes 
»Wesen« des Handelns enthüllt, über den Zusammenbruch 
seiner Denkvoraussetzungen hinaus halten können. 
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Dem herkömmlichen Denken erscheinen die beiden Frage-
stellungen nicht als Entfaltung eines funktionalen Problem-
schemas, sondern als Gegensatz zweier Arten von Kausa-
lität bzw. zweier Prinzipien der Erkenntnis: der mechani-
schen und der teleologischen6. Heute dominiert dagegen 
die Trennung von Kausalschema und Wertordnung. Da 
gerade diese Trennung dem Zweckbegriff einen neuen Sinn 
und eine spezifische Funktion gegeben hat, die im Vor-
stellungshorizont der alten Teleologie nicht mehr zu er-
fassen ist, müssen wir bei dem damit aufgeworfenen Fra-
genkomplex etwas länger verweilen. 

2. Die Auslegung des Handelns als Bewirken von 
Wirkungen 

Im natürlichen Erleben der Welt, in der man handelt, lie-
gen Kausalvorstellungen und Wertaspekte, soweit sie über-
haupt das Erleben strukturieren, zunächst ungetrennt 
und untrennbar beieinander. Wirkungen sind bewertete 
Wirkungen. Auf dieser Grundlage kann das Zweckprin-
zip zum universellen Prinzip der Weltauslegung erhoben 
werden. Eben diese Verschmelzung begrenzt jedoch die Po-
tenz des natürlichen Erlebens - genauer gesagt: sie be-
grenzt sein Potential für Komplexität. Sie setzt voraus, daß 
Wirkungen durch die Natur schon bewertet sind, die Kom-
6 Vgl. statt anderer: Rudolf Stammler, Lehrbuch der Rechtsphilo-
sophie, 3. Aufl . Berlin-Leipzig 1928, S. 57 f. oder Wandt, aaO, 1924, 
S. 574 f f . Zur Vordergründigkeit dieser einfachen Entgegensetzung 
hat schon Hegel das Nötige gesagt: »Wenn Mechanismus und 
Zweckmäßigkeit sich gegenüberstehen, so können sie eben deswe-
gen nicht als gleichgültige genommen (werden), deren jedes fü r sich 
ein richtiger Begriff sei und so viele Gültigkeit habe als der an-
dere, wobei es nur darauf ankomme, wo der eine oder der ande-
re angewendet werden könne. Diese gleiche Gültigkeit beruht nur 
darauf , weil sie sind, nämlich weil wir beide haben. Aber die not-
wendige erste Frage ist, weil sie entgegengesetzt sind, welcher von 
beiden der wahre sei; und die höhere eigentliche Frage ist, ob nicht 
ein Drittes ihre Wahrheit oder ob einer die Wahrheit des anderen 
ist.« (Georg Wilhelm Friedrich Hegel, Wissenschaft der Logik, Bd. 
I I . Sämtliche Werke [Hrsg. Lasson], Bd. IV, Leipzig 1948, S. 384.) 
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plexität anderer Möglichkeiten der Bewertung insoweit 
schon reduziert ist. Eine analytische Trennung des Kausal-
schemas und der Wertordnung hat demgegenüber gewich-
tige Vorteile. Sie ermöglicht es, mit zwei verschiedenen, 
gegeneinander invariant gesetzten Interpretationen der 
Komplexität der Welt zugleich zu arbeiten: mit einer sche-
matischen und einer regulativen. Im Kausalschema wird 
die Welt als Unendlichkeit möglicher Beziehungen von Ur-
sachen und Wirkungen definiert, die »an sich« wertneutral 
sind, aber durch Bewertung eine Relevanzstruktur erhal-
ten können. Im Wertdenken wird eine regulative Ordnung 
von Gesichtspunkten des Vorziehens postuliert, die »an 
sich« unabhängig von ihrer kausalen Verwirklichung »gilt«, 
die aber auf Wirkungen projiziert werden kann, indem sie 
Regeln enthält, die angeben, welche Wirkungen im Ein-
zelfall zu bevorzugen sind (und auf welche demgemäß zu 
verzichten ist). Wir müssen uns daher zunächst vergewis-
sern, welchen Sinn die analytisch abstrahierte Kausalität 
hat, um dann auf die Möglichkeiten und Grenzen einer 
Wertordnung einzugehen, ehe wir die Funktion der Zweck-
setzung in bezug auf das Problem der Interdependenz 
beider Bereiche klären können. 
Die Auslegung des Handelns als Bewirken einer Wirkung 
postuliert, daß zwei (oder mehr) Stationen des Handlungs-
geschehens gegeneinander invariant gesetzt und so ver-
selbständigt werden. Das bedeutet, daß einzelne Stationen 
des Prozesses festgehalten werden und Wert haben können, 
auch wenn andere sich ändern oder ausgetauscht werden. 
Man kann eine bestimmte Wirkung wollen, aber unter 
mehreren geeigneten Ursachen wählen, zum Beispiel die 
naheliegende oder traditionell übliche verwerfen und an-
dere suchen7. Ebenso kann man umgekehrt von der Ur-
7 Hierzu finden sich t ref fende Ausführungen bei C. West Church-
man/Russel L. Ackoff, Purposive Behavior and Cybernetics. So-
cial Forces 29 (1950), S. 32-39 (insb. 35 ff.) mit der Definit ion des 
Begriffs der »Mittel« als »alternative types of behavior having the 
same funct ion« und der Zusammenfassung der Ursachen zu jeweils 
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sache aus die Wirkungen als variabel behandeln, indem 
man zum Beispiel Folgen, die sich bei dieser Ursache »an 
sich« einstellen würden, durch weitere Komponenten des 
Handlungsgefüges wieder eliminiert. Selbst Zwecke lassen 
sich in diesem Denkschema als variabel behandeln: Man 
kann die wegen bestimmter Folgen gewollte Handlung mit 
anderen (nicht motivierenden, aber gut darstellbaren) Fol-
gen rechtfertigen. 
Im Kausalschema ist - und das sehen wir, wenn nicht 
als das »Wesen«, so doch als Grundlage der Funktion der 
Kausalität an - die Existenz von Alternativen in zwei Rich-
tungen postuliert: Es gibt immer andere Ursachen, die eine 
bestimmte Wirkung ebenfalls bewirken können; und es 
gibt immer andere Wirkungen, die eine bestimmte Ursa-
che ebenfalls bewirken könnte - wenn nämlich Wirkung 
bzw. Ursache in einen anderen Kausalkontext hineinver-
setzt würden. Diese Alternativstruktur des Kausalschemas 
hängt eng damit zusammen, daß keine Ursache allein zur 
Bewirkung einer Wirkung ausreicht, so wie auch keine Ur-
sache oder Ursachenvielheit nur eine einzige Wirkung hat. 
Die Vorstellung einer Ursache bzw. einer Wirkung ist je-
weils eine Abstraktion, die eine bestimmte Ordnungsfunk-
tion erfüllt. Die Vielzahl von Ursachen und Wirkungen, 
die in jedem faktischen Kausalgeschehen verknüpft sind, 
ermöglichen erst die abstrahierende Identifikation einer Ur-

einer »functional Class«, definiert durch die »potentiality for pro-
ducing a specified product«. Als Konsequenz ergibt sich die Er -
kenntnis, daß es keine exakten Vorhersagen notwendiger Wirkungen 
bestimmter Ursachen gibt, sondern nur Wahrscheinlichkeiten, die sich 
nach der Verteilung möglicher Ursachen auf Kausalkontexte richten, 
die zur faktischen Bewirkung einer Wirkung erforderlich sind. Vgl. auch 
die daran anschließenden Erörterungen von Omar K. Moore/Do-
nald J. Lewis, Purpose and Learning Theory. The Psychological Re-
view 60 (1953), S. 149-156, die allerdings den Unterschied von te-
leologischer und mechanischer Kausali tät wieder einführen und inso-
fern dem Problem nicht ganz gewachsen sind. Siehe ferner die De-
finition des Zwecks durch die Bereitschaft, dieselbe Wirkung durch 
ein anderes Verhalten zu bewirken, bei Heinrich Gomperz, Inter-
pretation. Erkenntnis 7 (1937/38), S. 225-232 (227). 
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sache oder einer Wirkung in dem Sinne, daß die Ursache 
A ihre Identität nicht verliert, wenn sie in einer verän-
derten Gesamtkonstellation statt der Wirkungen a, b, c, 
d, e, f die Wirkungen a, b, c, e, f, g erzeugt. Nur des-
halb kann man sich vorstellen, daß eine bestimmte Ur-
sache verschiedene mögliche Wirkungen haben kann. 
Die das traditionelle Kausaldenken beherrschende Suche 
nach Kausalgesetzen im Sinne von invarianten Korrela-
tionen zwischen je einer Ursache und je einer Wirkung 
übernimmt die Abstraktion, die als Isolierung eines Ein-
zelfaktors sinnvoll ist, auf die Kausalbeziehung und ver-
fehlt damit ihren eigentümlichen heuristischen Sinn, ihre 
Eignung als Schema der Entdeckung von Alternativen. Die 
Theorie der Kausalgesetze postuliert einen äußersten 
Grenzfall, in dem es weder auf Seiten der Ursachen noch 
auf Seiten der Wirkungen Austauschmöglicbkeiten gibt und 
in dem die Orientierungsfunktion der Kausalbeziehung da-
her versagt. Glücklicherweise gibt es in der Wirklichkeit 
solche Kausalgesetze nicht, bei denen weder Ursachen noch 
Wirkungen disponibel sind 8. Die herrschende Kausalwis-
senschaft, die nach ihnen sucht, muß die stets gegebenen 
Alternativen entweder durch ceteris-paribus-Annahmen 
wegfingieren oder den strengen Kausalnexus zu einer 
Wahrscheinlichkeitsbeziehung abschwächen. 
Bei dieser Fragestellung kommt jedoch, jedenfalls für die 
Handlungswissenschaften, die Funktion des Kausalschemas 
nicht in den Blick. Sie liegt nicht in der Erkenntnis einer 
unabänderlichen Folge von Kausalfaktoren, die völlig un-
interessant, weil unbeeinflußbar wäre; sondern gerade um-
gekehrt in der Erkenntnis einer bestimmt strukturierten 
Abänderungsfähigkeit solcher Ursache-Wirkung Beziehun-
gen, die stets nur möglich, nie aber notwendig sind. Die 
Kausalauslegung des Handelns befreit, mit anderen Wor-
ten, von der Bindung an eine naturhaf t vorgestellte Ver-

8 Vgl. zu entsprechenden Zweifeln am Begriff des »notwendigen 
Mittels« unten Kap. 3 Anm. 27. 
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laufstypik. Sie konstituiert eine Handlungsstruktur, die 
es ermöglicht, von einer Station des Prozesses aus andere 
zu analysieren, die eine konstant zu setzen, um im Hin-
blick auf sie andere verändern zu können. Ein Geschehen 
braucht dann nicht als Gesamtkomplex akzeptiert oder ver-
worfen, geschätzt oder abgelehnt zu werden (als eine Erleb-
nisbedingung, die unvermeidlich an die gewohnten Hand-
lungstypen fesselt, also traditional orientiert ist); sondern 
man kann das Geschehen zerlegen und es von innen heraus 
durch Variation einzelner Komponenten im Hinblick auf 
spezifische Konstanten modifizieren. 
Diese Auffassung ist bisher vielleicht am deutlichsten in 
der Betriebswirtschaftslehre vertreten und ausgearbeitet 
worden, die das Verhältnis von Produktionsfaktoren und 
Faktorertrag als Produktionsfunktion interpretiert und da-
rin die Grundbeziehung und Rationalisierungsvorausset-
zung des industriellen Produktionsprozesses erblickt. Pro-
duktionsfunktionen sind aber, wie der Begriff Funktion 
schon andeutet, nichts anderes als Substitutionsregeln für 
den Austausch einzelner Faktoren bzw. Faktorenkomplexe 
- wie im einzelnen auch immer die Entscheidungsmodelle 
der Substitution aussehen und ob sie einer mathematischen 
Lösung durch Differentialrechnung oder durch lineare Pro-
grammierung zugeführt werden oder nicht9. In jedem Falle 
ist die Funktion das Schema, nach dem sich Ermittlung und 
Bewertung von Alternativen richten. 

9 Vgl. dazu Erich Gutenberg, Grundlagen der Betriebswirtschafts-
lehre, Bd. I, 10. Aufl . , Berl in-Heidelberg-New York 1965, S. 290 f. 
Besonders anzumerken ist, daß in der allgemeinen Theorie der wirt-
schaftlichen Entscheidung nicht nur diese Substitution von Fak to-
ren, also Ursachen, sondern in der Theorie der Indi f ferenzfunk-
tionen auch Substitutionsverhältnisse zwischen bewerteten Wirkungen 
untersucht werden. Siehe z. B. die Typologie der Indifferenzfunkt io-
nen bei Gérard Gäfgen, Theorie der wirtschaftlichen Entscheidung. 
Untersuchungen zur Logik und ökonomischen Bedeutung des ra-
tionalen Handelns, Tübingen 1963, S. 165 ff . Ob diese Doppelseitig-
keit der Orientierung nicht letztlich dazu zwingt, das Suchen nach 
Extremlösungen der Maximierung oder Minimierung aufzugeben und 
zu Input /Output -Model len überzugehen, bleibt die Frage. 
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Die Kausalauslegung des Handelns ist mithin ein heuristi-
sches Denkschema. Sie stimuliert die Suche nach Alterna-
tiven. Sie vermag so die zähe Konservativität des natür-
lichen Erlebens für Neuerungen aufzuschließen, indem sie 
in je spezifischen Hinsichten kontrollierbare Variationsmög-
lichkeiten eröffnet. 
Freilich darf nicht verkannt werden, daß das natürliche 
Erleben auch außerhalb des Anwendungsbereichs des Kau-
salschemas ständig auf andere Möglichkeiten verweist. Die 
Interpretation der Welt als kausale »Wirklichkeit« ist eine 
einengende Auslegung. Jede Identität wird, wie Edmund 
Husserl aufgedeckt hat, durch Verweisung auf weitere Er-
fahrungsmöglichkeiten konstituiert 1 0 , und »der Zusammen-
hang der Kausalitäten ist nur eine der Arten horizont-
hafter Verweisung«1 1 . Der Sinn der Schematisierung mög-
licher Erfahrung durch die Kausalkategorie besteht also 
lediglich darin, die im natürlichen Erleben sich zeigenden 
Erfahrungs- und Verhaltenspotentialitäten zu systematisie-
ren und so zu interpretieren, daß sie für Vergleichszwecke 
verfügbar, also rationalisierbar werden. 
Die Begriffe Ursache und Wirkung bezeichnen demnach 
nicht bestimmte Eigenschaften des Geschehens, etwa das 
»Vermögen« zu wirken oder Ursachen anzuziehen. Sie sind 
nichts weiter als Variable, als Leerplätze für den Aus-
tausch funktional äquivalenter Möglichkeiten. Ihre Beson-
derheit, und damit das Charakteristische der Kausalität, 
liegt darin, daß sie füreinander funktionale Bezugsgesichts-
punkte sind. Die Eignung einer Ursache, eine Wirkung 

10 Siehe z. B. Edmund Husserl, Cartesianische Meditationen und 
Pariser Vorträge. Husserl iana Bd. I. Den Haag 1950, S. 79 ff. ; ders., 
Erfahrung und Urteil. Untersuchungen zur Genealogie der Logik, 
Hamburg 1948, insb. S. 26 f f . Vgl. auch Helmut Kuhn, The Phe-
nomenological Concept of »Horizon«. In: Marvin Faber (Hrsg.), 
Philosophical Essays in Memory of Edmund Husserl , Cambridge/ 
Mass. 1940, S. 106 bis 123; Aron Gurwitsch, Théorie du Champs 
de la Conscience, o. O. (Paris) 1957. 
11 Husserl, Manuskr ipt C 7 11, S. 14. Zitiert bei Gerd Brand, Welt, 
Ich und Zeit, Den Haag 1955, S. 11. 
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zu erzeugen, dient dabei als Prinzip der Selektion, der Be-
grenzung von Variationsmöglichkeiten. Man kann Ursachen 
im Hinblick auf eine Wirkung variieren, die sie zu er-
zeugen vermögen, und Wirkungen im Hinblick auf eine 
Ursache, nie aber Ursache und Wirkung zugleich als va-
riabel behandeln, denn das würde einen unendlichen Re-
greß auslösen und die Thematik ins Unbestimmbare ver-
flüchtigen1 2 . Diese funktionale Unterscheidung von jeweils 
fixierten und variierten Kausalfaktoren ist der innere 
Grund für die notwendige Asymmetrie der Kausalbe-
ziehung. Obwohl die Kausalkategorie ihre beiden Grund-
begriffe als Variablen ansetzt, erfordert sie, daß jeweils 
die eine oder die andere als Basis der Variation konstant 
gesetzt wird. Die Konstantsetzung braucht indes nicht ab-
solut zu sein. Die Konstante kann in anderen Zusammen-
hängen durchaus als veränderlich behandelt werden, nie 
aber in dem Zusammenhang, dessen Variation sie struk-
turiert. Die Kausalkategorie sieht also vor, daß alles ge-
ändert werden kann, aber nicht alles auf einmal. 
Diese funktional-strategische Auslegung der Kausalität 
wird stark gestützt durch die bemerkenswerte, anders nicht 
zu erklärende Tatsache, daß es trotz der unendlichen Kom-
plexität des Kausalnetzes der wirklichen Welt nur zwei ver-
schiedenartige Kausalfaktoren 1 3 gibt: Ursachen und Wir-
kungen. Warum eigentlich zwei und warum nur zwei? 

12 Darauf gründet Gäfgen, aaO, S. 103 f., 170 f., seine Kritik des 
Zweck/Mittel-Denkens, ohne zu erkennen, daß es der Überwindung 
gerade dieser Schwierigkeit dient. 
13 Diese Zweiteilung darf nicht verwechselt werden mit der binären 
Strukturierung von Wahlsituationen. Zu deren Vorzügen, die na-
mentlich im Zusammenhang mit der Konst rukt ion automatischer Da-
tenverarbeitungsanlagen erfaßt worden sind, vgl. Stafford Beer, Ky-
bernetik and Management , dt. Übersetzung: F rank fu r t 1962, S. 104 
ff . Die Unterscheidung von Ursachen und Wirkungen ist natürlich 
allein kein Schema fü r die Bestimmung von Alternativen. Aber in 
beiden Fällen liegt das gleiche Problem der Komplexität zugrunde 
und beide bedienen sich einer schrittweise vorgehenden Reduktions-
technik. Im übrigen sei angemerkt, daß auch die Systemtheorie von 
Talcott Parsons bewußt binär konstruiert ist. 
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Wenn man die Struktur des Kausalschemas nicht länger 
als gegeben hinnimmt - sei es als Wesensmerkmal der 
Natur oder als Eigenschaft einer ideal-seienden Kategorie 
sondern sie auf ihre Funktion befragt, dann erhellt, daß sie 
in bezug steht zum begrenzten Komplexitätspotential höhe-
rer menschlicher Denkprozesse. Obwohl die neuere psycho-
logische Forschung, die vor allem durch die Erfindung infor-
mationsverarbeitender Maschinen ausgelöst wurde, in die-
ser Frage noch ganz in den Anfängen steckt1 4 , wissen wir 
doch bereits mit einiger Sicherheit, daß das menschliche 
Potential für Komplexität, das Vermögen, komplexe 
Sachverhalte zu erfassen und zu verarbeiten, seinen Schwer-
punkt in den unterbewußten Wahrnehmungsprozessen hat, 
daß dagegen alle höheren, bewußtselektiven Denkleistun-
gen nur sehr wenige Variablen zugleich überblicken kön-
nen. Während es mir nicht schwer fällt, zwischen zwei Obst-
körben zu wählen, wenn der eine vier, der andere fünf 
Apfelsinen enthält, ist die Wahl zwischen Körben mit ge-
mischtem Obst sehr viel schwieriger, selbst wenn die Wert-
differenz erheblich größer ist 1 5 . Ich muß mich dann ent-
weder auf eine sehr starke, dominierende Präferenz fest-
legen - etwa Bananen über alles schätzen - oder einen 
Preisvergleich vornehmen, in jedem Falle also einen Um-
weg einschlagen, um zunächst Komplexität zu reduzieren. 
Aus demselben Grunde verliert man den Überblick über 
Kausalzusammenhänge rasch, wenn man mehrere hinter-
einandergeschaltete Kausalfaktoren zugleich als Variable 
14 Einen guten und aktuellen Überblick vermittelt Roger N. She-
pard, On Subjectively Opt imum Selection Among Mult iat t r ibute Al-
ternatives. In: Maynard W. Shelly, 11/Glenn L. Bryan (Hrsg.), Hu-
man Judgments and Optimality, New York-London-Sydney 1964, 
S. 257-281. Vgl. ferner Jerome S. Bruner/Jacqueline J. Goodnow/ 
George A. Austin, A Study of Thinking, New York -London 1956. 
15 Deshalb kommen auch, wie die experimentelle Forschung festge-
stellt hat , bei mehrdimensional st rukturierten Wahlsituationen die 
meisten Verstöße gegen das »Transitivitätsprinzip« vor, das heißt 
gegen die Forderung, wenn A höher als B und B höher als C 
bewertet wird, auch A höher als C zu bewerten. Siehe dazu Gäf-
gen, aaO, S. 283 ff . Vgl. ferner unten S. 37 ff . 
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behandeln muß 1 6 . Aus dieser Schwierigkeit hilft, ähnlich 
wie die Vereinfachungen in unserem Obstkorb-Beispiel, die 
Unterscheidung von Ursachen und Wirkungen heraus. 
Denn sie ermöglicht es, jeweils nur einen Faktor im Lichte 
der Konstanz des anderen zu variieren, und dann, wenn 
diese Überlegung abgeschlossen ist, das gleiche Schema auf 
ganz oder teilweise andere Faktoren neu anzuwenden 1 7 . Für 
diese Funktion ist ein binäres Schema, dessen Anwendung 
bei Bedarf wiederholt werden kann, am vorteilhaftesten. 
Ungeachtet aller Zwecksetzung enthält also schon das Kau-
salprinzip selbst eine strategische Schematisierung im Hin-
blick auf überkomplexe Anforderungen an das Handeln. 
Schon durch die Auslegung des Handelns als ursächliches 
Bewirken einer Wirkung wird eine konstituierende Leistung 
erbracht, die sich nicht von selbst versteht und angebbare 
Funktionen erfüllt. Die Leistung und ihre Problemrich-
tung kann auch mit den Begriffen Spezifikation und Un-
endlichkeit erfaßt werden. Beide Begriffe hängen - auch 
dies ist eine für das Folgende grundlegende Einsicht -
eng miteinander zusammen, und zwar in dem Sinne, daß 
erst durch Spezifikation des Vorstellens die Unendlichkeit 
der Ursachen und Wirkungen problematisch wird und in-
folgedessen Einrichtungen und Entscheidungshilfen erfor-
dert, welche die Unendlichkeit auf ein handliches, entschei-
dungsfähiges Format reduzieren. 
Je weiter aber die Spezifikation getrieben wird, desto grö-
ßer wird die erlebnisbesetzte Spannweite des Unendlichen, 
desto mehr weitet sich die Distanz aus zwischen spezifi-

16 Wir verwenden hier und im folgenden den Begriff »Kausalfak-
tor« ohne Rücksicht auf den Wortsinn von »Faktor« als übergrei-
fende Bezeichnung, die sowohl Ursachen als auch Wirkungen meint, 
aber deren Unterschied im Unbest immten läßt. D aß es eine solche 
übergreifende Bezeichnung in unserer Sprache nicht gibt, ist 
im übrigen eine interessante Tatsache, die mitschuldig sein dürf te 
daran, daß das Kausalschema nur als »Beziehung«, nicht in der Va-
riabilität seiner Faktoren analysiert worden ist. 
17 Wir werden diesen Gedanken unten S. 292 ff . wieder aufgreifen, 
wenn Einzelheiten der Zweckprogrammierung erörtert werden. 
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schem Erlebnisthema und Bewußtseinshorizont. Damit ist 
eine Problematik angezeigt, die sich deuten läßt als ange-
strengter Versuch, mit Hilfe der Kausalauslegung die Kom-
plexität der Welt zu erfassen und einer Schematik zu un-
terwerfen, die ein sinnvolles menschliches Entscheiden er-
möglicht. Das erfordert einen zweiten Arbeitsgang der 
Wertbildung bzw. Zwecksetzung, durch den diese komplexe 
Unendlichkeit reduziert wird. 

3. Regulierung durch Werte und Zwecke: 
Transitivität oder Opportunismus 

Durch Auszeichnung bestimmter Teile des Geschehens als 
relevante, strategisch wichtige Faktoren eines Kausalpro-
zesses wird die Entscheidung über Konstante und Variable 
der Handlungsplanung einer Steuerung durch externe Se-
lektionsgesichtspunkte (Werte) ausgesetzt. Das Handeln 
wird nicht mehr mitsamt seinen komplexen Bedingungen 
und Folgen als ein funktional diffuses, kompaktes Gesche-
hen erlebt, das nicht geändert werden kann, weil es, mit 
Sinnbeziehungen überladen, viele Funktionen zugleich er-
füllt; sondern es tritt mit den Faktoren, die konstant ge-
setzt werden, in den Dienst einer spezifischen Funktion, 
um deretwillen andere Komponenten des Geschehens ver-
nachlässigt, modifiziert oder ausgewechselt werden können. 
Es tritt infolgedessen nicht als ein in sich sinnvolles, not-
wendiges, befriedigendes Ereignis ins Bewußtsein, sondern 
wird im Hinblick auf etwas anderes vollzogen1 8 . Es läßt 
18 Klassische Quellen für diese Gedanken sind namentlich Ferdi-
nand Tönnies, Gemeinschaft und Gesellschaft. Nachdruck der 8. 
Auf l . (1953), Darmstad t 1963, und Max Weber, Wirtschaft und Ge-
sellschaft, 4. Aufl . Tübingen 1956, S. 1 ff . In überarbeiteter F o r m 
tauchen sie in der allgemeinen Theorie der Aktionssysteme von Tal-
cott Parsons an zwei Stellen auf: (1) in der Lehre von den Orientie-
rungsrichtungen (pattern variables), deren eine durch die Dichoto-
mie von »specificity« und »diffuseness« bezeichnet wird - vgl. z. B. 
Talcott Parsons/Edward A. Shils (Hrsg.), Toward a General The-
ory of Action, Cambr idge /Mass . 1951, S. 83 f. u. ö., und als neuere 
Fassung: Talcott Parsons, Pat tern Variables Revisited. American So-
ciological Review 25 (1960), S. 467-483 (471) -, und (2) im Klassi-
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sich damit an indirekten Rücksichten orientieren, organi-
sieren, vertauschen, aber um den Preis eines Verzichts 
auf unmittelbare Sinnerfüllung 1 9 . 
Spezifikation vereinseitigt die Orientierung in einer Wei-
se, die auf der anderen Seite das Problem der Unendlich-
keit heraufbeschwört und unabweisbar werden läßt. Auf 
dem Untergrund eines undifferenzierten, lebenstypischen 
Ablaufs versucht der vorausplanende oder zurechnend-er-
klärende Blick, bestimmte Punkte als Wirkungen oder als 
Ursachen zu fixieren. Deren Identität versteht sich nicht 
von selbst, sondern muß erst konstituiert werden 2 0 . Mit 
fikationsschema der Systembildung als Rubrikenbezeichnung »instru-
mental« und »consummatory«. Siehe z. B. Talcott Parsons, Gene-
ral Theory in Sociology. In: Robert K. Merton/Leonard Broom/ 
Leonard S. Cottrell, Jr. (Hrsg.), Sociology Today, New York 
1959, S. 3-38 (5 ff.). Besonders David E. Apter, The Political King-
dom in Uganda . A Study in Bureaucrat ic Nationalism, Pr inceton/ 
N. J. 1961, S. 85 ff. ; ders., The Politics of Modernizat ion, Chicago-
London 1965, wertet die Unterscheidung instrumental - consumma-
tory im Hinblick auf die Steigerung der Variabilität eines Systems 
aus. Vgl. auch die auf Tauschzusammenhänge abgestellte entspre-
chende Unterscheidung von »extrinsic« und »intrinsic rewards« bei 
Peter M. Blau, Exchange and Power in Social Life, New York-
London-Sydney 1964, insb. S. 35 ff . 
19 Um einer romantischen Mißdeutung vorzubeugen, sei angemerkt, 
daß unter »unmittelbarer Sinnerfüllung« hier nicht so etwas wie 
Wohlgefühl oder Nutzen verstanden wird. Diese Begriffe gehören 
nicht in eine Handlungstheorie, sondern in die Systemtheorie, denn 
sie lassen sich nur in bezug auf Systeme explizieren. Die mangeln-
de Unterscheidung beider Theorien hat viel Unklarhei t verursacht. 
Unmit te lbare Sinnerfüllung ist in dem Maße gegeben, als die moti-
vierenden Vorstellungen sich auf den Handlungsvollzug selbst be-
schränken, liegt also auch dann vor, wenn er als Ritual vollzogen 
wird oder wenn er sich ohne weitere Implikationen von selbst ver-
steht. Die Achse des Problems liegt nicht in dem Gegensatz von 
Genuß und Verzicht, von Gefühl und Verstand, von Glück und 
Arbeit . Sie ist in dem Umstand begründet, daß ein Handeln, welches 
seinen Sinn in sich trägt, notwendig unfrei , alternativenlos, schick-
salhaft vollzogen werden muß, die Dispositionsfreiheit, die im gan-
zen mehr Befriedigung verspricht, dagegen nur durch Ausweitung 
des Zeithorizontes, Vertagungen, Umleitungen, kurz: durch Diszi-
plinierung erreicht werden kann. 
20 In der üblichen Diskussion der unendlichen Vielzahl von Ursa-
chen und Wirkungen jedes konkreten Ereignisses und der Schwie-
rigkeiten, die daraus erwachsen, wird zumeist übersehen, daß noch 

34 



der Einheit einer Ursache wird aber zugleich die Frage 
nach anderen Ursachen, mit der Einheit einer Wirkung 
zugleich die Frage nach anderen Wirkungen, mit der spezi-
fischen Identität die Unendlichkeit anderer Möglichkeiten 
konstituiert. 
Damit ist in einem sehr allgemeinen Sinne das Bezugs-
problem angezeigt, das die Rationalisierung des Entschei-
dens und Handelns leitet. Wenn das Handeln als Kausal-
vorgang ausgelegt wird, muß das Entscheiden begrif-
fen werden als Reduktion einer Unendlichkeit von Mög-
lichkeiten auf eine einzige Handlung bzw. Handlungsfolge. 
Wenn man von dieser Problemfassung ausgeht, läßt sich 
der Entscheidungsvorgang in bestimmter Weise rationalisie-
ren, läßt sich ermitteln, welche Funktion den einzelnen Zwi-
schenentscheidungen, Hilfsvorstellungen, Kooperationsfor-
men und Vereinfachungstechniken im Hinblick auf das all-
gemeine Problem der Unendlichkeitsreduktion zufällt. Auch 
die Zwecksetzung, ja selbst die Wertbildung lassen sich in 
dieser funktionalen Perspektive erhellen. Sie dienen der se-
lektiven Stabilisierung eines engeren Bereichs von relevanten 
Ursachen und Wirkungen 2 1 . So kann man zwar nicht »er-
klären«, was Zwecke und Werte »sind«, wohl aber ver-
stehen, was sie leisten. 
Das erste, für sich allein aber nicht ausreichende Prinzip 
nicht einmal die Einheit einer Ursache bzw. einer Wirkung etwas 
an sich Vorgegebenes und Erkennbares ist, sondern daß von der 
begrifflichen Fassung, letztlich also dem Feststellungsinteresse ab-
hängt, was in einem bestimmten Planungs- oder Erklärungskontext 
als »eine« Folge bzw. Ursache behandelt wird. Dazu t reffend Da-
vid Braybrooke/Charles E. Lindblom, A Strategy of Decision. Poli-
cy Evaluation as a Social Process, New York-London 1963, S. 230. 
21 Zum Vergleich siehe die andersartige Interpretat ion dieses Ver-
hältnisses bei Nicolai Hartmann, aaO 1951, insb. S. 121 ff . 
Auch Har tmann sieht den Kausalnexus als wesenhaft offen und auf-
nahmebereit fü r neue Ursachen und neue Wirkungen, und den Fi-
nalnexus als Einführung einer exklusiven Selektion in das allge-
meine Feld unendlicher Kausalität. Er interpretiert dieses Verhäl t -
nis aber nicht als Reduktion, sondern im Sinne seiner allgemeinen 
Schichtenvorstellung als »Überformung« des niederen Kausalnexus 
durch eine höherrangige Determination. 
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der Unendlichkeitsreduktion ist die Wertbildung. Auf die 
elementare Form des Erlebens zurückgeführt, sind Werte 
Erwartungen, die aber in bestimmter Weise interpretiert, 
generalisiert und abstrahiert werden und dadurch in der 
Lage sind, den Handlungshorizont für rationale Problem-
lösungen zu strukturieren. 
Der Wertbegriff ist nicht zufällig als Neufassung eines al-
ten Problems im 19. Jahrhundert aus der Wirtschaftstheo-
rie in das allgemeine Bewußtsein, ja sogar in die Philoso-
phie eingedrungen. Er ist auf die neuzeitliche Kausalaus-
legung des Handelns, wie wir sie eben skizziert haben, 
abgestimmt und nur im Zusammenhang mit ihr zu ver-
stehen 2 2 . Er bezieht sich auf Wirkungen des Handelns, 
indem er spezifische Gesichtspunkte der Schätzung (prak-
tisch also der Bevorzugung) solcher Wirkungen bezeichnet. 
Die Generalisierung des Gesichtspunktes der Schätzung be-
deutet, daß er eine vom faktischen Eintritt einzelner Wir-
kungen unabhängige »Geltung« erhält. Werte sind also 
kontrafaktisch stabilisierte Erwartungen, zu denen man sich 
allgemein bekennen kann, selbst wenn entsprechende Wir-
kungen im Augenblick oder auch überhaupt nicht eintre-
ten 2 3 . Die Spezifikation der Werte bedeutet, daß sie eine 
bestimmte Hinsicht der Schätzung von Wirkungen fixie-
ren und die volle Sinnbedeutung des konkreten Ereignis-
ses nicht ausschöpfen. Es gibt demzufolge viele Werte, die 
sich zwar nicht notwendigerweise begrifflich, wohl aber in 
ihren Anforderungen an das Handeln widersprechen. Die 
Abstraktion der Werte schließlich bedeutet, daß die Wert-
geltung nicht nur von der Sinnfülle des konkreten Wir-
kungsereignisses, sondern auch von dem komplexen Fol-
genhorizont bestimmter ursächlicher Handlungen abgelöst 
ist. Deshalb muß alles konkrete Handeln mit einer kom-

22 Vgl. hierzu auch: Niklas Luhmann, Wahrhei t und Ideologie. Der 
Staat 1 (1962), S. 431-448 (439 f.). 
23 Vgl. dazu den Überblick über die sozialpsychologische Forschung 
bei Ralph M. Stogdill, Individual Behavior and G r o u p Achievement, 
New York 1959, S. 59 ff. , insb. 71 ff . 
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plexen Wertsituation rechnen, da es in seinen Folgen die 
verschiedenartigsten Werte und Unwerte berührt. Spezifi-
kation und Abstraktion der Wertgesichtspunkte sind un-
erläßlich, da Werte anders nicht kontrafaktisch stabilisiert 
werden können. 
Mit diesen Bestimmungen sind auch schon Grenzen der 
Ordnungsleistung der Werte angedeutet 2 4 . Jedes konkrete 
Handeln führt, wenn es kausal aufgefaßt wird, in ein Wert-
dilemma. Es kann sich nicht an Werten allein orientie-
ren, sondern braucht zusätzliche Entscheidungshilfen. Die-
se Hilfen werden in zwei prinzipiell verschiedenen Formen 
angeboten, die aber zueinander funktional-äquivalent sind: 
im Postulat einer »transitiven« Ordnung der Werte (Wert-
hierarchie) und im Zweck/Mittel-Schema. Beide Möglich-
keiten sollen Informationen über die Entscheidungssi-
tuation verdichten und dadurch eine Entscheidung ermögli-
chen. Sie sind unter diesem funktionalen Gesichtspunkt 
gleichwertig. Das macht verständlich, wieso die moderne 
Theorie des wirtschaftlichen Handelns auf die Kritik des 
Zweck/Mittel-Schemas durch Annahme des Transitivitäts-
postulats reagieren konnte. Als funktional-äquivalente Pro-
blemlösungsversuche sind diese Prinzipien auswechselbar. 
Nur haben beide ihre Mängel und Schwierigkeiten, so daß 
die Substitution praktisch auf einen Austausch von Folge-
problemen hinausläuft. 
Mit dem Postulat der Transitivität einer vollständigen Wer-
teordnung soll die Möglichkeit einzig-richtiger Entscheidun-
gen gesichert werden 2 5 . Es handelt sich, das wird beson-

24 Weitere Grenzen, die sich aus den Schwierigkeiten der Konsens-
bildung und Institutionalisierung der Werte ergeben, lassen wir hier 
zunächst außer acht, da sie erst im Rahmen der Systemtheorie be-
handelt werden können. 
25 Zu dieser Prämisse und als Beispiele fü r ihre Verwendung vgl. 
Ward Edwards, The Theory of Decision Making, Psychological Bul-
letin 51 (1954), S. 380-417 (381 f., 403 ff.); John M. Davis, The Tran-
sitivity of Preferences. Behavioral Science 3 (1958), S. 26-33; Ken-
neth J. Arrow, Social Choice and Individual Values, New York-
London 1951; Jacob Marschak, Towards an Economic Theory of 
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ders deutlich, wenn man die Bemühungen der welfare eco-
nomics um das sogenannte Aggregationsproblem, das heißt 
die Verschmelzung individueller zu intersubjektiv gelten-
den Nutzenfunktionen, hinzunimmt, um ein formalisier-
tes, mathematisierbares Naturrecht. Das Transitivitätsprin-
zip besagt, daß die Beziehungen zwischen Werten als Vor-
rangbeziehungen zu verstehen seien und daß jede einzelne 
Rangbeziehung zwischen zwei Werten als durchgreifend an-
erkannt werde, daß also der Satz gilt: Wenn Wert A dem 
Wert B und Wert B dem Wert C vorzuziehen ist, dann 
ist Wert A auch dem Wert C vorzuziehen. In dieser Form 
wird heute der ältere Gedanke festgehalten, daß die kom-
plexen Wertimplikationen des konkreten Handelns nur 
durch die Einheit eines höchsten Wertes 2 6 oder durch ein 
Wertesystem27 bzw. eine Wertehierarchie2 8 geordnet wer-
den könnten. Die phänomenologische Werteethik behaupte-
te sogar, mit Intuition und Wesensschau auf dieses Erfor-
dernis zu stoßen 2 9 . Indessen ist der Glaube an dieses Prin-
zip sehr leicht zu erschüttern. 

Organization and Informat ion . In: Robert M. Thrall/Clyde H. 
Coombs/Robert L. Davis (Hrsg.), Decision Process, New York-
London 1954, S. 187-220, und ders., Actual Versus Consistent De-
cision Behavior. Behavioral Science 9 (1964), S. 103-110; R. Duncan 
Luce, Individual Choice Behavior. A Theoretical Analysis, New 
York-London 1959, S. 1, 9. Besonders kennzeichnend fü r diese For -
schungsrichtung ist, daß sie die Transitivität der individuellen 
Wertordnungen als Prämisse, die intersubjektive Vergleichbarkeit 
und Verschmelzbarkeit der Werte dagegen als ein mit äußerster 
Skepsis beurteiltes Problem ansetzt - ein deutliches Zeichen fü r 
einen vorsoziologischen, ideologisch bedingten Individualismus. 
26 So die traditionelle praktische Philosophie von Piaton an bis hin 
etwa zu John Stuart Mill, System of Logic. Ratiocinative and In-
ductive, Bd. II, 9. Aufl. , London 1875, S. 554 f. 
27 So z. B. Bruno Bauch, Wahrheit , Wer t und Wirklichkeit, Leip-
zig 1923, S. 479 f.; F. Kaufmann, aaO, S. 95 ff. ; Talcott Parsons, 
The Place of LJltimate Values in Sociological Theory. The Inter-
national Journal of Ethics 45 (1935), S. 282-316 (294 ff.). 
28 Vgl. etwa Parsons/Shils, aaO, z. B. S. 178; Gäfgen, aaO, S. 187 
ff . (Wertskala). 
29 Vgl. z. B. die Ableitung der Rangdimension aus dem »Wesen« 
der Werte bei Max Scheler, Der Formal ismus in der Ethik und 
die materiale Wertethik, 4. Aufl . , Bern 1954, S. 107 ff . Ähnlich, aber 
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Einmal steht fest, daß der Mensch faktisch nicht ohne wei-
teres transitiv entscheidet, ja daß es in komplexen Situ-
ationen über seine rationalen Kräfte geht, sich transitiv 
zu orientieren3 0 . Auf diesen im Vordergrund der Diskus-
sion stehenden Einwand könnte man jedoch noch durch 
Konditionalisierung des Anwendungsbereichs der Theorie 
reagieren; man könnte erwidern, daß die Modelle ratio-
nalen Handelns eben nur anwendbar sind, wenn und so-
weit der Mensch sich transitiv orientiere. Deshalb ist ein 
zweiter Einwand der wichtigere, daß eine transitive Orien-
tierung in der komplexen Situation des konkreten menschli-
chen Handelns gar nicht rational wäre, weil sie zu starr 
ist und den Bedingungen sinnvoller Wertorientierung nicht 
entspricht3 1 . An einzelnen Werten kann nämlich zwar der 
vorsichtiger, beruf t sich Nicolai Hartmann, Ethik, 4. Aufl . Berlin 
1962, S. 269 ff . auf das Wertgefühl , das eine Wert rangordnung of-
fenbare als Dimension sui generis, die nicht näher definiert werden 
könne. Siehe auch die Kritik durch Viktor Kraft, Die Grundlagen 
einer wissenschaftlichen Wertlehre, 2. Aufl . Wien 1951, S. 21 ff . 
30 In der amerikanischen Forschung betrachtet man allerdings die 
experimentelle Überprüfung des Transitivitätsprinzips als noch nicht 
abgeschlossen. Immerhin zeichnet sich bereits ab, daß das Ergebnis 
nicht einfach ja oder nein lauten wird, sondern daß es mehr darauf 
ankommen wird herauszufinden, in welcher Art von Situationen 
der Mensch ein hohes Potential an Transitivität erreichen kann und 
in welchen nicht. Siehe den Bericht über den Forschungsstand bei 
Gäfgen, aaO, S. 276 ff . ; als weitere Beispiele Davis, aaO; K. O. May, 
Transitivity, Utility, and Aggregation in Preference Patterns. Eco-
nometrica 22 (1954), S. 1-13; Donald Davidson/Patrick Suppes, De-
cision Making. An Experimental Approach, S tanford /Ca l . 1957, und 
als allgemeine Ablehnung dieses Prinzips auf empirischer Grundlage 
etwa Gunnar Myrdal, Das Zweck/Mittel-Denken in der National-
ökonomie. Zeitschrift fü r Nat ionalökonomie 4 (1933), S. 305-329 
(insb. 312 ff.). Neu gedruckt in: ders., Das Wertproblem in der So-
zialwissenschaft, Hannover 1965, S. 213-233, oder Roland N. 
McKean, Efficiency in Government Through System Analysis With 
Emphasis on Water Resources Development, New York 1958, S. 
103 ff . 
31 So namentlich Braybrooke/Lindblom, aaO. In der wirtschaftswis-
senschaftlichen Entscheidungstheorie läßt man sich zwar nicht so 
rasch einschüchtern und nimmt an, daß ein Wechsel der Wer tord-
nungen das Transitivitätsprinzip an sich nicht erschüttere, da jede 
der sich ablösenden Wertordnungen transitiv sein könne. Auch gibt 
es Möglichkeiten, Präferenzentscheidungen zu vertagen, z. B. mit 
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Gesichtspunkt des Schätzens, nicht aber der Rang abstra-
hiert und spezifiziert werden; denn die relative Bedeutung 
spezifischer Werte hängt immer davon ab, wie weit andere 
Werte befriedigt sind. Wertgesichtspunkte lassen sich zwar 
in Worten und Begriffen abstrahieren; Wertrangbeziehun-
gen kann man dagegen nicht aus dem Kausalkontext der 
Wirklichkeit herauslösen, da Veränderungen der Wirklich-
keit die Dringlichkeit der Bedürfnisse und damit die Dring-
lichkeitsordnung der Werte ändern 3 2 . Die Werteordnung 
erfordert also geradezu einen elastischen Opportunismus 3 3 : 
daß einmal der Frieden auf Kosten der Freiheit und dann 
wieder die Freiheit auf Kosten des Friedens gefördert 
wird, daß man sich einmal persönlich durchsetzt, ein ande-
res Mal nachgibt, einmal für Nahrung sorgt, dann wieder 
für Kleidung. Eine Rangordnung, die in die gleiche Ab-
straktionshöhe gebracht würde wie die Werteformeln selbst, 
würde den Menschen übermäßig verpflichten, ja bis zur 
Lebensunfähigkeit fesseln 3 4 . 
Wer seine Werte als transitiv-geordnet postuliert, ist schon 
dadurch fast unvermeidlich gehalten, sie auch als festste-
hend zu behandeln und umgekehrt; denn er kann dann 
nicht einzelne Werte umrangieren, ohne die Gesamtord-
Hilfe des Geldmechanismus, und doch gegenwärtig schon rational 
zu handeln. Im Grunde lassen sich jedoch gerade bei einer Theo-
rie des Wählens Sachordnung und Zeitablauf nicht in dieser Weise 
trennen, und das Transitivitätsprinzip verliert seine Funkt ion genau 
in dem Maße, in dem man die Wertkonstanzthese aufgibt. 
32 Dieses Argument f indet sich auch bei Myrdal, aaO, S. 305-329 
(313 f.). 
33 Hierzu und zum Zusammenhang dieses Gedankens mit dein ari-
stotelischen der Gerechtigkeit vgl. Niklas Luhmann, Grundrechte als 
Institution. Ein Beitrag zur politischen Soziologie, Berlin 1965, 
S. 214 f. 
34 Für den Organisationsbereich vgl. A. K. Rice, The Enterprise 
and its Environment. A System Theory of Management Organi-
zation, London 1963, S. 13 f., 188 ff. mit Ausführungen darüber, 
daß manche Organisationen eine Mehrhei t von Zwecken verfolgen 
und die Priori tätsfrage unentschieden, also f luktuieren lassen müs-
sen. Siehe ferner Barnard, aaO, S. 200 ff . und Richard M. Cyert/ 
James G. March, A Behavioral Theory of the Firm, Englewood 
Cliffs /N. J. 1963, S. 35 f., 118 über »sequential attention to goals«. 
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nung zu gefährden und alles neu zu durchdenken. Die 
Postulate der transitiven Konsistenz und der Dauerhaftig-
keit der Wertordnung bedingen sich wechselseitig und kön-
nen nur gemeinsam in Frage gestellt werden. Und dar-
aus folgt, daß die Präferenzen unabhängig von den Oppor-
tunitäten festgestellt sein müssen 3 5 . 
Damit wird erkennbar, daß das Transitivitätspostulat keinen 
Wahrheitswert hat - es entspricht nicht »der Sache selbst« -, 
sondern nichts weiter ist als eine Strategie der Absorp-
tion von Unsicherheit in bezug auf Wer te 3 6 . Geht man 
von der natürlichen, fluktuierenden Wertlage aus, wo jeder 
Wert in seiner Attraktivität vom Befriedigungsstand ande-
rer Werte abhängt, dann heißt dies, daß beim Blick in 
den Zukunftshorizont des Handelns nicht nur das Eintref-
fen der Wirkungen ungewiß sein kann, sondern auch die 
Frage, ob die Wirkungen dann, wenn sie eintreten, das 
Handeln noch wert sein werden, oder ob die Gesamtkon-
stellation der Werte sich inzwischen so geändert haben 
wird, daß man nachträglich einen anderen Einsatz der Mit-
tel bevorzugt haben würde 3 7 . Das Transitivitätspostulat 

35 Diese Trennung, die fü r die wirtschaftswissenschaftliche Entschei-
dungstheorie bisher typisch war, stellt Tjalling C. Koopmans, On 
Flexibility of Fu ture Preference, in: Maynard W. Shelly ll/Glenn L. 
Bryan (Hrsg.), H u m a n Judgments and Optimality New York -Lon-
don-Sydney 1964, S. 243-254 in Frage mit dem Vorschlag, Prä fe -
renzen auf Opportuni täten zu beziehen. Die Rückwirkungen auf das 
Transitivitätsprinzip werden dabei leider nicht behandelt. 
36 Das wird auch der Grund sein, weshalb es trotz vielseitiger Be-
mühungen bis heute nicht gelungen ist, auf der Basis des Tran-
sitivitätsprinzips eine axiomatisch geschlossene Theorie der Rat iona-
lität zu entwerfen. Siehe dazu Patrick Suppes, The Philosophical 
Relevance of Decision Theory. The Journal of Philosophy 58 (1961), 
S. 605-614. 
37 Siehe diese Unterscheidung auch bei James D. Thompson/Arthur 
Tuden, Strategies, Structures and Processes of Organizational De-
cision. In: James D. Thompson u. a., Comparat ive Studies in Ad-
ministration, Pit tsburgh 1959, S. 195-206 (196 ff.) und James D. 
Thompson, Decision-making, the Firm, and the Market , in: Wil-
liam W. Cooper/Harold J. Leavitt/Maynard W. Shelly II (Hrsg.), 
New Perspectives in Organization Research, New York-London-
Sydney 1964, S. 334-348 (335 ff.). Diese Zeitabhängigkeit der Wert -
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ist eine ziemlich grobe Strategie, die diese Möglichkeit ein-
fach wegfingiert. Es sollte jedoch nicht den Blick trüben 
für andere, funktional äquivalente Strategien. Vor allem 
läßt sich Wertunsicherheit in gewissem Umfange auch 
durch Konsens absorbieren oder dadurch, daß man in Sy-
stemen handelt, die einen gewissen Befriedigungsstand im 
Hinblick auf andere Bedürfnisse einregulieren und für die 
Zukunft garantieren können. 
Bei so gewichtigen Einwendungen gegen das Prinzip der 
Transitivität wird man zweifeln dürfen, ob der Übergang 
vom Zweckprinzip zum Transitivitätsprinzip, den die wirt-
schaftswissenschaftliche Theorie des rationalen Handelns 
vollzogen hat, in jeder Hinsicht einen Fortschritt 
darstellt 3 8 . Auf alle Fälle sollte das Zweck/Mittel-Schema 
urteilsgrundlagen ist im übrigen eine der versteckten Komponenten 
des berühmten, aber noch sehr kompakt formulier ten Prinzips der 
»Heterogonie der Zwecke« - siehe Wilhelm Wundt, Ethik. Eine U n -
tersuchung der Tatsachen und Gesetze des sittlichen Lebens, Bd. 
I, 3. Aufl., Stuttgart 1903, S. 274 f., und zu den weiteren Ausstrah-
lungen etwa Werner Sombart, Die drei Nat ionalökonomien, Mün-
chen-Leipzig 1930, S. 230 f. Diese Formel faßt den Wertaspekt und 
den Kausalaspekt ungetrennt zusammen in der These, daß das H an -
deln unerwartete Folgen haben könne, die bei ihrem Eintritt An-
laß gäben, neue Zwecke zu setzen. In ihrem Kausalaspekt ist sie 
einer der Vorläufer der Theorie kybernetischer Regelung; in ihrem 
Wertaspekt nimmt sie, konsequent durchdacht, eine Theorie oppor-
tunistischer Wertverwirklichung vorweg. 
38 Diese These wird in der modernen Entscheidungstheorie nicht 
selten vertreten - entweder implizit durch Nichterwähnen der Zweck/ 
Mittel-Begriffe (so z. B. Robert M. Thrall/Clyde II. Coombs/Ro-
bert L. Davis, aaO) oder ausdrücklich so z. B. Gäfgen, aaO, 
S. 102 ff., 170 f. Gäfgen begründet seine Ablehnung mit der kompli-
zierten Struktur und den angeblich hohen Anforderungen an eine 
rationale Handhabung des Zweck/Mittel-Schemas, ohne die darin an-
gelegten Möglichkeiten der Entscheidungsvereinfachung zu würdi-
gen; und er spricht im weiteren dann von Alternativen, ohne zu 
klären, wodurch Handlungen zu Alternativen werden, wenn nicht 
durch Zwecksetzung. Der wirkliche Grund fü r diese Theorieent-
scheidung ist indes, daß Kalküle auf der Basis des Transitivitäts-
axioms sich mathematisieren lassen, Zweck/Mittel-Kalküle dagegen 
nicht. Im Unklaren bleibt das Verhältnis von Zweckprinzip und 
Transitivitätsprinzip auch bei Autoren, die den Zweckbegriff zwar 
benutzen, um eine Situation mit einer Mehrhei t von Alternativen zu 
illustrieren, bei der Ent fa l tung der Kalküle fü r rationales Entschei-
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weiterhin im Blickfeld bleiben. Und dazu ist zunächst er-
forderlich, daß man es in seiner Funktion und in seinem 
Unterschied zum Transitivitätsprinzip klar herausarbeitet, 
zumal die gegenwärtige Diskussion beide Gedanken nicht 
deutlich genug als funktionale Alternativen trennt. 
Das Zweck/Mittel-Schema postuliert in seinem Grundge-
danken ebenfalls ein Verhältnis zwischen Werten. Es hat 
seine Eigentümlichkeit nicht, wie gemeinhin angenommen 
wird, in einer Beziehung zwischen Ursache und Wir-
kung 3 9 . Ein Mittel ist nicht etwa nur eine Ursache in ih-
rer Ursächlichkeit für einen bestimmten Zweck. Und ein 
Zweck ist nicht etwa nur Wirkung qua Wirkung. Zur Be-
zeichnung dieses Verhältnisses genügen die Kausalbegriffe. 
Die Begriffe Zweck und Mittel setzen ein Kausalverhält-
nis voraus, beschreiben es aber nicht als solches4 0. Sie mei-
den aber auf gerade diese Vereinfachungsfunktion des Zweckes nicht 
mehr zurückzukommen, sondern alle Werte der Entscheidungen zu 
berücksichtigen suchen. Siehe z. B. Peter Fishburn, Decision and 
Value Theory, New York-London-Sydney 1964. Dabei wird verkannt, 
daß es prinzipiell unmöglich ist, Kausalkontexte auf Alternativen zu 
begrenzen, ohne Werte zu neutralisieren, die man in anderen Zu-
sammenhängen hoch schätzt. Bezeichnend fü r diese Problematik sind 
ferner die ständigen Rückfälle vom Alternat iven-Denken ins Zweck/ 
Mit te l -Denken, die man bei Simon findet. Dazu gut: Herbert J. 
Storing, The Science of Administration. Herbert A. Simon. In: Her-
bert J. Storing (Hrsg.), Essays on the Scientific Study of Politics, 
New York 1962, S. 63-150 (69 ff.). 

39 Historische Wurzel dieser vorherrschenden Darstellung ist na tür-
lich der Gedanke einer teleologischen Kausali tät des Zwecks als U r -
sache der Mittel. Nachdem man diesen Gedanken aufgeben mußte, 
hät te die Beziehung der Zweck/Mittel-Begriffe zum Kausalprinzip 
neu durchdacht werden müssen. Das ist nicht geschehen. Stattdessen 
begnügt man sich damit, die teleologische Kausali tät umzudrehen 
und die Mittel als Ursache einer bezweckten Wirkung zu behan-
deln. So kommt es zu der ziemlich undurchdachten Vorstellung, daß 
Zwecke eine besondere Art von Wirkungen und Mittel eine beson-
dere Art von Ursachen seien, ohne daß das Wesen dieser Beson-
derheit gegen den allgemeinen Sinn des Kausalprinzips abgegrenzt 
würde. 
40 So jedoch die klassische, noch heute verbreitete Auffassung, die 
deshalb glaubt, daß das Verhältnis von Mittel und Zweck streng 
wissenschaftlich-wertfreier Feststellung zugänglich sei. Vgl. z. B. 
Milt, aaO, 1875, Bd. II, S. 552, und als eine neuere, sehr ausführ -
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nen vielmehr, ebenso wie das Transitivitätsprinzip, eine 
Wertrelation unter den Wirkungen des Handelns. 
Der Zweckbegriff bezeichnet diejenige Wirkung bzw. den 
Komplex von Wirkungen, die das Handeln rechtfertigen 
sollen, also stets nur einen Ausschnitt aus dem Gesamt-
komplex der Wirkungen. Sein »Thema« ist nicht die Be-
wirkung jener augezeichneten Wirkungen, sondern das 
Verhältnis ihres Wertes zu den Werten der Nebenwirkun-
gen (einschließlich der Wirkungen anderer Möglichkeiten 
des Handelns, auf die man bei einem bestimmten Enga-
gement verzichten muß). Die Zwecksetzung besagt, daß 
der Wert der bezweckten Wirkungen ungeachtet der Werte 
oder Unwerte der Nebenwirkungen bzw. der aufgegebe-
nen Wirkungen anderer Handlungen das Handeln zu be-
gründen vermag. Der Mittelbegriff erfaßt dieselbe Wert-
relation von der anderen Seite der benachteiligten Werte 
aus. Er geht von den Ursachen aus, die zum Erreichen 
einer bezweckten Wirkung geeignet sind, und besagt, daß 
die Wertimplikationen der Folgen dieser Ursachen außer-
halb des Zwecks vernachlässigt werden dürfen 4 1 . 
Der Zweck postuliert, mit anderen Worten, die Wertrela-
tion: Wirkung A ist besser als »nicht-A«. Die Mittelana-

liche Erör terung Asger Langkjaer, Contributions to a General N o r -
mology or Theory of Purpose-Sett ing with Part icular Reference to 
Imperatives and Definitions of Serviceability, Kopenhagen 1961. 
41 Diese Aussage muß streng funkt ional und nicht substantiell ver-
standen werden. Wertneutralisierung ist eine stets nur begrenzt mög-
liche Leistung der Handlungsplanung, nicht etwa das »Wesen« be-
stimmter Mittel. Vor allem ergibt sich daraus, daß Mittel wie Geld 
oder Macht für viele und wechselnde Zwecke eingesetzt werden kön-
nen, noch nicht, daß sie wertfrei eingesetzt werden könnten. Deshalb 
ist es auch bedenklich, mit Gisbert Rittig, Prinzip des of fenen Sy-
stems. Bemerkungen zum Werturtei lsproblem. Festschrif t Gerhard 
Weisser, Berlin 1963, S. 79-102, zu versuchen, die Wertfreiheit der 
Wissenschaft unter Hinweis auf die Existenz eines Bereichs von an 
sich neutralen, daher werturteilsfrei zu behandelnden Mitteln zu ret-
ten. Ganz abgesehen davon, daß auch Wertneutral i tät ein Wer tur -
teil ist, darf die Wissenschaft ihre Wertfreiheit nicht davon abhän-
gig machen, daß und wieweit der Praxis Wertneutralisierungen ge-
lingen, zumal die Wertneutralisierungen der Praxis stets zweckgebun-
dene, also höchst einseitige Werturteile sind. 
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lyse behandelt dieselbe Wertrelation. Sie erhellt, welche 
Verzichte die Verwirklichung von A erfordert, und bringt 
so mit Hilfe der Kausalanalyse Licht in den Wertbereich, 
der sich hinter der pauschalen Negationsformel »nicht-A« 
verbirgt (was natürlich im Lichte besserer Erkenntnis zur 
Aufgabe des Werturteils »A ist besser als nicht-A« füh-
ren kann). Im vorausgesetzten Werturteil sind also Zweck 
und Mittel identisch4 2. Der Umweg über die Kausalana-
lyse ist der Weg, das Ungleichgewicht zwischen Position 
und Negation im Werturteil zu mildern. Die Zwischen-
frage nach den Ursachen, die einen Zweck verwirklichen 
können, und nach deren nichtbezweckten Folgen hat den 
Sinn, den Negationsbereich der Zwecksetzung aufzuklären, 
ändert aber an dem vorausgesetzten Werturteil nichts 4 3 . 
Sie hebt die Naivität des unmittelbaren Zweckstrebens auf, 
nicht seine Einseitigkeit. 

42 Diese Identität des in Zweck- und Mittelaussagen implizierten 
Werturteils begründet das Recht der berühmten These John De-
weys, daß Zwecke und Mittel nur zusammen gewählt werden können 
(die Dewey selbst bekanntlich dadurch zu begründen versucht ha t -
te, daß auch Zwecke nur Mittel seien). Siehe dazu außer den oben 
(Kap. 1 Anm. 4) angeführten Schriften auch John Dewey, Logic. 
The Theory of Inquiry, New York 1938, S. 496 f. Zum Fortwirken 
dieses Gedankens gerade auch in der Organisationswissenschaft vgl. 
z. B. Charles E. Lindhlom, Policy Analysis. The American Econo-
mic Review 48 (1958), S. 298-312 (307 ff.); Braybrooke/Lindblom, 
aaO, S. 38, 93 ff. ; John M. Pfiffner/Frank P. Sherwood, Admini-
strative Organization, Englewood Cliffs/N. J. 1960, S. 413. Auf die 
gleiche Identität des Werturteils geht zurück, daß man Zwecke nicht 
nur im Direktangriff , sondern subtiler und eleganter auch durch Kri-
tik ihrer Mittel zerstören kann. 
43 Das heißt aber keineswegs, daß zwischen mehreren gleich geeig-
neten Mitteln nun auf der Basis dieses Werturteils ohne weitere 
Werturteile gewählt werden können, wie oft , z. B. auch von Max 
Weber mit Entschiedenheit (»das ist wohl noch nie jemanden zu 
bestreiten eingefallen« - Wissenschaftslehre, Tübingen 1951, S. 487) 
behauptet wird. An sich unterscheiden sich die mehreren Mittel durch 
ihre Nebenfolgen. Wäre dem nicht so, wäre die Wahl zwischen ihnen 
gar kein Problem. In jedem Falle impliziert sie zusätzliche, über 
den Zweck hinausgehende Werturteile, die allerdings in den seltenen 
Fällen, in denen eine volle Quantif ikat ion aller Folgen gelingt, auf 
die Prämisse »Mehr ist mehr wert als weniger« abgekühlt werden 
können. 
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Zwecksetzung und Zuordnung von Mitteln zum Zweck be-
deuten demnach stets eine Verengung des Werthorizon-
tes, eine partielle Neutralisierung 4 4 der Wertimplikationen 
des Handelns, eine Legitimation zu nur begrenzter Rück-
sichtnahme4 5 . Damit wird die Parallelität zum Transitivi-
tätsprinzip deutlich: 
Dieses behauptet eine generelle Wertrangordnung ohne 
Rücksicht auf die konkrete Konstellation von Ursachen und 
Wirkungen. Es findet eben wegen dieser überzogenen Ab-
straktion kein Kriterium für die Feststellung der Rang-
beziehungen - außer dem der subjektiven Willkür. Das 
Zweckprinzip geht dagegen von der konkreten oder doch 
typischen Konstellation kausaler Beziehungen aus und po-
stuliert die Verbindlichkeit eines Ausschnittes der betrof-
fenen Werte und die Unbeachtlichkeit aller übrigen, soweit 
es um die Bewirkung einer bestimmten Wirkung geht. 
Der Zweck soll die Mittel heiligen, das heißt zur Inkauf-
nahme der »Kosten« des Handelns legitimieren. Das ist 
seine Funktion. 
Mit diesen Formulierungen liegen vielerörterte Bedenken 
auf der Hand. Die Zwecksetzung ist eine Vergewaltigung 
44 Von Neutral isierung sprechen wir hier und im folgenden in An-
lehnung an Edmund Husserl, Ideen zu einer reinen Phänomenolo-
gie und phänomenologischen Philosophie, Bd. I, Husserliana, Bd. 
III , Den Haag 1950, §§ 109 ff. , S. 264 ff . 
45 Zu diesem Gedanken der Neutralisierung der Mittel durch den 
Zweck vgl. namentlich: Herbert A. Simon/Donald W. Smithburg/ 
Victor A. Thompson, Public Administration, New York 1950, S. 
488 ff . Als eine ähnliche soziologische Konzeption vgl. Wigand Sie-
bel, Rationalität und Normorient ierung in der Organisation. Zeit-
schrift fü r die gesamte Staatswissenschaft 120 (1964), S. 678-685. 
Auch Myrdal, aaO, begreift das Zweck/Mittel-Schema in dieser Wei-
se - doch nicht, um seine Funkt ion zu erkennen, sondern nur um 
es als Theorie zu diskreditieren; denn es gibt natürlich keine Wert -
theorie, welche die Neutralisierung rechtfertigen könnte. Der gedank-
liche Schritt von Gunnar Myrdal zu Herbert Simon bezeichnet eine 
wichtige Station jenes Umdenkens, das wir einleitend gefordert ha-
ben: Die Handlungsauslegung nach Zweck und Mittel ist als sol-
che keine Theorie, wohl aber wichtiger Gegenstand einer Theorie, 
die allerdings nach einem anderen grundbegriffl ichen Bezugsrahmen 
Ausschau halten muß. 
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von Werten, ein Scheuklappenprinzip. Es nimmt daher 
nicht wunder, daß die Geschichte der Zweckrationalität be-
gleitet ist von widersprechenden Stimmen, die dem Zweck 
das Recht zur Auswahl der Mittel bestreiten. Die Kritik 
geht heute so weit, daß der exklusiven Orientierung des 
Handelns am Einzelzweck nicht nur das moralische Recht, 
sondern auch die Rationalität abgesprochen wird 4 6 . Die 
Opposition ist verständlich. Nur sollte nicht länger ver-
kannt werden, daß diese Kritik die Zweckorientierung im 
Kern, nämlich in ihrer Funktion, trifft, und daß es keinen 
Sinn hat, das Zweck/Mittel-Schema beizubehalten, wenn 
man die Neutralisierung der Mittel durch den Zweck ab-
lehnt«. 
Im Grunde ist es nur nötig, sich den Begriff der »Neutra-
lisierung« von Wertaspekten etwas genauer anzusehen. Er 
besagt nichts weiter als Ausklammerung, momentanes, viel-
leicht häufig wiederholtes Unberücksichtigtlassen. Denn 
Zwecksetzung will andere Werte weder negieren noch den 
in einem bestimmten Wirkungszusammenhang bevorzugten 
Werten generell unterordnen. Eine logische Entscheidung 
dieser Art ist praktisch selten - und auch dann nur in 
konkreten Situationen - erforderlich. Ich kann meine Ar-
beit liegen lassen, um zum Mittagessen zu gehen, ohne 
den Wert meiner Arbeit zu leugnen oder ihn dem des 
Essens nachzuordnen. Ich verfolge nur eine Strategie alter-
nierender Wertbedienung, weil sich während des Arbeitens 
schlecht essen und während des Essens schlecht arbeiten 
läßt. Weil diese oft verkannte Möglichkeit opportunisti-
scher Wertbefriedigung besteht, bereitet das Zweck/Mittel-
Schema der herkömmlichen Logik unübersteigbare Schwie-
rigkeiten: Es rechnet nicht mit einfachen Negationen, son-

46 So z. B. Gross, aaO, 1964, S. 476 f., der die Frage nach »dem« 
Zweck geradezu als Fangfrage ansieht. 
47 D aß der Streit um die Frage, ob der Zweck die Mittel heilige, 
auf eine substantielle Fixierung der Zwecke, auf ein Relikt des al-
ten Wahrheitsanspruchs, zurückgehe, hat besonders Dewey unter-
strichen. Vgl. z. B. aaO, 1922, S. 277 ff.; ders., aaO, 1939, S. 41 ff . 
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dem mit provisorischen, zeitabhängigen Neutralisationen 
und würde also, wollte man es kalkülisieren, eine besonde-
re, die Zeitdimension berücksichtigende Logik vorausset-
zen. Und umgekehrt scheint die zweiwertige, mit einfa-
chen Negationen auskommende Struktur unserer herkömm-
lichen Logik zu manchen Mißverständnissen des Zweck/ 
Mittel-Schemas beigetragen zu haben, indem sie dem an 
sich so harmlosen Zweckstreben allzuviel logisch-negierende 
Kraf t unterstellte. 
Die Einsicht, daß Zwecke trotzdem ein Gewaltmittel der 
Rechtfertigung sind und daher nicht allein zu überzeugen 
vermögen, hat zur Suche nach einer allgemeinen Ordnung 
der Werte geführt. Doch damit verbaut man sich die Ein-
sicht in die unentbehrliche Elastizität des Handelns, die 
das Zweckprinzip eröffnet, indem es gestattet, einmal durch 
diesen Zweck jene Werte, dann durch einen anderen Zweck 
andere Werte abzudunkeln. Die Vielheit der Werte erfordert 
ein solches Verfahren, und daher können auch Werte einem 
Zweck nicht die letzte Rechtfertigung geben. Es scheint 
mithin sinnvoller zu sein, die Begründung von Zwecken nicht 
länger, in glattem Widerspruch zu ihrer Funktion, in einer 
allgemeinen Werteordnung zu suchen, sondern in der Funk-
tion selbst. Auf eine kurze Formel gebracht kann zwar nicht 
die Wahrheit der Zwecke noch die Notwendigkeit der 
Zwecke, wie die Schulphilosophie meinte 4 8 , wohl aber die 
Funktion der Zwecksetzung als Reduktion der Unendlich-
keit begriffen werden. Diese Funktion läßt sich in einer 
Theorie des Handelns nicht voll explizieren. Sie setzt eine 
Theorie der Handlungssysteme voraus 4 9 . 
Darauf aufmerksam geworden, wird man die Unabge-
schlossenheit und Unvollständigkeit der vom Handeln her 
begriffenen Theorie der Zweckrationalität an vielen Stel-
len erkennen können. Um unseren Gedankengang noch-
48 Vgl. Hinweise in Anm. 2 (Einführung) und Anm. 1 (dieses Kap.). 
49 Siehe dazu allgemeine Überlegungen zur Wechselbezogenheit von 
Funktionsbegriff und Systembegriff in: Niklas Luhmann, Funkt io-
nale Methode und Systemtheorie. Soziale Welt 15 (1964), S. 1-25. 
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mals zusammenzufassen: Die Auslegung des Handelns als 
Bewirken einer Wirkung ist keine Beschreibung eines vor-
liegenden Sachverhaltes, sondern ein heuristisches Schema 
der Handlungsanalyse, das zur Entdeckung von Alterna-
tiven dient. Darin wirkt nicht mehr die alte Vernunft des 
Vernehmens, sondern eine neue Vernunft des Vergleichens. 
Diese setzt, schon aus vergleichstechnischen Gründen, eine 
Begrenzung voraus. Grenzen können aber nicht allein durch 
»Gesichtspunkte« (z. B. Werte), sondern nur durch System-
bildung gezogen und stabil gehalten werden 5 0 . Zweckset-
zung ist ein solches Verfahren der Grenzziehung. Zwecke 
fixieren bestimmte geschätzte Wirkungen unter Systemge-
sichtspunkten, um von da aus andere Wertaspekte der Fol-
gen des Handelns für irrelevant erklären zu können. Die 
Nebenwirkungen werden dadurch aus dem Bereich der re-
levanten Kausalstruktur der beachtlichen Motive und der 
Rechtfertigungsgründe hinauskomplimentiert. 
Das für den Zweckbegriff funktional kennzeichnende 
Merkmal liegt demnach - das können wir aus all diesen 
Überlegungen herausdestillieren - in seiner vermittelnden 

50 In Untersuchungen, die sich mit der Logik des Vergleichens be-
fassen, wird zwar allgemein ein »Gesichtspunkt« des Vergleichs fü r 
nötig gehalten, der die »Hinsicht« fixiert, unter der Verschiedenes 
als gleich gesehen bzw. behandelt werden kann. Aber fü r die Wahl 
dieses Gesichtspunktes gibt es dann keine überzeugende Begründung 
mehr. Vgl. z. B. Edmund Husserl, Logische Untersuchungen, Bd. II, 
1. 3. Aufl . Halle 1922, S. 112 f., und weitere Nachweise bei Niklas 
Luhmann, öffentl ich-rechtl iche Entschädigung rechtspolitisch be-
trachtet, Berlin 1965, S. 54, Anm. 16. Auch hier ist die gleiche 
Schwelle vom Gesichtspunktdenken zum Systemdenken zu überwin-
den. Bisher hat zwar die Subjektivität und in diesem Sinne auch 
die Systemrelativität der Gleichsetzungsperspektive Aufmerksamkei t 
gefunden - siehe z. B. Alfred Schutz, Equality and the Meaning 
Structure of the Social World . In: Lyman Bryson u. a. (Hrsg.), 
Aspects of H u m a n Equality, New York 1956, S. 33-78. Neu gedruckt 
in: Alfred Schutz, Collected Papers, Bd. II, Den Haag 1964, S. 226-
273 nicht aber die Systemfunktion. Nur wenn die Systemfunk-
tion des Gleich/Ungleich-Schemas geklärt ist, wird man erkennen 
können, daß Systemrelativität nicht auf Willkür der Wahl von Ge-
sichtspunkten hinausläuft . 
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Doppelstellung im Kausalkontext und im Wertkontext51. 
Der Zweck bildet den Übergang. Seine Leistung wird in 
beiden Bereichen benötigt. Durch Zwecksetzung wird die 
in beiden Bereichen getrennt und verschieden erfaßte Kom-
plexität der Welt zugleich reduziert, und zwar dadurch, 
daß die Reduktion des einen Bereichs die des anderen be-
gründet und umgekehrt. Ein begrenztes Feld vergleichba-
rer möglicher Ursachen formiert sich dadurch, daß es un-
ter dem Gesichtspunkt einer durch Werte ausgezeichneten 
Wirkung (Zweck) zum Bereich funktional äquivalenter Mit-
tel wird. Und die Komplexität der Wertordnung, die nie 
auf einmal ganz realisiert werden kann, wird dadurch auf-
gelöst, daß die Werte einzeln auf spezifische Wirkungen 
bezogen werden, die die Realisierung anderer wertvoller 
Wirkungen zwar im Augenblick, nicht aber auch für an-
dere Zeitpunkte ausschließen. Die reduzierte Kausalstruk-
tur ermöglicht eine opportunistische Wertverwirklichung im 
Nacheinander der Zeit. 
Eine Reduktion des Kausalkontextes oder des Wertkon-
textes je für sich ist dagegen unmöglich - es sei denn, 
daß man ihnen jeweils eine innere, »natürliche Ordnung 
(z. B. Kausalgesetze, Transitivität und Konsistenz der Wert-
verhältnisse) unterstellt, die in der wirklichen Welt nicht 
gegeben ist, und die Reduktion auf die Form eines Algo-
rithmus bringt, der gleichsam automatisch zu eindeutigen 
Lösungen führt. Isolierte Reduktion reiner Kausalzu-
sammenhänge oder reiner Wertverhältnisse auf eindeutige 
Formen (Erklärungen, Voraussagen, optimale Entschei-
dungen) muß eine präzise Ordnung voraussetzen - und 
das heißt nichts anderes, als daß der Mensch insoweit dar-
auf verzichtet, Komplexität selbst zu bewältigen. Diese 
Schranken und Probleme isolierter Reduktion haben letzt-
51 Vgl. hierzu auch die Unterscheidung von Alternativen-Erzeugung 
und Alternativen-Test hei Allen Newell/J. C. Shaw/Herbert A. Si-
mon, The Processes of Creative Thinking. In: Howard E. Gruberl 
Glenn Terrell/Michael Wertheimer (Hrsg.), Contemporary Approaches 
to Creative Thinking, New York 1962, S. 63-119 (77 ff.). 
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lich ihren Grund darin, daß Kausalschema und Wertord-
nung nur künstliche Abstraktionen, einseitige und unvoll-
ständige Versuche sind, die Komplexität des natürlichen 
Welterlebens einzufangen, und daß sie in dieser natürlichen 
Lebenswelt ihre gemeinsame Basis haben und behalten. 
Diese Interdependenz kausaler und wertmäßiger Reduk-
tion, die dem Zweck seine Vermittlungsfunktion gibt, wird 
besonders in der mathematischen Entscheidungstheorie 
heute weitgehend außer acht gelassen, was sich darin zeigt, 
daß sie komplizierte Annahmen über eine vorgegebene 
Wertordnung macht, also auf eine opportunistische Wert-
verfolgung verzichtet und zugleich davon ausgeht, daß die 
Kausalstruktur sich vor Ingangsetzen der Wertkalkulation 
auf eine Anzahl von Alternativen begrenzen läßt. Es ist 
jedoch prinzipiell unmöglich, zu vergleichbaren, strategisch 
äquivalenten Alternativen zu kommen, ohne zugleich Werte 
zu neutralisieren, die man hoch schätzt und in anderen 
Zusammenhängen weder neutralisieren kann, noch will, 
noch muß. 
Nunmehr kann ein bisher ausgeklammerter Aspekt unseres 
Themas direkt beleuchtet und in die Betrachtung einbezo-
gen werden: die Zeitdimension. Sie erfährt in der Trennung 
von Kausalschema und Wertregulativ eine bemerkenswerte 
Behandlung. Die Trennung ist nur dadurch möglich, daß 
in beiden Bereichen in je verschiedener Weise von der Zeit 
abstrahiert wird. Die skizzierte Theorie des Kausalschemas 
und der Wertordnung entspricht damit dem gegenüber der 
Antike grundsätzlich gewandelten neuzeitlichen Verständnis 
des Verhältnisses von Sein und Zeit. 
Der aristotelischen Teleologie lag, wie oben 5 2 bereits ange-
merkt, die Vorstellung der Zeit als eines Kreislaufs zu-
grunde, der das Sein erscheinen läßt. Die Unendlichkeit 
der Zeit war in die Endlichkeit des Kreisens eingefangen. 
Sie wurde daher nicht als endlos, nicht als zwecklos gese-
hen. Die Zeit hatte in den Zwecken der Seinsbewegung 
52 Vgl. oben Einführung Anm. t . 
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ihre eigenen Präferenzen, so wie der Raum an bedeutsamen 
Orten seine eigene Struktur offenbarte. Zeit und Raum 
dienten so gleichsam als Chiffren für nichtdurchschaute Ur-
sachen und absorbierten damit nichtbewältigte Komplexität. 
Erst die moderne Auffassung der Kausalität abstrahiert die 
Zeit ebenso wie den Raum aus dem Bereich möglicher 
Ursachen und Wirkungen hinaus. Sie postuliert damit eine 
radikale Differenzierung von Sein und Zeit, um die analyti-
schen Vorteile einer solchen Differenzierung zu gewinnen 
und in ihnen die Stellung des Menschen in der Welt zu 
befestigen. Während aber das Kausalschema durch seine 
Form als asymmetrische (unumkehrbare) Relation von Ur-
sachen und Wirkungen sich immerhin noch die Möglichkeit 
einer Interpretation als Zeitablauf bewahrt, löst sich die 
Konzeption einer Wertordnung radikal von der Zeit ab. 
Sie versteift sich in Wertgesichtspunkten, die den Anspruch 
erheben, unabhängig davon zu gelten, ob - und deshalb 
auch unabhängig davon, wann - sie verwirklicht werden. 
Wird dieses Postulat kontrafaktischer und deshalb zeitunab-
hängiger Geltung nicht nur auf die Wertgesichtspunkte 
selbst, sondern auch auf Vorrangsrelationen erstreckt, dann 
schließt das eine opportunistische Wertverfolgung nach 
Maßgabe des jeweils zu bestimmten Zeitpunkten Wichtigen 
und Vordringlichen aus. Auch darin findet man einen Ver-
zicht auf die Möglichkeit, den »Kairos« abzuwarten und 
sich an der in der Situation eines Zeitpunktes gegebenen 
Konstellation zu orientieren - einen grandiosen Verzicht 
auf die Möglichkeit, die Zeit als Hilfsmittel zur Reduktion 
von Komplexität zu benutzen. Und das scheint die Voraus-
setzung dafür zu sein, daß die Komplexität der Welt radikal 
zum Problem gemacht wird. 
Von dieser Intention bewußt oder unbewußt beherrscht, 
muß das Denken eine neue Bestimmung des Verhältnisses 
von Sein und Zeit zu erreichen suchen. Die Zeit wird, 
nachdem sie die Maßgeblichkeit einer eigenen Ordnung und 
jede Kraf t des Begründens verloren hat, zur endlos-zweck-
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losen Notwendigkeit, Unbestimmtes zu bestimmen 5 3 . Die 
Bestimmung des Unbestimmten kann nun aber nicht mehr 
als »Formung« von »Materie« verstanden werden, denn 
diese Begriffe sind durch jenes Umdenken von Sein und 
Zeit zu Leerformeln geworden, die nur dann einen Gegen-
satz vortäuschen, wenn man sie nicht bis zum Ende durch-
denkt. Statt dessen bietet es sich an, den Zeitfluß der Be-
stimmung des Unbestimmten als selbsttätige Reduktion un-
bestimmter Komplexität der Welt zu begreifen - einer 
Komplexität, die durch das Kausalschema als reduzierbar 
ausgelegt werden kann. Das Sein wird, zeitgemäß, als 
»Wirklichkeit« verstanden. Solche Reduktion aber ist nur 
durch Systembildung steuerbar. Durch Systembildung ge-
winnt sie die Rationalität eines sinnvollen Vorgangs. Der 
Systembegriff rückt damit in das Zentrum jenes Spannungs-
feldes, das durch die Auslegung von Sein und Zeit konsti-
tuiert ist. Er verdrängte den Begriff der Substanz. Und 
deshalb wird es notwendig, die vom Substanzbegriff her 
konzipierte, wenn auch längst von ihm abgelöste und ver-
selbständigte Theorie der Handlungszwecke durch eine 
Theorie der Zweckfunktion in Handlungssystemen zu er-
setzen. Nur vom Systembegriff her können unter den ver-
änderten Denkvoraussetzungen und Überzeugungsgrund-
lagen Zwecke wieder Sinn gewinnen, und zwar als Strate-
gien der Reduktion von Komplexität und Veränderlichkeit. 
Die Strategie der Zweckorientierung setzt aber, wie wir 
in diesem Kapitel sahen, eine Auslegung der Komplexität 
durch das Kausalschema und ein Wertregulativ voraus. Soll 
die Zweckorientierung als Systemfunktion begriffen wer-
den, müssen auch diese beiden Voraussetzungen als System-
leistungen der Welt- bzw. Selbstinterpretation gedeutet wer-
den. Wir ordnen damit sowohl die Kausaltheorie als auch 

53 Und infolgedessen kann Dewey, aaO, 1922, S. 232 formulieren: 
»ends are, in fact , literally endless«. Siehe auch den Begriff der 
»continuity«, mit dem Dewey die unbegrenzte Zukunftsdurchlässig-
keit aller Wirkungen festhält - und feiert. 
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die Werttheorie in die Systemtheorie ein, indem wir nach 
den Systemfunktionen der vermeintlichen Grundbegriffe 
Ursache, Wirkung und Wert fragen. Die doppelreduktive 
Funktion der Zwecksetzung im Kausalzusammenhang und 
im Wertzusammenhang wird es uns ermöglichen, zu er-
klären, weshalb soziale Systeme sich so oft unter Zweck-
gesichtspunkten strukturieren. 



2. Kapitel 

Systembegriff und Zweck-Theor ie 
der klassischen Organisat ionslehre 

Die Anwendung des Zweckbegriffs auf Systeme und die 
Folgen, die ein solcher theoretischer Entschluß für das Ver-
ständnis der Systeme hat, könnten an vielen Beispielen auf-
gezeigt werden. Wir beschränken uns von hier ab 
grundsätzlich auf den besonderen Fall des organisierten 
Sozialsystems, ohne jedoch gelegentliche Ausblicke auf die 
Theorieentwicklung bei andersartigen Handlungssystemen, 
etwa Persönlichkeiten oder Kleingruppen, auszuschließen. 
In sehr weiter, distanzierter Perspektive bieten sich hier 
interessante Parallelen an. In der Organisationswissenschaft 
hat sich aber das Zweckdenken in besonderer Weise fest-
gesetzt. Organisationen wurden und werden auch heute zu-
meist noch als Systeme aufgefaßt, die auf die Erfüllung 
bestimmter Zwecke ausgerichtet sind (und in diesem Sinn 
nicht einfach nur »am Leben bleiben« sollen)1. Gemeinhin 

1 Um diese These mit einigen bekannten Namen zu illustrieren, sei 
hingewiesen auf Lyndall F. XJrwick, Grundlagen und Methoden der 
Unternehmensführung, dt. Übers., Essen 1961, insb. S. 42 f., 64 f.: Franz 
Eulenburg, Das Geheimnis der Organisation, Berlin 1952, S. 12 f.; 
34 ff. , 61 ff . ; Erich Kosiol, Grundlagen und Methoden der Orga-
nisationsforschung, Berlin 1959; Horst Albach, Entscheidungsprozeß 
und Informat ionsfluß in der Unternehmensorganisat ion. In: Erich 
Schnaufer/Klaus Agthe (Hrsg.), Organisation, Berl in-Baden-Baden 
1961, S. 355-402 (357 f.); Barnard, aaO, S. 42 f., 65 ff. u. ö.; Renate 
Mayntz, Soziologie der Organisation, Reinbek 1963, S. 18 f., 36, 58 
ff. ; Rice, aaO, insb. S. 12 ff. , 185 ff.; W. Richard Scott, Theory of 
Organizations. In: Robert E. L. Faris (Hrsg.), Handbook of M o -
dern Sociology, Chicago 1964, S. 485-529 (492 ff . , 505 ff.); Amitai 
Etzioni, Modern Organizations, Englewood Cliffs. /N. J. 1964, S. 3, 
5 ff.; Gross, aaO, 1964, I, S. 247 f., II., S. 467 ff. ; ders., What are 
your Organization's Objectives? A General Systems Approach to 
Planning. H u m a n Relations 18 (1965), S. 195-216; Theodore Caplow, 
Principles of Organization, New York-Chicago-Burl ingame 1965, S. 
119 f. Wichtiger noch als eine solche Aufzählung ist, daß sie belie-
big vermehrt werden könnte, da sie Betriebswirtschaftler und Sozio-
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gilt, daß ein organisiertes System rational ist, wenn es seine 
Zwecke erfüllt. Seine Systemrationalität wird demnach als 
Zweckrationalität interpretiert, und demzufolge gilt die Sy-
stemstruktur, oder jedenfalls die amtliche, »formale« Struk-
tur, als Mittel zum Zweck. In diesem Bereich treten mithin 
die Auswirkungen des Zweckdenkens auf das Systemver-
ständnis in besonders prägnanter Weise zutage. Zugleich 
scheint der Tatbestand selbst die Berechtigung einer den 
Zweckbegriff als Grundbegriff verwendenden Theorie zu 
legitimieren. Deshalb wollen wir uns diesem engeren Typ 
von Handlungssystemen zuwenden. 
Systeme werden in alter, wenn auch nie ganz geklärter 
Tradition als Ganzheiten definiert, die aus Teilen be-
stehen2, aber »mehr sind als die Summe ihrer Teile«3. 
Wird das Zweck/Mittel-Schema auf diese Systemkonzeption 
projiziert, so liegt es nahe, das Ganze als den Zweck des 
Systems und die Mittel als seine Teile anzusehen1. Durch 

logen vereint, und daß die Frage nicht als zweifelhaft behandelt 
oder auch nur diskutiert wird. Bei der vielfältigen Kritik des Zweck-
Modells, die man dann bei näherem Hinsehen findet, ist die Ge-
schlossenheit dieser Grundlagensicht erstaunlich. Aber vielleicht er-
weist die Grundlage sich bei näherem Zusehen als Oberfläche. Im 
Grundsätzlichen kritisch äußern sich namentlich Martin Irle, Soziale 
Systeme. Eine kritische Analyse der Theorie von formalen und infor-
malen Organisationen, Gött ingen 1963, S. 94 ff. ; Bruce J. Biddle, Ro-
les, Goals and Value Structures in Organizations. In: William W. 
Cooper/Harold J. Leavitt/Maynard W. Shelly II (Hrsg.), New Per-
spectives in Organization Research, New York-London-Sydney 1964, 
S. 150-172 (164 ff.). 
2 Siehe statt anderer Rudolf Eisler, Eislers Handwörterbuch der Phi-
losophie, 2. Aufl . Berlin 1922, S. 651 f. und Johannes Hoffmeister, 
Wörterbuch der philosophischen Begriffe, 2. Aufl . Hamburg 1955, 
S. 598 f. 
3 Zur Vieldeutigkeit dieser Aussage vgl. Ernest Nagel, On the Sta-
tement »the Whole is More than the Sum of its Parts«. In: Paul 
F. Lazarsfeld/Morris Rosenberg (Hrsg.), The Language of Social Re-
search, Glencoe/Ill . 1955, S. 519-527. 
4 Als Ausarbei tung dieses Gedankens vgl. namentlich Kosiol, aaO, 
1959, insb. S. 15 ff. und ähnlich ders., Organisation der Unterneh-
mung, Wiesbaden 1962, S. 19 ff . Siehe auch Fritz Nordsieck, Ra-
tionalisierung der Betriebsorganisation, 2. Aufl . Stuttgart 1955, S. 
16 f. Als typisches Beispiel fü r die Unklarhei t des Ineinanderflech-
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die Art der Kombination der Mittel, nämlich die Organisa-
tion, käme dann etwas zustande, was mehr ist als die 
Summe der Teile, nämlich die Erfüllung des Zwecks. Orga-
nisation im Sinne einer rein internen Koordinierung von 
Mitteln wäre danach der fundierende Prozeß der System-
bildung, das, was das Wesen des Systems ausmacht. Eine 
solche Auffassung scheint, obwohl selten in dieser Schärfe 
als volle Kongruenz der beiden grundbegrifflichen Schema-
ta formuliert, den üblichen Vorstellungen von arbeitsteiliger 
Organisation zugrunde zu liegen. Jedenfalls fehlt es an an-
deren Bestimmungen der beiden grundbegrifflichen Dicho-
tomien Ganzes/Teil und Zweck/Mittel je für sich und in 
ihrem Verhältnis zueinander. 
Mit der Gleichsetzung (bzw. dem ungeklärten Verhältnis) 
von Zweck/Mittel-Ordnung und Ganzes/Teil-Ordnung 
hängt zusammen, daß der Aufgabenbegriff in der betriebs-
wirtschaftlichen Organisationslehre den Anspruch erhebt, 
ein wissenschaftlicher Grundbegriff zu sein5. Hinter ihn 
wird nicht zurückgefragt. Das bedeutet zugleich, daß für 
den Funktionsbegriff kein Platz ist, denn in dem durch 
den Aufgabenbegriff abgesteckten Bezugsrahmen kann er 
seine Tragweite nicht entfalten. Wie immer man ihn faßt, 
tens beider Dichotomien siehe Walter Schramm, Die betrieblichen 
Funkt ionen und ihre Organisation, Berlin-Leipzig 1936, S. 5, und 
trotz vieler neuer Anstriche nicht darüber hinauskommend die »Sy-
stemtheorie« des amerikanischen »Management Science«, siehe z. B. 
George E. Briggs, Engineering Systems Approaches to Organizations. 
In: Cooper/Leavitt/Shelly II (Hrsg.), aaO, S. 479-492 (479 f.). Ein-
deutige, aber deswegen noch nicht klare Bekenntisse zu dem Ge-
danken, daß der Zweck das Einheitsprinzip der Systembildung sei, 
f indet man in der älteren philosophischen Literatur. Vgl. z. B. Chri-
stoph Sigwart, Logik, Bd. II, Freiburg/Brsg. 1893, S. 249. 
5 Vgl. außer den eben angeführten und anderen Schriften von Erich 
Kosiol z. B. Schramm, aaO, S. 5, 7 ff . : Nordsieck, aaO, 1955, S. 23, 
27 ff.; ders., Betriebsorganisation. Lehre und Technik. Textband, 
Stuttgart 1961, insb. Sp. 5 ff. ; Hermann Böhrs, Organisation und 
Gestal tung der Büroarbeit , München-Bern 1960, S. 9 ff., um nur 
einige Beispiele herauszugreifen. Als Versuch einer Kritik dieses 
grundbegrifflichen Status des Aufgabenbegriffs vgl. Heinz Langen, 
Bemerkungen zur betriebswirtschaftlichen Organisationslehre, Be-
triebswirtschaftliche Forschung und Praxis 5 (1953), S. 455-464. 
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die Verlegenheit ist evident, daß es nicht gelingt, ihn gegen 
den Mittelbegriff abzugrenzen6. Er ist, abgesehen von sei-
ner Verwendung im mathematischen Sinne, überflüssig, so-
viel man auch von betrieblichen Funktionen, von funktio-
naler Organisation usw. reden mag. Darin liegt ein Verzicht 
auf ein eigenständiges methodisches Instrumentarium der 
wissenschaftlichen Analyse. Die Wissenschaft bedient sich, 
wie die Praxis, der Zweck/Mittel-Analyse, mit abstrakteren 
Begriffen, mit mehr Scharfsinn vielleicht, und jedenfalls 
mit viel latentem Funktionalismus, der jedoch in der An-
wendung des Zweck/Mittel-Denkens verborgen bleibt und 
nicht wie in der Soziologie als besondere Methode entfaltet 
wird. 
Von diesen Methodenfragen abgesehen, ist die Unklarheit 
des Verhältnisses jener beiden Dichotomien die unerkannte 
Wurzel sehr vieler Schwierigkeiten, in die die klassische 
Organisationslehre geraten ist. Zugleich ist sie die Quelle 
zahlreicher Sekundärtheorien, mit denen man diese Schwie-
rigkeiten zu beheben sucht. Denn natürlich kann von einer 
solchen Kongruenz der beiden grundbegrifflichen Schemata 
6 Kosiol, aaO. 1959, S. 30, definiert Funkt ion z. B. als Einzel- oder 
Teilaufgabe. Ähnlich Schramm, aaO, S. 4; Hermann Böhrs, Aufgabe 
und Funkt ion in der Organisation des Industriebetriebs. Zeitschrift 
fü r Betriebswirtschaft 30 (1960), S. 263-273 bezeichnet Aufgaben als 
Funktionen, wenn sie bestimmte, näher angegebene Voraussetzun-
gen erfüllen. Der Aufgabenbegriff selbst ist bei ihm in unklarer 
Weise auf den Betriebszweck hin instrumentalisiert. Nordsieck, aaO, 
1961, S. 36 nennt Funkt ion die Arbeitsleistung als Beziehung zwi-
schen Person und Aufgabe, ohne an die Möglichkeit zu denken, 
daß eine solche »Beziehung« z. B. auch in Unlust oder Widerwillen 
bestehen kann. Siehe auch den Überblick über betriebswirtschaft-
liche Äußerungen zum Funktionsbegriff bei Jürgen Stahlmann, Or-
ganisation, Entscheidung und Kommunikat ion (Diss.), Göttingen 
1960, S. 13 ff.; Hermann Böhrs, Organisation des Industriebetriebes, 
Wiesbaden 1963, S. 155 ff. ; oder Heinrich Acker, Die organisatorische 
Stellengliederung im Betrieb, Wiesbaden o. J., S. 148 ff. über den »Irr-
garten der Funktionen«. Auch in der soziologischen Methodendis-
kussion tauchen solche Vermischungen auf - wenn z. B. Brigitte 
Steinbeck, Einige Aspekte des Funktionsbegriffs in der positiven So-
ziologie und in der kritischen Theorie der Gesellschaft, Soziale Welt 
15 (1964), S. 97-129 glaubt, eine Tendenz zur »Instrumentalisierung« 
des soziologischen Funktionsbegriffs feststellen zu können. 
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nicht die Rede sein. Das Schema Ganzes/Teil ist ein sta-
tisches Ordnungsmodell für einen komplexen Sachverhalt; 
das Zweck/Mittel-Schema beruht dagegen auf einem dyna-
mischen Kausalmodell für eine linear vorgestellte Hand-
lung. Man kann deshalb nicht das eine durch das andere 
»definieren«, ohne wesentliche Verschiedenheiten zu über-
sehen, was sich dann bei der Anwendung der Theorie rächt. 
Ob die herrschende Systemdefinition beibehalten werden 
kann, werden wir später erörtern7. Jedenfalls kann sie nicht 
angemessen durch Begriffe wiedergegeben werden, die auf 
ein Handeln gemünzt sind. Nach der allgemeinen Auffas-
sung, die Mittel als Ursachen einer bezweckten Wirkung 
ansieht, ist das ebensowenig möglich wie nach der hier 
vertretenen Ansicht, die den Sinn des Mittelbegriffs in den 
Wertrelationen der Folgen des Handelns sucht. Mittel sind 
nicht »Teile« eines Zwecks, sondern allenfalls Teile eines 
Handlungssystems, in dem auch Zwecke eine Teilfunktion 
erfüllen. 
Wenn man dagegen mit der klassischen Organisationslehre 
daran festhält, daß das Systemverständnis nach den Kate-
gorien Ganzes und Teil und das Handelnsverständnis nach 
den Kategorien Zweck und Mittel aufeinander projiziert 
und miteinander verschmolzen werden, kann die Frage 
nach dem Verhältnis von Systemauslegung und Handlungs-
auslegung nicht gestellt werden. Auch eine Entscheidung 
der Frage, ob Begriff und Zielsetzung der Rationalisierung 
auf Systeme oder auf Handlungen zu beziehen sind, ist 
auf dieser Grundlage nicht möglich. Diese Mängel erschei-
nen in der klassischen Organisationslehre natürlich nicht 
als Thema, aber sie zeigen sich implizit an zahlreichen Se-
kundärproblemen, von denen wir einige erörtern wollen. 
Solange Zwecke als Handlungszwecke interpretiert werden, 
kann man organisierte Sozialsysteme nicht auf Zwecke 
gründen, ohne sich der Frage auszusetzen: wessen Zwecke? 
Diese Frage ist mit dem Zweckbegriff selbst nicht beant-
7 Vgl. Kap. 4, 1. 
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wortet. Sie verweist auf die Notwendigkeit einer Kom-
plementärtheorie, zum Beispiel einer Macht- oder Konsens-
theorie, die selbst nicht mehr im Zweck/Mittel-Schema ex-
pliziert werden kann, weil sie gerade die Zwecksetzung 
erklären soll. Die Unzulänglichkeit des Zweck/Mittel-Sche-
mas als Systeminterpretation findet ihren Ausdruck daher 
in einer Spaltung, welche die gesamte Organisationswissen-
schaft durchzieht. Wir können in bezug darauf von 
Maschinenmodell und Befehlsmodell der Organisation spre-
chen oder von Bemühungen um zweckrationale Orientie-
rung einerseits, um Stabilisierung einer Herrschaft anderer-
seits. 
Organisationstheorien optieren zumeist schwerpunktmäßig 
für die eine oder die andere Seite, die betriebswirtschaft-
lichen Theorien typisch mehr für die Probleme der Zweck-
rationalität, die soziologischen Theorien oder die politik-
wissenschaftlichen Theorien mehr für die Probleme des 
Zweckkonsenses bzw. der Herrschaft. Doch lassen sich 
beide Standpunkte nicht verabsolutieren. Jede Theorie muß 
der anderen in ihrem Begriffsgebäude einen sekundären 
Platz anweisen: In der Theorie der zweckrationalen Orga-
nisation wird die Käuflichkeit des Konsenses als Kosten-
faktor berücksichtigt und die Herrschaft als ein Mittel 
behandelt, das durch eine hierarchische Struktur aktuali-
siert wird. In den Konsenstheorien bzw. Herrschaftstheo-
rien geht man davon aus, daß Herrschaft bzw. Konsens 
Zwecksetzungen ermöglichen, die für den Einzelnen un-
erreichbar wären. Beide Forschungsansätze reiben sich an-
einander, sind nicht auf einen Nenner zu bringen und 
diskreditieren auf diese Weise ihren jeweiligen Anspruch 
auf fundierende Grundbegrifflichkeit. 
Sieht man sich die beiden Theorievarianten näher an, dann 
läßt der Ursprungsmangel sich bis in die Details der Pro-
blemstellung hinein verfolgen. Für unsere Zwecke genügt 
eine grobe Skizze dieses Zusammenhangs. 
Die Theorie zweckrationaler Organisation muß versuchen, 
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ihren Forschungsbereich in die Form von Zweck/Mittel-
Ketten zu bringen. Das ist relativ gut möglich, solange 
man sich auf eine Betrachtung des Handlungsablaufs in 
einem organisierten System beschränkt, zum Beispiel den 
Produktionsprozeß analysiert, der im Endprodukt seinen 
eindeutigen Zweck hat. Das Endprodukt vermag als vorge-
stellter Zweck Aufschluß darüber zu geben, welche Mittel 
erforderlich sind und welche Alternativen in der Material-
beschaffung, der Arbeitsordnung usw. vom Zweck her mög-
lich sind. Der Zweck programmiert die möglichen Mittel 
unter Neutralisierung aller Wertaspekte in nichtbezweckten 
Folgen dieser Mittel. 
Indessen kann ein Betrieb sich gerade diese Neutralisierung 
typisch nicht leisten. Die eigentliche Funktion der Zweck-
setzung ist für ihn nicht ohne weiteres brauchbar. Er muß 
den Mitteleinsatz mit anderen Erfordernissen, zum Beispiel 
solchen der Kapitalbeschaffung, der physisch-psychischen 
Belastung der Organisationsmitglieder, der Rentabilität 
usw. in Einklang bringen und dabei die Mittel wieder ent-
neutralisieren. Sie erscheinen dann als unzumutbar, als zu 
teuer usw. Es wird deshalb heute weithin eingeräumt, daß 
Privatbetriebe, von öffentlichen Verwaltungen ganz zu 
schweigen, eine »Vielzahl von Zwecken« verfolgen, die sich 
in ihren Mittelanforderungen widersprechen können 8 . 
8 Vgl. z. B. Peter F. Drucker, Praxis des Management . Ein Leit-
faden f ü r die Führungsaufgaben in der modernen Wirtschaft , dt. 
Übers., 4. Aufl . Düsseldorf 1964, S. 81 ff. ; V. F. Ridgway, Dys-
funct ional Consequences of Per formance Measurement . Administra-
tive Science Quarterly 1 (1956), S. 240-247, neu gedruckt in: Albert 
H. Rubenstein/Chadwick Haberstroh (Hrsg.), Some Theories of Orga-
nization, Homewood/I l l . 1960, S. 371-377; Pfiffner/Sherwood, aaO, 
insb. S. 11 f., 407 ff . ; C. Michael White, Multiple Goals in the The-
ory of the Firm. In: Kenneth E. Boulding/W. Allen Spivey (Hrsg.), 
Linear Programming and the Theory of the Firm, New York 1960, 
S. 181-201; Werner Dinkelbach, Unternehmerische Entscheidungen 
bei mehrfacher Zielsetzung. Zeitschrift f ü r Betriebswirtschaft 32 
(1962), S. 739-747; Heinz, Sauermann/Reinhard Selten, Anspruchsan-
passungstheorie der Unternehmung. Zeitschrift fü r die gesamte Staats-
wissenschaft 118 (1962), S. 577-597 (580, 589 f.); Edmund Heinen, 
Die Zielfunktion der Unternehmung. In: Festschrift Erich Guten-
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Das heißt aber nichts anderes, als daß die Zweckprogram-
mierung insoweit mißlungen ist, weil in komplexen Syste-
men die Neutralisierungsfunktion bestimmter Zweck-
setzungen nicht oder nur im Rahmen vielfältiger Rücksich-
ten erfüllt werden kann. Das Koordinieren dieser Rücksich-
ten und die Einrichtungen, die dazu erforderlich sind, kön-
nen nicht eigentlich mehr als »Mittel« für den Produktions-
zweck gesehen und rationalisiert werden. 
Aus dieser Schwierigkeit hilft es nicht heraus, den »Bestand 
des Systems« als ein Mittel für den Systemzweck anzu-
sehen9. Die Analyse der spezifischen Funktion des Zweck/ 
berg, Wiesbaden 1962, S. 9-71, insb. 14, 16 ff. , 62 ff . (Die unter dem 
Titel »Das Zielsystem der Unternehmung«, Wiesbaden 1966, ver-
öffentl ichte Neubearbei tung konnte nicht mehr berücksichtigt wer-
den); Beer, aaO, 1962, passim z. B. S. 162 f.; Arthur Maas u. a., 
Design of Water Resource Systems, Cambridge/Mass. 1962; Johannes 
Bidlingmaier, Unternehmerziele und Unternehmerstrategien, Wiesba-
den 1964, insb. S. 42 ff . mit gründlicher Behandlung der älteren be-
triebswirtschaftlichen Literatur; Herbert A. Simon, On the Concept 
of Organizational Goal . Administrative Science Quarterly 9 (1.964), 
S. 1-22 (3 ff.); Henry A. Latane, The Rationality Model in Orga-
nizational Decision-Making. In: Harold J. Leavitt (Hrsg.), The So-
cial Science of Organizations. Four Perspectives, Englewood Cliffs/ 
N. J. 1963, S. 85-136; M. D. Mesarovic/J. L. Sanders/C. F. Sprague, 
An Axiomatic Approach to Organizations f r o m a General Systems 
Viewpoint. In: Cooper/Leavitt/Shelly II (Hrsg.), aaO, S. 493-512. Als 
eine der seltenen empirischen Untersuchungen über Korrelat ionen 
zwischen mehreren Zwecken vgl. Stanley E. Seashore/Bernard P. 
Indik/Basil S. Georgopoulos, Relationships Among Criteria of Job 
Performance . Journal of Applied Psychology 44 (1960), S. 195-202. 
In der soziologischen Organisationsforschung wird wohl allgemein 
eine Mehrheit von Zwecken unterstellt. Siehe als ein Beispiel unter 
vielen: Charles Perrow, The Analysis of Goals in Complex Orga-
nizations. American Sociological Review 26 (1961), S. 854-866. Die 
Staatslehre hat te verständlicherweise schon sehr viel f rüher Anlaß 
gefunden, gegen die Tyrannei des einen Endzwecks zu protestieren; 
so z. B. Robert von Mohl, Encyclopädie der Staatswissenschaften, 
2. Aufl . Freiburg-Tübingen 1872, S. 74 f. oder John St. Mill, Re-
presentative Governjnent . Ausgabe der Everyman's Library, Lon-
don-New York 1954, S. 247. 
9 Dieser Gedanke wird of t in der Kurzfassung vertreten, daß Orga-
nisationen bloße Mittel seien und kein »Selbstzweck«. Vgl. z. B. 
Eulenburg, aaO, S. 61; Erich Gutenberg, Die Unternehmung als Ge-
genstand betriebswirtschaftlicher Theorie, Berlin-Wien 1929, S. 11 f.; 
ders., aaO, 1965, S. 234 f.; Schramm, aaO, S. 5; Ernest Dale, P lan-
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Mittel-Schemas im vorigen Kapitel macht es leicht, diesem 
Gedanken entgegenzutreten. Der »Bestand des Systems« 
ist eine Formel für einen komplexen Sachverhalt, der einer 
Vielzahl von Wertrichtungen genügen muß und deshalb 
nicht durch einen spezifischen Zweck wertneutralisiert wer-
den kann. Der Bestandsbegriff bezeichnet eine Perspektive, 
die auf konkrete Existenzbedingungen achtet, der Mittelbe-
griff dagegen eine bestimmte Art von Abstraktion. Ordnet 
man den »Bestand eines Systems« seinem Zweck unter, 
so verkennt man damit die eigentümliche Funktion der 
Zweck/Mittel-Orientierung und degradiert sie zu einer tau-
tologischen Rechtfertigungsformel für den jeweiligen Be-
stand 1 0 . 
Wer dieser abstrakten Überlegung keinen Glauben schenkt 
und sich lieber historisch orientiert, mag außerdem daran 
erinnert werden, daß in den Staatstheorien des 17. und 
18. Jahrhundert genau dieses Problem auf der Grundlage 
der instrumentalen Staatskonzeption, mit der man die kon-
fessionellen Bürgerkriege beendet hatte, durchdiskutiert 
worden ist. In den Doktrinen vom Gemeinwohl als Staats-
zweck, von der Staatsräson und vom ius eminens hatte 
man versucht, den Bestand des Staates als Mittelbegriff 
in einer Rechtfertigungskette zu verwenden mit dem Ergeb-
nis, daß das Zweck/Mittel-Schema in seiner Anwendung 
auf den Staat dadurch gründlich diskreditiert wurde und, 
ning and Developing the Company Organization Structure, New 
York 1952, 6. Druck 1959, S. 17; Fritz Morstein Marx, E infüh-
rung in die Bürokratie, Neuwied 1959, S. 48 f.; Pius Bischof berger, 
Durchsetzung und Fortbi ldung betriebswirtschaftlicher Erkenntnisse in 
der öffentlichen Verwaltung. Ein Beitrag zur Verwaltungslehre, Zü-
rich-St. Gallen 1964, S. 12 f. Als Beispiel fü r eine ausdrückliche Ein-
ordnung des Bestandsgedankens (»organizational viability«) in eine 
Zweck/Mit te l -Ket te siehe Gross, aaO, 1964, II, S. 477 ff . 
10 Die Auffassung von Scott, aaO, S. 490. daß die instrumentale 
Organisationstheorie und die Sozialsystem-Theorie der Organisation 
miteinander vereinbar seien, ja einander zur Ergänzung forderten, 
vermag ich deshalb nicht zu teilen. Sie beruht auf einer nicht hin-
reichend durchdachten Verwendung des Mittel-Begriffs. Auch sonst 
findet man nicht selten beide Auffassungen gleichzeitig vertreten -
z. B. bei Rice, aaO, S. 10 und S. 275. 
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wie wir weiter un ten 1 1 noch ausführlicher sehen werden, 
durch den Gedanken des Rechtsstaates ersetzt werden 
mußte. Denn die Einfügung des Bestandsgedankens in eine 
Kette von Zweck/Mittel-Beziehungen erwies sich als unbe-
grenzbar und als geeignet, jede beliebige Handlung zu 
rechtfertigen1 2 . 
Ein anderer Gedanke hat diese Schwierigkeit zeitweilig ver-
deckt, nämlich die Vorstellung, daß Aufbau und Ablauf, 
Struktur und Prozeß scharf zu trennen und je für sich 
zu rationalisieren seien1 3 . Das heißt, man rationalisiert in 
zwei verschiedenen Zweck/Mittel-Ketten den Produktions-
prozeß und die Organisation, wobei die eine Bemühung 
jeweils die andere als unproblematisch gegeben voraus-
setzt 1 4 . Die klassische Organisationslehre hat sich auf die-
lt Vgl. Kap. 3, 1. 
12 Ein anderes, näherliegendes Beispiel bietet die Diskussion der 
Bestandsformel im soziologischen Funktionalismus. Vgl. z. B. Eve-
rett E. Hagen, Analytical Models in the Study of Social Systems. 
The American Journal of Sociology 67 (1961), S. 144-151; Niklas 
Luhmann, Funkt ion und Kausalität , Kölner Zeitschrift fü r Soziolo-
gie und Sozialpsychologie 14 (1962), S. 617-644 (629 f.). Dazu näher 
unter Kap. 3, 4. 
13 Als Beispiel fü r die Darstellung dieser Unterscheidung, die zu-
meist als Unterscheidung verschiedener Rationalisierungsperspektiven 
eingeführt wird, vgl. etwa Nordsieck, AaO, 1955, S. 76 f f , ; K o s i o l , aaO, 
1962, S. 32; Heinrich B. Acker, Organisationsstruktur. In: Schnau-
fer/Agthe, aaO, S. 119-148; Bischof berger, aaO, S. 58 mit weiteren 
Hinweisen. Heute wird zwar zugestanden - so von Nordsieck, aaO, 
1961, Sp. 105 ff. ; Marcell Schweitzer, Probleme der Ablauforganisa-
tion in Unternehmungen, Berlin 1964, S. 34, oder von Erwin Grochla, 
Zur Organisat ion des betrieblichen Planungsablaufs, Zeitschrift f ü r 
Betriebswirtschaft 32 (1962), S. 702-715 (704) -, daß diese Trennung 
in der Organisationspraxis nicht durchführbar ist, ohne daß jedoch 
daraus die Konsequenzen gezogen würden. 
14 Eine ausdrückliche Formul ierung dieser Voraussetzung findet sich 
bei Gutenberg, aaO, 1929, S. 26. Siehe auch Martin Lohmann, Ein-
führung in die Betriebswirtschaftslehre, 3. Aufl . , Tübingen 1959, S. 
22, 25. Der amerikanischen »theory of the firm« hat aus ganz an-
deren Gründen - nämlich wegen einer unzureichenden Trennung 
von nationalökonomischer und betriebswirtschaftlicher Perspektive -
lange Zeit eine ähnliche Trennung zugrunde gelegen: Das Unterneh-
men wurde nur als rationales Individualhandeln des Unternehmers 
erfaßt und die inneren Probleme der Organisation, Kommunikat ion 
und Motivation dabei als perfekt gelöst vorausgesetzt. Siehe die tref-
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ser Basis als relativ selbständiges Teilfach der allgemeinen 
Betriebswirtschaftslehre entwickeln können. Noch stärker 
hat dieser Gedanke sich in der öffentlichen Verwaltung 
festgesetzt (wenngleich sie weniger gewohnt ist, ihm theore-
tischen Ausdruck zu verleihen), weil hier das Entscheiden 
nicht nur durch das Optimierungsprinzip, sondern viel mehr 
noch durch die Rechtsordnung auf einzig-richtige Ergeb-
nisse festgelegt und dadurch von den Organisationsstruk-
turen, unter denen sie erarbeitet werden, unabhängig ge-
macht ist. 

Nun ist eine begriffliche Trennung von Struktur und 
Prozeß ohne Zweifel notwendig. Sie hat in der allgemeinen 
Systemtheorie grundlegende Bedeutung, da jedes System, 
das sich in einer veränderlichen Umwelt erhalten will, aus 
Konstanten und Variablen zugleich bestehen muß 1 5 . Das 

fende Charakterisierung dieser Auffassung als »single-person multi-
fac tor approach« bei Andrew C. Stedry, Budget Control and Cost 
Behavior, Englewood Cl i f f s . /N. J. 1960, S. 146. Neuerdings wird dies 
namentlich unter dem Einf luß von Simon häufig kritisiert. Vgl. 
z. B. William W. Cooper, A Proposal fo r Extending the Theory of 
the F i rm. The Quarterly Journal of Economics 65 (1951), S. 87-
109; Edith T. Penrose, The Theory of the Growth of the Fi rm, 
New York 1959, insb. S. 15 ff. ; Horst Albach, Zur Theorie der U n -
ternehmensorganisation. Zeitschrift fü r handelswissenschaftliche Fo r -
schung 11 (1959), S. 238-259; Kenneth E. Boulding, Implications for 
General Economics of More Realistic Theories of the F i rm. The 
American Economic Review 42 (1952), Papers and Proceedings, S. 
35-44; ders., The Present Position of the Theory of the Firm. In: 
Boulding/Spivey, aaO, S. 1-17 (1, 11 ff.); Stahlmann, aaO, insb. S. 
74 ff., 121 ff . : Heinen, aaO, 1962, S. 51 ff. ; Gäfgen, aaO, S. 196 ff. , 
218; Hans Günter-Krüsselberg, Organisationstheorie, Theorie der 
Unternehmung und Oligopol. Materialien zu einer sozialökonomi-
schen Theorie der Unternehmung, Berlin 1965. Siehe auch Frank 
H. Knight, Risk, Uncertainty and Profi t , Boston-New York 1921, 
7. Neudruck 1948, S. 106 f., 168 f., der schon 1921 bemerkt hatte, 
daß Organisat ionsfragen nur unter der Bedingung vollständiger Ent -
scheidungsgewißheit vernachlässigt werden können. 
15 Vor allem in neueren Formulierungen der Systemtheorie von Par-
sons gewinnt diese Unterscheidung grundsätzliches Gewicht. Vgl. 
insb. Talcott Parsons, Some Considerations on the Theory of So-
cial Change. Rural Sociology 26 (1961), S. 219-239. Vgl. zu dieser 
Trennung ferner unter dem Gesichtspunkt der Vorteile »doppelter 
Selektivität«, Niklas Luhmann, Soziologie als Theorie sozialer Sy-
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Bedenken geht gegen die Versteifung dieser Trennung zu 
einer Verschiedenheit von zwei Richtigkeits-Perspektiven, 
die nur auf dem soeben behandelten Wege der Unterord-
nung des Systembestandes unter den Systemzweck wieder 
zusammengefügt werden können. Vor allem wird es auf 
diese Weise unmöglich, die Rationalisierung des Verhält-
nisses von Struktur und Prozeß - das vielleicht wichtigste 
Thema der Systemtheorie - angemessen zu behandeln. 
Heute wird dieses Problem gesehen. Besonders das Vor-
dringen entscheidungs- und kommunikationstheoretischer 
Überlegungen und in der Praxis die elektronische Daten-
verarbeitung haben zu der Einsicht geführt, daß die Ratio-
nalisierung des Kommunikations- und Entscheidungsvor-
gangs Strukturentscheidungen impliziert, und daß von da 
aus Forderungen an den Betriebsaufbau zu stellen sind 1 6 . 
Es genügt jedoch nicht, wechselseitige Rücksicht zu fordern. 
Unvermeidlich kommt es zu Widersprüchen, wenn man 
nach wie vor Aufbau- und Ablaufgestaltung je für sich 
aus dem Betriebszweck ableitet und erst nachträglich einen 
Kompromiß erstrebt. Das Dominieren des Aufgabenbe-
griffs führt zusammen mit der Trennung von Aufbau und 
Ablauf notwendig in dieses Dilemma. Deshalb gewinnt in 
Theorie und Praxis und nicht zuletzt unter dem Einfluß 
der zunehmenden Automation ein Organisationsdenken an 
Raum, das nicht von einem durch Zweckzerlegung gewon-
nenen Abteilungsschema ausgeht, sondern vom Arbeitsfluß, 
und das die Systemstruktur nur noch als einen Komplex 
von »Entscheidungsprämissen« behandelt, die den Arbeits-

steme. Kölner Zeitschrift fü r Soziologie und Sozialpsychologie 19 
(1967), S. 615-645. 
16 Vgl. namentlich Herbert A. Simon, Das Verwaltungshandeln. 
Eine Untersuchung der Entscheidungsvorgänge in Behörden und pri-
vaten Unternehmen, dt. Übers., Stuttgart 1955; ferner z. B. Rolf 
Kramer, Informat ion und Kommunikat ion. Betriebswirtschaftli-
che Bedeutung und Einordnung in die Organisation der Unterneh-
mung, Berlin 1965; Herbert Hax, Die Koordinat ion von Entschei-
dungen. Ein Beitrag zur betriebswirtschaftlichen Organisationslehre, 
Köln-Ber l in-Bonn-München 1965. 
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fluß »programmieren« 1 7 . Gerade weil in der Praxis der 
Prozeß sich nach der Struktur richten soll, muß die Theorie 
und die Organisationsentscheidung davon ausgehen, daß 
die Struktur sich nach den Erfordernissen des Prozesses 
zu richten ha t 1 8 . Aber weder läßt die Struktur sich als 
notwendiges Mittel aus dem Prozeßzweck ableiten, noch 
umgekehrt der Prozeß als Mittel der Strukturentscheidung. 
Das Zweck/Mittel-Schema vermag die Rationalisierung des 
Verhältnisses von Struktur und Prozeß nicht zu leisten (und 
dies ist wohl der heimliche Grund, der die Betriebswirt-
schaftslehre bisher zu der Ansicht nötigt, beide Aspekte 
seien je für sich zu rationalisieren). Denn in Wahrheit hat 
die Struktur zwar eine notwendige Beziehung zum Prozeß, 
der ohne sie nicht Prozeß sein kann. Aber diese Beziehung 
kann nicht als Mittel im Prozeß, ja nicht einmal als Funk-
tion verstanden werden. Sie ist schon in der Prozeßhaftig-
keit des Prozesses vorausgesetzt; denn ohne Konstanten 
kann es keine geordnete Variation geben. Das Verhältnis 
von Struktur und Prozeß ist weder eine instrumentale noch 
eine funktionale Beziehung; denn das hieße, daß die Struk-
tur in ihrer Funktion (bzw. als Mittel) für den Prozeß 

17 Vgl. z. B. Eliot D. Chapple/Leonard R. Sayles, The Measure 
of Management , New York 1961; Alex Orden, M a n - Machine -
Computer Systems. In: George P. Shultz/Thomas L. Whisler 
(Hrsg.), Management Organization and the Computer , Glencoe/Ill . 
1960, S. 67-86 (74); Richard A. Johnson/Fremont E. Kast/James E. 
Rosenzweig, The Theory and Management of Systems, New York-
San Franc isco-Toronto-London 1963, S. 313 f.; Urs Jaeggi/Herbert 
Wiedemann, Der Angestellte im automatisierten Büro. Betriebsso-
ziologische Untersuchungen über die Auswirkungen elektronischer 
Datenverarbei tung auf die Angestellten und ihre Funkt ionen, Stutt-
gart 1963, passim, z. B. 114 ff. , 152 f., 227 f. Ein Fortschrit t der 
deutschen Betriebswirtschaftslehre in dieser Richtung besteht darin, 
daß heute anerkannt wird, daß der Arbei tsf luß eigene Organisations-
probleme stellt, die als solche der traditionellen Aufbau-Organisa -
tion gegenübergestellt werden. Vgl. dazu Schweitzer, aaO, insb. 
S. 7, 22 f.; Kramer, aaO, S. 45 f., 156 ff . 
18 Nordsieck, aaO, 1961, gibt ganz im Bezugsrahmen der klassischen 
Organisationslehre diesem Gedanken dadurch Ausdruck, daß er die 
Prozeßgliederung als Idealprinzip der Arbeitsteilung erklärt und den 
übrigen Prinzipien nur sekundäre Bedeutung zuerkennt (Sp. 22 ff.). 
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durch etwas anderes als funktionales Äquivalent ersetzt 
werden könnte, daß sie also keine unersetzliche System-
komponente wäre. Es gibt aber keine strukturlosen Systeme. 
Zerstört man diese beiden das Problem verdeckenden Aus-
wege, die Instrumentalisierung des Systems und die Tren-
nung von Aufbau und Ablauf unter verschiedenen Ratio-
nalisierungskriterien, dann kommt die eigentliche Schwie-
rigkeit, das Versagen des Zweck/Mittel-Schemas als System-
modell, wieder ans Licht. Bei Herbert Simon, der die Kritik 
dieser und anderer Behelfslösungen der »klassischen Orga-
nisationslehre« vielleicht am schärfsten und am nachhaltig-
sten formuliert hat, mündet sie in die Einsicht ein, daß 
die Zerlegung eines Organisationszweckes in Mittel not-
wendigerweise innerorganisatorische Konflikte erzeugt 1 9 . 
Das heißt zum einen, daß die Neutralisierungsfunktion der 
Zwecksetzung nicht voll verwirklicht werden kann, zum an-
deren, daß die Zweck-Theorie der Organisation nicht ohne 
Rücksicht auf Motivationsprobleme durchgeführt werden 
kann. Und damit sind wir an die oben bereits geforderte 
Komplementärtheorie der Macht- oder Konsensbildung 
verwiesen. 
In der älteren Vorstellung des Handlungszwecks lagen zu-
nächst die rationalisierende und die motivierende Funktion 
ungetrennt beieinander. Der Zweck schien für den Han-
delnden zugleich Grund und Richtmaß seines Handelns zu 
sein. Und dieser Gedanke dominiert, wo man nicht eigens 

19 Siehe namentlich James G. March/Herbert A. Simon, Organiza-
tions, New York-London 1958, S. 124 ff. ; Simon, aaO, 1964, S. 16 f.; 
ferner etwa C. West Churchman/Russell L. Ackoff/Leonard Ar-
nojf, Operat ions Research. Eine Einführung in die Unternehmens-
forschung, dt. Übers. Wien-München 1961, S. 14; C. West Church-
man, Prediction and Optimal Decision. Philosophical Issues of 
a Science of Values, Englewood Cl i f f s . /N . J. 1961, S. 309 ff. ; Hei-
nen, aaO, 1962,, S. 62 ff. ; Albach, aaO, 1959, S. 247 f.; R. N. Spann, 
The Study of Organizations. Public Administrat ion 50 (1962), S. 387-
405 (393 ff.); Rice, aaO, S. 14, 190 f. Abgesehen davon gibt es eine 
umfangreiche sozialpsychologische Forschung, welche die Identif ikation 
mit zu engen Gruppenzielen als Folge der Arbeitsteilung behandelt . 
Vgl. z. B. Burleigh B. Gardner/David G. Moore, Praktische Menschen-
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auf seine Problematik achtet, in den Sozialwissenschaften 
noch heute 2 0 . Er ist in einer Handlungswissenschaft, die 
vom Begriff der Einzelhandlung ausgeht, auch ganz konse-
quent. Er zerfällt jedoch in seine beiden Komponenten, 
sobald man hinter der Handlung das handelnde System 
sieht und zu analysieren beginnt. Dann enthüllt der Moti-
vationsvorgang sich als ein eigenes hochkomplexes System-
geschehen, das der Kausalstruktur des Handelns gegenüber 
selbständig ist, also auf anderen Ursachen und anderen 
Wirkungen beruhen, ein anderes Selektionsschema ver-
wenden kann und deshalb auch anders rationalisiert wer-
den muß. Man kann zu rationalem Handeln irrational moti-
viert sein und umgekehrt. Irrationales Handeln kann die 
inneren Systemprobleme des handelnden Systems glänzend 
lösen, während umgekehrt zweckrationales Handeln sie ver-
schärfen mag. 
Stellt man sich den Einzelmenschen, also ein Persönlich-
keitssystem, als Handelnden vor, so wird niemand zweifeln, 
daß für die Erklärung der Motivation die angezielten 
Handlungszwecke nicht ausreichen, sondern daß eine psy-
chologische Theorie der Persönlichkeit einschließlich ihrer 
unbewußten Probleme und ihrer latenten Motivationsstruk-
tur erforderlich ist 2 1 . Man weiß, an welchen Forschungs-
bereich man sich zu halten hat. Geht es dagegen um die 
Zwecke eines Sozialsystems, so ist die Antwort alles andere 
als offensichtlich. An dieser Unklarheit ist neben der man-

führung im Betrieb, dt. Übers. Köln-Opladen 1957, S. 94 ff. ; De 
Witt C. Dearborn/Herbert A. Simon, Selective Perception. A Note 
on the Depar tmental Identifications of Executives. Sociometry 21 
(1958), S. 140-144; March/Simon, aaO, S. 150 ff . ; Melville Dalton, 
Men W h o Manage. Fusions of Feeling and Theory in Administra-
tion, New York -London 1959, z. B. S. 16. 
20 Besonders in der Organisationslehre. Siehe als typisches Beispiel 
Nordsieck, aaO, 1961, Sp. 34 ff . 
21 Diese Distanz zur Zweckrationalität bringt ein bekannter ameri-
kanischer Psychologe bereits in einem Buchtitel zum Ausdruck: Nor-
man F. Maier, Frustrat ion. The Study of Behavior without a Goal , 
New York 1949. 
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gelnden Unterscheidung von Handlungsbegriff und System-
theorie vermutlich auch der Umstand schuld, daß man Mo-
tivationsprobleme sogleich psychologisch verstand und sie 
damit aus der Organisationslehre hinaus verwies. So blieb 
als Gegenstand der Organisationslehre scheinbar nur die 
rationale Zweck/Mittel-Struktur des Handelns übrig. 
Inzwischen ist die Forschung dabei, dieses Vorurteil aufzu-
geben und Motivationsstrukturen anzunehmen, die durch 
das Sozialsystem vermittelt und geprägt sind, die aber we-
der mit dem Systemzweck zusammenfallen noch auf die 
Motivationsstrukturen der beteiligten Persönlichkeiten zu-
rückgeführt werden können. Auf diese neuere Entwicklung 
werden wir im nächsten Kapitel eingehen, das den gegen-
wärtigen Tendenzen zur Überwindung der älteren Zweck-
Theorie der Organisation gewidmet ist. Hier kommt es zu-
nächst darauf an, die Konsequenzen festzuhalten, die sich 
für die klassische Organisationslehre aus ihrer Zweckkon-
zeption ergeben. Sie zeigen sich darin, daß (1) nur die 
Motive eines Beteiligten bzw. eines kleinen Teiles der Or-
ganisationsteilnehmer als Organisationszwecke Berücksich-
tigung finden, die der anderen dagegen instrumentalisiert, 
neutralisiert oder diskreditiert, in jedem Falle verzerrt oder 
vernachlässigt werden 2 2 ; und daß (2) die Organisation des-
halb als Herrschaftssystem verstanden wird, das hierar-
chisch organisiert ist, um die Zweckerreichung in der Form 

22 Dabei war bis vor kurzem unzweifelhaft , daß, wenn nicht die 
Motive der ganzen Belegschaft, so doch die Motive des Unterneh-
mens mit dem Betriebszweck und den Erfolgskriterien der Unterneh-
mung gleichgesetzt werden könnten. Neuerdings erscheint auch dies 
als fragwürdig - siehe z. B. Adolf Moxter, Präferenzstruktur und 
Aktivi tätsfunktion des Unternehmens. Zeitschrift f ü r betriebswirt-
schaftliche Forschung 166 (1964), S. 6-35; Oliver E. Williamson, The 
Economics of Discretionary Behavior. Managerial Objectives in a 
Theory of the Firm, Englewood Cl i f f s . /N. J. 1964. Bidlingmaier, 
aaO; Krüsselberg, aaO, S. 98 f f . mit Überblick über einige ältere 
Bemühungen. Damit steuert auch die Betriebswirtschaftslehre auf 
eine begriffliche Trennung von Motivstrukturen und Rationalkri te-
rien zu als Voraussetzung fü r die Möglichkeit, die Interdependenz 
beider Variablen zu untersuchen. 
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der Befehlsbefolgung ohne Rücksicht auf die Motivations-
strukturen der übrigen Beteiligten zu gewährleisten. 
Wenn man nämlich im Organisationszweck einen Hand-
lungszweck und im Handlungszweck eine zugleich motivie-
rende und rationalisierende Vorstellung sieht, wird die Fra-
ge unausweichlich, um wessen Zweck es sich eigentlich han-
delt. Angesichts dieser Frage hat sich sowohl die betriebs-
wirtschaftliche Theorie wie auch die ältere Theorie der 
Staatsverwaltung für eine scharfe Scheidung zwischen 
zweckinteressiertem Unternehmer bzw. Herrscher auf der 
einen Seite und indirekt, also unpersönlich motivierten Ar-
beitern oder Beamten auf der anderen Seite entschieden. 
Der Unternehmer rekrutiert für seine Zwecke Arbeiter, der 
politische Herrscher bildet einen Verwaltungsstab aus An-
hängern, die sich aus Faszination oder um zu erwartender 
Vorteile willen seine Zwecke zu eigen machen 2 3 . Diese 

23 In der Unternehmenstheorie war hierfür die inzwischen gebro-
chene Vorstellung vom Eigentum als Autoritätsgrundlage bezeich-
nend. Siehe z. B. Gutenberg, aaO, 1965, S. 470 ff. , aber auch das 
Eingehen auf die widersprechende Wirklichkeit S. 480 f f „ ferner 
ders., Unternehmensführung. Organisation und Entscheidungen, 
Wiesbaden 1962, S. 155, wo das »originäre« Recht zur Geschäfts-
führung auf »das Gesetz« gegründet wird. Auch unabhängig davon 
kann jedoch eine Theorie der Unternehmung als Zweckstrategie des 
Unternehmers entworfen werden. Dies war zum Beispiel in der ame-
rikanischen »Theory of the firm« unter dem mächtigen Einf luß von 
Alfred Marshall der Fall (dazu bereits oben Anm. 14). Als ein 
neues, prononciert vorgetragenes Beispiel vgl. Helmut Koch, Die 
Theorie der Unternehmung als Globalanalyse. Zeitschrift f ü r die 
gesamte Staatswissenschaft 120 (1964), S. 385-434; als kritische Äuße-
rung z. B. Cooper, aaO; Herbert A. Simon, Models of Man , So-
cial und Rational. Mathematical Essays on Rational H u m a n Beha-
vior in a Social Setting, New York-London 1957, S. 174.. 
F ü r die öffentliche Verwaltung wäre in erster Linie natürlich die 
Bürokratiesoziologie Max Webers, aaO, 1956, zu nennen; ferner als 
weiteres Beispiel der amerikanische Versuch, ein selbständiges Lehr-
fach »Public Administration« unter der Annahme zu begründen, daß 
in der Politik die Zwecke festgelegt würden, die Verwaltung dage-
gen ohne eigenes Zweckinteresse die ihr zugewiesenen Aufgaben aus-
führe und sich im Hinblick darauf instrumental rationalisiere. Es 
ist kein Zufall , sondern stützt in bezeichnender Weise die Argu-
mentat ion im Text, daß nach dem Scheitern dieser Konzeption in 
den 40er Jahren ein verstärktes Interesse an Herrschafts- und F ü h -
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Trennung von privaten bzw. politischen Unternehmern und 
bloßen Beamten, Angestellten oder Arbeitern bezieht sich, 
und das ist für ihre Problematik entscheidend, nicht auf 
abstrakte Funktionen, sondern auf konkrete Personen, al-
lenfalls auf Systemrollen. Sie versucht, auf die Tatsache 
des unzureichenden Zweckkonsenses nicht durch eine funk-
tionale, sondern durch eine strukturelle Unterscheidung zu 
reagieren. Sie verdeckt sich, mit anderen Worten, durch 
eine Unterscheidung von Personen, Positionen oder Rollen 
die Notwendigkeit einer funktionalen Differenzierung, und 
zwar der Differenzierung von Motivationsprozessen und 
Prozessen der Handlungsrationalisierung. Statt diese beiden 
Funktionen zu trennen, verschmilzt man sie im Zweckbe-
griff und dadurch wird es notwendig, eine viel zu konkret 
ansetzende strukturelle Trennung zu behaupten, die den 
komplexen Motivationsstrukturen der Wirklichkeit schwer-
lich gerecht werden kann. 
Aus diesen Gründen kommt es zu einer für die klassi-
sche Organisationslehre bezeichnenden These, durch die sie 
ihr Grundprinzip, die Gleichsetzung von Zweck/Mittel-
Schema und Ganzes/Teil-Schema, erläutert und präzisiert. 
Diese These besagt, daß die hierarchische Stellenordnung 
im System eine Ordnung von Zwecken und Mitteln sei. 
Die Stellen seien durch Aufgaben definiert und diese Auf-
gaben einander im Zweck/Mittel-Verhältnis zugeordnet 2 4 . 

rungstheorien wach wurde. Siehe zu dieser Entwicklung Herbert 
Kaufman, Emerging Conflicts in the Doctrines of Public Admi-
nistration. The American Political Science Review 50 (1956), S. 1057-
1073. 
24 Zu dieser durchgehenden Kongruenz von Hierarchie und Zweck/ 
Mit te l -Ordnung vgl. z. B. Schramm, aaO, S. 41 f.; Karl Theisinger, 
Grundsätze der Betriebsorganisation. In: Festschrift Wilhelm Kalver-
am, Berlin-Wien 1942, S. 141-151 (142); Barnard, aaO, S. 192, 231 
ff . ; Robert Tannenbaum/Irving Weschler/Fred Massarik, Leadership 
and Organization, New York-Toron to -London 1961, S. 258 f.; Re-
nate Mayntz, Die soziale Organisation des Industriebetriebes, Stutt-
gart 1958, S. 22; Neal Gross/Ward S. Mason/Alexander W. 
McEachern, Explorations in Role Analysis, New York 1958, S. 122 
f., 134; Pfiffner/Sherwood, aaO, S. 18 ff. , 66 ff . ; Nordsieck, aaO, 
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Die Weisungsgewalt höherer Stellen über untergeordnete 
Stellen sei deshalb notwendig, weil jene die Zwecke, diese 
nur die Mittel verträten; und die Zwecke gingen den Mit-
teln naturgemäß vor. Zugleich läge im Zweck/Mittel-Sche-
ma eine Begrenzung der Autoritätsunterwerfung auf spezi-
fische Kompetenzen, welche die internen Beziehungen trotz 
des Ranggefälles unpersönlich und motivierbar mache. 
Dieser zunächst blendende, bestechend harmonische Grund-
gedanke macht einen unproblematischen Eindruck. Das ist 
sein Fehler. Er vermittelt kein ausreichendes Schema der 
wirklichen Systemprobleme, keine Systemvorstellung, die 
hinreichend komplex wäre, um einem System gerecht wer-
den zu können, das einer komplexen Umwelt Rechnung 
tragen muß. Er ist als Strukturprinzip zu unproblematisch. 
Denn Systemstrukturen müssen in sich selbst problematisch 
und spannungsgeladen sein, weil sie anders die Umwelt-
problematik nicht rezipieren, in das System hineinziehen 
und entscheidungsfähig machen können. Die klassische Or-
ganisationslehre versteckt zahlreiche Probleme und tendiert 
dazu, den Einzelpersonen, besonders den Systemmitglie-
dern, die an nicht eingestehbaren Rollenkonflikten schei-
tern, die Schuld zu geben - also Probleme aus dem Sy-

1961, Sp. 39 ff. ; Amitai Etzioni, A Comperat ive Analysis of Com-
plex Organ iza t ion . On Power, Involvement, and their Correlates, 
New York 1961, S. 93 f., 106, 214; Irle, aaO, S. 99; Joseph A. Lit-
terer, The Analysis of Organizations, New York-London-Sydney 
1965, S. 246 ff. Bemerkenswert ist auch hier die Übereinst immung 
von Betriebswirtschaftlern und Soziologen. Selbst Herber t Simon, 
der sich doch sonst als Kritiker der Annahme einer transitiven Wert-
ordnung hervorgetan hat, betont immer wieder die weitgehende 
Übereinst immung der Struktur von Entscheidungsprogrammen mit 
dem hierarchischen Aufbau , wobei er aber den Hierarchiebegriff 
ziemlich lose fü r System-Subsystem-Beziehungen verwendet und 
wohl keine durchweg transitiven Rangverhältnisse impliziert. Vgl. 
March/Simon, aaO, S. 151 ff. , 194 ff.; ders., The New Science of M a -
nagement Decisión, New York 1960, S. 40 ff. ; ders., The Architec-
ture of Complexity. Proceedings of the American Philosophical So-
ciety 106 (1962), S. 467-482, und dazu auch William R. Dill, Ad-
ministrative Decision-Making. In: Sidney Mailick/Edward H. Van 
Ness (Hrsg.), Concepts and Issues in Administrative Behavior, Eng-
lewood Cl i f f s . /N. J. 1962, S. 29-48 (43). 
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stem in die Umwelt der Persönlichkeiten und ihres Ver-
sagens abzuschieben. Vermutlich käme es aber gerade dar-
auf an, die Problematik aus der Umwelt in das System 
hineinzuziehen, um sie intern definieren und absorbieren 
zu können. 
Wie dem auch sei, die unterdrückten Probleme kommen 
an zahlreichen Stellen in verwandelter Form wieder zum 
Vorschein, und die neuere sozialwissenschaftliche Forschung 
hat sich mit einem ausgeprägten Sinn für latente, offiziell 
nicht zugestehbare Zusammenhänge gerade diesen Sekundär-
problemen zugewandt. Die Mängel des klassischen Ansat-
zes erscheinen einmal in der bekannten Problematik, ein 
angeblich exklusives Profitmotiv des Unternehmers, das 
den Zweck der Unternehmung konstituieren soll, empirisch 
zu verifizieren. Die klassische Theorie ist hier zu unreali-
stischen Entscheidungsmodellen gezwungen. Würde sie sich 
der Realität, den wirklichen Präferenzen des Unternehmens 
nähern, würde zugleich unabweisbar deutlich werden, daß 
damit keineswegs die einzige Rationalisierungs- und Ent-
scheidungsgrundlage des modernen Großbetriebes erfaßt 
i s t 2 5 . 

Zum anderen fördert diese Theorie die Annahme, daß al-
lein die Spitze des Systems legitimen Außenverkehr füh-
ren kann - alle anderen Mitglieder handeln allenfalls in 
ihrem Namen -, da allein ihr Zweck sachlicher Entschei-
dungsmaßstab für die Außenkontakte ist. Dies ist für alle 
Großsysteme natürlich eine völlig unrealistische Vorstel-
lung, die zwar juristischen Wert haben mag, aber wichtige 
praktische Organisationsprobleme unsichtbar macht - etwa 
die Notwendigkeit einer gewissen Autonomie Untergebener 
im Außenverkehr, die Notwendigkeit, die »Loyalität« der 
Grenzstellen des Systems (einschließlich der Spitze)2 6 lau-
25 Vgl. hierzu Heinen, aaO, 1962, insb. S. 16 ff . 
26 Erfahrungen lehren z. B., daß selbst ein Minister in Außen-
kontakten absichtlich oder unabsichtlich die sorgfältig ausgearbeitete 
Linie seines Hauses verlassen kann und deshalb ständig überwacht 
werden muß. 
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fend zu überwachen, die Notwendigkeit einer Bestimmung 
der hierarchischen Höhenlage der einzelnen Außenkontakte 
usw. 2 7 . 
Eine weitere, unrealistische Vereinfachung steckt im Be-
griff der »Koordination«. Nach der klassischen Konzeption, 
wie sie weithin sichtbar von Luther Gulick 2 8 formuliert 
wurde, ist der Bedarf an Koordination ein Folgeproblem 
der Arbeitsteilung. Diesen Bedarf zu befriedigen, ist Sache 
der Zweckorientierung und ergänzend der hierarchischen 
Organisation. In jedem Falle wird das Koordinationspro-
blem also mit Bezug auf eine Wirkungseinheit formuliert. 
Für eine Handlungstheorie ist das verständlich, ja selbst-
verständlich. In einer Systemtheorie wirkt sich diese Kon-
zeption zentralistisch aus - und dies schon vom Begriffs-
ansatz her, bevor auch nur gefragt oder untersucht worden 
ist, ob eine solche Zentralisation überhaupt als rationale Lö-
sung der Systemprobleme angesehen werden kann 2 9 . 
Rationalität als Wirkungseinheit heißt, daß die Umwelt auf 
ein Problem reduziert, ihre Komplexität also ignoriert wird. 
Nur deshalb kann die klassische Theorie das Problem der 
Systemrationalität als Problem der bewußten Koordination 
begreifen und zentral - also relativ einfach - zu lösen 
suchen. In Wahrheit bekommt sie, wie Charles Lindblom 3 0 

vom Gegenstandpunkt aus deutlich zu machen versucht, 
damit nur einen Ausschnitt aus dem weiteren Problem-
kreis der Abstimmung von Entscheidungen aufeinander in 
den Blick, und sie irrt, wenn sie diesem Ausschnitt allein 

27 Vgl. hierzu Näheres im Kapitel über »Grenzstellen« in: Nlklas 
Luhmann, Funkt ionen und Folgen formaler Organisation, Berlin 
1964, S. 220 ff. ; ferner Robert L. Kahn/Donald M. Wolfe/Robert P. 
Quinn/J. Diedrick Snoek, Organizational Stress. Studies in Role Con-
flict and Ambiguity, New York-London-Sydney 1964, S. 99 ff . 
28 Siehe seine »Notes on the Theory of Organization«. In: Luther 
Gulick/Lyndall Urwick (Hrsg.), Papers on the Science of Admini-
stration, New York 1937. 
29 Dies Problem wird sichtbar bei Hax, aaO, 1965. 
30 Siehe Charles E. Lindblom, The Intelligence of Democracy. De-
cision Making Through Mutua l Adjustment , New York-London 
1965. 
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die Rationalität des Systems zurechnet. Es mag sinnvoll 
und unentbehrlich sein, in komplexen Organisationssyste-
men bestimmte Organe eigens mit Koordination zu beauf-
tragen, aber damit sind bei weitem nicht alle Aspekte des 
Entscheidungsprozesses erfaßt, die der wechselseitigen Ab-
stimmung dienen 3 1 . Und wechselseitige Abstimmung si-
chert bei weitem nicht, daß ein System die Probleme lö-
sen kann, die sich im Verhältnis zu seiner Umwelt er-
geben 3 2 . 
Der Gedanke der Wirkungseinheit verbindet Zweck/Mittel-
Schema und Hierarchiekonzeption, richtet das System auf 
ein viel zu einfaches Umweltbild aus und prägt ihm da-
durch bis in arbeitstechnische Einzelheiten ein Vorurteil 
auf, so daß zahlreiche Probleme retuschiert werden müs-
sen und manche Erfahrungen der Zusammenarbeit in gro-
ßen Organisationen nicht gemacht oder jedenfalls nicht dis-
kutiert werden können. 
Das Prinzip der hierarchischen Organisation, der Gedanke 
einer Rangordnung von Stellen, erfüllt in der klassischen 
Organisationslehre die Aufgabe einer Komplementärein-
richtung zum Prinzip der Zweckrationalität 3 3 . Es dient als 
Lückenbüßer für die Unzulänglichkeit der einfachen 
Zweckorientierung, indem die hierarchisch von oben nach 
unten laufende, ranggestützte Kommunikation, der Befehl, 
die Unbestimmtheit des allgemeinen Systemzwecks in kon-
krete Handlungsanweisungen ausprägt und zugleich die 

31 Vgl. dazu auch: Edward C. Banfield, Political Influence, New 
York 1961, insb. S. 307 ff. ; Aaron Wildavsky, The Politics of the 
Budgetary Process, Bos ton-Toronto 1964. 
32 Dieser Aspekt wird auch von Lindblom, aaO, 1965, vernachläs-
sigt bzw. nur in der F o r m berücksichtigt, daß die Entscheidungs-
probleme selbst als äußerst komplex angesehen werden. 
33 Häufig findet man diese Einsicht in Erör terungen über die Funk-
tion der »Leitung« - entweder ausdrücklich (so bei Schramm, aaO, 
S. 22 ff.) oder impliziert, wenn etwa die Funkt ion der Leitung in 
der Koordinat ion oder der Entscheidung von Konfl ikten Unterge-
bener gesehen wird. Siehe ferner allgemein: Gutenberg, aaO, 1965, 
Bd. I, S. 251. 
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mangelnde Arbeitsmotivation durch scharfe Aufsicht 
»heilt«. Das Hierarchieprinzip steht mithin für die Kom-
plementärtheorie der Motivation, die wir oben im Sinne 
einer Macht- oder Konsenstheorie gefordert haben. Ma-
schinenmodell und Befehlsmodell gehören deshalb, ob-
wohl die Akzentsetzungen in den einzelnen Darstellungen 
schwanken, in der klassischen Organisationslehre notwen-
dig zusammen 3 4 . 
Heute ist der Gedanke in dieser Form in Mißkredit ge-
ra ten 3 5 . Die Kritik hat sich nicht selten überschlagen -
besonders, wo sie das Unmenschliche und Undemokratische 
einer nicht fachlich legitimierten Autorität vorführ te 3 6 . Im-
merhin ist es ihr gelungen, die Schwächen jener Konzep-
tion scharf zu beleuchten. Einige Anstoßstellen verdienen 
es, besonders hervorgehoben zu werden: 
Die Stellenhierarchie kann die Zweck/Mittel-Orientierung 
nur dann konkretisieren, wenn sie selbst als Zweck/Mit-
tel-Ordnung konstruiert ist. Sie wird dadurch zum (einzi-
gen) Rückgrat des Systems. Die oberste Instanz muß den 
34 Vgl. die kritische Würdigung dieses Zusammenhanges bei Harvey 
Leibenstein, Economic Theory and Organizational Analysis, New 
York 1960, S. 138 ff., 162 ff. 
35 Die Komplementar i tä t von Zwecksetzung und Führung wird je-
doch beibehalten. Sie findet sich in der human relations Bewegung, 
die sich in der Einsicht, daß die Organisationszwecke den Menschen 
nicht ansprechen, mit besonderer Intensität um informale Führungs-
strukturen in Kleingruppen und um erfolgversprechende Führungs-
stile in Großorganisat ionen gekümmert hat . Und auch in der neu-
eren Organisationssoziologie wird der Führe r als Loyalitätsvermitt-
ler in Organisationen gesehen, die nicht über motivkräftige Zwecke 
verfügen. Siehe z. B. Amitai Etzioni, Dual Leadership in Complex 
Organizations. American Sociological Review 30 (1965), S. 688-698. 
36 Vgl. z. B. Mary Parker Follett, Dynamic Administrat ion (hrsg. 
von Henry C. Metealf und Lyndall Urwick). London-Southampton 
1941; Victor A. Thompson, Modern Organization, New York 1961; 
oder Chris Argyris, The Integration of the Individual and the Or-
ganization. In: Chris Argyris u. a.. Social Science Approaches to 
Business Behavior, Homewood/ I l l . 1962, S. 57-98; ferner den Über-
blick über die einzelnen Ansatzpunkte der Krit ik bei George Strauss, 
Some Notes on Power Equalization. In: Harold J. Leavitt, The So-
cial Science of Organizations. Four Perspectives, Englewood 
Cl i f f s . /N . J. 1963, S. 39-84. 
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Systemzweck darstellen und als ihren Zweck verfolgen 3 7 . 
Die nächstuntere liefert ihr die Mittel zu diesem Zweck, 
die für sie als Unterzweck fixiert werden, für welche weiter 
unten die Untermittel beschafft werden usw., bis der Bo-
den der Hierarchie erreicht ist. Auf diese Weise wird das 
bekannte Prinzip der Abteilungsbildung durch Zweckzer-
legung gewonnen, auf dem die klassische Lehre von der 
Arbeitsteilung aufbaut. 
Inzwischen ist man mindestens unsicher geworden, ob bei 
einer solchen Arbeitsteilung der horizontale Arbeitsfluß am 
reibungslosesten organisiert werden kann 3 8 . Ein anderes 
Bedenken beginnt sich gegen eine Implikation jenes Mo-
dells zu richten. Eine Arbeitsteilung ist nur zwischen ver-
schiedenen Mitteln, nicht aber zwischen Zweck und Mit-
tel möglich, da die Entscheidung über Zwecke nicht ohne 
Kenntnis der möglichen Mittel erfolgen kann. Die Deu-
tung der Hierarchie nach dem Zweck-Mittel-Schema zwingt 
deshalb zu der Annahme, daß eine funktional-spezifische 
Arbeitsteilung nur in der Horizontale als Trennung ver-
schiedener gleichrangiger Unteraufgaben sinnvoll sei, wäh-
rend in der Vertikale die Verantwortungen sich überschnit-
ten, weil ja die Verantwortung für den Zweck die Verant-
wortung für die Mittel in sich schließe. Demgemäß sieht 
noch heute die vorherrschende Auffassung die Hierarchie 
lediglich als eine Dimension der Generalisierung, des Auf-
stiegs von spezielleren zu allgemeineren, umfassenderen 
Aufgaben und Entscheidungssituationen3 9. Von da her 
kommt man zu der Auffassung, daß jeder Vorgesetzte für 
seine Untergebenen aus der Einheit der Aufgabenstellung 

37 M a n beachte, wie dieser Gedanke mit dem schon behandelten 
harmonisiert , daß das Unternehmen im Grunde nur den Zwecken 
des Unternehmers dient. Dieser steht notwendig an der Spitze der 
Hierarchie. 
38 Vgl. die Hinweise oben Anm. 17. 
39 Vgl. die Ausarbei tung dieses Gedankens bei Norman H. Mar-
tin, Differential Decisions in the Management of an Industrial Plant, 
The Journal of Business 29 (1956), S. 249-260. 
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heraus voll verantwortlich sei 4 0 , so daß er bei der Ver-
bergung oder Entschuldigung von Fehlern mit ihnen kolla-
borieren muß und auf diese Weise in eine gruppenfreund-
lich-außenfeindliche Einstellung hineinmanövriert wird. 
Das mag neuerdings sogar beabsichtigt werden. Und doch 
ist es sehr die Frage, ob man nicht auch die einzelnen 
hierarchischen Ebenen im Interesse einer präziseren Auf-
gabenstellung funktional-spezifisch differenzieren sollte 4 1 . 
Aber das würde die Darstellung der Hierarchie als kausaler 
Zweck/Mittel-Kette sprengen. 
Weiter hat die Auffassung der Hierarchie als Zweck/Mittel-
Ordnung zur Folge, daß die Rollen der Untergebenen 
durch widerspruchsvolle Ideale, wenn nicht durch wider-
spruchsvolle Erwartungen, geprägt werden, ohne daß der 
Widerspruch selbst Ausdruck finden könnte: Und darauf 

40 Siehe z. B. Gutenberg, aaO, 1965, Bd. I, S. 250 mit weiteren 
Hinweisen; ferner Eugen Schmalenbach, Über Dienststellengliede-
rung im Großbetr iebe, Köln-Opladen 1959, S. 45 f., 48 f., 56 f., mit 
der ebenfalls klassischen Begründung, daß man »anders keinen Be-
trieb regieren kann«. Natürlich folgen dann sofort Bemühungen um 
eine verständnisvolle Auslegung dieses Grundsatzes, die von ihm 
nicht viel übriglassen - ein Beispiel fü r den typischen, von Herbert 
A. Simon, The Proverbs of Administrat ion. Public Administrat ion 
Review 6 (1946), S. 53-67, so scharf gerügten Argumentationssti l der 
klassischen Organisationslehre. Zur Krit ik des Grundsatzes vgl. auch 
Thompson, aaO, 1961, S. 129 ff . 
41 Unabweisbar wird diese Frage namentlich dann, wenn man Or-
ganisationen als Sozialsysteme in ihrem Umweltkontext erfassen 
will und den Sinn der Hierarchie demgemäß in der Differenzie-
rung von Ebenen der Generalisierung des Umweltkontaktes sieht. 
Hierzu f inden sich grundsätzliche Anregungen bei Talcott Parsons, 
Suggestions for a Sociological Approach to the Theory of Organi-
zations. Administrative Science Quarterly 1 (1956), S. 63-85, 225-239, 
und ders., Some Ingredients of a General Theory of Formal Or-
ganization, in: Andrew W. Halpin (Hrsg.), Administrative Theory 
in Educat ion, Chicago 1958, S. 40-72; beide neu gedruckt in: Tal-
cott Parsons, Structure and Process in Modern Society, Glencoe/IU. 
1960. Vgl. ferner zu dieser Tendenz Spann, aaO, S. 387-405. Auch 
in der deutschen Betriebswirtschaftslehre gibt es vergleichbare Be-
strebungen. Siehe namentlich Albert Meier, Rationelle Führung und 
Leitung in der Unternehmung. Aufgabengl iederung und Aufgaben-
verteilung in neuer Sicht, Stuttgart 1957, insb. S. 16 ff . 
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gehen zahlreiche verständnislose Vorwürfe gegen das büro-
kratische Unwesen in großen Organisationen zurück. Denn 
vorbehaltlose Bereitschaft zur Ausführung von Weisungen 
verträgt sich typisch nicht mit neugierig-erfindungsreichem 
Interesse an Alternativen, wie es das Kausalschema und 
die Zweckorientierung im Grunde stimulieren wollen 4 2 . Da 
Befehle prompter sanktionierbar sind als Zwecke, wird die-
ser Konflikt zum Nachteil des Zweckprinzips gelöst. Neue-
rungen werden, wenn überhaupt, von oben durch Anord-
nung eingeführt; ihre Entdeckung bleibt speziell dafür ein-
gesetzten Forschungs- und Planungsabteilungen überlassen, 
die relativ weisungsfrei arbeiten und eben deshalb Mühe 
haben, ihre Einfälle in der Hauptorganisation durchzuset-
zen. Auch der Koordinierungszwang, der bei jeder Ein-
führung von Neuerungen in einen schon laufenden Be-
trieb unvermeidlich ist, begünstigt diese Zentralisierung. 
Damit wird aber fraglich, welchen Sinn es überhaupt noch 
hat, die vom Untergebenen erwarteten Wirkungen ihm 
nicht nur als Wirkungen sondern als »Zwecke« aufzugeben. 
Dies bedeutet dann nicht viel mehr als »Folgenneutrali-
sierung«, als Befreiung von der Verantwortlichkeit für nicht 
im Zweck/Kosten-Schema erfaßte Handlungsfolgen. Wider-
sprüche dieser Art werden unvermeidbar sein und nur in 
begrenztem Umfange durch interne Differenzierung gelöst 
werden können. Um so notwendiger ist es, daß der Be-
griffsapparat der Wissenschaft so gestaltet wird, daß er 
die widerspruchsvollen Rollenanforderungen als solche dar-
stellen kann 4 3 . Die theoretisch postulierte Kongruenz von 
Hierarchie und Zweck/Mittel-Ordnung täuscht eine wider-

42 Vgl. dazu auch Victor A. Thompson, Bureaucracy and Innova-
tion. Administrative Science Quarterly 10 (1965), S. 1-20; ferner 
March/Simon, aaO, S. 172 ff . , und Kahn/Wolfe/Quinn/Snoek, aaO, S. 
125 ff . ; James Q. Wilson, Innovation in Organization. Notes Toward 
a Theory. In: James D. Thompson (Hrsg.), Approaches to Orga-
nizational Design, Pittsburgh 1966, S. 193-223. 
43 Vgl. hierzu namentlich Kahn/Wolfe/Quinn/Snoek, aaO, oder 
Eugene Litwak, Models of Bureaucracy Which Permit Conflict . The 
American Journal of Sociology 67 (1961), S. 177-184. 
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spruchsfreie Harmonie vor und täuscht damit über wesent-
liche Systemprobleme hinweg. 
Ferner zeigt sich die Künstlichkeit der Identifizierung von 
Hierarchie und Zweck/Mittel-Ordnung daran, daß zahlrei-
che Funktionen sich nicht in ihm unterbringen lassen und 
deshalb als »Stabsfunktionen« in der Nähe von Leitungs-
stellen angesammelt werden müssen. Das Anschwellen der 
Stäbe beweist, daß es der Hierarchie nicht gelingt, sich 
über Zweck/Mittel-Relationen selbst zu koordinieren. Die 
Mittel zum Zweck weisen nämlich keineswegs von sich aus 
eine natürliche Rangordnung auf, wie es notwendig wäre, 
wenn man sie durch eine Hierarchie abbilden wollte. Viel-
mehr liefert das wirkliche Geschehen ein recht zerzaustes 
Bild von hin- und herlaufenden Kausalbeziehungen, die, 
wenn man sie auf eine Hierarchie projiziert, künstlich in 
legitime und illegitime (trotzdem aber sinnvolle und un-
vermeidliche) Abhängigkeiten gespalten werden 4 4 . Im 
Grunde setzt die Vorstellung der Wiedergabe von Zweck/ 
Mittel-Relationen durch eine Hierarchie vollständig-transi-
tive Wertverhältnisse voraus. Die formale Stellenhierarchie 
ist eine künstlich transitiv gemachte Statusordnung 4 5 und 
eben deshalb ungeeignet, die Wertaspekte wirklicher Kau-
salverhältnisse widerzuspiegeln. 
Das Verkennen faktischer Abhängigkeitsverhältnisse, die 
nicht durch den Zweckbezug legitimiert werden können, 
zeigt sich im übrigen nicht nur in der Vertikale, sondern 
auch in der Horizontale. In der klassischen Organisations-
lehre wird das Verhältnis von Hierarchie und Arbeitsteilung 
durch gemeinsame Ausrichtung an der Zweck/Mittel-Ord-
nung harmonisiert. Es wird allenfalls daran gedacht, daß 
44 Siehe dazu etwa David Mechanic, Sources of Power of Lower 
Participants in Complex Organizations. Administrative Science Quar-
terly 7 (1962), S. 349-364; Heinz Hartmann, Bürokratische und vo-
luntaristische Dimensionen im organisierten Sozialgebilde. Jahrbuch 
f ü r Sozialwissenschaft 15 (1964), S. 115-127; Benjamin Walter, In-
ternal Control Relations in Administrative Hierarchies. Adminis t ra-
tive Science Quarterly 11 (1966), S. 179-206. 
45 Vgl. Näheres bei Luhmann, aaO, 1964 a, S. 156 ff . 
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die Reibungslosigkeit des horizontalen Verkehrs die Koor-
dinierungsfunktion der Hierarchie entlasten könne (wie ja 
überhaupt die Hierarchie nur einspringt, wo die Zweck/ 
Mittel-Koordinierung versagt). Man ignoriert jedoch, daß 
die horizontale Arbeitsteilung Interdependenzen und ein-
seitige Abhängigkeiten und infolgedessen Machtchancen 
schafft, die in manchen Fällen den Kollegen zum Konkur-
renten des Vorgesetzten werden lassen. Das würde dem 
Prinzip der »Einheit der Leitung« widersprechen, welches 
mit dem Zweckmodell der Organisation eng verbunden ist. 
Tatsächlich erzeugen aber horizontale Arbeitsteilungsrege-
lungen, sofern sie den Arbeitsfluß nicht strikt festlegen, 
sondern Spielraum für Ungewißheit lassen, ein Machtge-
fälle unter Kollegen, das niemand, der rational handeln 
will, ungestraft ignorieren kann 4 6 ; und in der Organisa-
tionswirklichkeit findet sich nicht selten der Fall, daß man 
seinem Kollegen mehr gehorchen muß als seinem Vorge-
setzten, weil der koordinierende Dienstweg für viele Arten 
von Konflikten ungeeignet ist 4 7 . Die kollegialen Abhängig-
keiten und Machtchancen entrücken den Untergebenen der 
Befehlsgewalt seines Vorgesetzten: Sie geben ihm einerseits 
Entschuldigungen an die Hand und andererseits Einfluß-
möglichkeiten, deren Ausnutzung nicht befohlen werden 
kann. Bei der Wahl eines horizontalen Arbeitsteilungsprin-
zips müssen solche Auswirkungen mitberücksichtigt werden. 
Dabei ist die Sicherung der »Einheit der Leitung« keines-
wegs die einzige Rücksicht, die zu nehmen ist; es kann 
je nach den Umständen sinnvoll sein, die Autorität des 

46 Vgl. dazu Michel Crozier, Le phénomène bureaucrat ique, Paris 
1963; Henry A. Landsberger, The Horizontal Dimension in Bu-
reaucracy. Administrative Science Quarterly 6 (1961), S. 299-332; 
George Strauss, Tactics of Lateral Relationship. The Purchasing 
Agent. Administrative Science Quarterly 7 (1962), S. 161-186; Jaeggi/ 
Wiedemann, aaO, passim insb. S. 221 i.; Hartmann, aaO, S. 119 ff. , 
und bereits William F. Whyte, H u m a n Relations in the Restaurant 
Industry, New York 1948. 
47 Vgl. zu den Grenzen der Benutzbarkeit des Dienstweges Kahn 
u. a„ aaO, S. 116; Luhmann, aaO, 1964 a, S. 244 f. 
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Vorgesetzten durch die Art der horizontalen Arbeitsteilung 
zu stärken oder zu schwächen. In jedem Falle ist dies ein 
Problem, das zu überlegen und zu entscheiden ist, und 
das nicht durch die klassischen Organisationsprinzipien 
wegfingiert werden sollte. 
Dazu kommt, daß der hierarchische Kommunikationsweg 
mit der Aufgabe, alle Unzulänglichkeiten der einfachen 
Zweckorientierung zu kompensieren, überfordert wird. Der 
Befehl ist als Organisationsmittel in letzter Zeit unter man-
cherlei Gesichtspunkten kritisiert worden 4 8 . In dieser Er-
örterung hat sich als Grundgedanke herausgeschält, daß 
der Befehl eine multifunktionale (funktional diffus struk-
turierte) Statusordnung voraussetzt, die nicht leicht zu kon-
struieren, geschweige denn durch einfache Substitutionsvor-
gänge zu stabilisieren ist. Bei einer die spezifischen Füh-
rungsfunktionen auseinanderlegenden Betrachtungsweise4 9 

zeigt sich, daß die zweckbezogene, zur Ausführung anwei-
sende Führung andere Qualitäten besitzen und andere Vor-
aussetzungen machen muß als die stimulierende, zu Lei-
stungen motivierende Führung. In der Kleingruppenfor-
schung wird diese Einsicht in der Form einer Doppelfüh-
rungstheorie vertreten, die Aufgabenführung und sozio-
emotionale Führung unterscheidet und die Verbindbarkeit 
beider in einer Rolle in Frage stellt 5 0 . Auch auf die ein-

48 Einige dieser Gesichtspunkte habe ich zusammengestellt in: Ni-
klas Luhmann, Zweck-Herrschaft-System. Grundbegr i f fe und Prä-
missen Max Webers. Der Staat 3 (1964), S. 129-158 (139 ff.). 
49 Zur Entwicklung dieser zunächst die alte Lehre von den »Eigen-
schaften eines guten Führers« relativierenden, dann mehr und mehr 
problembezogenen funktional denkenden modernen Führungstheorie 
vgl. etwa Cecil A. Gibb, The Principles and Traits of Leadership. 
The Journal of Abnormal and Social Psychology 42 (1947), S. 267-
284, und ders., Leadership. In: Gardner Lindzey (Hrsg.), Handbook 
of Social Psychology. Bd. II, Cambridge/Mass. 1954, S. 877-920; 
Alvin W. Gouldner (Hrsg.), Studies in Leadership, New York 1950, 
S. 21 ff. ; Alex Bavelas, Leadership. M a n and Funct ion. Adminis t ra-
tive Science Quarterly 4 (1960), S. 491-498. 
50 Siehe insb. Robert F. Bales, Interaction Process Analysis. A 
Method for the Study of Small Groups , Cambridge/Mass. 1950; 
Robert F. Bales/Philipp E. Slater, Role Differentiat ion in Small 

83 



zelne Kommunikation hin gesehen wird man ein gerin-
geres Maß an Leistung zu erwarten haben, wenn man einer 
Mitteilung verschiedene Funktionen zugleich aufträgt; 
wenn sie nicht nur informieren, das heißt die Unbestimmt-
heit der Situation reduzieren, sondern zugleich auch emo-
tional ansprechen und motivieren soll 5 1 . 
Für die klassische Organisationslehre ist die Erwartung be-
zeichnend, daß diese beiden verschiedenen Funktionen in 
einer Beziehung, von einem Vorgesetzten, erfüllt werden, 
und daß der formale Rang und die formalen Sanktions-
mittel, die ihm gewährt werden, ausreichen, um ihn für 
Decision-making Groups . In: Talcott Parsons/Robert F. Bales 
(Hrsg.), The Family, Socialization and Interaction Process, Glencoe / 
111. 1955, S. 259-306; Philipp A. Slater, Role Differentiat ion in Small 
Groups. American Sociological Review 20 (1955), S. 300-310; Ro-
bert F. Bales, Task Status and Likeability as a Funct ion of Tal -
king and Listening in Decision-making Groups. In: Leonard D. 
White (Hrsg.), The State of the Social Sciences, Chicago 1956, S. 
148-161; Robert F. Bales, Task Roles and Social Roles in Problem 
Solving Groups. In: Eleanor E. Maccoby/Theodore M. Newcomb/ 
Eugene L. Hartley, Readings in Social Psychology, 3. Aufl . 1958, 
S. 396-413; Peter R. Hofstätter, Gruppendynamik, Reinbek 1957, S. 
129 ff. ; John W. Thibaut/Harold H. Kelley, The Social Psychology 
of Groups, New York 1959, S. 278 ff . ; Philipp M. Marcus, Expres-
sive and Instrumental Groups. Toward a Theory of Group Struc-
ture. The American Journal of Sociology 66 (1960), S. 54-59; Rene 
König, Die informellen Gruppen im Industriebetrieb. In: Schnau-
fer/Agthe, aaO, S. 55-118 (112 ff.); Barry E. Collins/Harold Guetz-
kow, A Social Psychology of G r o u p Processes for Decision Making, 
New York-London-Sydney 1964, S. 214 ff. ; Etzioni, aaO, 1965. Auch 
die mit statistischen Methoden arbeitende Industr ieforschung hat auf 
der Suche nach den Faktoren, die die Leistungsmotivation bestim-
men, zu einem ähnlichen Ergebnis geführt , daß nämlich zweckorien-
tierte und gruppensympathische Führung untereinander und mit 
einem bestimmten Leistungsergebnis nicht fest korrelierbar sind, son-
dern unabhängig voneinander veränderliche Variable vorstellen. Vgl. 
z. B. Edwin A. Fleishman/Edwin F. Harris/Harold E. Burtt, Lea-
dership and Supervision in Industry, Columbus Ohio 1955. 
51 Auch hier muß man jedoch ebenso wie in der Führungstheorie 
die ungeschiedene Einheit von werbenden und informativen K o m m u -
nikationsbestandteilen als das natürliche Wesen der elementaren 
Kommunikat ion ansehen und die funktionalspezifische Trennung bei-
der Komponenten als eine künstliche Leistung, die nur in komple-
xen Systemen und nur unter bestimmten organisatorischen und um-
weltmäßigen Voraussetzungen möglich ist. 
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diese schwierige Aufgabe zu rüsten. Diese multifunktio-
nale Hierarchiekonzeption entspricht gewiß dem Phänomen 
des elementaren Ranges, der ebenfalls zu diffuser Gene-
ralisierung auf alle Beziehungen zwischen zwei Personen 
tendiert. Aber sie bekommt die sozialen Vorbedingungen 
echter Rangbildung nicht in den Griff; denn die lassen 
sich nicht organisieren. Und sie stößt sich hart an der Ten-
denz, persönliche Unterordnung zu vermeiden und alle 
Einzelbeziehungen im System funktional zu spezifizieren, 
um damit ein Höchstmaß an Leistung und volle Austausch-
barkeit aller Einzelfaktoren zu gewährleisten. 
Wir wollen uns nicht in weitere Einzelheiten verlieren, zu-
mal der Zusammenhang mit unserem Ausgangsproblem, 
den Grenzen der einfachen Zweckorientierung, durch viele 
zusätzlich einschießende Variablen dünner und dünner und 
das Gesamtbild immer komplizierter wird, je weiter man 
in die Details geht. Festzuhalten bleibt: die hierarchische 
Ordnung wird überfordert, wenn man von ihr die Lösung 
aller offenen Probleme der Zweck/Mittel-Orientierung er-
wartet. Und diese Überforderung kann in ihrem Grund 
nicht sichtbar, sondern nur in vielen Folgeproblemen spür-
bar werden, wenn man von einer Kongruenz des hierarchi-
schen Aufbaus und der Zweckstruktur des Handelns aus-
geht. Die Überforderung der Hierarchie geht letztlich auf 
eine Überschätzung der Transitivität des Zweck-Mittel-Sche-
mas zurück. Alle Einzelglieder dieser Kette von Argumen-
ten haben ihre Kritiker gefunden. Es kommt nun darauf 
an, sich den Zusammenhang selbst bewußt zu machen. 
Die zentralen Thesen der klassischen Organisationslehre, 
die Deutung des Systems als ein Ganzes, das aus Teilen 
besteht, die Deutung des Ganzen als Zweck und der Tei-
le als Mittel und der Gedanke, die damit notwendigerweise 
ins Unbestimmte abstrahierte Zweckbeziehung durch eine 
hierarchische Stellenorganisation mit Befehlsbeziehungen zu 
konkretisieren, geben in ihrer eindrucksvollen Einfachheit 
das Bild eines geschlossen-zweckmäßigen Organisationsauf-
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baus. Und gerade dagegen richten sich unsere Bedenken, 
denn diese Einfachheit steht dem Fortschritt der Organi-
sationswissenschaft und der Organisationspraxis im Wege. 
Inzwischen haben die verschiedenen Wissenschaften, die 
sich mit organisierten Sozialsystemen befassen, eine Pro-
blemfülle aufgedeckt, die nach einer sehr viel komplizier-
teren Theorie und Systemplanung ruft , und zugleich Tech-
niken der Analyse entwickelt, die eine solche Theorie mög-
lich machen und ein sehr viel stärkeres Maß an Spezifi-
kation funktionaler Beziehungen bewältigen können, als es 
in der klassischen Theorie formulierbar wäre. Die Zeit ist 
daher reif, den Zweckbegriff als Theorie zu entthronen 
und ihn als Variable mit spezifischen Funktionen in eine 
umfassendere Theorie organisierter Sozialsysteme einzuord-
nen. 



3. Kapitel 

Kritische Strömungen und neue Positionen 

Die Darstellung der klassischen Organisationslehre, der das 
vorige Kapitel gewidmet war, mußte, um bei ihrem The-
ma zu bleiben, mit vorsichtiger Zurückhaltung zu Werke 
gehen. Der heutige Stand der Forschung, welche fast alle 
Positionen der klassischen Lehre einer scharfen Kritik un-
terzieht, legt es allzu nahe, die Kritik in die Darstellung 
einzubeziehen. Zum Teil ist das unvermeidlich. Denn erst 
aus der kritischen Distanz werden die Konturen des Gan-
zen sichtbar; erst der Vergleich mit bewußt erfaßten Al-
ternativen läßt erkennen, was bestimmte Ordnungsvorstel-
lungen leisten und wo ihre Schwächen liegen. Die klassi-
sche Organisationslehre hat niemals dieses Selbst-Bewußt-
sein gehabt, das ihr heute möglich wäre, und natürlich 
stammt auch die Charakterisierung als »klassisch« aus der 
Feder ihrer Kritiker 1 . 
So viel an Kritik im vorigen Kapitel schon angeklungen 
war, so wenig ist damit das erschöpft, was sich zum Thema 
der Zweckrationalität an Fragestellungen, Forschungspers-
pektiven, Beobachtungen und Theorieversuchen aus den 
zahlreichen Wissenschaften herausziehen läßt, die sich heute 
mit sozialem Verhalten befassen. Wir benötigen ein wei-
teres Kapitel, um uns eine Übersicht über einige weiterfüh-
rende Ansätze zu verschaffen, die entweder vorliegen oder 
in der Ausarbeitung begriffen sind. Dieser Überblick soll 
vor allem dazu dienen, die abschließende Erörterung vorzu-
bereiten, die den Zweckbegriff in die Systemtheorie einfü-
gen wird. Er führt - ungefähr in der geistesgeschichtli-
chen Reihenfolge ihres Auftretens - vom Gedanken des 
Rechtsstaates (1) zum Optimalprinzip (2), zur Motiva-
1 Nämlich von March/Simon, aaO, S. 12 ff . 
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tionstheorie (3), zur soziologischen Theorie der Erhaltung 
des Systembestandes (4) bis zur Kybernetik (5). 

1. Vom Polizeistaat zum Rechtsstaat 

Die Rechtswissenschaft unterhält, seitdem sie sich als Wis-
senschaft der Auslegung des positiven Rechts etabliert hat, 
kaum noch Beziehungen zu den Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften. Sie lebt wie auf einer Insel. Die abgeson-
derte Konstitution ihres Gegenstandes scheint das zu er-
lauben. So kommt es, daß man in juristischen Argumen-
tationszusammenhängen bei der Verwendung der Begriffe 
Zweck und Mittel oft eine erstaunliche Naivität vorfin-
det - verglichen etwa mit dem Raffinement, das die wirt-
schaftswissenschaftlichen Entscheidungstheorien entwickelt 
haben. Immer wieder trifft man auf Äußerungen wie die, 
daß die Mittel in einem angemessenen Verhältnis zum 
Zweck stehen sollen, auf Entscheidungsregeln also, die ih-
re Undurchdachtheit auf der Stirn tragen und mehr der 
Bekundung guter Absichten als der Instruktion zu dienen 
scheinen2. 
Andererseits nehmen die übrigen Handlungswissenschaften 
kaum davon Kenntnis, daß in der rechtlichen Erfassung 
und Gestaltung des Staatswesens, vor allem in der Wen-
dung vom sogenannten Polizeistaat zum Rechtsstaat, eine 
der lehrreichsten Erfahrungen mit den Grenzen der Zweck-
rationalität vorliegt, eine Erfahrung zudem, die mit der 
Ausbildung der politischen Ordnung zu einem relativ auto-
nomen Teilsystem der Gesellschaft, nämlich zu einem Sy-
stem der Anfertigung verbindlicher Entscheidungen, zusam-
menhängt und die deshalb doppelt aufschlußreich ist, weil 

2 Über Entscheidungsregeln dieser Art kommen auch zwei umfang-
reiche neuere Untersuchungen nicht hinaus: Ruprecht von Krauss, 
Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit , Hamburg 1955, und Peter 
Lerche, Übermaß und Verfassungsrecht. Zur Bindung des Gesetz-
gebers an die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Er fo r -
derlichkeit. Köln-Ber l in-München-Bonn 1961. 
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sie die Grenzen der Zweckrationalität am Vorgang der Sy-
stembildung erlebt und verarbeitet hat. 
In der ethisch-naturrechtlichen Tradition war es eine Selbst-
verständlichkeit, daß Rechtsnormen auf zweckstrebiges 
menschliches Handeln bezogen waren und mit ihren Sank-
tionen die guten Zwecke fördern, die schlechten unterdrük-
ken sollten. Das Recht gehörte in die Ethik. Auch die 
Rechte und Pflichten des Herrschers waren diesem allge-
meinen Formzwang unterworfen und anders nicht vorstell-
bar. Dieses Denken setzte im Grunde jedoch eine Sozial-
ordnung voraus, in der politische Rollen nicht eigens aus-
differenziert waren, sondern ineins mit religiösen, wirt-
schaftlichen, familiären, erzieherischen, kriegerischen, recht-
sprechenden, kulturellen Prominenzrollen erfüllt wurden. 
Nur unter dieser Voraussetzung konnten Zwecke ihre Dop-
pelfunktion erfüllen: einen Handlungszusammenhang zur 
Einheit integrieren und zu rechtfertigen. Eine im wesent-
lichen funktional diffuse Rollenstruktur war in älteren Ge-
sellschaften jedenfalls Bedingung sozialer Stabilität 3. Alle 
Versuche, die politische Funktion des Problementscheidens 
strukturell auszugliedern, sie damit der Beeinflussung durch 
unpolitische Rollenrücksichten zu entziehen und relativ 
autonom zu setzen, waren, wie Eisenstadt in seiner groß 
angelegten Untersuchung historischer bürokratischer Reiche 
gezeigt hat, von ständigen Krisen begleitet gewesen4. Sie 
gerieten in Konflikt mit den traditionellen Kräften ihres 
Landes und blieben doch auf eine Legitimation in tradi-
tionalen Kategorien und Werten angewiesen. Erst die früh-
neuzeitlichen Nationalstaaten vermochten mit Erfolg den 

Übergang zu einer differenzierten Gesamtordnung zu fin-
den, weil sich zugleich die theologisch interpretierte Reli-
gion und die Geldwirtschaft zu relativ geschlossenen Teil-

3 Vgl. dazu Fred W. Riggs, Agraria and Industria. In: William J. 
Siffin (Hrsg.), Toward the Comparat ive Study of Public Administra-
tion. Bloomington/Ind. 1957, S. 23-116. 
4 Shmuel N. Eisenstadt, The Political Systems of Empires, New 
York 1963. 
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systemen der Gesellschaft entwickelt hatten und so in der 
Lage waren, ihre Interdependenzen mit dem politischen 
System zu begrenzen und zu spezifizieren. 
Dieser Entwicklungsprozeß, der im späten Mittelalter ein-
setzt und das politische Handeln wie nie zuvor isoliert 
und dadurch problematisch, sichtbar und kontrollbedürftig 
erscheinen läßt, wird von einer wachen und bewußten In-
terpretation begleitet. Sie hält sich zunächst im allgemei-
nen Rahmen des Naturrechts, verändert dessen Inhalt aber 
von Grund auf. Das als Natur Vorgegebene ist nun, ent-
sprechend der cartesianischen Wendung des Denkens, die 
menschliche Vernunft, die sich selbst vergewissernde In-
struktion des Bewußtseins. Dazu kommt, daß der neuen 
politischen Wirklichkeit Rechnung getragen werden muß. 
Die alten hauswirtschaftlichen Begriffe des landesherrlichen 
Regiments werden in staatlich-politische Begriffe umge-
münzt. Die alte Befriedungsfunktion des Fürsten, die Ge-
währleistung der »pax et tranquillitas«, wird in kaum merk-
lichen Übergängen zu einer Bestandsverantwortung forma-
lisiert, die in der neuen Formel von der »Staatsräson« 
Ausdruck findet. Diese Formel vermag mit der moralfreien 
Strategie der Machtentfaltung und -erhaltung, wie sie in 
der neuen politischen Wissenschaft konzipiert wird, ein 
Verhältnis wechselseitiger Stimulierung und Befruchtung 
einzugehen. Das Gemeinwohl wird als angebliche Zweck-
bestimmung festgehalten und dem Bestand des Staates 
übergeordnet5, aber diese Überordnung ist nicht mehr ent-
scheidungswirksam, weil das Zwischenmittel der Staatser-
haltung so generalisiert ist, daß es jedes Untermittel zu 
rechtfertigen scheint - besonders wenn man einräumen 

5 Es kommt in der Staatslehre mithin zunächst nicht, wie vor al-
lem in der zeitgenössischen Philosophie Spinozas, zu einer prinzi-
piellen Ersetzung der Zweckursache durch die Bestandsformel (bei 
Spinoza, des conatus in suo esse perseverandi; vgl. Ethik I An-
hang und I I I 6 ff.). Und das wird verständlich, wenn man bedenkt, 
daß der neue Staat ein System von Handlungen ist, fü r die selbst 
Spinoza den Sinn subjektiver Zwecksetzung nicht bestreitet. 
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muß, daß zur Erhaltung des Ganzen auch seine »Teile« 
erhalten werden müssen6. Praktisch dient diese Zweckbe-
stimmung nicht mehr der Begrenzung, sondern führt im 
Gegenteil dazu, das Bestandsinteresse auszuweiten auf al-
les, was für den öffentlichen Nutzen von Belang ist7. Die-
se Forderung wird dann mit dem Etikett der Staatsnot-
wendigkeit versehen8. Wir stoßen hier auf die oben schon 
berührte Problematik des Einbaus einer Bestandsformel in 
die Zweck/Mittel-Rechtfertigung. Aus dem »ius eminens« 
des Landesherren, ursprünglich eines seiner Rechte unter 
anderen, wird nun ein allgemeines »Polizeyrecht«, das nichts 
anderes ist als die Aufgabe, das öffentliche Wohl nach 
eigener vernünftiger Erkenntnis zu fördern 9 . 
Der letzte umfassende Versuch, dieses Problem im Ein-
klang mit den geistigen Kräften der Zeit zu lösen, fin-
det man in der romantischen Formel vom »Selbstzweck« 
des Staates. Sie wendet die Gefahr, an deren Eindämmung 
man zuvor mit kleinen und unzureichenden Mitteln ge-
arbeitet hatte, ins Positive eines »Ich will es so«. Das 
läuft auf eine mystische Verschmelzung von Zweckformel 
und Bestandsformel hinaus und wird, wenn überhaupt als 

6 Das Ausgleiten gerade auf diesem Argument ist fü r die Situation 
des zerfallenden Deutschen Reichs typisch. Vgl. z. B. Gottfried 
Achenwall, Ius naturae, 7. Aufl . Gött ingen 1774, Teil II, § 146; 
Johann Stephan Pütter, Institutiones iuris publici Germanici , 3. 
Aufl . Gött ingen 1782, § 260. 
7 Zur Aushöhlung der alten Konzeption des Zwecks als Befugnis 
und Schranke des Staatshandelns durch die Rationalisierung des 
Staates und die Glückseligkeitsziele vgl. Walter Merk, Der Gedanke 
des gemeinen Besten in der deutschen Staats- und Rechtsentwick-
lung, Weimar 1934, S. 66 f f . Besonders typisch Christian W o l f f , Ius 
Gent ium Methodo Scientifica Per t ractatum. Carnegie Classics of In-
ternational Law, Oxford -London 1934, Bd. I, wo nicht nur die Er -
haltung (§ 32), sondern auch die Perfektion (§ 37) von Staat und 
Gesellschaft als Ziel jedes Mittel zu rechtfertigen scheint - mit Aus-
nahme der unerlaubten, wie sich später (§ 71) herausstellt . 
8 Siehe namentlich Hippolythus a Lapide, Dissertatio de rat ione sta-
tus in imperio nostro Romano-Germanico , Freistadt 1647. z. B. S. 
8 f . 
9 Vgl. die Darstellung dieser Entwicklung bei Rolf Stoedter, ö f -
fentlich-rechtliche Entschädigung, Hamburg 1933, S. 52 ff . 
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Paradox empfunden, als solches geschätzt. Ihr Zerfallen 
brachte den juristischen Positivismus nach oben, von dem 
sich das deutsche Staatsdenken bis heute nicht erholt hat. 
Seitdem gibt es keine ernstzunehmende Theorie der Staats-
zwecke mehr, für den konsequenten Juristen Kelsen 1 0 

ebensowenig wie für den Soziologen Max Weber 1 1 , wenn-
gleich es an Versuchen, sie zu ersetzen, nicht fehl t 1 2 . 
Die Probleme dieser Entwicklung lassen sich nicht allein 
an der Unbestimmtheit der Zweckformel ablesen. Sie erge-
ben sich erst daraus, daß diese Formel auf ein gesellschaft-
lich ausdifferenziertes politisches System angewandt werden 
soll 1 3 . Die soziale Differenzierung macht den alten Zu-
sammenhang von Einheitsstiftung (Systembildung) und 
Rechtfertigung im Zweckbegriff fragwürdig 1 4 . Alle Aus-
10 Vgl. z. B. Hans Kelsen, Allgemeine Staatslehre, Berlin 1925, 
S. 29 ff . 
11 Max Weber, aaO, 1956, S. 30. 
12 Klaus Hespe, Zur Entwicklung der Staatszwecklehre in der deut-
schen Staatsrechtswissenschaft des 19. Jahrhunderts , Köln-Berlin 
1964, S. 76, weist t ref fend darauf hin, daß die tragenden Grundbe-
griffe der Weimarer Diskussion, Carl Schmitts Begriff Dezision, Ru-
dolf Smends Integrationsbegriff und Hermann Hellers Begriff der 
Organisation, den Begriff des Staatszwecks abzulösen und ihn in 
der Funktion, Einheit und Rechtfertigung zusammenzufassen, zu er-
setzen suchten. Eben weil sie dies wollten, weil sie zuviel wollten, 
ist ihnen aber nur ein je partieller Aspekt der Wirklichkeit zu Ge-
sicht gekommen, so daß die Diskussion zwischen ihnen endlos for t -
gesetzt werden kann. 
13 Dies natürlich dort sehr viel mehr, wo das politische System 
nicht schlicht als »government« in der Gesellschaft, sondern als 
»Staat« über der Gesellschaft gedeutet wird. Zur Herausbildung die-
ses Unterschiedes zwischen der angelsächsischen und der deutschen 
Auffassung vgl. Horst Ehmke, »Staat« und »Gesellschaft« als ver-
fassungstheoretisches Problem. Festgabe fü r Rudolf Smend, Tü-
bingen 1962, S. 23-49. 
14 Das verkennen Versuche der Wiederbelebung des traditionellen 
teleologischen Staatsdenkens, wie man sie sehr vorsichtig angedeutet 
bei Hespe, aaO, und mit besonderem Eifer von Wilhelm Hennis, 
Politik und praktische Philosophie. Eine Studie zur Rekonstruktion 
der politischen Wissenschaft, Neuwied-Berlin 1963, insb. S. 56 ff. , 
vertreten findet. Hier werden die Gefahren einer rein dogmenge-
schichtlichen Betrachtungsweise evident: Sie neigt dazu, zu über-
sehen, daß dieselben Dogmen in anderen sozialen und politischen 
Wirklichkeiten einen anderen Sinn bekommen. 
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wege, die dem traditionellen Denken entstammen und die 
vom 16. bis zum 18. Jahrhundert forciert und fast wie 
im Bewußtsein der Vergeblichkeit herausgestellt werden: 
die Tugend des Fürsten als politische Forderung, die In-
stitutionalisierung des Ratgebens, die Sorgfalt in der Prin-
zenerziehung, das Einflößen moralischer Grundsätze in die 
Verwaltungspraxis durch Lehre und Aufsicht, wie man es 
im kameralistischen Schrifttum mit kennzeichnendem Nach-
druck vertreten findet, ja selbst die besondere Betonung 
des Staatszwecks als Begrenzungsformel, die sich wohl zu-
erst bei Pütter f indet 1 5 , all diese Lösungen reichen nicht 
an den Grund des Problems heran, daß nämlich die reine 
Zweckrationalität als alleinige Programmform versagt, 
wenn das politische System aus gesellschaftlichen Bindun-
gen herausgelöst und verselbständigt wird. Dann muß die 
Orientierung dieses Teilsystems der Gesellschaft umweltbe-
zogen und so komplex institutionalisiert werden, daß sie 
sich weder kausal noch wertmäßig gesehen unter das Dach 
einer Zweckformel bringen läßt. Ein neues Denken, ein 
Durchdenken des politischen Systems als System ist gefor-
dert. Daran versuchen sich in erster Linie die Gewalten-
teilungslehre, die das System durch eine interne Mechanik 
zu bändigen sucht, in zweiter Linie die Vorstellung des 
Staates als Rechtsstaat, die den Staat durch externe Schran-
ken, insbesondere das Verbot des Eingriffs in subjektive 
Rechte, begrenzen will, und schließlich in jüngster Zeit 
soziologisch orientierte Theorien des »politischen Sy-
stems«. 
Gewiß hätte die Auseinandersetzung mit der politischen 
Zweckräson geistesgeschichtlich ganz andere Wege nehmen 

15 Besonders bezeichnend ist die ausdrückliche Forderung einer 
Spezifikation von Zweck/Mittel-Verhältnissen bei Nicolaus Thaddäus 
Gönner, Teutsches Staatsrecht, Landshut 1804, S. 418 f., auf die 
Hespe, aaO, S. 35 f., hinweist. Siehe auch die allzu schematische 
Darstel lung des Übergangs vom expansiven zu limitierenden Staats-
zwecken bei Georg Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 6. Neudruck der 
3. Auflage Darmstad t 1959, S. 242 f f . 
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können - zum Beispiel den des Direktangriffs auf die iso-
lierte Zweckrationalität, den erst John Dewey 1 6 mit aller 
Bewußtheit wagt, daß nämlich öffentliches Handeln keine 
Folgen unverantwortet lassen dürfe, sich also nicht auf den 
Neutralisierungseffekt von Zwecken stützen könne. Auf 
diese demokratisch-sozialstaatliche Konzeption war jedoch 
- und das hatte besonders für Deutschlands politische Ent-
wicklung unabschätzbare Folgen - das Denken der europä-
ischen Aufklärung nicht vorbereitet. Noch war der Zweck-
gedanke selbst im sozialen und politischen Bereich unan-
gefochten und unentbehrlich. Er konnte daher nicht als 
solcher, sondern nur auf dem Umwege des Rechtsstaats 
untergraben werden, indem man der Zwangsläufigkeit 
des Schlusses vom Zweck auf das Mittel mehr oder weniger 
unbemerkt die juristische Geltung entzog. 
Wir können die weitere Fortbildung des Rechtsstaatsgedan-
kens und das, was an ihm vorläufig bleibt oder politisch 
inadäquat ist, hier nicht verfolgen. Das wäre eine Unter-
suchung für sich1 7 . Auch das dogmengeschichtliche Schick-
sal der Lehre von den Staatszwecken, die, weil als Recht-

16 Fü r die Staatstheorie vor allem in John Dewey, The Public 
and Its Problems, New York 1927; siehe die Grundsatzformul ie-
rung, S. 12 f. 
17 Angemerkt sei nur zweierlei: Der Rechtsstaatsgedanke hat sich 
aus seiner politisch verständnislosen Abwehrhal tung bisher nicht zu 
befreien vermocht, trotz gelegentlicher Kritik zum Beispiel durch 
Ulrich Scheuner, Begriff und Entwicklung des Rechtsstaates. In: 
Hans Dombois/Erwin Wilkens, Macht und Recht. Beiträge zur lu-
therischen Staatslehre der Gegenwart, Berlin 1956, S. 76-88, und 
dems., Die neuere Entwicklung des Rechtsstaates in Deutschland. 
In: Hunder t Jahre deutsches Rechtsleben. Festschrift Deutscher Ju-
ristentag, Karlsruhe 1960, Bd. II, S. 229-262. Die strukturierende 
Funkt ion des Rechts f ü r das politische System bleibt unbedacht . 
Die Gewaltenteilungslehre hat durch die volle Bürokratisierung aller 
drei Gewalten an Bedeutung verloren. An ihrer Stelle gewinnt die 
Unterscheidung der Staatsbürokratie einerseits und der politischen 
Prozesse, die in ihrem Vorfeld legitime Macht und Konsens auf-
bauen, andererseits als Innendifferenzierung des politischen Systems 
den ersten Rang. Dazu Luhmann, aaO, 1965 a, S. 148 ff. und ders., 
Politische Planung. Jahrbuch f ü r Sozialwissenschaft 17 (1966), 
S. 271-297. 
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fertigungsvorstellung unentbehrlich, immer wieder umge-
formt und angepaßt wird, kann hier im einzelnen nicht 
dargestellt werden 1 8 . Zu unserem engeren Thema, den 
Schranken der Zweckrationalität, gehört dagegen eine für 
die Entwicklung bezeichnende Beobachtung: Die Zweck! 
Mittel-Orientierung verliert mit dem Übergang zum 
Rechtsstaat ihre unmittelbare rechtliche Relevanz und wird 
von dem neu entstehenden Verwaltungsrecht beiseitegelas-
sen und nicht juridifiziert, sondern einem mit Mißtrauen 
betrachteten, zunehmend eingeschränkten »Ermessensbe-
reich« überlassen. 
Vor allem verliert die »Folgerungsweise des Polizeistaa-
tes« 1 9 , der Schluß vom Zweck auf die Rechtfertigung des 
Mittels, das heißt der Kern der Zweckrationalität, ihre Neu-
tralisierungsfunktion, die rechtliche Legitimation 2 0 . Sie 
büßt ihre Fähigkeit ein, das Handeln rechtlich zu begrün-

18 Vgl. als klassische Darstellung: Jellinek, aaO, S. 230 ff. ; ferner 
Hans Hug, Die Theorie vom Staatszweck, Winter thur 1954, und vor 
allem die bemerkenswerte Studie von Hespe, aaO. 
19 Diese Charakterisierung findet sich in der ersten Auflage von Otto 
Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, Bd. I. Leipzig 1895, S. 284, 
Anm. 20. 
20 So insb. die Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofs vom 15. 3. 1951 V G H E NF 4 S. 19 ff . (22) und dazu zustim-
mend Klaus Stern, Zur Grundlegung einer Lehre des öffentl ich-
rechtlichen Vertrages. Verwaltungsarchiv 49 (1959), S. 106-157 (141), 
und Franz Mayer, Die Eigenständigkeit des Bayerischen Verwal-
tungsrechts, dargestellt an Bayerns Polizeirecht, München 1958, S. 
215, 235 f. Vgl. ferner E. Rasch, Die Behörde. Begriff, Rechtsna-
tur, Errichtung, Einrichtung. Verwaltungsarchiv 50 (1959), S. 1-41 
(4); Hans J. W o l f f , Verwaltungsrecht II, München-Berlin 1962, S. 
13; Franz Mayer, Das Opportunitätsprinzip in der Verwaltung, Ber-
lin 1963, S. 21 ff . In der Rechtsprechung findet man dagegen auch 
heute gelegentlich noch Argumentat ionen, die aus der Feststellung 
eines Zwecks als öffentliche oder staatliche Aufgabe auf die Zu-
lässigkeit von Mitteln schließen, z. B. aus der Aufgabe, Wahlen abzu-
halten, auf die Zulässigkeit der Parteifinanzierung (Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 24. 6. 1958, BVer fGE 8, S. 51 ff. , S. 63). Siehe 
dazu auch die Kritik von Hans H. Klein, Zum Begriff der öffentlichen 
Aufgabe. Die öffentliche Verwaltung 18 (1965), S. 755-759 (756 f.), 
daß hier die Charakterisierung als öffentliche Aufgabe die Begrün-
dung ersetze. 
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den. Die Umstellung vollzieht sich allerdings erstaunlich 
langsam. Die alte Rechtsregel »ius ad finem dat ius ad 
media« 2 1 war so fest in der Rechtsstruktur und dem Nor-
menbestand verankert, daß sie selbst dem liberalen Rechts-
und Staatsdenken noch einleuchtete2 2 . Teils ist sie gesetz-
lich verankert 2 3 , teils einfach dadurch unentbehrlich, daß 
sie im Aufbau des Rechts vorausgesetzt war und es an 
positiven Normen fehlt, die an ihre Stelle treten könnten. 
Namentlich im Preußischen Polizeirecht und im Kommu-
nalaufsichtsrecht2 4 hätte die Zerstörung dieser Regel eine 
unerträgliche Lücke geschaffen. Nicht zuletzt zeigen die 
Erörterungen aber auch die oben schon erwähnte Unklar-
heit in der juristischen Handhabung des Zweck/Mittel-
Schemas. Dessen funktionale Struktur wird nicht durch-
schaut. Der Zweck wird als Grund für die Rechtfertigung 

21 Vgl. z. B. Samuel Pufendorf, E lementorum Iurisprudentiae Uni-
versalis Libri II . Carnegie Classics of International Law, Oxford-
London 1931, lib. I. Def . 11 § 5; Thomas Hobbes, Leviathan. Ch. 
18 Ausgabe Everyman's Library, London-New York 1953, S. 92 
und öfter ; W o l f f , aaO, 1934, Bd. I, §§ 32, 37 und öfter , vgl. aber 
auch § 71; und an Neueren namentlich Herbert Krüger, Allgemei-
ne Staatslehre, Stuttgart 1964, S. 58 f., 260 f., 828 ff. mit weiteren 
Hinweisen. 
22 Siehe etwa die ungenierte Verwendung dieses Rechtsgedankens 
bei Robert Mohl, System der Präventivjustiz und Rechtspolizei, Tü -
bingen 1834, S. 543 f. 
23 Vgl. § 89 der Einleitung des preußischen Allgemeinen Landrechts: 
»Wem die Gesetze ein Recht geben, dem bewilligen sie auch die 
Mittel, ohne welche dasselbe nicht ausgeübt werden kann« und be-
reits die Digestenstelle D. 2. 1. 2. Man beachte, daß die F o r m u -
lierung nicht jedes Mittel, sondern nur das notwendige Mittel deckt 
und das eigentliche Problem: die Auswahl unter mehreren Mit-
teln, unterschätzt. Das gleiche gilt f ü r die berühmte, vermeintlich 
rein analytische These Kants : »Wer den Zweck will, will (sofern 
die Vernunf t auf seine Handlungen entscheidenden Einf luß hat) 
auch das dazu unentbehrlich notwendige Mittel, das in seiner Ge-
walt ist.« (Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, zit. nach: Im-
manuel Kant ' s sämtliche Werke. Bd. I I I [Hrsg. v. Kirchmann], 
Leipzig 1897, S. 39.) 
24 Siehe hierzu die Entscheidungen des preußischen Oberverwal-
tungsgerichts vom 8. 10. 1887, P r O V G E 15, 423 (425); vom 19. 2. 
1889, P r O V G E 33, S. 450 ff . (454) und vom 24. 1. 1911, P r O V G E 
58, S. 288 ff . (301). 
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des Mittels gesehen, die Möglichkeit der Auswahl unter 
mehreren Mitteln und überhaupt die durch die Kausalaus-
legung des Handelns eröffnete Alternativenorientierung, das 
eigentlich regelungsbedürftige Problem, wird als Ausnahme-
fall behandelt, für den ergänzende Entscheidungsregeln ge-
sucht werden 2 5 . Dazu kommt, daß der Schluß auf unerlaubte 
Mittel nicht angewandt werden darf, weil Zwecke, die nur 
durch unerlaubte Mittel erreicht werden können, nicht 
rechtsverbindlich sein können 2 6 . Das, was der Schluß be-
weisen soll, wird also vorsichtshalber bereits vorausgesetzt: 
Es handelt sich um eine verunklärte Tautologie, die nur 
der Begründung von Entscheidungen dient, die bereits ge-
troffen sind. 
Gerade dieser heimlich-tautologische Charakter gibt der 
Regel ihre Evidenz und hat verhindert, daß der Schluß 
vom Zweck auf das Mittel im Gleichtakt mit der Kritik 
des Polizeistaates diskreditiert wird. Im Grunde ist diese 
Regel nie durch Aufhellung ihres Sinnes und durch Wider-
legung zerstört worden 2 7 ; sie hat durch eine Wandlung 

25 Vgl. z. B. Ernst Radnitzky, Dispositives und mittelbar gelten-
des Recht. Archiv fü r öffentliches Recht 21 (1907), S. 380-409 (391); 
Walter Jellinek, Gesetz, Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeits-
erwägung, Tübingen 1913, insb. S. 10 ff. , 80 f. mit zahlreichen Hin-
weisen auf Literatur und Rechtsprechung; vgl. auch ders., Verwal-
tungsrecht, 3. Aufl . Neudruck Offenburg 1948, S. 151; Hans J. W o l f f , 
Verwaltungsrecht, I, 6. Aufl. , München-Berlin 1965, S. 129. 
26 So besonders klar Pufendorf, aaO. 
27 Siehe die unsicher-einschränkenden Bemerkungen bei Walther 
Burckhardt, Methode und System des Rechts, Zürich 1936, S. 286. 
Sorgfältige logische Analysen sind mir nicht bekannt - mit einer 
neuesten Ausnahme: Georg H. von Wright, Practical Inference. Phi-
losophical Review 72 (1963), S. 159-179. Nach von Wright ist der 
Schluß vom Zweck auf das Mittel bei notwendigen Mitteln halt-
bar , der Schluß von einer Pflicht auf das Mittel ist bereits sehr 
viel schwieriger zu begründen (S. 175 ff.). Im übrigen könnte man 
sich fragen, ob nicht bereits der Begriff des »notwendigen Mittels« 
sich selbst widerspricht; denn welchen Sinn hätte es, Mittel und 
Zweck zu trennen, wenn das Mittel notwendig ist. Das Beispiel von 
Wrights, der Zweck sei, eine Hüt te bewohnbar zu machen, das Mit-
tel, sie heizbar zu machen, zeigt deutlich, daß es sich bei »not-
wendigen Mitteln« gar nicht um echte Kausalbeziehungen handelt , 
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des gesamten Rechtsdenkens und den Umbau der Rechts-
ordnung im Bereich des öffentlichen Rechts ihre Funk-
tion verloren. Die alten Aufgabennormen sind praktisch 
zu Kompetenznormen eingeschrumpft 2 8 . Für sie wird die 
»Folgerungsweise des Polizeistaates« nur noch in der ab-
geschwächten Form benötigt, daß Kompetenzen so ausge-
legt werden müssen, daß sie nicht illusorisch werden, son-
dern ausgeübt werden können. Im übrigen werden die not-
wendigen Mittel den Staatsorganen spezifisch und unter 
programmierten Bedingungen zugewiesen als Eingriffsrech-
te, Geldsummen oder als Entscheidungsmöglichkeiten, die 
zwar keine Rechte verletzen, aber Interessenkonstellatio-
nen verändern. 
Daß diese Wendung zur Spezifikation der Aktionsbedin-
gungen ein immenses Anschwellen des Normenbestandes 
im öffentlichen Recht zur Folge haben mußte, liegt auf 
der Hand. Nicht nur die Aufgabenvermehrung, die auf 
polizeistaatliche Weise sehr einfach hätte vollzogen werden 
können, sondern vielmehr die Tatsache, daß Aufgaben in-
direkt juristisch programmiert werden, ist Anlaß der viel 
beklagten Gesetzesflut. Der Jurist sollte nicht versuchen, 
die »Schuld« daran auf den Politiker abzuwälzen, denn 
der unmittelbare Grund dafür ist die Eigenart seiner eige-
nen Problembehandlungstechnik, die das Zweck/Mittel-Ver-
hältnis als solches nicht juridifizieren kann 2 9 . 

sondern um eine Teilcharakterisierung des Zweckes selbst. Zur F ra -
ge einer besonderen Logik des Zweck/Mittel-Schemas äußert sich 
ablehnend auch Herbert A. Simon, The Logic of Rational Decision. 
The British Journal fo r the Philosophy of Science 16 (1965), S. 169-
186. 
28 Eine Unterscheidung von Aufgabennormen und Kompetenznor-
men, wie sie Mayer, aaO, 1958, und aaO, 1963, auf bayerischen 
Grundlagen wiederzubeleben sucht, dürf te nur dann sinnvoll sein, 
wenn man den Schluß von den Aufgaben auf die Mittel wieder 
zuläßt. Denn worin sollte sonst der Unterschied bestehen? 
29 Ulrich Scheuner, Die Aufgabe der Gesetzgebung in unserer Zeit. 
Die öffentl iche Verwaltung 16 (1960), S. 601-611 (606 ff.) behandelt 
immerhin den Rechtsstaatsgedanken als eine der Ursachen der Ge-
setzesflut. 
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Die Wandlung des Rechtsdenkens hängt mit dem Verfall 
des Naturrechts und der Positivierung des Rechts durch 
die staatliche Entscheidungsorganisation zusammen. Sie 
kann auf die Formel gebracht werden, daß die Rechtmä-
ßigkeit des Staatshandelns heute nur noch als »konditio-
nale Programmierung« vorstellbar ist. Die Rechtsnorm 
nimmt die Form einer Wenn/Dann-Regel an. Sie verbin-
det Tatbestand und Rechtsfolge zu einer invarianten Kor-
relation. Sie regelt auf diese Weise die spezifischen Be-
dingungen, unter denen ein Verwaltungsakt zulässig bzw. 
geboten ist. Diese Rechtsvorstellung prägt die Erwartungs-
haltung des heutigen Verwaltungsjuristen so sehr, daß ihm 
im Rückblick der Polizeistaat als ein Staat ohne öffent-
liches Recht erscheint 3 0 . 
Durch diese Grundvorstellung verlieren Zweckprogramme 
ihre rechtliche Relevanz 3 1 . Auch das französische Verwal-
tungsrecht hat diese Erfahrung machen müssen: Der Be-
griff der services publics hat bei seiner Ausdehnung von 
einer organisatorischen zu einer materiell-rechtlichen, 
30 Vgl. Ernst Forsthoff, Lehrbuch des Verwaltungsrechts, Bd. I, 8. 
Aufl . München-Berl in 1961, S. 39 ff. ; W o l f f , aaO, 1965, formulier t 
vorsichtiger S. 36: Staat ohne »zweiseitig bindendes Verwaltungs-
recht«. 
31 Bemühungen der neueren Verwaltungslehre um den Aufgaben-
begriff , vgl. außer Mayer, aaO, 1958, und aaO, 1963, z. B. Erich 
Becker, Verwaltung und Verwaltungsrechtsprechung. Veröffent l i -
chungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehre 14 (1956), 
S. 96-135; ders., Verwaltungsaufgaben. In: Fritz Morstein Marx 
(Hrsg.), Verwaltung. Eine einführende Darstellung, Berlin 1965, S. 
187-214; Christian-Friedrich Menger, Die Bestimmung der öf fent -
lichen Verwaltung nach den Zwecken, Mitteln und Formen des Ver-
waltungshandelns. Deutsches Verwaltungsblatt 75 (1960), S. 297-303; 
Thomas Ellwein, E inführung in die Regierungs- und Verwaltungs-
lehre, Stut tgar t -Ber l in-Köln-Mainz 1966, leiden deshalb im Vergleich 
zum zeitgenössischen juristischen Anspruchsniveau an einer eigentüm-
lichen Unscharfe . Die Funkt ion des Aufgabenbegri f fs in juristischen 
Argumentat ionszusammenhängen ist bisher nicht überzeugend geklärt 
worden. Wenn man diesem Problem ausweicht und den Aufgaben-
begriff einer neben das Verwaltungsrecht gesetzten »Verwaltungs-
lehre« zuordnet, müßte der Zusammenhang beider Disziplinen ge-
klärt und vor allem erst einmal eine sorgfältige Analyse des Zweck/ 
Mittel-Schemas geleistet werden. 
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zweckbezogen-funktionellen Ordnungsvorstellung seine fe-
ste Kontur und damit seine juristische Brauchbarkeit ver-
loren 3 2 . 
Bezeichnenderweise denkt der Jurist heute, wenn die Rede 
auf Zwecke und Mittel kommt, sofort an »Mißbrauch« 3 3 , 
und darin zeigt sich, daß er die eigentümliche Zweckfunk-
tion, die Wertneutralisierung der Folgen, nicht einsetzen 
und nicht akzeptieren kann. Die rechtliche Zulässigkeit des 
staatlichen Handelns wird von allgemein definierten, pro-
grammauslösenden »Tatbeständen« abhängig gemacht. 
Man nähert sich der Realität nicht, wie im Rahmen der 
Zweckrationalität, heuristisch durch Ermittlung von Alter-
nativen, sondern durch wachsende Präzisierung, Differen-
zierung und Verfeinerung der Tatbestände und durch ein 
elastisches Denken in Regeln und Ausnahmen. Das eigent-
lich heuristische Prinzip der Kausalauslegung des Handelns 
und das Verfahren der Wertneutralisierung durch Zweck-
setzung liegen außerhalb des Rechts 3 4 . Eine solche Orien-
tierung wird im »Ermessensbereich« der Verwaltung wie 
in einem ausgesparten, unregulierten Spielraum unter be-
stimmten Bedingungen zugelassen. Zwei der wichtigsten 
Begriffsschwierigkeiten und Kontroversen des »Allgemei-

32 Vgl. z. B. Jean Rivero, Existe-t-il un critère du droit admini-
stratif? Revue du Droi t Public et de la Science Politique 59 (1953), 
S. 279-296; Jean-Louis de Corail, La crise de la notion juridique 
de service public en droit administratif français, Paris 1953; Roman 
Schnur, Die Krise des Begriffs der services publics im französi-
schen Verwaltungsrecht. Archiv des öffentlichen Rechts 79 (1954), 
S. 418-430; Georges Liet-Veau, La théorie du service public. Crise 
ou mythe. Revue Administrative 14 (1961), S. 256-263. 
33 Vgl. z. B. Léon Husson, Les t ransformat ions de la responsa-
bilité. Etude sur la pensée juridique, Paris 1947, S. 252 ff. ; im übri-
gen natürlich die verwaltungsrechtliche Kasuistik des »Ermessens-
mißbrauchs«. 
34 Eine Ausnahme muß indes erwähnt werden: In der Vorgabe spe-
zifischer Zwecke kann die Pflicht liegen, andere Zwecke außer acht 
zu lassen. Auch diese Wertneutralisierung wird von Juristen unter 
die Kategorie des Mißbrauchs gebracht. Siehe Harald Dombrowski 
Mißbrauch der Verwaltungsmacht. Zum Problem der Koppelung 
verschiedener Verwaltungszwecke, Mainz 1967. 
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nen Verwaltungsrechts«, die Frage nach dem Umfang des 
Prinzips der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und die Fra-
ge nach der Abgrenzung des »Ermessens« vom »unbe-
stimmten Rechtsbegriff« beziehen sich im Grunde auf die-
ses Problem der Gegensätzlichkeit von Zweckprogrammen 
und Konditionalprogrammen und sind deshalb für das Be-
rufsverständnis des Verwaltungsjuristen von so kritischer 
Bedeutung. 
Um aus dieser Erörterung für unser allgemeines Thema 
der Zweckfunktion lernen zu können, müssen wir, das dürf-
te deutlich geworden sein, von der herrschenden juristi-
schen Problemdarstellung abrücken und den Unterschied 
von Zweckprogrammen und Konditionalprogrammen als 
Unterschied von Systemfunktionen zu begreifen suchen. 
Wie an anderer Stelle näher ausgeführt 3 5 , beziehen sich 
beide Programmformen auf verschiedene Systemgrenzen 
der Verwaltung und gehören eben dadurch zusammen. Ver-
waltungen können als Systeme der Informationsverarbei-
tung verstanden werden 3 6 . Sie nehmen Informationen ih-
rer Umwelt als Eingang auf, verarbeiten sie und geben 
sie in Form einer »Entscheidung« wieder an die Umwelt 
ab. Das Konditionalprogramm fixiert den Eingang des Sy-
stems, die Art der Umweltinformationen, die als Ursache 
die Entscheidung auslösen sollen; das Zweckprogramm re-
gelt den Ausstoß des Systems, die Wirkung in der Um-

35 Siehe Niklas Luhmann, Lob der Routine. Verwaltungsarchiv 55 
(1964), S. 1-33. Eine ausgezeichnete Darstel lung des Gegensatzes die-
ser beiden Programmformen findet sich auch bei Torstein Eckhoff/ 
Knut Dahl Jacobsen, Rationality and Responsibility in Administra-
tive and Judical Decision-making, Kopenhagen 1960. 
36 Dazu näher Niklas Luhmann, Theorie der Verwaltungswissen-
schaft. Bestandsaufnahme und Entwurf , Köln-Berlin 1966. Der Sy-
stembegriff besagt dabei zunächst mindestens dies: Im Fluß der In-
format ionen sind Grenzen gezogen, die ein Außen und ein Innen 
der Informat ionsveränderung markieren und als Filter dienen. Die-
se Vorstellung, die noch weiter ausgebaut werden muß, taucht in 
der Systemforschung der amerikanischen Unternehmenstheorie auf. 
Vgl. z. B. Stanford L. Optner, Systems Analysis fo r Business M a -
nagement, Englewood Cl i f f s /N . J. 1960, S. 26 ff . 
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welt, die das System bewirken soll. Natürlich setzt ein 
Zweckprogramm auch Anlässe des Tätigwerdens in der 
Umwelt voraus, stellt aber das System in dieser Hinsicht 
relativ frei. Und natürlich führt auch das Konditionalpro-
gramm zu Entscheidungen, die in der Umwelt Wirkun-
gen bewirken, stellt aber in dieser Hinsicht das System 
frei - was heißt, daß das System zu seiner Rechtfertigung 
nicht darauf angewiesen ist, daß spezifische Umweltwir-
kungen erzielt, spezifische Zustände geändert oder konstant 
gehalten werden; es genügt, daß normgemäß entschieden 
worden ist 3 7 . 
Ein weiterer Aspekt des Unterschiedes von Zweckprogram-
men und Konditionalprogrammen verdient besonders her-
vorgehoben zu werden: daß nämlich diese Unterscheidung 
nicht neutral dagegen ist, welche besondere Umwelt die 
Verwaltung beeinflussen kann und auf welcher Ebene der 
Generalisierung dieser Einfluß ausgeübt wird. Mit anderen 
Worten: Die beiden Programmformen räumen den ver-
schiedenen Umwelten der Staatsbürokratie unterschiedliche 
Einflußchancen ein 3 8 . Konditionalprogramme sind, jeden-
falls der Idee nach, als Algorithmen fixiert, das heißt un-
abhängig davon, wer entscheidet 3 9 . Sie begünstigen da-
durch die jeweils speziell interessierten Angehörigen des 
Publikums, während Zweckprogramme auch dem Politiker 
und dem Entscheidenden selbst Einfluß auf die Entschei-
dung einräumen. Denn in Konditionalprogrammen ist eine 
Rechtsfolge fest an einen Tatbestand montiert, also die 
37 Diese Einschränkung der Folgenverantwortlichkeit bei juristisch-
kondit ionaler Problembearbei tung wird besonders von Eckhoff/Ja-
cobsen, aaO, herausgestellt. 
38 Hierzu auch Niklas Luhmann Positives Recht und Ideologie. Ar -
chiv fü r Rechts- und Sozialphilosophie 59 (1967), S. 531-571. 
39 Diese Seite des Kondi t ionalprogrammes muß in engem Zusam-
menhang mit dem Grundrecht der Gleichheit vor dem Gesetz ge-
sehen werden, das ebenfalls den Sinn hat, persönliche Eigenschaf-
ten und Beziehungen des Entscheidenden zu neutralisieren: Er hat 
nach universellen Kriterien zu entscheiden, ist also gehalten, sich 
selbst als austauschbar vorzustellen. Vgl. dazu Luhmann, aaO, 
1965 a, S. 162 f f . 
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Entscheidung als Ganzes oder in einzelnen Aspekten durch 
den zu erwirken, der die Verwaltung entsprechend infor-
mieren kann; bei Zweckprogrammen mag der Zweck selbst 
spezielle Interessen begünstigen, aber die Wahl der Mittel 
ist durch den Zweck neutralisiert, also nicht festgelegt, so 
daß hier politische Rücksichten oder Vorlieben des Ent-
scheidenden die Einzelentscheidung färben können. Die 
Bevorzugung der einen oder der anderen Programmform 
erweist sich daher als ein Mechanismus der allgemeinen 
Ausbalancierung des Verwaltungssystems, seiner Anpas-
sung an die Verteilung der Umweltpressionen. Hier fallen 
die Entscheidungen über Macht und Status der Verwaltungs-
mitglieder; hier reagiert das System auf die Leistungsfähig-
keit der politischen Prozesse; hier wird eine Vorbedingung 
für die Zentralisierbarkeit des politischen Handelns gesetzt, 
da die Politik bei Zweckprogrammen legitimerweise auf die 
Einzelentscheidung drücken kann, bei konditionaler Pro-
grammierung dagegen nur das Programmieren selbst, die 
zentralisierte Rechtsetzung, beeinflussen kann. Die Wahl der 
Programmform ist mithin zugleich eine Bestimmung der 
Ebene der Generalisierung, auf der Politik und Verwaltung 
sich begegnen und ihre Interdependenz stabilisieren 
können. 
Mit dieser Systemkonzeption, die im nächsten Kapitel wei-
ter ausgearbeitet werden soll, gewinnen wir schließlich die 
Möglichkeit einer Interpretation des Wandels vom Polizei-
staat zum Rechtsstaat und zugleich die Möglichkeit, die 
Erfahrungen dieses Wandels für die Erkenntnis der Gren-
zen der Zweckrationalität nutzbar zu machen. 
Im Rechtsstaat setzt sich die Einsicht durch, daß die Ent-
scheidungsbürokratie des Staates im Prinzip nicht nur an 
einer, sondern an beiden Zeitgrenzen des Systems, sowohl 
im »Input« als auch im »Output« programmiert werden 
muß. Dies gilt zwar nicht für jede Einzelentscheidung im 
gleichen Maße, wohl aber generell für die Stabilisierung 
des Systems als System. Die Programmierung der Ent-
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Scheidungen, letztlich also die Struktur des Systems, kann 
sich nicht nur auf eine, sie muß sich auf beide Grenzen 
beziehen und sie konstant zu halten suchen, soll das Sy-
stem als Ganzes erhalten bleiben. Zweckprogramme und 
Konditionalprogramme müssen beide benutzt, je nach den 
Problemen, die die Umwelt stellt, angewandt, ja gegebenen-
falls sinnreich kombiniert und ineinandergeschachtelt wer-
den. Die Umweltunabhängigkeit des Verwaltungssystems, 
seine gesellschaftliche Autonomie beruht in einem wesent-
lichen Aspekt darauf, daß es zwischen diesen beiden Pro-
grammformen, also zwischen zwei Arten der Abhängig-
keit, wählen kann und sich je nach den politisch gefil-
terten Umweltpressionen mehr von den Ursachen oder 
mehr von den Wirkungen seines Handelns her dominie-
ren läßt. 
Die Autonomie des Systems kann demnach nicht einfach 
als Autonomie der Zwecksetzung verstanden werden. Sie 
besteht in einer relativen Autonomie der Selbstprogram-
mierung in beiden Formen - in einer Positivierung von 
Zweckprogrammen und von Konditionalprogrammen 4 0 . 
Nicht ein vorgegebener Zweck, sondern die Systemstruktur 
- und das ist bei Entscheidungssystemen vor allem die 
Gesamtheit der Entscheidungsprogramme - macht das sta-
bilisierende Gesetz der Systembildung aus. Ein Teilsystem 
der Gesellschaft wie das politische System kann nie in dem 
Sinne autonom sein, daß es nur auf die Umwelt wirkt, 
ohne selbst bewirkt zu sein. Autonomie ist nicht in Kau-
salkategorien als ursachelose Spontaneität zu begreifen, 
sondern nur systemstrukturell als Selbstprogrammierung. 
Sie besteht darin, daß das System sich durch eigene Pro-

40 Kennzeichnend fü r das Vordringen dieser Auffassung, daß über 
Programme in Organisationen selbst entschieden wird, ist es, daß 
ein neues, der Systemtheorie verpflichtetes Lehrbuch der Organi-
sationswissenschaft Organisationszwecke nur noch im Kapitel über 
»Policy Formulat ion and Decision-making« behandelt . Siehe Daniel 
Katz/Robert L. Kahn, The Social Psychology of Organizations, New 
York-London-Sydney 1966, S. 260 ff . 
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gramme in die Lage versetzt, an beiden Zeitgrenzen, so-
wohl im Hinblick auf die Ursachen als auch im Hinblick 
auf die Wirkungen seines Handelns, Informationen der 
Umwelt aufzunehmen, selektiv zu verarbeiten. 
Politisch gesehen, findet man darin bestätigt, daß »abso-
lute« Macht zur Fiktion wird, weil Macht nur in wechsel-
bezogenen, doppelseitig motivierten Kommunikationspro-
zessen aufgebaut werden kann 4 1 . Wer Macht gewinnen 
will, muß sich der Beeinflussung öffnen. Der Versuch, das 
politische Teilsystem der Gesellschaft als absolute Herr-
schaft allein durch Zweckprogramme zu stabilisieren, ist 
mit dem Polizeistaat gescheitert. Die umgekehrten Ein-
seitigkeiten des Rechtsstaates waren in gleicher Weise pro-
blematisch. Mit der Formel von Rechts- und Sozialstaat 
scheint sich der Versuch einer Balance von Konditional-
und Zweckprogrammen anzubahnen, die der Eigenart des 
politischen Systems als Teilsystem der Gesellschaft mit der 
spezifischen Funktion, Probleme verbindlich zu entschei-
den, vielleicht am besten entspricht. Von einem eindring-
lichen Verständnis dieses Vorgangs ist die gegenwärtige 
Diskussion freilich noch weit entfernt, weil ihr dafür eine 
ausreichende systemtheoretische Grundlage fehlt. 
Die theoretische Kritik und der Zerfall der Lehre von den 
Staatszwecken darf nach alldem nicht zu der Annahme 
verleiten, daß im Bereich des politischen Systems 
die Zweckorientierung unangebracht sei oder doch ihre Be-
deutung verloren habe. Das wäre weit gefehlt. Sie besagt 
lediglich, daß das politische System nicht mehr durch ge-
sellschaftlich vorgegebene, für wahr gehaltene (und damit 
invariante) Zwecke bestimmt werde, sondern in seiner 
Zwecksetzung gesellschaftlich autonom geworden ist. Nicht 
nur das Recht, sondern auch die Zweckaufgaben des po-

41 Vgl. dazu Blau, aaO, 1964. Siehe auch die Beurteilung der ab-
soluten Monarchie im älteren Siam durch Fred W. Riggs, The Eco-
logy of Public Administrat ion, London 1961, und ders., Thai land. 
The Modernizat ion of a Bureaucratic Polity, Honolulu 1966, S. 85 
ff., 132 ff . 
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litischen Systems sind in diesem Sinne positiviert worden: 
Sie werden durch programmierende Entscheidungen ge-
setzt, die im politischen System selbst getroffen werden 
müssen. Das politische System und mit ihm die Gesell-
schaft selbst haben auf diesem Wege neue Möglichkeiten 
der Variation und insgesamt eine höhere Stufe der Kom-
plexität erreicht. Eben deshalb kann die Theorie des poli-
tischen Systems nicht länger mehr eine teleologische 
Theorie der politischen Gesellschaft sein, die an die Vor-
gegebenheit wahrer Zwecke anknüpft; sie muß vielmehr 
in eine Systemtheorie umgeformt werden, die für alle pro-
grammierten und für alle programmierenden Entscheidun-
gen, also auch für Rechtsetzung und für Zwecksetzung, 
einen grundbegrifflichen Bezugsrahmen von höherer Kom-
plexität zu bieten vermag. 

2. Das Optimierungsprinzip und seine Kritik 

Die Rechtswissenschaft hat sich, wie wir sahen, radikal und 
theoretisch ziemlich unbedacht vom Zweckdenken abge-
wandt. Wir mußten daher durch eine etwas ausführlichere 
Analyse die kritische Beziehung des Rechtsdenkens zum 
Zweck/Mittel-Schema erst wieder ins Bewußtsein bringen. 
Die Wirtschaftswissenschaften sind dagegen auf der Ebene 
der Nationalökonomie ebenso wie in der Betriebswirt-
schaftslehre von Anbeginn mit der besonderen Problema-
tik des Zweck/Mittel-Denkens befaßt gewesen. Zuweilen 
haben sie sich mit dieser Problematik geradezu identifi-
ziert und sich als Wissenschaften vom rationalen Handeln 
schlechthin verstanden 4 2 . Hier bedrängt uns daher im Ge-
genteil eine Überfülle von Theorien, Modellen und Metho-
den, zu denen wir Distanz gewinnen müssen, da wir ihnen 
hier im einzelnen unmöglich gerecht werden können. 
42 So z. B. Ludwig von Mises, Grundprobleme der Nat iona lökono-
mie. Untersuchungen über Verfahren, Aufgaben und Inhalt der 
Wirtschafts- und Gesellschaftslehre, Jena 1933, speziell zum Zweck/ 
Mittel-Schema besonders S. 30 ff . 
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Im ganzen und in denkgeschichtlicher Perspektive gesehen 
hat sich auch die wirtschaftswissenschaftliche Theorie -
ebenso wie das positive Recht und seine Dogmatik - aus 
dem umfassenden Bereich der traditionellen Ethik heraus-
gelöst und auf der Basis besonderer Perspektiven und Pro-
blemstellungen verselbständigt. Diese Ausdifferenzierung 
verschiedener Wissenschaften - auf die empirischen Hand-
lungswissenschaften kommen wir in den folgenden Ab-
schnitten dieses Kapitels zu sprechen - ist nur durch Spren-
gung des Postulats der Wahrheitsfähigkeit der Zwecke 
möglich gewesen, durch Zerstörung der alten Annahme, 
daß das Gute an den verschiedenen Zwecken die Wahr-
heit ihres Seins sei. Der einheitstiftende Zusammenhang, 
den die Ethik der ontologischen Metaphysik in dieser The-
se fand, wird nun gleichsam durch einen defizienten Mo-
dus ersetzt, durch eine Problemstellung, die in ihrer Ne-
gativität eine Differenzierung der Wissenschaften erlaubt. 
Die mangelnde Wahrheit der Zwecksetzung, ihre subjek-
tive Willkürlichkeit, wenn man so will, wird jetzt zum ge-
meinsamen (aber nicht integrierenden) Grundproblem der 
verschiedenen Handlungswissenschaften. Während das 
Rechtsdenken Korrektive und Kontrollen der Zweckset-
zung des politischen Systems entwickelt und die empiri-
schen Wissenschaften sich darum bemühen, die Zweckset-
zung in ihrer Faktizität durch latente Ursachen oder Funk-
tionen zu erklären, haben die Wirtschaftswissenschaften 
sich der Zweckproblematik am unmittelbarsten angenom-
men. Sie versuchen trotz Anerkennung der Willkürlich-
keit der Zwecksetzung zu wahren Urteilen über richtiges 
zweckrationales Handeln zu kommen 4 3 . Wie ist das mög-
lich? 
Diese Frage gewinnt schärfere Konturen, und Möglichkei-
43 Zur Bedeutung des Theorems der »Zufälligkeit« der Zwecksetzung 
fü r die utilitaristische Theorie des wirtschaftlichen Handelns und 
als Bezugspunkt der späteren soziologischen Kritik f inden sich ein-
sichtsreiche Ausführungen bei Parsons, aaO, 1949, S. 59 f. und pas-
sim. 

107 



ten der Beantwortung werden greifbar, wenn wir von den 
Einsichten in die Zweckfunktion ausgehen, die wir im er-
sten Kapitel skizziert haben. Die Zwecksetzung dient der 
Neutralisierung von Wertaspekten der Folgen des Han-
delns. In der ethischen Tradition wahrheitsfähiger Zwecke 
konnte dieses Problem nicht gestellt, die Folgenneutrali-
sierung überhaupt nicht als »Leistung« des menschlichen 
Bewußtseins erfaßt und rationalisiert werden, weil schon 
das Handeln gar nicht im modernen Sinne kausal ausge-
legt und in Möglichkeiten zerlegt, sondern erlebt wurde 
als durch wahre Gründe geprägtes oder sie verfehlendes, 
typisch geformtes Verhalten. Erst nach Auflösung dieser 
allzu lebensnahen, kompakten und diffusen Vorstellung 
und vor allem nach Trennung der empirischen Kausalana-
lyse von der Folgenbewertung ist es möglich geworden, 
das Problem der Folgenneutralisierung zu stellen. Die Fra-
ge lautet, wie man trotz der Vielzahl wertkomplexer Fol-
gen einer Vielzahl von Alternativen zu einer garantiert-
richtigen Entscheidung kommen kann. 
Rückblickend bedeutet das Aufgeben der Wahrheitsthese, 
das diese Fragestellung ermöglicht, nun zugleich, daß die 
Neutralisierungsleistung der Einzelzwecke als faktische 
Willkür gesehen werden muß und nicht einfach hingenom-
men werden kann. Die wissenschaftliche Analyse muß sich 
vom Erlebnishorizont des Handelnden abheben und seine 
Verwendung des Zweck/Mittel-Schemas kritisch prüfen. Sie 
muß die Neutralisierungsfunktion des Handlungszweckes 
mindestens unschädlich machen, wenn nicht gar begründen 
oder durch etwas Besseres ersetzen, ohne indes die Funk-
tion selbst, die Reduktion der Unendlichkeit von Mög-
lichkeiten auf eine bestimmte, auszuführende Handlung, 
unerfüllt zu lassen. Wir können nun etwas präziser fra-
gen, wie dies möglich ist. 
Die Wirtschaftstheorie hat eine doppelte Antwort gegeben: 
auf der Ebene der Gesamtwirtschaft durch das Prinzip 
des Marktes mit freier Konkurrenz, das die individuelle 
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Zwecksetzung folgenlos werden läßt (und deshalb hier nicht 
weiter interessiert), und - in entscheidenden Hinsichten da-
von abhängig - auf der Ebene des Einzelbetriebes durch 
das Postulat einer optimalen Wertrelation unter den Fol-
gen des Handelns. Jene Handlung sei die beste und da-
mit die einzig richtige, deren Folgen in einer optimalen 
Wertbeziehung zu den Folgen aller ihrer Alternativen ste-
hen. So leicht dieser Gedanke zu formulieren ist, so sehr 
er auf den ersten Blick einleuchtet, so schwer ist er zu 
durchschauen. Seine Evidenz täuscht. Er ist alles andere 
als klar 4 4 . Die übliche Fassung dieses Gedankens als 
»Wirtschaftlichkeitsprinzip«, daß ein gegebener Zweck mit 
möglichst geringen Mitteln erfüllt bzw. ein gegebener Mit-
telbestand zu maximaler Zweckverwirklichung ausgenutzt 
werden solle, verdunkelt mehr als daß sie aufhellt; denn 
sie verquickt die entscheidende Frage der Wertrelation un-
nötigerweise mit der Vorstellung einer Kausalbeziehung 
zwischen Ursache und Wirkung und zerfällt daher in zwei 
unversöhnliche Alternativen. Außerdem impliziert ihre su-
perlativistische Fassung einen zweifellos undurchführbaren 
Absolutheitsanspruch. Wir werden besser tun, das Opti-
mierungsprinzip auf das Problem der Folgenneutralisie-
rung zu beziehen und es durch die Art zu charakterisieren, 
wie es diese Funktion erfüllen will. Dadurch können wir 
eine stark beschränkte Auffassung der Funktion und Reich-
weite von Optimierungskalkülen gewinnen, die sich dann 
aber durchhalten und mit neueren Entwicklungen zur Sy-
stemtheorie in Einklang bringen läßt. 
Zunächst einmal muß die feste Bindung des formalen Prin-
zips der Optimierung von Zweck/Mittel-Beziehungen an eine 

44 D aß der definitorischen Klarheit des Optimalitätsprinzips keine 
gedankliche Klarheit entspricht, wird heute durchaus gesehen. Vgl. 
z. B. Maynard M. Shelly U/Glenn L. Bryan, Judgments and the 
Language of Decision. In: Dies. (Hrsg.), H u m a n Judgments and Op-
timality, New York-London-Sydney 1964, S. 3-36 (8 f.). Der Grund 
ist natürlich, daß die Absolutheit eines Superlativs sich leichter aus-
sprechen als denken läßt. 
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bestimmte inhaltliche Zweckformel, nämlich an Gewinn-
maximierung, gelöst werden. Diese Zweckformel ist, wie 
Zwecke überhaupt, von der Einzelhandlung her konzipiert 
und leuchtet auf dieser Ebene ein. Sie wird fragwürdig 
und unzulänglich, sobald sie auf permanente Systempro-
bleme übertragen wird - das heißt auf Probleme, die auf 
unabsehbare Zeit immer wieder Entscheidungen erfordern, 
und zwar interdependente Entscheidungen, so daß die frü-
heren auf die späteren Rücksicht nehmen müssen. Das Ziel 
der Gewinnmaximierung läßt sich nicht ohne weiteres von 
Einzelentscheidungen auf Systeme Überträgen 4 4 a . 
Irgendwelche Zwecke müssen der Wirtschaftlichkeitsrech-
nung freilich gegeben werden 4 5 . Zwecksetzung ist ein un-
entbehrliches Reduktionsmittel, das durch die Verweisung 
des Kausalschemas ins Unendliche gefordert ist. Niemand 
kann alles mit allem vergleichen; Struktur muß sein. Auch 
das Wirtschaftlichkeitsprinzip kann, mithin nur in einem 
durch Zwecksetzung begrenzten, teilneutralisierten Folgen-
horizont angewandt werden. Aber dieser Horizont braucht 
nicht drastisch handlungsnah zusammengezogen zu werden, 
wenn man die Technik der Wirtschaftlichkeitsrechnung be-
herrscht. Diese Technik besteht in einem rechnerischen (al-
so »gefühllosen«, vom »Wert« der Werte nicht bewegten, 
mithin präzisen, raschen, auch maschinell durchführbaren) 
Vergleich der Werte der Folgenkomplexe der einzelnen 
Handlungsalternativen. Sie setzt voraus, daß die einzelnen 
Wertergebnisse vergleichsfähig, und zwar in den verschie-
densten Konstellationen vergleichsfähig sind, was praktisch 
nur durch Quantifikation, namentlich mit Hilfe der Geld-
rechnung, erreichbar ist 4 6 . 
44a Diesen wichtigen Hinweis gibt Peter Bendixen, Die Komplexi-
tät von Entscheidungssituationen. Kritik am Formal ismus der be-
triebswirtschaftlichen Entscheidungstheorie. Kommunikat ion 3 (1967), 
S. 103-114 (108). 
45 Vgl. dazu Niklas Luhmann, Kann die Verwaltung wirtschaftlich 
handeln? Verwaltungsarchiv 51 (1960), S. 97-115 (101 ff.); McKean, 
aaO, S. 34 f.; Bidlingmaier, aaO. 
46 Zu den beträchtlichen Schwierigkeiten eines solchen Vergleichs 
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In dieser Voraussetzung liegt nun ebenfalls eine partielle 
Folgenneutralisierung, nämlich in qualitativer, nicht aber 
in quantitativer Hinsicht. Die Quantifikation der Folgen-
Werte ist eine Neutralisierung eigener Art, die die Neutra-
lisierung durch Zwecksetzung entlastet und korrigiert. Man 
braucht in dem Folgenbereich, der von der Wirtschaft-
lichkeitsrechnung erfaßt wird, die neutralisierten Wertas-
pekte nicht ganz, sondern nur in ihrer Qualität als irre-
levant zu behandeln, kann also mehr Folgen berücksichti-
gen und doch zu eindeutigen Ergebnissen kommen. Man 
kann, mit anderen Worten, dank der Wirtschaftlichkeits-
rechnung mit abstrakteren Zwecken in einem weiteren Zeit-
horizont (langfristiger) und mit sehr viel komplexeren Prä-
ferenzstrukturen arbeiten, ohne deswegen auf Entscheidun-
gen verzichten oder im Entscheidungsgang irrationale Hil-
fen verwenden zu müssen. Durch Einbau von Maximie-
rungs- oder Minimierungskalkülen in ein Zweckprogramm 
kann sichergestellt werden, daß das Programm, obwohl der 
Zweck an sich viele Alternativen als Mittel zuläßt, nur 
jeweils eine einzige Handlung als richtig auswählt, näm-
lich jene, die in dem durch das Zweckprogramm gesteck-
ten Rahmen eine spezifische Wertrichtung maximal oder 
minimal befriedigt. 
Das Wirtschaftlichkeitsprinzip ist im Vergleich zur einfa-
chen Zweckrationalität zweifellos ein Fortschritt. Es ist zwar 
keineswegs ein Prinzip des absoluten Optimums, und wert-
neutral ist es nur im Sinne einer künstlichen Indifferenz. Es 
kann ebensowenig wie ein Zweck eine Entscheidung vor-
behaltlos rechtfertigen. Aber es erfüllt eine wichtige Aufga-
be als eine zweite, zur Zwecksetzung funktional äquiva-
lente Neutralisierungstechnik. Es ist nur zusammen mit 
einer Zwecksetzung einsetzbar, da Quantifikation allein den 

siehe Churchman/Ackoff/Amoff, aaO, S. 133 ff . mit zahlreichen Ver-
einfachungsvorschlägen. Vgl. ferner Davidson/Suppes, aaO, insb. 
S. 104 ff. ; Kenneth E. Boulding, A Reconstruct ion of Economics, 
New York 1950, S. 43 ff . ; Gäfgen, aaO, S. 137 ff . 
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Regreß ins Unendliche nicht abschneiden kann. Aber eine 
geschickte Kombination dieser beiden verschiedenen Neutra-
lisierungsmittel erlaubt die rationale Beherrschung eines 
viel größeren Kreises von Wertfaktoren, als dies mit Hilfe 
der schlichten Zweckrationalität möglich wäre. Sie macht 
es, und darauf wollen wir hinaus, in vielen Fällen mög-
lich, die Zweckformel von der Ebene der Einzelhandlung 
auf die Ebene großer Systeme zu transponieren und sie 
so zu komplizieren, daß sie Bestandsbedingungen dieser 
Systeme mehr oder weniger angemessen wiedergeben 
kann. 
Wenn man sich in dieses Verhältnis wechselseitiger Äqui-
valenz, also wechselseitiger Entlastung von Zwecksetzung 
und Wirtschaftlichkeitsrechnung unter dem Gesichtspunkt 
der Neutralisierungsfunktion hineindenkt, werden wesent-
liche Einwendungen gegen das Wirtschaftlichkeitsprinzip 
hinfällig; genauer: Sie stoßen als Kritik ins Leere. Zwar 
ist die Optimierungstechnik gewiß kein voller Wahrheits-
ersatz: Was ins Feld geführt wird gegen die Behauptung, 
daß das Wirtschaftlichkeitsprinzip die optimale Richtigkeit 
der einzelnen Handlung zu begründen vermöge, bleibt rich-
tig, verliert aber seinen polemischen Sinn, wenn man das 
Wirtschaftlichkeitsprinzip auf seine spezifische Systemfunk-
tion der Neutralisierungshilfe begrenzt und die Richtigkeit 
des Handelns erst darauf gründet daß es Systemprobleme 
löst. Wie beim Zweckbegriff selbst kann sich auch beim 
Wirtschaftlichkeitsprinzip die Kritik zwar gegen den theore-
tischen Ausschließungsanspruch wenden: Der Optimie-
rungsgedanke ist keine ausreichende Handlungstheorie. 
Aber er findet im Rahmen einer Theorie der Handlungs-
systeme einen Platz als begrenzt sinnvolles Prinzip für den 
Entwurf von Entscheidungsmodellen. Dies läßt sich an eini-
gen typischen Einwendungen gegen das Optimalprinzip 
deutlich machen: 
Gunnar Myrda l 4 7 hat mit Nachdruck darauf hingewiesen, 
47 Myrdal, aaO. 
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daß das Wirtschaftlichkeitsprinzip die Wertneutralisierun-
gen durch Zwecke nicht beseitigen, das Entscheiden nicht 
wertunabhängig machen könne. Die Konzentration des 
Wertaspektes im Zweck sei und bleibe subjektiv. Die Na-
tionalökonomie könne sich daher nicht auf dieses Prinzip 
als Grundbegriff stützen, sondern müsse die neutralisierten 
Werte im Sinne der faktischen, z. B. politischen Wertsetzun-
gen mitberücksichtigen und sich auf eine vorauszusetzende 
und zu explizierende Werteordnung relativieren, indem sie 
die wirklichen Werteinstellungen als Prämissen übernehme. 
Das ist ein gutes Beispiel dafür, daß übertriebene Ansprü-
che übertriebene Kritik auf sich ziehen. Das Durchschauen 
des subjektiven und je relativen Charakters der Wertneu-
tralisierungen hindert zwar, daß die Wissenschaft unkri-
tisch auf die Entscheidungsideologien der Praxis hinein-
fällt. Aber das bedeutet keineswegs, daß sie nun mit Be-
wußtsein hereinzufallen und die Präferenzstruktur der Pra-
xis ihrerseits als Wertprämisse anzuerkennen hätte. Sie 
kann und muß vielmehr nur die Frage nach der Funktion, 
die solche Neutralisierungsleistungen für Handlungssysteme 
erfüllen, ausdrücklich explizieren und beantworten. Sie 
kann dabei allgemeine Systemprobleme als Gesichtspunk-
te sichtbar machen, und in bezug auf sie einen Wechsel 
der Präferenzen und Neutralisierungen begründen. 
Ein weiteres Bedenken ist bisher in Teilaspekten sichtbar ge-
macht, aber nicht prinzipiell diskutiert worden. Es kann 
als Widerspruch zwischen Optimierung und Operationalisie-
rung bezeichnet werden. Optimierung erfordert Operatio-
nalisierung im Sinne einer empirischen Fixierung der Er-
folgskriterien4 8 , weil anders kein eindeutig bestimmtes 
Handeln abgeleitet werden kann. Operationalisierung aber 
schließt durch ihre Prämissen Optimierung aus. Sie erfor-
dert eine Auflösung der Zwecke in Mittel, die, sofern sie 
interdependent sind, zueinander in Widerspruch geraten, 

48 Auf Begriff und Technik der Operationalisierung kommen wir 
im 5. Abschnitt des 5. Kapitels zurück. 
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wenn sie selbst optimiert werden sollen. Und sie erfor-
dert eine zeitliche Begrenzung, mindestens eine Periodisie-
rung des Erfolgskriteriums, und darin liegt immer ein un-
begründeter Verzicht auf Chancen, die über den Zeitho-
rizont der Planung hinausreichen. Diesem Widerspruch 
kann man jedoch ausweichen, wenn man das Optimal-
prinzip als Kriterium der Rationalität entthront und es 
statt dessen nur mit der spezifischen Funktion der Aus-
sortierung von letzten Alternativen in einem schon durch 
andere Gesichtspunkte begrenzten Entscheidungszusam-
menhang einsetzt. 
Neben diese Argumente der Unausräumbarkeit von Wert-
urteilen und der inneren Widersprüchlichkeit im Optimie-
rungsprinzip tritt als dritter Einwand, daß ein prinzipiel-
les Optimieren das menschliche Auffassungsvermögen über-
fordern würde. Für diesen Gedanken ist Herbert Simon 
der wirksamste Sprecher geworden. Er stellt darauf ab, 
daß das Entscheidungsmodell des optimierenden wirtschaft-
lichen Handelns die menschlichen Fähigkeiten zu rationaler 
Überlegung überschätze und deshalb unrealistisch, also em-
pirisch nicht zu verifizieren sei. Es müsse durch ein Mo-
dell für nur befriedigendes, brauchbares Handeln ersetzt 
werden, das ein grob vereinfachtes, in bezug auf ein ge-
gebenes »Anspruchsniveau« aber immer noch ausreichend 
rationales Entscheiden orientiere. Der Mensch suche in 
Wahrheit nicht einzig-richtige, sondern nur befriedigende 
Problemlösungen 1 9 . Dieser Vorstoß sollte jedoch nicht zu 
49 Vgl. Simon, aaO, 1957, S. 196 ff. , 241 ff. ; March/Simon, aaO, 
S. 140 f. u. ö.; Herbert A. Simon, Theories of Decision Making in 
Economies and Behavioral Science. The American Economic Re-
view 49 (1959), S. 253-283; ders., The Role of Expectations in an 
Adaptive or Behavioristic Model , in: Mary Jean Bowman (Hrsg.), 
Expectations, Uncertainty, and Business Behavior, New York 1958, 
S. 49-58; Simon, aaO, 1964; Richard M. Cyert/Herbert A. Simon/ 
Donald B. Trow, Observation of a Business Decision. The Journal 
of Business 29 (1956), S. 237-248; Julius Margolis, The Analysis of 
the F i rm. Rationalism, Conventionalism, and Behaviorism. The Jour-
nal of Business 31 (1958), S. 187-199; R. M. Cyert/E. A. Feigen-
baum/J. G. March, Models in a Behavioral Theory of the Firm. 
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einer Kontroverse »satisfycing vs. maximizing behavior« 
aufgebauscht werden. Er kann, schon seiner Begründung 
nach, nicht als prinzipielle Ablehnung des Wirtschaftlich-
keitsprinzips verstanden werden, das Simon mehrfach selbst 
vertreten ha t 5 0 . Mit einer leichten Korrektur der Front-
stellung kann vielmehr sichtbar gemacht werden, daß es 
sich um eine Theorieerweiterung handelt, die es möglich 
machen soll, der »optimierenden« Rechnung als einem be-
dingt einsetzbaren Entscheidungsverfahren einen Platz ne-
ben anderen, weniger glanzvollen Problemlösungstechni-
ken einzuräumen. 
Im Grunde wird heute weitgehend zugestanden, daß es 
für Betriebe in der Realität keine Optimallösungen schlecht-
hin gibt 5 1 (und daß es daher auch keinen Sinn hat, ihnen 
eine entsprechende Entscheidungsnorm vorzuhalten), son-
dern das allenfalls Modelle »suboptimalen« Entscheidens 
praktikabel sind 5 2 . Der Spielraum für die Suche nach sub-
Behavioral Science 4 (1959), S. 81-85; James G. March, Some 
Recent Substantive and Methodological Developments in the Theory 
of Organizational Decision-Making. In: Austin Ranney (Hrsg.), 
Essays on the Behavioral Study of Politics, Urbana III . 1962, 
S. 191-208; Cyert/March, aaO, 1963, und als darauf bezogene oder 
ähnliche Auffassungen in der deutsch-sprachigen Literatur etwa 
Luhmann, aaO, 1960, Albach, aaO, 1961 (359 ff.); Sauermann/Selten, 
aaO, Heinen, aaO, 1962, insb. S. 65 ff . 
50 Vgl. Simon/Smithburg/Thompson, aaO, S. 488 ff.; Simon, aaO, 
1964, S. 11. Zu neueren Bemühungen um eine Annäherung, K o m -
bination und Wiederverschmelzung von Modellen des »satisfycing« 
bzw. »optimizing behavior« vgl. A. Charnes/W. W. Cooper, Deter-
ministic Equivalents for Optimizing and Satisficing under Chance 
Constraints. Operations Research 11 (1963), S. 18-39, und Roy Rad-
ner, Mathematical Specification of Goals for Decision Problems. 
In: Shelly II/Bryan, aaO, S. 211 ff . 
51 Dies Zugeständnis kann auch die F o r m einer sprachwidrigen Ab-
schwächung des Optimalprinzips zu irgendwelchen Kriterien anneh-
men, »durch die man die erstrebte Wahl unter den verschiedenen 
Alternativen zur Entscheidung bringt«; so Erich Kosiol, Model lana-
lyse als Grundlage unternehmerischer Entscheidungen. Zeitschrift 
fü r handelswissenschaftliche Forschung 13 (1961), S. 318-334 (323). 
So gelangt man allerdings in eine bedenkliche Nähe zum reinen De-
zisionismus, der eine Entscheidung f ü r richtig hält , wenn sie sich 
entscheiden läßt. 
52 Siehe zu diesem Begriff Charles Hitch, Sub-optimization in Ope-

115 



optimalen Lösungen wird durch »Nebenbedingungen« 
(constraints) der Entscheidungsmodelle abgesteckt 5 3 . Die-
se Nebenbedingungen erweisen sich mehr und mehr als 
die Hauptsache. Nur die Faszination durch den Gedanken 
einzig-richtiger Lösungen durch bestimmte Einzelentschei-
dungen steht dieser Einsicht noch im Wege. Tatsächlich 
sind denn auch die Nebenbedingungen der Modelle oft 
innerbetriebliche Abstimmungsvariablen, mit welchen dem 
nur suboptimalen Charakter der Modelle Rechnung getra-
gen werden kann; in seltenen Fällen handelt es sich um 
absolute, unmittelbar umweltdiktierte, z. B. technologische 
Konstanten. Auch die Nebenbedingungen sind also im Pla-
nungskontext variabel. Man kann sie »anziehen« und durch 
Drehen an dieser Schraube den Lösungsspielraum so ver-
kleinern, daß es schließlich fast gleichgültig wird, in wel-
rations Problems. Journal of the Operations Research Society 1 
(1953), S. 87-99; Charles Hitch/Roland McKean, Sub-optimization in 
Operations Problems. In: Joseph F. McCloskey/Florence N. Trefe-
then (Hrsg.), Operations Research for Management , Bd. I, Balt imore 
1954, S. 168-186. In der Sache findet man ihn implizit in jedem Ver-
such, Modelle optimalen En t sche iden zu konstruieren; denn immer 
müssen solche Modelle neben der Optimalität noch ihre Einpaß-
barkeit in den Gesamtzusammenhang des Betriebes im Auge be-
halten. 
53 Siehe dazu Erich Schneider, Bemerkungen zu einigen neueren 
Entwicklungen der Theorie der Unternehmung. Weltwirtschaftliches 
Archiv 83 (1959 II), S. 93-97; ferner etwa Gutenberg, aaO, 1962, 
S. 160 ff. ; Rudolf Giimbel, Nebenbedingungen und Varianten der Ge-
winnmaximierung. Zeitschrift fü r handelswissenschaftliche Forschung 
15 (1963), S. 12-21; ders., Die Bedeutung der Gewinnmaximierung 
als betriebswirtschaftliche Zielsetzung. Betriebswirtschaftliche For -
schung und Praxis 16 (1964), S. 71-81; Vernon E. Buck, A Model 
fo r Viewing an Organization as a System of Constraints. In: Ja-
mes D. Thompson (Hrsg.), Approaches to Organizational Design, 
Pittsburgh 1966, S. 103-172. Die Grundlagen dafür sind durch ge-
wisse Erweiterungen der mathematischen Methoden Uber die klas-
sische Differentialrechnung hinaus geschaffen worden. Als Darstel-
lungen der »linearen Programmierung«, die gerade diesen Punkt her-
vorheben, vgl. z. B. Robert Dorfman, Mathematical or »Linear« 
Programming. A Non-mathemat ica l Exposition. The American Eco-
nomic Review 43 (1953), S. 797-825, und sehr ähnlich: Waldemar 
Wittmann, Lineare Programmierung und traditionelle Produkt ions-
theorie. Zeitschrift f ü r handelswissenschaftliche Forschung 12 (1960), 
S. 1-17. 
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cher Richtung ein Ergebnis maximiert und wer dadurch 
begünstigt wird, da der wesentliche Verteilungsprozeß be-
reits bei der Definition des Rechenansatzes stattgefunden 
h a t 5 4 . 
Die Frage ist aber: nach welchen Verteilungskriterien und 
unter welchen Kriterien der Rationalität 5 5 ? Diese Frage 
könnte nur eine Systemtheorie beantworten, die in der Lage 
wäre, die zu lösenden Probleme und in bezug darauf die 
Bedingungen brauchbaren Entscheidens zu definieren. Was 
aber sind die Grundbegriffe dieser umfassenden Theorie? 
Eine Theorie des brauchbaren Entscheidens steht wie der 
Vorschlag von Myrdal in Gefahr, die Wertprämissen der 
Entscheidenden unbesehen als Prämissen der Theorie zu 
übernehmen; aber sie ist gegen eine solche Versuchung 
besser gerüstet. Ihr Kerngedanke liegt nicht im Wertbegriff, 
sondern im Begriff der »Brauchbarkeitsbedingungen« oder 
der »constraints« des Entscheidungsprozesses oder der 
»Entscheidungsstandards«. Diese können sozialpsycholo-

54 Deshalb ist es kein Wunder , daß der Anspruch, die Zielfunk-
tion der Unternehmung zu sein, heute von mehreren Variablen er-
hoben wird, die die jeweils anderen als Nebenbedingungen zulassen, 
und daß eine Einigung in dieser Diskussion sich nicht abzuzeichnen 
scheint. Vgl. als Überblick Walther Busse von Cölbe, Entwicklungs-
tendenzen in der Theorie der Unternehmung. Zeitschrift fü r Be-
triebswirtschaft 34 (1964), S. 615-627 (617 ff.). Unter diesen Umstän-
den scheint es konsequent zu sein, die Zwecke mit Buck, aaO, nur 
noch als eine bestimmte Art von »Constraints« neben anderen anzu-
sehen. 
55 Boulding, aaO, 1960, S. 17, stellt fast die gleiche Frage: Wel-
che Gleichungen sollen als Maximand und welche nur als beschrän-
kende Ungleichungen in die Rechnung eingehen? Oder noch schär-
fer Gross, aaO, 1964, S. 491 f.: Welcher der mehreren Systemzwecke 
solle maximiert und welche nur als Nebenbedingungen berücksichtigt 
werden? Vgl. ferner Robert Dorfman, Operat ions Research. Ame-
rican Economic Review 50 (1960), S. 575-623 (607 ff.); Simon, aaO, 
1964, S. 3 ff . ; Bidlingmaier, aaO, S. 83 f. Der Abstützpunkt dieser 
Frage, die Annahme einer »Mehrheit von Zwecken«, ist jedoch von 
der Zweckfunktion her gesehen eine nur negative Formulierung. 
Mehrhei t von Zwecken heißt insoweit Verlust der Zweckorientierung 
und gibt keinerlei Hinweis darauf , wie man sich unter dieser Be-
dingung verhalten soll. Wir werden dieses Thema weiter unten 
(S. 227 ff.) nochmals aufgreifen. 
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gisch als fluktuierendes, doch zeitweise stabiles »Anspruchs-
niveau« 5 6 interpretiert werden. Aber dieser Begriff be-
zeichnet nur eine Zwischenvariable. Er verweist letztlich 
auf eine Theorie des Handlungssystems, welche die Be-
dingungen expliziert, unter denen Anspruchsniveaus stabil 
sein können bzw. ihre Änderung eine Funktion erfüllen 
kann. Darin zeigt sich, daß die Modelle des brauchbaren 
Entscheidens im Grunde eine Systemtheorie, sei es eine 
Theorie der Persönlichkeit5 7 , sei es eine Theorie des Sozial-
systems, voraussetzen. Diese Theorie hätte die Bedingungen 
zu formulieren, unter welchen Entscheidungen als brauch-
bar gelten können. Als Systemtheorie kann sie dies durch 
Formulierung der Probleme, die ein System lösen muß, 
wenn es in einer unkontrollierbaren Umwelt fortbestehen 
will. Auch eine solche Formulierung hat zwar nur vorläu-
figen Wert. Wir werden im übernächsten Abschnitt auf 
ihre Problematik eingehen. Hier kommt es zunächst nur 
darauf an festzuhalten, daß die wirtschaftswissenschaftliche 
Theorie des rationalen Handelns an dieser Stelle sich von 

56 Dieser Begriff s tammt aus der Schule von Kur t Lewin. Er dürf -
te hier aus mehr als einem Grunde interessieren, zumal es sich im 
Grunde um einen Ersatz fü r den Zweckbegriff handelt . Als eine 
zusammenfassende Darstel lung vgl. Kurt Lewin/Tamara Dembo/ 
Leon Festinger/Pauline S. Sears, Level of Aspiration. In: J. McV. 
Hunt (Hrsg.), Personality and the Behavior Disorders, New York 
1944, Bd. I, S. 333-378. Als eine neuere Arbeit , die Einblicke in 
den heutigen Stand der Diskussion vermittelt, siehe Heinz Heck-
hausen, H o f f n u n g und Furcht in der Leistungsmotivation, Meisen-
heim am Glan 1963, und als Studien mit Auswertung fü r die Ent-
scheidungstheorie: George Katona, Rational Behavior and Economic 
Behavior. Psychological Review 60 (1953), S. 307-318 (315 f.); ders., 
aaO, 1960, S. 108 ff . ; Andrew C. Stedry, Budget Control and Cost 
Behavior, Englewood Cliffs/N. J. 1960; S. Siegel, Level of Aspira-
tion and Decision Making. Psychological Review 64 (1957), S. 253-
262; William H. Starbuck, Level of Aspirat ion Theory and Econo-
mic Behavior. Behavioral Science 8 (1963), S. 128-136, sowie zahl-
reiche Bezugnahmen in der oben (Anm. 49) angeführten Literatur . 
57 Siehe als Beispiel die Verwendung des Anspruchsniveau-Begriffs 
in einer individualpsychologischen Theorie des Lernens bei Harold 
J. Leavitt, Managerial Psychology. An Int roduct ion to Individuais, 
Pairs, and Groups in Organization, Chicago 1962, S. 75 f f . 
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psychologischen oder soziologischen Systemtheorien ab-
hängig machen muß 5 8 . 
Eine zweite Überlegungsreihe kann diesen Nachweis unter-
mauern. Die Modelle des nur brauchbaren Entscheidens 
geben das Ideal der einzig-richtigen Entscheidung auf. Sie 
erkennen an, daß es mehrere richtige Lösungen eines Pro-
blems geben kann 5 9 . Das hat man zunächst als Voraus-
setzung einer realistisch-praktikablen Entscheidungstechnik 
formuliert: Es genüge, wenn man beim Überlegen auf eine 
der richtigen Entscheidungen stoße: dann könne man sich 
mit der »ersten besten« Lösung begnügen, oder sonstige 
opportunistische bzw. adaptive Entscheidungskriterien ver-
wenden 6 0 . Das läuft auf einen mehrstufigen Prozeß der 
Reduktion von Komplexität und Unbestimmtheit hinaus, 
58 Zur soziologischen Interpretat ion der »Zwecke« (im breiten Sinne 
von Brauchbarkeitsbedingungen) als »functional requisites« eines So-
zialsystems vgl. einige Bemerkungen bei Simon, aaO, 1964, S. 20. 
Was fehlt, ist nur noch eine Klärung der Frage, welchen Sinn es 
fü r ein System haben könnte, seine Bestandsbedingungen als Zwecke 
zu formulieren. Siehe auch den nahestehenden Vorschlag von Cro-
zier, aaO, S. 211 ff. , 369 f., das ökonomische Prinzip des »one best 
way« abzulösen durch eine Theorie, die mit soziologischen Bezugs-
begriffen arbeitet - bei Crozier eine etwas eng gefaßte Machttheorie 
(siehe meine Rezension in: Der Staat 4 (1965), S. 238-241). 
Von der herrschenden, opt imum-orient ier ten wirtschaftswissenschaft-
lichen Theorie aus gesehen, besteht dagegen eine unüberbrückbare 
Kluf t zwischen wirtschaftswissenschaftlicher Rationalorientierung und 
soziologischer Bestandsorientierung. Fü r eine Formulierung dieser 
Auffassung vgl. Clark Kerr/Lloyd H. Fisher, Plant Sociology. The 
Elite and the Aborigines. In: Mirra Komarovsky (Hrsg.), C o m m o n 
Front iers of the Social Science, Glencoe/Ill . 1957, S. 281-309 (281 
f.). Allgemein vgl. auch Hans Albert, Marktsoziologie und Entschei-
dungslogik. Objektbereich und Problemstellung der theoretischen 
Nat ionalökonomie. Zeitschrift fü r die gesamte Staatswissenschaft 
114 (1958), S. 269-296. 
59 Auch in der neuerdings verbreiteten Auffassung des Entschei-
dens als »Problemlösung« steckt im übrigen ein verdeckter Hinweis 
auf Systeme, denn Probleme entstehen nur in Systemen, die sich 
trotz »schwieriger« Umweltbedingungen zu erhalten suchen. 
60 Auf diese Mehrstufigkeit weist auch Gutenberg, aaO, 1962, S. 97 
hin. Vgl. auch Margolis, aaO, S. 191; Krüsselberg, aaO, S. 118 ferner 
Gäfgen, aaO, S. 240 ff. , der die Theorie des erwünschten Entschei-
dungsniveaus aus diesem Grunde f ü r normativ hält. Sie ist aber 
nur ergänzungsbedürft ig. 
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der arbeitsteilig entsprechend aufgeteilt werden kann, so 
daß für die einzelnen Entscheidungsbereiche in einer Orga-
nisation verschiedenartige Kriterien gelten können. Eine 
Stufe des Überlegens bzw. Teilentscheidens entlastet dann 
die andere. 
Dieser Gedanke, daß die Festlegung eines erwünschten 
Entscheidungsniveaus durch Brauchbarkeitsbedingungen die 
Entscheidung nicht eindeutig determiniere, sondern nur ge-
wisse Prämissen für sie fixiere, hat noch andere Seiten. 
Er trifft zugleich einen wesentlichen Aspekt der funktio-
nalen Systemanalyse6 1 , daß sie als Analyse nie zu einer 
eindeutigen Entscheidungsdetermination führen kann, da 
Funktionen keine Ursachen, sondern nur Gesichtspunkte 
für die Beurteilung der Äquivalenz verschiedener Problem-
lösungen sind 6 2 . Von einer Theorie umweltoffener Systeme 
aus, die ihre Probleme und Problemlösungen mit den Mit-
teln der funktionalen Methode expliziert, müßte man also 
geradezu Entscheidungsmodelle fordern, die sich auf die 
Vorgabe von Brauchbarkeitsbedingungen beschränken. 
Optimalmodelle sind eben deshalb, weil sie nur einzig-
richtige und keine funktional äquivalenten Lösungen ken-
nen, keine mögliche funktionale Theorie. 
Diese Beschränkung ist auch ein wichtiges Erfordernis der 
strukturellen Elastizität von Systemen. Systemstrukturen 

61 Die funkt ionale Methode wird ebenso wie die Modelle brauch-
baren Entscheidens deshalb nicht selten kritisiert, weil sie keine ein-
deutigen Vorhersagen und Erklärungen leisten könne - so z. B. von 
Carl G. Hempel, The Logic of Funct ional Analysis. In: Llewellyn 
Gross (Hrsg.), Symposium on Sociological Theory, Evanston/Il l .-
White Plains/N. Y. 1959, S. 271-307 (284 ff.) oder von Robert 
Brown, Explanat ion in Social Science, London 1963, S. 109 ff . 
62 Vgl. Luhmann, aaO, 1962 a, ders., aaO, 1964 d. Diese Interpreta-
tion der funkt ionalen Analyse als vergleichende Methode vermag 
ihrerseits im übrigen die Bedeutung des »Anspruchsniveaus« als 
Zwischenvariable zu beleuchten; denn auch f ü r Anspruchsniveaus 
ist es bezeichnend, daß sie im Wege des Vergleichs fixiert werden. 
Siehe dazu Albert S. Dreyer, Aspiration Behavior as Influenced by 
Expectat ion and Group Comparison. H u m a n Relations 7 (1954), 
S. 175-190, und Leon Festinger, A Theory of Social Comparison 
Processes. H u m a n Relations 7 (1954), S. 117-140. 
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müssen, sollen sie in einer unkontrollierbar veränderlichen 
Umwelt identisch gehalten werden, aus Entscheidungsprä-
missen bestehen, die mehrere verschiedene Anwendungen 
erlauben, die also lediglich Variationsgrenzen für das kon-
krete Verhalten bezeichnen6 3 . Das Verkennen dieser not-
wendigen Indifferenz der Systemstruktur ist besonders be-
zeichnend für die Anfänge der Bewegung des »scientific 
management«: Die Frage nach Optimallösungen trieb hier 
zur Regulierung und Standardisierung bis ins Letzte, weil 
man für alle Probleme die einzig-richtige Lösung suchte6 4 . 
Auch heute wird noch weithin verkannt, daß Optimalprin-
zip und Arbeitsteilung sich direkt widersprechen, weil das 
Optimalprinzip Prüfung und Vergleich aller Konsequenzen 
aller Alternativen erfordert und diese Entscheidungs-
leistung, soweit die Möglichkeiten untereinander wertmäßig 
oder kausal wechselbezogen sind, nur an einer Stelle, also 
nur ungeteilt, erfolgen kann 6 5 . Und weiter sieht man an 
dieser Stelle, daß die klassische Organisationslehre auch 
deshalb das Verhältnis von Struktur und Prozeß nicht ange-
messen erfassen konnte, sondern sich zu einer strikten 

63 Nach einer t reffenden Formulierung, die sich bei Johnson u. a., 
aaO, S. 70 f. findet, ist die Anerkennung eines organisationsinternen 
Variationsspielraums erzwungen durch die Unmöglicheit, alle 
externen Variationen genau vorherzusehen. M a n könnte auch sagen, 
daß Systeme in einer sehr komplexen Umwelt nur durch interne 
Freiheiten existieren können. Vgl. auch Fred E. Katz, Autonomy 
and Organization, New York 1968. 
64 So in einer kritischen Erör terung des Taylorismus auch William 
F. Whyte u. a., Lohn und Leistung, dt. Übers., Köln-Opladen 1958, 
S. 13. 
65 Die Gründe fü r dieses Verkennen sind unter anderem: (1) die 
nur »prinzipienmäßige«, also unpräzise, Verwendung des Optimie-
rungs- und des Arbeitsteilungsgedankens; (2) die Ausklammerung 
von Organisationsfragen aus der Betriebswirtschaftslehre (s. oben S. 
64 ff.); (3) die statische, kästchenmäßige Behandlung von Arbeitstei-
lungsfragen ohne Rücksicht darauf, daß aufeinander angewiesene 
Entscheidungen stets nacheinander erfolgen müssen, also nicht, wie 
eine Optimallösung es erfordern würde, sich wechselseitig zur 
Kenntnis nehmen können (s. unten S. 278 ff.); und damit zusammen-
hängend (4) das Fehlen einer ausgearbeiteten Theorie der Arbeits-
teilung des Entscheidungsprozesses. 
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Trennung zweier »Perspektiven« (Aufbau und Ablauf) 6 6 

entschließen mußte, weil sie sich in der Entscheidungs-
theorie auf Optimalmodelle festgelegt hat te 6 7 . Ein Opti-
mum ist nämlich immer ein Optimum, gleich unter welcher 
Organisationsstruktur die Entscheidung erarbeitet wird; 
nur wenn man die Rationalität in brauchbaren Problem-
lösungen sucht, kann man die Bedeutung der Organisations-
struktur für die Rationalisierung des Entscheidungspro-
zesses studieren, weil dann die Struktur die Problemfassung 
ebenso wie die Möglichkeit geeigneter Lösungen und die 
Art, wie man auf eine der geeigneten Lösungen stößt, be-
einflußt 6 8 . 
Ferner finden wir in der Theorie des brauchbaren Ent-
scheiden wichtige Beziehungen zur kybernetischen System-
theorie, auf deren Beitrag zur Lösung des Zweckproblems 
wir ebenfalls noch ausführlicher zurückkommen müssen. 
Die Zwischenvariable des »Anspruchsniveaus« dient, in der 
Sprache der Kybernetik gesprochen, als »Stufenfunk-
t ion« 6 9 . Sie ermöglicht es dem System, wenn es bei einem 
gegebenen Anspruchsniveau brauchbare Lösungen nicht 
(oder nur unter unzumutbarem Zeitaufwand) finden kann, 
durch Umschaltung, nämlich durch Herabsetzen des An-
spruchsniveaus, in ein anderes Feld von Lösungsmöglich-

66 Vgl. dazu oben S. 64 f f . 
67 So auch Albach, aaO, 1959, und 11 einen, aaO, 1962, S. 65 ff . 
68 Diese Sätze müssen vorsichtig gelesen werden. Es gibt natürlich 
umfangreiche Forschung über den Einfluß von Strukturen auf das 
faktische Verhalten; anders läßt sich der Strukturbegriff in empiri-
schen Wissenschaften ja gar nicht behandeln. Vgl. dazu allgemein: 
Peter M. Blau, Structural Effects . American Sociological Review 25 
(1960), S. 178-193. Was fehlt, ist die Auswertung dieser Forschung 
f ü r Probleme der Richtigkeit des Entscheiden. Beispiele hierfür : 
Richard M. Cyert/James G. March, Organizational Structure and 
Pricing Behavior. The American Economic Review 45 (1955), 
S. 129-139; dies., Organizational Factors in the Theory of Oligopoly. 
The Quarterly Journal of Economics 70 (1956), S. 44-64. 
69 Vgl. zu diesem Begriff W. Ross Ashby, Design for a Brain, Lon-
don 1952, 2. Druck 1954, S. 80 ff . und passim; Wolfgang Wieser, 
Organismen, Strukturen, Maschinen. Zu einer Lehre vom Organis-
mus, F rank fu r t 1959, S. 52 ff . 
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keiten überzugehen und dort nach »leichteren« brauchbaren 
Entscheidungen zu suchen; oder umgekehrt, wenn eine 
Überfülle geeigneter Lösungen sich aufdrängt, das An-
spruchsniveau zu erhöhen, um sich auf diese Weise das 
Entscheiden durch Reduktion der Möglichkeiten zu erleich-
tern 7 0 . Die Theorie des brauchbaren Entscheidens eröffnet 
mithin einen Zugang zu Problemen der Anpassung und 
des Lernens, wie jedes umweltoffene System sie lösen muß, 
während die Theorie optimalen Entscheidens für Umwelt-
beziehungen nur Fiktionen und vereinfachende Annahmen 
bereithält, also im Grunde nicht auf die Ebene der System-
steuerung übertragen werden kann. 
Die Änderung des Anspruchsniveaus ist aber nicht der ein-
zige Anpassungsmechanismus, den die Theorie des brauch-
baren Entscheidens berücksichtigen kann. Gleich wichtig ist 
ein zweiter Vorgang, den wir - und das führt wieder in 
die Soziologie - als Anpassung durch latente Funktionen 
bezeichnen können 7 1 . Er steckt in dem, was die Theorie 
als unschädliche Entscheidungserleichterungen darstellt. 

70 Zu diesem Vorgang der Änderung des Anspruchsniveaus gibt es 
eine umfangreiche experimentelle Forschung, die über die oben 
Anm. 56 und Anm. 62 zitierte Literatur zugänglich ist. Psychologisch 
ist die Eignung des Anspruchsniveaus als Stufenfunktion, also das 
umweltabhängige Fluktuieren mit stabilen Intervallen, dadurch zu 
erklären, daß es sich um eine Erwartung handelt , die in gewissem 
Umfange kontrafaktisch (normativ) stabilisiert ist, also nicht bei jeder 
Ent täuschung aufgegeben wird (wie das bei »absoluten« Erwartungen 
der Fall wäre), t rotzdem sich aber bei laufend wiederholten Ent-
täuschungen auf die Tatsachen einstellt. In Organisationen wird das-
selbe Prinzip durch »Formalisierung« von Verhaltenserwartungen 
verwirklicht, die dann »amtlich« gelten solange, bis sie durch eine 
höhere Instanz abgeändert werden. 
71 Siehe grundsätzlich Howard S. Becker/Blanche Geer, Latent Cul-
ture. A Note on the Theory of Latent Social Roles. Administrative 
Science Quarterly 5 (1960), S. 304-313, und als viel zitierte Einzelun-
tersuchung: Alvin W. Gouldner, Cosmopoli tans and Locals. To-
ward an Analysis of Latent Social Roles. Administrative Science 
Quarterly 2 (1957-58), S. 281-306, 444-480. Auf eine weitere exempla-
rische Einzelfallstudie (Burton R. Clark, The Open Door College. 
A Case Study, New York -Toron to -London 1960) kommen wir wei-
ter unten zurück; vgl. S. 219/20 und S. 247/8. 
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Wenn und soweit es mehrere brauchbare Lösungen gibt, 
kann man ohne Schaden diejenigen auswählen, die dem 
Status quo am nächsten kommen, also am ungefährlichsten 
sind; die von mächtigen Personen oder Gruppen bevorzugt 
werden; über die auf Grund von laufend vorhandenen 
Informationen ohne weitere Ermittlungen entschieden wer-
den kann; die von anderen auch mit Erfolg praktiziert 
worden sind; die am meisten Aussicht auf Konsens haben; 
die bestimmten wichtigen, aber nicht verbalisierbaren oder 
nicht begründbaren Interessen entgegenkommen 7 2 . Mit 
dieser Einsicht wird dem Umstand Rechnung getragen, daß 
nicht alle Bestandsbedingungen zu offiziellen Entschei-
dungskriterien formalisiert werden können, daß gewisse Er-
fordernisse vielmehr latent bleiben und stillschweigend, 
wenn nicht unbewußt, erfüllt werden müssen, weil sie mit 
der Selbstdarstellung des Systems und den amtlich aner-
kannten Verhaltenserwartungen nicht in Einklang zu 
bringen sind 7 3 . 
Vieles spricht demnach für die Auffassung - und sie ist 
besonders in der amerikanischen »theory of the firm« im 
Vordringen begriffen - daß Bestandsformel und Zweck-
formel irgendwie kombiniert werden müssen. Die »Er-
haltung des Systembestandes« vermag zwar kein defini-
tives Entscheidungskriterium abzugeben. Dazu läßt sie zu 
viele Möglichkeiten offen und wird häufig auch das An-
spruchsniveau des Entscheidenden nicht ausschöpfen. An-
dererseits gibt es keine für das ganze System repräsentative, 
optimierungsfähige Zweckformel. So bietet sich der Ausweg 

72 Einige dieser Gesichtspunkte finden sich bei Cyert/Feigenbaum/ 
March, aaO, S. 83; vgl. auch Charles E. Lindblom, The Science 
of »Muddling Through«. Public Administrat ion Review 19 (1959), 
S. 79-88; Margolis, aaO, S. 191; Luhmann, aaO, 1960, S. 108 ff . 
73 Vgl. Luhmann, aaO, 1964 a, passim, besonders S. 370 f. In der 
Logistik erscheint derselbe Gedanke als Unvermeidlichkeit formal un-
entscheidbarer Sätze, in der Kybernetik als Schranke der Selbstre-
flexion. Dazu siehe auch Gotthard Günther, Das Bewußtsein der 
Maschinen. Eine Metaphysik der Kybernetik, 2. Aufl . Krefeld-
Baden-Baden 1963. 
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an, das Bestandsprinzip als limitierende Grundbedingung 
der Brauchbarkeit allen Entscheidens im System zu ver-
wenden und in Form von Nebenbedingungen in die Ein-
zelmodelle des zweckmäßigen bzw. suboptimalen Entschei-
dens einzuzeichnen. Optimieren wäre daraufhin als eine 
besondere Entscheidungstechnik erkennbar, die man nur 
in engen Grenzen und nur auf der Basis eines komplex 
abgesicherten Systembestandes und nur nach Programmie-
rung engerer Entscheidungsbedingungen anwenden kann, 
und deren Wertrichtung - ob man die Zufriedenheit der 
Arbeiter, den Profit des Eigentümers, den Sachbedarf des 
Leistungsabnehmers oder was sonst optimiert - eine Ver-
fügung über den nicht bestandsnotwendigen Mehrwert im-
pliziert. Eine solche mehrstufige Konzeption des Verhält-
nisses von Bestandsprinzip und Zweckprinzip dürfte die 
bisher reifste Form der Darstellung des Verhältnisses dieser 
beiden problematischen Grundprinzipien sein. Auch die so-
ziologische Theorie, die doch sehr viel stärker als die Wirt-
schaftswissenschaften mit der Bestandsformel gearbeitet 
ha t 7 4 , ist, wie wir noch sehen werden 7 5 , darüber nicht 
hinausgekommen. 
Dieser Hintergrund der neueren betriebswirtschaftlichen 
Theorieentwicklung und die Reichweite ihres Potentials an 
Beziehungen mußten in aller Kürze abgeleuchtet werden, 
damit die Wandlung der Einstellung zum Zweckproblem 
- und sie ist das entscheidend Neue - erkennbar wird. 
Das klassische Optimalprinzip ist eine Annex des unkriti-
schen Zweckdenkens geblieben. Die Begriffe der Brauch-
barkeitsbedingungen und des Anspruchsniveaus und die 
hinter ihnen stehende Systemtheorie ermöglichen dagegen 
74 Obwohl ein solches Gefälle vorliegt, wäre es jedoch verkehrt , 
mit Kerr/Fisher, aaO, S. 281 f., den Unterschied von Wirtschafts-
wissenschaften und Soziologie als Gegensatz von Rationalorientie-
rung und Bestandsorientierung zu kennzeichnen. Ähnliche Ver-
zeichnungen bei Sheldon S. Wolin, Politics and Vision. Continuity 
and Innovation in Western Political Thought , Boston-Toronto 1960, 
S. 402 ff . 
75 Vgl. den 4. Abschnitt dieses Kapitels. 
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den Aufbau einer Organisationswissenschaft, die begrifflich 
zunächst vom Zweck/Mittel-Schema und vom Wertbegriff 
unabhängig ist. Der Zweckbegriff wird auf diese Weise 
aus dem grundbegrifflichen Bezugsrahmen der wissen-
schaftlichen Analyse eliminiert. Er wird als nicht weiter 
definierbarer Grundbegriff entthront, um Gegenstand der 
Forschung werden zu können. Er bezeichnet nun eine Va-
riable, die durch eine spezifische Funktion definiert ist. 
Daß menschliche Zwecke faktisch veränderlich sind, hat 
man natürlich immer gewußt. Für die empirische Wissen-
schaft vom menschlichen Handeln ist dies eine Selbstver-
ständlichkeit, die auch dann gilt, wenn sie keine besondere 
Aufmerksamkeit findet. Neu ist dagegen, daß auch die nor-
mativen und die rationalen Wissenschaften, die das Han-
deln auf seine Richtigkeit hin prüfen, sich von Zweck-
setzungen unabhängig zu machen beginnen. Auch sie müs-
sen lernen, den Zweckbegriff wie alle anderen Entschei-
dungsprämissen als Variable zum Thema zu machen, weil 
auch Zweckänderungen normiert und rationalisiert werden 
müssen 7 6 . 
Die Entthronung des Zweckbegriffs darf keinesfalls so ver-
standen werden, daß er als Begriff entbehrt werden könne, 
daß es die durch ihn bezeichnete Vorstellungsform gar nicht 
gebe oder daß sie wissenschaftlich uninteressant sei 7 7 . Im 
76 Die Bedeutung dieses Neuarrangements der Begriffe läßt sich 
ahnen, wenn man bedenkt, daß die abendländische Tradition bis auf 
Kierkegaard sich rationale Wahl nur als Wahl von Mitteln f ü r einen 
Zweck (im Sinne der aristotelischen Prohairesis) vorstellen konnte; 
daß sie, mit anderen Worten, den Bereich der Handlungsrationalität 
nur durch Generalisierung - und also Verundeutlichung - der 
Zwecke ausweiten konnte. Ja, ob Kierkegaard und seine Nachfolger 
sich eine andersartige Wahl, nämlich die existentielle Selbst-Wahl, 
als Wahl wirklich vorstellen konnten, muß offenbleiben. Jedenfalls 
steht der Existentialismus darin im Banne der Tradit ion, daß 
er gar nicht den Versuch macht, diese Grund-Wahl als Redukt ion 
der Unendlichkeit von Möglichkeiten zu rationalisieren. 
77 Solche Versuche, das Zweck/Mittel-Schema wegen seiner Pro-
blematik ganz aus der Organisationswissenschaft auszubooten, gibt 
es zwar, aber sie sind, abgesehen von der mathematisch-statistischen 
Entscheidungstheorie (dazu Kap. 1, Anm. 38), vereinzelt geblieben. 
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Gegenteil: Es handelt sich nur um eine Statusänderung 
des Begriffs, vielleicht um einen Verzicht auf absolute 
Herrschaft zugunsten einer wirklichen Machtposition in 
Kommunikation mit anderen Begriffen 7 8 . 
Mindestens in drei Hinsichten gewinnt der Zweckbegriff 
als Unterbegriff einer Theorie des brauchbaren Entschei-
dens neue, fruchtbare Wirkungsmöglichkeiten: Man kann 
(1) die Frage stellen, welchen Sinn es hat, Brauchbarkeits-
bedingungen als Zwecke zu formulieren. Was ändert sich 
damit im Verhältnis zu anderen Systemvariablen? Was 
wird damit gewonnen? Man kann (2) untersuchen, wie 
Zwecke faktisch gesetzt und geändert werden. Zwecke sind 
in dieser Theorie nicht nur als Prämissen, sondern auch 
als Produkt von Entscheidungsprozessen darstellbar 7 9 (und 
beides nicht ohne Bezug aufeinander). Im Hinblick darauf 
erhellt, welche Bedeutung die strukturelle Differenzierung 
von Systemen der Entscheidungsfertigung besitzt, durch die 
sichergestellt wird, daß der Zweck nicht in demselben Ent-
scheidungsgang erzeugt wird, den er strukturieren soll, son-
dern vorher, oder allgemeiner, von einem Vormann in der 
Entscheidungskette oder von einer höheren Instanz; daß 
also Zwecke Entscheidungsprozesse strukturieren können, 
obwohl sie ihrerseits durch Entscheidungsprozesse geschaf-
fen werden und geändert werden können. Und (3) kann 
der Zweck als Programmform im Vergleich mit anderen 

Als Beispiel siehe Thompson/Tuden, aaO, S. 195-216, ferner eine 
f rühe Äußerung von Herbert A. Simon in einer Rezension: The 
American Journal of Sociology 50 (1945), S. 559 f. (Den Hinweis 
verdanke ich Storing, aaO, S. 73 f., wo sich auch eine kritische Er -
ör terung dieser Frage findet.) Zur Kritik entsprechender Allergien 
gegen den Zweckbegriff im Positivismus des 19. Jahrhunder ts vgl. 
Sigwart, aaO, 1889, S. 24-67. 
78 Auch Amitai Etzioni, Two Approaches to Organizational Ana-
lysis. A Crit ique and a Suggestion. Administrative Science Quarterly 
5 (1960), S. 257-278 (261 Anm. 16) unterscheidet in diesem Sinne 
zwischen »Zweckbegriff« und »Zweckmodell« als Organisations-
theorie. 
79 In diesem Sinne auch Leibenstein, aaO, S. 154. 
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Möglichkeiten der Programmierung untersucht werden 8 0 : 
Wann, warum, unter welchen Umweltbedingungen ist es 
für ein System rational, diese Programmform zu bevorzu-
gen, und wann andere? Diese Hinweise sind als Fragen 
formuliert, weil so gut wie keine Forschung vorliegt, die 
solche Perspektiven anwendet. Für die Beurteilung der 
neueren Theorieentwicklung und für die Zwecke dieses Ka-
pitels ist aber schon viel mit der Feststellung gewon-
nen, daß die wirtschaftswissenschaftliche Entscheidungs-
theorie einen Standpunkt erreicht hat, von dem aus diese 
Fragen vorgetragen werden können. 

3. Theorien der Beitragsmotivation 

Der Rechtsstaat will die Zweckfunktion ihrer Gefährlichkeit 
wegen gleichsam von außen einschränken. Die Betriebswirt-
schaftslehre hat die inhärente Problematik des Zweck-
denkens vor Augen und strebt auf Grund dieser Erkenntnis 
zu komplexeren Modellen rationalen Entscheidens. Eine 
kritische Einstellung zur einfachen Zweckorientierung ist 
beiden Ansätzen gemeinsam, man kann sagen: ihr tragen-
der Impuls. Eine dritte Richtung der Gedankenentwicklung, 
das Entstehen besonderer Motivationstheorien, beleuchtet 
- wiederum einseitig - einen anderen Aspekt des Zweck-
problems und mag daher dazu beitragen, unsere Unter-
suchung zu einem komplexen, möglichst umfassenden Ver-
ständnis des Themas fortzuführen. 
Auch hier erscheint die geschichtliche Problementfaltung 
als ein Vorgang der Differenzierung und der funktionalen 
Spezifikation, der die Zweckrationalität erfaßt und, zu-
nächst unbemerkt, ihren Sinn ändert. Die Motivationspro-
bleme werden aus dem Zweckdenken herausoperiert, wer-
den in ihrer Problematik und ihren besonderen Lösungs-

80 Diese Fragestellung hatten wir im vorigen Abschnitt, bei der Er -
örterung des Gegensatzes von Zweckprogrammen und kondit ionalen 
Programmen, bereits vorausgesetzt. 

128 



techniken verselbständigt. Wie man andere motiviert, kann 
man heute lernen ohne Rücksicht darauf, wozu man moti-
viert. 
Ursprünglich hatte man im Zweckbegriff das Handelnsmo-
tiv mitgedacht. Der Zweck in diesem weiten Sinne sollte 
nicht nur eine Auswahl von Mitteln anleiten; er zog, so 
dachte man, als Ursache eigener Art das Handeln gleichsam 
an. Wahlfunktion und Motivfunktion waren verschmolzen, 
was voraussetzt, daß beide Funktionen auf die gleiche 
Weise und nur zusammen rationalisiert werden können. 
Diese Voraussetzung wurde nicht expliziert, denn das hätte 
ihre Fragwürdigkeit an den Tag gebracht. Sie war mit der 
teleologischen Handlungsauslegung gegeben. So stark und 
selbstverständlich war die Gleichsetzung von Zweck und 
Motiv, daß selbst die großen Streitfragen der Schulphiloso-
phie sie nicht zu sprengen vermochten. Deren Ausgangs-
punkt war vielmehr, daß der Mensch stets um seiner 
Zwecke willen handele. Die Frage nach seinen Motiven 
konnte daher nur auf diesem Boden und nur in der Form 
gestellt werden, daß umstritten blieb, ob er böse Zwecke 
kraft eigenen Willens setzen könne, oder ob im Zweck 
das Gute inhärent sei, so daß er allenfalls irrig sein Han-
deln an vermeintlich guten Zwecken ausrichten und das 
Böse »praeter intentionem« herbeiführen könne. Die Un-
entscheidbarkeit dieser scholastischen Kontroverse läßt 
einen Fehler in ihrem Fundament ahnen. 
Unter dem Einfluß der neuzeitlich-empirischen Wissen-
schaften besteht heute einmal die Tendenz, die ethische 
Dimension als Sozialdimensionen zu säkularisieren und, wo 
möglich, auf Konsensprobleme zu reduzieren. Damit wird 
die Frage aktuell, für welche Themen man sich um 
Konsens bemühen solle. Zum anderen - und im Zusam-
menhang damit - werden die faktischen Motivationsvor-
gänge in ihrer wirklichen Komplexität und ihrer Systembe-
dingtheit aufgedeckt, und dabei erhellt, daß der Zweckbe-
griff eine viel zu einfache Formel für wirkliche Motiva-
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tionsstrukturen ist 8 1 . Im Durchleuchten dieser Strukturen 
wird zugleich das Gelände ermittelt, in dem Konsens herge-
stellt werden kann, mitsamt seinen Hindernissen, seinen 
Bewegungsschwierigkeiten und seinen Chancen für mani-
pulative Strategien. Nimmt man noch hinzu, daß der 
Zweckbegriff auch in seiner Rationalfunktion (und nicht 
nur als Konsensthema) problematisch und kompliziert ge-
worden ist, dann ergibt sich ein höchst unübersichtliches 
Bild. Die heutige Organisationswissenschaft ist denn auch, 
obwohl sie seit den 20er Jahren Motivationsprobleme mit 
größter Intensität nach einfallsreichen Leithypothesen er-
forscht, von klaren, abschließenden Vorstellungen weit ent-
fernt. Manches deutet darauf hin, daß sie die Komplexität 
der Möglichkeiten reduzieren und ihr Forschungsfeld besser 
strukturieren könnte, wenn sie zwischen der Rationalisie-
rung des Handelns nach Maßgabe von Systemzwecken und 
der Motivbeschaffung grundsätzlich unterschiede. 
Die klassische Organisationslehre war im Grunde noch von 
der Einheit von Zweck und Motiv ausgegangen, obwohl 

81 Zur grundsätzlichen Trennung von Motiv und Zweck vgl. Arnold 
Gehlen, Probleme einer soziologischen Handlungslehre. In: Carl 
Brinkmann (Hrsg.), Soziologie und Leben. Die soziologische Dimen-
sion der Fachwissenschaften, Tübingen 1952, S. 28-62; ders.: U r -
mensch und Spätkultur . Philosophische Ergebnisse und Aussagen, 
Bonn 1956, S. 35 ff . und passim. Gehlen geht von der Ursprünglich-
keit der Zweckmotivation aus und sieht die Abtrennung des Motivs 
vom Zweck als sekundären Vorgang, der Handlungen und Institu-
tionen unabhängig von ihrem Zweck zu stabilisieren vermag. Der 
Zweck wird dann nur noch um seiner latenten Funkt ionen willen 
for tgeführ t . Als Anwendung dieses Gedankens auf ein Thema der 
Organisationssoziologie vgl. Johann Jürgen Rohde, Soziologie des 
Krankenhauses . Zur Einführung in die Soziologie der Medizin, 
Stuttgart 1962, S. 172 ff . Die Ausgangsthese, daß Motive zunächst 
Zweckform haben, scheint jedoch mehr durch die philosophische 
Tradit ion als durch empirische Forschung diktiert zu sein. Zuweilen 
bricht dieser Gedanke einer Trennung von Motiv und Zweck in selt-
samer Verkleidung hervor, so z. B. bei Stedry, aaO, in der F o r m 
einer Budget-Theorie und als These, daß die Funkt ion des Budgets 
als »Kontrolle«, die Anspruchsniveaus und Leistungen (also Motiva-
tion) beeinflussen, zu t rennen sei von der Funkt ion als zweckra-
tionale Planung. 
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sie selbstverständlich sah, daß der Organisationszweck und 
seine Mittel (Teilzwecke) nicht von selbst und auch nicht 
im Wege moralischer Postulierung zu Handlungszwecken 
der Individuen wurden, sondern daß sie gegen teures Geld 
dazu gemacht werden mußten. In die Motivationsstruktur 
des Einzelnen muß eingegriffen werden mit einem Akt 
künstlicher Folgenverkoppelung (Bezahlung), durch den für 
den Einzelnen ein Handeln zugunsten der Organisations-
zwecke attraktiv gemacht werden kann. Die Mängel solcher 
Fremdmotivation, vor allem ihre UnZuverlässigkeit, sollten 
durch laufende Aufsicht über das Handeln kompensiert 
werden. Auch insofern setzt die klassische Organisations-
lehre die hierarchische Struktur an die Seite der Zweck/ 
Mittel-Ordnung. 
Gegen diese einleuchtend einfachen Vorstellungen hat man 
seit den 20er Jahren rebelliert - zuweilen mit stürmischer 
Entrüstung, an verschiedenen Stellen, oft nur an Sympto-
men oder Folgeproblemen ansetzend, und zumeist ohne 
Übersicht über die grundbegrifflichen Probleme, die damit 
angeschnitten waren, so daß die Rebellion permanent ge-
worden ist, ohne daß sie einer Ersatztheorie, geschweige 
denn einer anderen Praxis hätte in den Sattel helfen kön-
nen. Auch heute noch gilt es als Ziel einer sich human 
verstehenden Organisationsbewegung, den arbeitenden Mit-
gliedern die Organisationsziele nahezubringen und sie 
ihnen mit kollegialem Druck in die Seele zu prägen, damit 
sie dort automatisch ein Höchstleistungsverhalten auslösen. 
Die zahlreichen Methoden der nichtfinanziellen Anreize, 
der Entspezialisierung (job enlargement) und der Delega-
tion von Verantwortung, der Gruppenpflege, des verständ-
nisvollen, »psychiatrischen« Führungsstils und des Teilneh-
menlassens haben zu einem breiteren Zugriff auf die Mo-
tivlage des arbeitenden Menschen geführ t 8 2 . In ihnen hat 

82 Im einzelnen kann man natürlich zahlreiche Unterschiede, ja Di-
vergenzen feststellen, vor allem in der reichhaltigen amerikanischen 
Literatur. So führ t die sogenannte »human relations« Bewegung weit 
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sich eine vielseitige Motivationstechnik entfaltet, die zu zu-
nehmend realistischeren Sachverhalteinschätzungen vor-
dringt. Insofern ist ein bleibender Gewinn erreicht. Die 
Problemsicht dieser Motivationstheorien ist jedoch unvoll-
ständig geblieben, weil sie als Bezugsobjekt ihrer Be-
mühungen um »gute« Motivation noch weithin die formal 
gesetzten Organisationszwecke akzeptieren, so wie die klas-
sische Organisationslehre sie darstellt. So kommt die »hu-
man relations« Bewegung in Gefahr, einer utopischen Har-
monie von Organisationszweck und Individualmotiv nach-
zujagen; und fast alle Techniken, die sie empfiehlt, setzen 
heimlich voraus, daß diese Harmonie in Form eines guten, 
vertrauensvollen Organisationsklimas und durch gut ange-
paßte Einstellungen im wesentlichen schon erreicht i s t 8 3 

- andernfalls versagen sie. 
In verschiedenen neueren Forschungssätzen wird jedoch 
auch bereits diese Prämisse durchbrochen und das Konsens-
thema selbst problematisiert. Es lohnt sich, diese Be-
mühungen kurz zusammenzustellen, gerade weil sie noch 
nicht die Bekanntheit und die massive Stoßkraft der »hu-
man relations« Bewegung erlangt haben. 
Einmal ist bei den Experimenten der »human relations« 
Bewegung und bei sonstigen Untersuchungen die unbe-

über das hinaus, was in ersten kritischen Wellen unter dem Stich-
wort der »morale« im Sinne einer pflichtbewußten, eifrigen Arbeits-
bereitschaft gepredigt wurde. Und auch die »human relations« Be-
wegung zerfällt in eine mehr sozialpsychologische, gruppendy-
namische (von Kur t Lewin inspirierte) und eine unmittelbar an die 
berühmten Hawthorne Experimente der Harvard Business School 
anknüpfende interaktionistische Forschungsrichtung. Als f ü r die 
Einzelrichtungen typische Publikationen vgl. etwa Morris S. Víteles, 
Motivation and Morale in Industry, New York 1953, oder den ü b e r -
blick bei Irvin L. Child, Morale. A Bibliographical Review. Psycho-
logical Bulletin 38 (1951). S. 393-420; Rensis Likert, New Patterns 
of Management , New York-Toron to -London 1961; William F. 
Whyte, Men at Work, Homewood/I l l . 1961. 
83 Siehe z. B. Harold Wilensky, Human Relations in the Workplace. 
Appraisal of Some Recent Research. In: Conrad Arensberg u. a. 
(Hrsg.), Research in Industrial H u m a n Relations, New York 1957, 
S. 25-54 (29 f.); Stogdill, aaO, S. 222; Likert, aaO, S. 30 f., 115 f. 
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queme, aber zukunftsreiche Erkenntnis abgefallen, daß in-
differente Einstellung der Arbeitenden und hoher Produk-
tionsausstoß zusammengehen können 8 4 . Im Anschluß dar-
an beginnt das Interesse an Indifferenz als einer möglicher-
weise sinnvollen Anpassungsstrategie des arbeitenden Men-
schen zu wachsen8 5 . Die »human relations« Bewegung 
hatte von der formalen Organisation gefordert, daß sie sich 
den Motivationstechniken der Entspezialisierung, der Grup-
penbildung, der Teilnahme an Entscheidungen usw. an-
passen solle. Möglicherweise wird es aber einfacher sein, 
die Organisation auf Indifferenz der Arbeitenden einzu-
stellen und trotzdem dadurch, daß man den Arbeitsplatz 
durch die Sachzwänge des Arbeitsflusses organisiert, gute 
Ergebnisse zu erzielen. Vermutlich wird man je nach Auf-
gaben, Umständen und vor allem je nach der hierarchischen 
Höhenlage des Arbeitsplatzes8 6 beide Techniken neben-
einander verwenden müssen. Es handelt sich nicht um un-
verträgliche Dogmen. 
Eine andere Gedankenlinie beginnt mit der sehr abstrakt 
formulierbaren These, daß Konsens in Sozialsystemen eine 
Variable sei. Daß nicht jeder allem zustimmt, hat man 
natürlich längst gewußt. Ziemlich neu ist indes die Einsicht, 
84 Siehe Roberl Dubin, Industrial Worker ' s World . A Study of the 
»Central Life Interest« of Industrial Workers . Social Problems 3 
(1956), S. 313-342. Neu gedruckt in: Arnold M. Rose (Hrsg.). H u m a n 
Behavior and Social Processes, Boston 1962, S. 247-266. 
85 Als recht verschiedene Annäherungen an dieses Thema vgl. etwa 
Elliot laques, The Changing Culture of a Factory, London 1951, 
S. 302 ff . über »adaptive segregation«; Chris Argyris, Personality 
and Organization. The Conflict between System and the Individual, 
New York 1957, S. 89 ff. ; ders., Understanding Organizational Be-
havior, Homewood/I l l . 1960, S. 63 ff . mit einer im wesentlichen ab-
lehnenden Stellungnahme: Robert V. Presthus, The Organizational 
Society, New York 1962, S. 205 ff. ; Joseph Bensman/Bernard Rosen-
berg, The Meaning of Work in Bureaucrat ic Society. In: Maurice 
R. Stein/Arthur J. Vidich/David Manning White (Hrsg.), Identity and 
Anxiety, Glencoe/Ill . 1960, S. 181-197 (187 f.); Crozier, aaO, insb. 
S. 47 ff. , 262 ff. 
86 Dieser Hinweis bei Etzioni, aaO, 1961, S. 25. Ähnlich Harold 
J. Leavitt, Management According to Task. Organizational Dif feren-
tiation. Management International 1962, He f t 1, S. 13-22. 
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daß umfassender Konsens gar nicht erforderlich, weil nicht 
bestandswichtig ist, und daß man den von System zu Sy-
stem verschiedenen, »erforderlichen Konsens« als Variable 
untersuchen müsse 8 7 . Soziale Systeme können unter Um-
ständen mit einem Minimum an Konsens auskommen, be-
sonders, wenn sie die konsenspflichtigen Verhaltenserwar-
tungen genau spezifizieren können. Die Limitierung der 
Konsensthemen wird so zur wichtigsten Technik der Kon-
sensherstellung. Und während früher die Ansicht vor-
herrschte, daß eine Einigung über abstrakte Symbole, For-
meln oder Fernziele leichter zu erzielen sei 8 8 , taucht jetzt 
die bemerkenswert pragmatische These auf, daß man sich 
besser über konkrete folgenkomplexe Aktionsprogramme 
einigen könne, mit denen jeder seine eigenen Werte zu 
realisieren versuche. Man brauche sich nicht über die 
Zwecke zu verständigen, sofern nur über die Mittel eine 
Übereinstimmung zu erreichen sei 8 9 . Auch wird Konsens 
als Gegenstand kooperativer Idealdarstellung von wirk-
lichem Konsens zu unterscheiden sein. Die meisten Organi-

87 Zu diesem Thema vgl. etwa Erving Goffman, The Presentation 
of Self in Everyday Life, Edinburgh 1958, S. 3 f., 107 f. u. ö.; Gross/ 
Mason/McEachern, aaO, z. B. S. 31, 43, 74; Etzioni, aaO, 1961, 
S. 128 ff. ; Irving Louis Horowitz, Consensus, Conflict and Coopera-
tion. A Sociological Inventory. Social Forces 41 (1962), S. 177 bis 
188; Gösta Carisson, Reflections on Functionalism. Acta Sociolo-
gica 5 (1962), S. 201-224, dt. Übers, in: Ernst Topitsch (Hrsg.), Logik 
der Sozialwissenschaften, Köln 1965, S. 236-261. 
88 Vgl. z. B. das Kapitel über »operative ideals« bei A. D. Lind-
say, The Modern Democrat ic State, I., London-New York-Toron to 
1943, S. 27 ff. ; Murray Edelman, The Symbolic Uses of Politics, 
Urbana/I l l . 1964, S. 152 ff . ; ferner Hugh Dalziel Duncan, Language 
and Literature in Society, Chicago 1953, S. 95, 138; oder aus der 
Organisationswissenschaft z. B. R. M. Cyert/W. R. Dill/James G. 
March, The Role of Expectations in Business Decision Making. Ad-
ministrative Science Quarterly 3 (1958), S. 307-340 (327); Mayntz, 
aaO, 1963, S. 67; Gross, aaO, 1964, S. 497. 
89 So z. B. Carisson, aaO; Bravbrooke/Lindblom, aaO, S. 133 ff . ; 
William J. Gore, Administrative Decision-Making. A Heuristic M o -
del, New York-London-Sydney 1964, S. 73, 89 ff . und öfter ; 
Wildavsky, aaO, insb. S. 136 ff . Vgl. auch bereits Charles L. Steven-
son, Ethics and Language, New Haven 1944, insb. S. 174 ff . 
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sationen, aber auch nichtorganisierte Gruppen, müssen nach 
außen mehr Einmütigkeit zeigen, als wirklich besteht, weil 
sonst ihre Selbstdarstellung, ihr Ansehen, ihre Glaubwür-
digkeit lit ten 9 0 . Im internen Verkehr kommt es, wenn man 
von den allgemein konsenspflichtigen Mitgliedschaftsbe-
dingungen absieht, zumeist nur zu »selektiven Akkordie-
rungen« 9 1 . Auch in diesem Punkte waren die Auffassungen 
der klassischen Organisationslehre viel zu undifferenziert; 
anscheinend hatte sie sich durch die Selbstdarstellung der 
Organisationssysteme täuschen lassen und deshalb dem 
Konsens zuviel Bedeutung beigemessen. 
Abgesehen davon hängt die klassische Forderung vollstän-
digen Konsenses natürlich auch mit der Interpretation der 
Rationalität als Optimierung von Zweck/Mittel-Bezie-
hungen zusammen. Optimal ist nur eine Höchstleistung, 
die von vorbehaltloser Zustimmung getragen ist, nur die 
volle Identifikation mit der geforderten Leistung. Unter 
diesen Voraussetzungen mußte die mangelhafte Motivation, 
soweit sie nicht mit wirtschaftlich vertretbaren Organisa-
tionsmitteln gesteigert werden konnte, als ökonomisches 
Datum behandelt werden, wie Grenzen der Technik oder 
schlechte Warenqualität. Deshalb werden zwar Motivations-
mittel unter dem Gesichtspunkt minimal zu haltender 
Kosten eingeplant, aber nach dem Motivwert des Opti-
mierens schlechthin wird nicht gefragt 9 2 . Erst die Ab-
schwächung dieser Leitvorstellung im Rahmen von Model-
len brauchbarer Problemlösung, auf die wir im vorigen 
Abschnitt gestoßen waren, macht es möglich, sich sinnvolle 
Grenzen der Konsensbildung vorzustellen und ihren Ver-

90 Siehe grundsätzlich Goffman, aaO, 1958, S. 53; speziell fü r 
Bürokratien z. B. Fritz Morstein Marx, The Higher Civil Service 
as an Action Group in Western Political Development. In: Joseph 
La Palomhara (Hrsg.), Bureaucracy and Political Development, 
P r ince ton /N. J. 1963, S. 62-95 (89 f.) oder Luhmann, aaO, 1964 a, 
S. 114 f., 248 f. mit weiteren Angaben. 
91 So Fritz Morstein Marx, Das Di lemma des Verwaltungsmannes, 
Berlin 1965, S. 197 f f . Vgl. auch Gore, aaO, S. 89 ff . und passim. 
92 Als Ausnahme siehe Churchman, aaO, S. 316. 
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lauf im Einzelfall zu ermitteln. Auf diesem Boden der 
Brauchbarkeitsmodelle sind denn auch neuere Versuche ge-
wachsen, die Beteiligung Einzelner an Sozialsystemen als 
eine Koalition zu untersuchen, die unter bestimmten Be-
dingungen in der Perspektive individuell verschiedener 
Teilnehmerstrategien als rational erscheint und solange auf-
rechterhalten wird, wie dies der Fall ist bzw. Teilnehmer 
ersetzt werden können, für die die Koalition unvorteilhaft 
wird 9 3 . Organisationszwecke erscheinen in diesem Licht 
als Kompromißformeln der Koalition, die im Wechsel der 
Umstände, insbesondere bei Änderung der Machtbezie-
hungen oder der Präferenzstrukturen der Teilnehmer geän-
dert werden können. 
Das Bezeichnende an dieser Konzeption ist, daß sie den 

93 Vgl. als wichtigste Quellen: Marschak, aaO, 1954, S. 187; Richard 
M. Cyert/James G. March, A Behavioral Theory of Organizational 
Objectives. In: Mason Haire (Hrsg.), Modern Organization Theory, 
New York-London 1959, S. 76-90; ähnlich dies., aaO, 1963, S. 26 f f . 
und James G. March, The Business F i rm as a Political Coalition. 
The Journal of Politics 24 (1962), S. 662-678. Als nächster Ver-
wandter ist die Theorie eines Gleichgewichts von Anreizen und Bei-
trägen zu nennen, die Simon auf von Barnard, aaO, gelegten Funda-
menten ausgearbeitet hat. Vgl. z. B. Simon, aaO, 1955 a, S. 71 ff. ; 
ders., Comments on the Theory of Organizations. American Poli-
tical Science Review 46 (1952), S. 1130-1139. Neu gedruckt in: Albert 
H. Rubenstein/Chadwick J. Haberstroh (Hrsg.), Some Theories of 
Organizations, Homewood/I l l . 1960, S. 157-167 (164 f.); Simon, aaO, 
1957, S. 183 ff . und March/Simon, aaO, S. 84 ff . Als kritische Da r -
stellung vgl. namentlich Sherman Krupp, Pat tern in Organizational 
Analysis. A Critical Examination, Phi ladelphia-New York 1961, 
S. 105 ff . Ähnliche Gleichgewichtsvorstellungen sind verschiedentlich 
von der »human relations« Bewegung entwickelt worden. Vgl. fü r 
den Bereich der Harvard Business School z. B. Fritz J. Roethlisber-
ger/William J. Dickson, Management and the Worker , Cambridge/ 
Mass. 1939, S. 551 ff . oder Abraham Zaleznik/C. Roland Christensen/ 
Fritz J. Roethlisberger, The Motivation, Productivity and Satisfac-
tion of Workers . A Prediction Study, Boston 1958. Der Zusammen-
hang mit älteren Studien über den Unterschied von Zweier- und 
Dreiergruppen im Stile von Simmel ist ebenso nachweisbar wie Kon-
takte mit der Spieltheorie. Hierzu vgl. z. B. William A. Gamson, 
A Theory of Coalit ion Format ion. American Sociological Review 
26 (1961), S. 373-382; Thibaut/Kelley, aaO, S. 205 ff . ; Gäfgen, aaO, 
S. 176 ff. 
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Unterschied von motivierenden und rationalisierenden 
Zweckfunktionen, deren Trennung wir in der Einleitung 
dieses Abschnittes gefordert hatten, erkennt und mit der 
systemtheoretischen Differenz von Außen und Innen 
gleichsetzt. Die Systemzwecke dienen hier gleichsam, und 
das ist ein Gedanke, den wir später auswerten werden, 
zur Umschaltung von externen auf interne Problemstellun-
gen und Rationalisierungsmethoden9 4 . Was extern koali-
tionsstrategisch, also letztlich tauschförmig, rationalisiert 
wird, erhält durch den Zweckgedanken eine Form, die in-
tern auf ganz andere Weise, nämlich im Zweck/Mittel-
Schema, rationalisiert werden kann. Das bedeutet zugleich, 
daß intern im täglichen Zweckhandeln Motivationspro-
bleme vernachlässigt werden können, solange, bis die Koali-
tionsvereinbarung in Frage gezogen wird. 
Die Mängel der Koalitionstheorie liegen unter anderem 
darin, daß sie die Bedeutung gewisser Variablen zu schwach 
belichtet - zum Beispiel die Unterscheidung von Mitglie-
dern und Nichtmitgliedern des Systems 9 5 oder die Trägheit 
des Systembestandes, die Spielraum für allerhand Variatio-
nen bietet, ohne daß die Koalitionsfrage dabei gestellt 
würde. Zu deren Rationalisierung sind zusätzliche interne 
Maßstäbe erforderlich, welche die Koalitionstheorie nicht 
erklären kann 9 6 . Wir können diese Probleme hier nicht 

94 Die wirtschaftswissenschaftliche Koalit ionstheorie bleibt allerdings 
an den engen Rationalitätsbegriff der Wirtschaftswissenschaften ge-
bunden. Sie sieht die internen Beziehungen in Koalitionen nicht als 
rational an, weil Koali t ionen nicht auf einzigrichtige, sondern nur 
f ü r alle Beteiligten akzeptierbare, »faire« Lösungen abzielen. Dazu 
vgl. Gäfgen, aaO, S. 182 f. 
95 Auch Nichtmitglieder, Lieferanten, Kunden usw. gelten als Koali-
tionsteilnehmer und dadurch wird die Grenze zwischen System und 
Umwelt außerhalb der Koalit ion problematisch. 
96 Überhaupt ist das Bestandskriterium kein zureichendes Vertei-
lungsprinzip; im Gegensatz zum Prinzip der Gewinnmaximierung, 
das nicht nur als Rationalisierungsprinzip, sondern zugleich als Ver-
teilungsregel - aller Überschuß an den Eigentümer - eindeutig war. 
Es ist deshalb kein Zufall , daß Cyert/March, aaO, 1963, in der Per-
spektive der Koalit ionstheorie auf die Frage nach der Funkt ion des 
Schlendrians (organizational slack) stoßen. Von dort aus versucht 
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im einzelnen verfolgen 9 7 . Vom Zweckproblem her gesehen 
taucht die Frage auf, ob die Zwecksetzung bzw. Zweck-
änderung wirklich das einzige oder auch nur das dominie-
rende Thema solcher Koalitionsvereinbarungen ist, oder 
ob es auch andere Mechanismen des Interessenausgleichs, 
andere Arten der Transmission von externer zu interner 
Rationalität gibt. 
Mit dieser Blickstellung haben Clark und Wilson einen für 
uns besonders interessanten Versuch unternommen 9 8 . Sie 
gehen von der Koalitionstheorie bzw. ihren Vorläufern aus, 
stoßen aber zu einer daraus nicht mehr ableitbaren Organi-
sationstypologie vor, die als Kriterium die Frage verwendet, 
auf welche Weise Individuen zu Beiträgen für Organisa-
tionssysteme motiviert werden können. Diese Fragestellung 
erhellt, daß es sehr wohl Sozialsysteme gibt, die ihren 
Zweck als werbendes Motiv verwenden, die um dieses 
Zweckes willen von ihren Mitgliedern unterstützt werden; 
daß daneben aber auch andere Systemtypen denkbar 
sind, die ihre Basis, sei es in materiellen Mitgliedschaftsvor-
teilen (insb. Geldzahlungen), sei es in sozial-emotionalen 
Befriedigungen (z. B. der Befriedigung von Geselligkeits-

Williamson, aaO, mit einem Modell typischer Überschußverwen-
dungsmotive des Unternehmers weiterzukommen. Siehe auch dort 
S. 36 f. die kritische Bemerkung zur Koalitionstheorie, daß sie fü r 
den Normalfa l l , in dem die Bestandsfrage nicht gestellt werde, er-
gänzungsbedürft ig sei. Vgl. auch Albert Lauterbach, Perceptions of 
Management . Case Materials f r o m Western and Nor thern Europe. 
Administrative Science Quarterly 2 (1957), S. 97-109; Katona, aaO, 
1953, S. 231 ff . 
97 In der kritischen Literatur wird vor allem ein Einwand herausge-
stellt, daß die Koalit ionstheorie dazu tendiere, tautologisch zu wer-
den, also nicht verifizierbar sei, da der individuelle Nutzen gar nicht 
unabhängig von den schon strukturierten Koali t ionschancen feststell-
bar sei. Siehe z. B. Krupp, aaO, S. 105 ff . ; George B. Strother, 
Problems in the Development of a Social Science of Organization. 
In: Harold G. Leavitt (Hrsg.), The Social Science of Organization. 
Fou r Perspectives, Englewood Cliffs/N. J. 1963, S. 3-37 (20 f.); Scott, 
aaO, S. 496 f. 
98 Siehe Peter B. Clark/James Q. Wilson, Incentive Systems. A 
Theory of Organizations. Administrative Science Quarterly 6 (1961), 
S. 129-166. 
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oder von Statusbedürfnissen) besitzen, und daß diese letzte-
ren Typen heute vermutlich überwiegen. 
Diese Unterscheidung ermöglicht einen Vergleich, und im 
Vergleich tritt die Problematik reiner Zweckmotivation an 
den Tag: Sie immobilisiert den Systemzweck durch Bin-
dung an die persönlichen Motivationsstrukturen der Sy-
stemmitglieder9 9 . In Systemen, die ihren Zweck als Mit-
gliedschaftsvorteil einsetzen, kann dieser Zweck nicht geän-
dert werden, ohne daß ein mehr oder weniger großer Teil 
der Mitglieder, die sich mit einem solchen Zweck identi-
fizieren, diesem Zweck nachwandern und gegebenenfalls 
die Organisation verlassen wie Wissenschaftler, denen an-
derenorts bessere Forschungsmöglichkeiten geboten wer-
den 1 0 0 . Zweckloyalität ist eben nicht ohne weiteres Organi-
sationsloyalität. Zweckmotivation, wie sie heute namentlich 
im Vereinswesen vorkommt, besagt, daß das System mit 
seinem Zweck nicht frei manövrieren kann, sondern den 
Mitgliederinteressen folgen muß. Es kann sein, daß es zur 
Erhaltung oder Erweiterung des Mitgliederbestandes ge-
nötigt ist, seine Zwecke umzuformulieren, zu aktualisieren 
oder ins Unbestimmte zu erweitern; stets aber ist eine 
solche Zweckänderung ein heikles Thema, weil sie Aus-
tritts- oder gar Sezessionsgefahren heraufbeschwört 1 0 1 . 

99 Vgl. hierzu und zum Folgenden auch Luhmann, aaO, 1964 a, 
S. 100 ff . 
100 Diesen Nachteil starker Zweckmotivation stellt auch ein Autor 
heraus, der sonst mit der »human relations« Bewegung verbunden 
ist. Daniel Katz, H u m a n Interrelationships and Organizational Beha-
vior. In: Sidney Mailick/Edward H. Van Ness (Hrsg.). Concepts and 
Issues in Administrat ive Behavior, Englewood Cliffs/N. J. 1962, 
S. 166-186 (175 f.) und ders., The Motivational Basis of Organizatio-
nal Behavior. Behavioral Science 9 (1964), S. 131-146 (143 f.). 
101 Diese Probleme sind in mehreren soziologischen Untersuchungen 
freiwilliger Vereinigungen erkannt und ausgearbeitet worden. Vgl. 
außer Clark/Wilson, aaO, namentlich Grace Coyle, Social Process 
in Organized Groups, New York 1930, S. 36 ff. ; Sheldon L. Mes-
singer, Organizational Transformat ion . A Case Study of a Declining 
Social Movement . American Sociological Review 20 (1955), S. 3-10; 
Joseph R. Gusfield, Social Structure and Mora l Reform. A Study 
of the Woman ' s Christ ian Temperance Union. The American Jour-
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Auch ist zu beachten, daß die Zweck/Mittel-Struktur in 
solchen Systemen nicht sehr weit auseinandergezogen, auf-
gesplittert und verfeinert werden kann, weil sie sonst ihren 
Motivationswert verl iert 1 0 2 . Unter diesen Umständen wird 
die Erhaltung des Mitgliederbestandes zum zentralen stra-
tegischen Gesichtspunkt der Systemleitung. Mit dieser Be-
lastung kann sie das System nur dann erfolgreich steuern, 
wenn die Mitglieder selbst alle wichtigen Erhaltungsbe-
dingungen erfüllen und die übrige Umwelt des Systems 
keine allzu schwierigen und vor allem keine veränderlichen 
Anpassungsprobleme stellt. 
Beruht die Mitgliedschaft dagegen auf Geld oder auf Ge-
selligkeitsbedürfnissen, gegebenenfalls unterstützt durch 
eine stark verallgemeinerte professionelle Ethik oder eine 
Dienstideologie1 0 3 , so kann der Systemzweck auf dieser 

nal of Sociology 61 (1955), S. 221-232; ders., Symbolic Crusade. 
Status and Politics and the American Temperance Movement , Ur -
bana / I l l . 1963; David L. Sills, The Volunteers, Glencoe/IU. 1957; 
Mayer N. Zald/Patricia Denton, F r o m Evangelism to General Ser-
vice. The Transformat ion of the Y M C A . Administrative Science 
Quarterly 8 (1963), S. 214-234; Abraham Holtzmann, The Townsend 
Movement . A Political Study, New York 1963. Ferner f indet man 
natürlich in Gewerkschafts- und Parteistudien viel Material zu dieser 
Frage. Als allgemeine Erör terungen siehe etwa Peter M. Blau, Bu-
reaucracy in Modern Society, New York 1956, S. 93 ff . ; Mayntz, 
aaO, 1963, S. 71 ff . ; Etzioni, aaO, 1964, S. 13 ff . 
102 In größeren durchrationalisierten Organisationen, in Betrieben 
ebenso wie in Armeen, würde dagegen ein heilloses Durcheinan-
der entstehen, wenn sich alle Mitglieder unmit telbar durch den Ge-
samtzweck inspirieren ließen. Ernüchternde Bemerkungen in dieser 
Richtung findet man bei Wilbert E. Moore/Arnold S. Feldman, 
Spheres of Commitment . In: Dies. (Hrsg.), Labor Commitment and 
Social Change in Developing Areas, New York 1960, S. 1-77 (31 f.). 
103 Über Berufsidealismus als funktionales Äquivalent zur Zweck-
orientierung fü r Fälle, in denen eine Zweckerfüllung schlecht nach-
weisbar oder als Rechtfertigungsbasis zu riskant ist, vgl. Peter Nokes, 
Purpose and Efficiency in H u m a n e Social Institutions. H u m a n Rela-
tions 13 (1960), S. 141-155. Auch zweckfreier Idealismus kann na tür -
lich als Motivationsgrundlage bedenklich werden, wenn die System-
mitglieder sich in ihren Eintritts- und Austrittsentscheidungen nach 
ihren Idealen richten, statt ihre Ideale nach ihren Mitgliedschaften; 
denn auch dadurch kann es zu einem für das System unerfreulichen 
Fluktuieren der Mitglieder kommen. Ausgeprägte Dienstideale wer-
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Grundlage flüssig variiert werden, ohne daß das System 
in Gefahr kommt, bei allzu scharfen Wendungen Mitglieder 
abzuschleudern, deren Motive konstant bleiben. Die Elasti-
zität des Systems wird dadurch erreicht, daß die Motivation 
der Mitglieder auf einen chronischen Mangel, insbesondere 
auf Geldbedarf, gestützt wird, der so generalisiert ist, daß 
seine Befriedigung mit einer Vielzahl unterschiedlicher Sy-
stemzustände vereinbar ist. Deren Änderung hat dann 
keine Rückwirkung auf die Motivationsstruktur des 
Systems. Ein System, das seine Mitglieder zweckindifferent 
motivieren kann, gewinnt dadurch intern eine hohe Dif-
ferenzierungsfähigkeit, da bei der Arbeitsteilung auf die 
Motivationskraft der Aufgaben wenig Rücksicht genommen 
werden muß, und extern eine hohe Anpassungsfähigkeit, 
die es ihm ermöglicht, etwaigen Änderungen in der Nicht-
mitgliederumwelt, dem Markt, der Politik, den kulturellen 
Interessen oder der technischen Entwicklung zügig zu fol-
gen, sich rasch und ohne Substanzverluste umzustellen. Ins-
gesamt scheint somit die Trennung von Motiv und Zweck 
eine Grundbedingung zu sein für die Bildung von hoch-
komplexen Systemen mit beträchtlicher interner Variabi-
lität. 
Die alte, diffuse Koppelung der Rationalfunktion und der 
Motivationsfunktion im Zweck bezeugt mithin, im System 
wie in der Umwelt, relativ einfache Zustände. Sie zieht 
der Differenzierungsfähigkeit (und damit der Komplexität) 
des Systems enge Grenzen und setzt dabei eine relativ un-
bewegliche, undifferenzierte Umwelt voraus. In der moder-
nen Sozialordnung findet man Systeme, die mit zweckbezo-
gener Motivation arbeiten, deshalb nur noch in Randge-

den daher typisch in Systemen entwickelt, die keine Konkurrenten 
haben, z. B. in Staatsverwaltungen oder im Schulwesen. Andere Sy-
steme versuchen es zuweilen mit einem lokal gefärbten Idealismus. 
Als eigentümliche Lösung dieses Problems verdienen im übrigen 
die Mutterhäuser der Krankenschwestern Interesse, die den Idealis-
mus ihrer Mitglieder pflegen und zugleich die Krankenhäuser gegen 
seine Folgen abschirmen. 
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bieten - eben im Vereinswesen. Typisch und vorherrschend 
sind Systeme, die ihre Mitglieder ohne Rücksicht auf den 
Organisationszweck motivieren, die, mit anderen Worten, 
ihren Systemzweck auf Funktionen in bezug auf bestimmte 
Nichtmitgliederumwelten spezifizieren. Das ist zwar teurer, 
als wenn man auf vorhandenes schon motiviertes Zweck-
streben zurückgreifen kann, und vermutlich weniger lei-
stungsintensiv. Auch verliert das System dadurch seine 
Autarkie und wird von Nichtmitgliedern abhängig. Dafür 
gewinnt es aber eine unentbehrliche taktische Elastizität 
und Entscheidungsfähigkeit, die benutzt werden kann, um 
jene Mängel reich zu kompensieren. Die allgemeine Ent-
wicklung zu stärker differenzierten Gesellschaftsordnungen 
scheint diesen Systemtyp zu begünstigen. Wenn ein solches 
System, obwohl es über keine motivkräftigen Zwecke 
verfügt, trotzdem versucht, auch seinen eigenen Mitgliedern 
die herrliche Vierfruchtmarmelade nahezubringen, die es 
produziert, dann ist das nicht nur eine vergebliche Be-
mühung, sondern zugleich ein Anzeichen dafür, daß die 
Systemleitung Löhne sparen will; bestenfalls, daß sie ihre 
Wertbilder den Anforderungen einer differenzierten Sozial-
ordnung noch nicht angepaßt hat. Die Sozialwissenschaften 
sollten solche Einstellungen nicht länger ermutigen. 
Aus dem wirren Knäuel des Angebots an Motivations-
theorien haben wir nur einen Faden herausgezogen, der 
für unser Thema jedoch besonders wichtig und zukunfts-
trächtig erscheint: den Gedanken der Trennung von Moti-
vationsstruktur und Rationalstruktur. Der Systemzweck 
wird von Motivationsaufgaben entlastet, damit er auf an-
dere Funktionen spezialisiert werden kann. Diese These 
vermag im übrigen zur Klärung mancher aktueller Streit-
punkte beizutragen: Sie macht die Verbreitung und den 
strategischen Sinn der Indifferenz als Nichtmitgliederein-
stellung sowie die Entwicklung neuartiger, formaler und 
informaler Motivationstechniken verständlich, mit denen 
die Motivfunktion des Zweckes ersetzt werden muß. 
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Im Unterschied zur Koalitionstheorie setzen wir die Tren-
nung von Motiv und Systemzweck nicht gleich mit der 
vom Außen- und Innenbereich eines Systems, sondern mit 
der Unterscheidung von verschiedenen Systemumwelten. 
Auch die Mitglieder sind als zu motivierende Persönlich-
keiten nämlich Teil der Umwelt des Sozialsystems. Die 
Beziehungen des Systems zu seinen Mitgliedern müssen 
in anderem Sinne geordnet werden als die Beziehungen 
zu den Nichtmitgliedern. Beide Systemgrenzen müssen 
durch jeweils auf sie abgestimmte Einrichtungen invariant 
gehalten werden, und dazu muß das System in der Lage 
sein, an jeder Grenze auf Veränderungen der Umwelt pro-
blemspezifisch zu reagieren, ohne daß die Anforderungen 
der einen Grenze die taktischen Möglichkeiten an der ande-
ren allzu drastisch einengen. Diese Grenztrennung ist denn 
auch, systemtheoretisch gesehen, der eigentliche Grund für 
die Trennung von Motiv und Zweck. Die Verwendung 
eines einheitlichen Systemzwecks als Leitkonzeption für 
die Behandlung beider Grenzen ist nur noch in wenigen 
Fällen sinnvoll, weil dies die Probleme beider Grenzen un-
nötig verschmilzt, statt sie gegeneinander zu isolieren. Sie 
ist für relativ autarke Systeme geeignet, die von ihren Mit-
gliedern allein leben können. In differenzierten Sozialord-
nungen hat indes ein anderer Systemtyp größere Chancen, 
der in einem abstrakten Sinne Autonomie sucht, nämlich 
die Fähigkeit, seine Grenzen zu verschiedenen Umwelten 
invariant zu halten durch Ausnutzung des Umstandes, daß 
die einzelnen Umwelten verschiedene Probleme, verschie-
dene Änderungsrhythmen, verschiedene Anforderungen und 
verschiedene Einflußchancen aufweisen. 

4. Die Bestandsformel 

Mit der Trennung von Motiv und Zweck ist ein weiterer 
Vorstellungskreis eng verknüpft: die funktionale Theorie 
des »Überlebens« oder der Erhaltung des »Bestandes« von 
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Sozialsystemen. Durch jene Unterscheidung von motivie-
renden und rationalisierenden oder expressiven und instru-
mentalen Aspekten von Systemstrukturen vielfältig ange-
regt, aber auch andere Gedankenströmungen besonders aus 
der soziologischen Theorie, der Sozialanthropologie und der 
Biologie aufnehmend, hat man sich namentlich in den Ver-
einigten Staaten auf die Suche nach einer Gruppentheorie 
oder gar einer allgemeinen Theorie des Sozialsystems ge-
macht, die um den Gedanken der Erhaltung des Systembe-
standes geordnet ist. Auch hier würde eine einigermaßen 
adäquate Darstellung dieser Theorieversuche den Rahmen 
unserer Abhandlung sprengen; doch müssen wir kurz 
darauf eingehen, daß der Bestandsfunktionalismus zu einer 
besonders radikalen, wenn auch nicht immer besonders kla-
ren Kritik der Alleinherrschaft des Zweckprinzips geführt 
hat. Das Aufkommen dieser neuen Theorie und das kräf-
tige Fortleben der traditionellen Orientierung am Zweckge-
danken haben zunächst ein unausgeglichenes Nebeneinan-
der, Ineinander oder Über- und Untereinander von Be-
standsformel und Zweckformel hervorgebracht, das wir uns 
in einigen Beispielen vor Augen führen wol len 1 0 4 . 
Einen ihrer Ausgangspunkte hatte diese Theorieentwick-
lung in den berühmten Hawthorne Experimenten der Har-
vard Business School, die der »Entdeckung« eines relativ 
selbständigen, gefühlsgesteuerten Gruppenwesens in formal 
zweckstrukturierten Organisationen weltweite Beachtung 

104 F ü r den Bereich der Organisationssoziologie vgl. als allgemeine 
Darstel lung dieser ungelösten Diskrepanz von Bestandsformel und 
Zweckformel Alwin W. Gouldner, Organizational Analysis. In: Ro-
bert K. Merton/Leonard Droom/Leonard S. Cottrell, Jr. (Hrsg.), So-
ciology Today, New York 1959, S. 400-428; Etzioni, aaO, 1960, und 
ders., aaO, 1964, S. 16 ff. ; Litterer, aaO, S. 147 ff. Als weitere typi-
sche Belege fü r ein theoretisch nicht bewältigtes »sowohl - als auch« 
siehe etwa Argyris, aaO, 1957, S. 27 f. und ders., aaO, 1962, S. 57-98 
(63); Rubenstein/Haberstroh, aaO, S. 324, vgl. auch S. 152; Thomp-
son, aaO, 1961, S. 179; Knut Bleicher, Grundsätze der Organisation. 
In: Schnaufer/Agthe, aaO, S. 149-164 (150); Renate Mayntz, Die Or-
ganisationssoziologie und ihre Beziehungen zur Organisationslehre. 
In: Schnaufer!Agthe, aaO, S. 29-54 (46 f.). 
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verschafften 1 0 5 . Die theoretische Deutung dieses Befundes 
war jedoch von Anfang an unsicher und umstritten. Eine 
heute überwundene 1 0 6 Tendenz hatte versucht, »formale« 
und »informale« Organisationen wie zwei verschiedene Sy-
steme gegeneinanderzusetzen und im wesentlichen mit dem 
Interessengegensatz von Betriebsleitung und Arbeiterschaft 
zu identifizieren. Diese Sicht hat sich jedoch als allzu grob, 
als falsche Konkretisierung erwiesen. Die Unterscheidung 
von »formal« und »informal« erfaßt wichtige Aspekte von 
Verhaltenserwartungen, aber nicht konkrete Handlungssy-
steme oder Systembildungsmotive. 
Als eine andere Deutungsmöglichkeit bot es sich an, die 
sozio-emotionale Grundlage des sozialen Systems für die 
eigentliche Bestandsgrundlage zu halten, auf der die fest-
gelegten Zwecke und mit ihnen die Rationalstruktur des 
Systems wie feste Schollen auf einer zähflüssigen Unter-
lage schwimmen, durch sie zugleich getragen und bewegt. 
Diese Deutung, die selten explizit ausgearbeitet wird, aber 
doch zahlreiche Forschungen und Darstellungen beein-
f luß t 1 0 7 , mußte zu einer höchst einseitigen Fassung des 

105 Siehe den ausführlichen Bericht von Roethlisberger/Dickson, 
aaO. Von dort her stammt die in der Industriesoziologie häuf ig ver-
wendete Vorstellung zweier Funkt ionen: Zweckerfüllung und Zufr ie-
denheit, die nebeneinander erfüll t werden müssen. Vgl. insb. S. 552; 
ferner z. B. Helmut Schelsky, Aufgaben und Grenzen der Betriebs-
soziologie In: Hermann Böhrs/Helmut Schelsky, Die Aufgaben der 
Betriebssoziologie und der Arbeitswissenschaften, Stuttgart-Düsseldorf 
1954, S. 14; Ralf Dahrendorf, Sozialstruktur des Betriebs - Betriebs-
soziologie, Wiesbaden 1959, S. 85. Siehe auch den engen Zusammen-
hang dieser Auffassung mit den oben S. 83 f. behandelten Doppel-
führungs- und Rollendifferenzierungstheorien f ü r Kleingruppen. 
106 Als späte Kritik vgl. etwa Irle, aaO. 
107 Am deutlichsten kommt sie in der amerikanischen Forschung 
vielleicht darin zum Ausdruck, daß die Argumentat ion und Beweis-
führung sehr leicht von der Feststellung sozio-emotionaier Befriedi-
gung (satisfaction) zur Annahme der Bestandserhaltung (mainte-
nance) übergleitet, daß jene als empirischer Index fü r diese benutzt 
wird. Eine theoretische Ausarbeitung hat namentlich W. R. Bion in 
verschiedenen Aufsätzen zusammengefaßt in: Experience in Groups 
and Other Papers, London-New York 1961, vorgelegt mit der U n -
terscheidung von zwei Problemebenen in jeder Gruppe : der »basic 
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Bestandsproblems sozialer Systeme kommen, da sie die Be-
friedigung sozio-emotionaler Bedürfnisse der Systemmit-
glieder ganz in den Mittelpunkt rückt und die Zweck-
orientierung gleichsam als Fremdkörper, als Anforderung 
der Umwelt an das System, behandel t 1 0 8 . Das wird ver-
ständlich, wenn man bedenkt, daß diese Konzeption aus 
experimentellen - also isolierenden - Forschungen an Klein-
gruppen erwachsen ist. 
Diesen in der sogenannten »human relations« Bewegung 
erarbeiteten, in erster Linie sozialpsychologischen Vorstel-
lungen steht in der Soziologie die »institutionelle« Organi-
sationstheorie Philip Selznicks nahe 1 0 9 . Für sie ist bezeich-
nend, daß der Gegensatz von Zweckmodell und Bestands-
modell aus dem Bereich konkurrierender Theorien in die 
Zeitdimension übertragen und dadurch scheinbar aufgelöst 
wird. Die klassische, zweckrationale Organisationskonzep-
tion ist für Selznick ein Gründungsplan 1 1 0 . In dem Maße, 
group« und der »work group« - eine Version, die weniger vom Ge-
danken einer »informalen Organisation« als von psychoanalytischen 
Erwägungen getragen wird und die die Forschungen des Tavistock 
Institute, London, nachhaltig beeinflußt hat . 
108 Als Kuriosität sei festgehalten, daß das Verhältnis von Innen-
bereich und Umwelt sich hier gegenüber den Annahmen der Koal i -
t ionstheorie (vgl. oben S. 136 ff.) umkehrt . Die Koalit ionstheorie sieht 
die sozio-emotionalen Bedürfnisse als Umwelt des nach innen 
zweckrational strukturierten Systems. Die hier behandelte Gruppen-
theorie sieht dagegen das emotionale Spannungsgefüge als Zen-
t rum des Gruppenlebens und die Umwelt als »task environment«, 
der die Gruppe sich durch Zweckerfüllung anpaßt ; vgl. z. B. 
Thibaut/Kelley, aaO, S. 274 ff . D aß so entgegengesetzte Positionen 
möglich sind, läßt vermuten, daß beide Seiten unrecht haben und 
daß, wie schon oben bemerkt , die Innen/Außen-Differenz der Sy-
stembildung nicht mit dem Gegensatz von rationalen und sozio-emo-
tionalen Aspekten gleichgesetzt werden darf . 
109 Vgl. insb. An Approach to a Theory of Bureaucracy. American 
Sociological Review 8 (1943), S. 47-54; Foundat ions of the Theory 
of Organization. American Sociological Review 13 (1948), S. 25-35; 
T V A and the Grass Roots, Berkeley-Los Angeles 1949; Leadership 
in Administrat ion. A Sociological Interpretat ion, Evanston/IU. -
White Plains/N. Y. 1957. 
110 Als Krit ik dieser These vgl. John Manihal/Charles Perrow, The 
Reluctant Organization and the Aggressive Environment. Admini-
strative Science Quarterly 10 (1965), S. 238-251. 
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als dieser Plan verwirklicht werde, reichere er sich mit zu-
sätzlichem Sinn an. Nebenfolgen und Reaktionen auf Ne-
benfolgen würden eingearbeitet. Ein Netz informaler Be-
ziehungen entstehe. Gefühle würden fixiert. Die Organi-
sation bekomme einen einzigartigen und in diesem Sinne 
institutionellen »Charakter«, der nun die Basis hergebe, 
von der aus die Organisationsleitung Zwecke als variabel 
behandeln und unter Bestandserhaltungsgesichtspunkten 
modifizieren oder gar auswechseln könne. Demnach ge-
winnt eine Organisation im Laufe ihrer Geschichte gleich-
sam durch Bindung an ihre Handlungsgewohnheiten eine 
Freiheit gegenüber ihren abstrakten Zwecken. 
In dieser Distanz zum Zweck kann ein Gewinn an Auto-
nomie gegenüber der Umwelt liegen, der sich aber schwer 
in Handlungsfreiheit ausmünzen läßt, da das System zu-
gleich intern unbeweglich wird. Eben deshalb liegt der 
Schlüssel für Selznick - und das ist repräsentativ für eine 
in den 50er Jahren in den Vereinigten Staaten von der 
Sozialpsychologie bis zur Public Administration verbreitete 
Einstellung - nicht in der Zweckfunktion, sondern in Füh-
rungsproblemen. 
Eine weitere, sehr viel abstraktere soziologische Interpre-
tation ist vor allem mit dem Namen von Talcott Parsons 
verbunden, der sie im Anschluß an Arbeiten von Robert F. 
B a l e s m generalisiert und seiner Systemtheorie zugrunde-
gelegt h a t 1 1 2 . Sie beruht auf der Annahme, daß es sich 
bei dem in der empirischen Forschung festgestellten Gegen-
satz von sozio-emotionaler (expressiver bzw. konsumato-
rischer) und zweckrationaler (instrumentaler) Orientierung 
um zwei selbständige nicht aufeinander zurückführbare Di-
mensionen handelt, die zusammen mit der Innen/Außen-

111 Vor allem Bales, aaO, 1950. 
112 Siehe als ersten Formulierungsversuch: Talcott Parsons/Robert 
F. Bales/Edward A.Shils, Working Papers in the Theory of Action, 
Glencoe/Ill . 1953, und als eine spätere ausgereifte Darstellung: Tal-
cott Parsons, General Theory in Sociology. In: Merton/Broom/ 
Cottrell, Jr. aaO, S. 3-38. 
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Differenz ein Grundschema der Systemfunktionen bilden, 
denen jedes Aktionssystem Genüge tun m u ß 1 1 3 . Konfron-
tiert man beide Dichotomien, so ergeben sich vier Kombi-
nationsmöglichkeiten, die Parsons als Systemprobleme deu-
tet, welche gelöst werden müssen, wenn ein System Bestand 
haben soll, nämlich als Erhaltung der grundlegenden Orien-
tierungsmuster, Integration, Zweckerfüllung und Anpas-
sung. Die Zweckfunktion scheint damit dem Bestandsge-
danken untergeordnet, auf eine Spezialfunktion in einem 
komplexen Systemerhaltungsprozeß eingeschränkt zu 
sein 1 1 4 . Doch diese Annahme täuscht; denn Parsons setzt 
den Zweckbegriff bereits in seinem Handlungsbegriff und 
außerdem auch in der Rubrik »instrumental« voraus, ohne 
das Verhältnis dieser verschiedenen Verwendungen des 
Zweckprinzips voll durchsichtig zu machen. Eine Klarstel-
lung des Verhältnisses von Zweckformel und Bestandsfor-
mel wird nicht erreicht. Am ehesten wird man diesem an-
spruchsvollsten sozialwissenschaftlichen Theorieversuch der 
Gegenwart gerecht werden, wenn man die Konfrontierung 
der beiden Dichotomien als Konfrontierung des Bestands-
prinzips (interpretiert als Innen/Außen-Differenz) und des 
Zweckprinzips (interpretiert als Möglichkeit einer Befriedi-
gungsvertagung) auslegt, obwohl Parsons den Bestandsge-
danken daneben auch als Systemkriterium schlechthin, den 
Zweckgedanken daneben auch als Teilfunktion im System 
verwendet. Zumindest würde diese Auslegung sichtbar ma-

113 Im einzelnen erklärt Parsons die Differenz von expressiver (oder 
konsumatorischer) und instrumentaler Orientierung als Differenz des 
Zeithorizontes der Handlung: Im ersten Falle wird aktuelle, sofortige 
Bedürfnisbefriedigung gesucht, im zweiten die Erfül lung dagegen 
aufgeschoben. Siehe z. B. Talcott Parsons, The Point of View of 
the Author . In: Max Black (Hrsg.), The Social Theories of Talcott 
Parsons, Englewood Cl i f f s /N . J. 1961, S. 311-363 (324). 
114 Das kommt besonders deutlich heraus bei Talcott Parsons, An 
Approach to Psychological Theory in Terms of the Theory of Ac-
tion. In: Sigmund Koch (Hrsg.), Psychology. A Study of a Science, 
Bd. I l l , New York -Toron to -London 1959, S. 612-711 (632), wo die 
»tendency to seek goals« auf den Gleichgewichtsbegriff, also eine 
Systemkategorie, zurückgeführt wird. 
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chen, wie in Parsons' Konzeption sehr verschiedenartige 
Auffassungen unseres Grundproblems zu einer vermeintli-
chen Einheit verschmolzen werden. 
Ein Blick auf die Theorie der symbolischen Darstellung 
sozialer Identitäten, wie sie besonders an der Universität 
von Chicago, inspiriert durch George H. Mead und Ken-
neth Burke, gepflegt wird, mag unseren Überblick über 
die Kontrastierung von Zweckformel und Bestandsformel 
abrunden. Obwohl diese Schule in unserem Problemzusam-
menhang kaum je erwähnt wird, und obwohl sie in vielen 
Beziehungen, darunter nicht zuletzt durch ihren literari-
schen Stil, eine Welt für sich darstellt, hat auch sie ver-
mutlich ohne bewußte Anlehnung an die soeben erörterte 
Diskussion einen Gegensatz von Zweckprinzip und Be-
standsprinzip aufgespürt. Beim Aufdecken der symboli-
schen Implikationen des menschlichen Verhaltens und der 
taktischen Schwierigkeiten bei der Manipulation eines be-
absichtigten »Eindrucks« ist sie auf die Tatsache gestoßen, 
daß auch die Verfolgung eines Zweckes unvermeidlich et-
was über den aussagt, der den Zweck verfolgt, seine Iden-
tität also mitbestimmt. Spontanes, intensives Zweckstreben 
ohne Rücksicht auf den Eindruck, den dies macht, ist nur 
unter besonderen, angebbaren Voraussetzungen sozial mög-
lich - vor allem, wenn fundierte Selbstsicherheit und Kon-
sens der Umwelt den Handelnden von Darstellungsrück-
sichten entlasten 1 1 5 . Sind diese Voraussetzungen nicht oder 
nicht mit ausreichender Gewißheit erfüllt, muß das Zweck-

115 Siehe dazu Tom Bums, Friends, Enemies, and the Polite Fietion. 
American Sociological Review 18 (1953), S. 654-662 (661); Niklas 
Luhmann, Spontane Ordnungsbildung. In: Fritz Morstein Marx 
(Hrsg.), Verwaltung. Eine einführende Darstellung, Berlin 1965, 
S. 163-183 (169 ff.), und zu den Gefährdungen, die aus unbedacht-
samer Spontaneität erwachsen, vor allem Erving Goffman, Aliena-
tion F r o m Interaction. H u m a n Relations 10 (1957), S. 47-59. Bezeich-
nenderweise ist auch dieses Problem nur faßbar , wenn man klassische 
Begriffe - hier den als willensfreies Handeln, also ursachelose Kau-
salität, definierten Begriff der Spontaneität - in systemstrategische 
Begriffe umformt . 
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handeln im zwischenmenschlichen Kontakt nicht nur zweck-
mäßig durchgeführt, sondern auch mit aller Sorgfalt und 
in Rücksicht auf die jeweiligen Zuschauer »dargestellt« wer-
den, und diese Darstellung zieht Kräfte, ja Wirkungschan-
cen, vom unbekümmerten Zweckhandeln a b 1 1 6 . Wer seine 
Zwecke - und durch sie sich selbst - in idealer Reinheit 
präsentieren will, und ferner, wer auch den nicht über den 
Zweck laufenden Ausdruckswert seines Handelns beachten 
und pflegen will, kann nicht jedes Mittel zur Zweckerrei-
chung verwenden. Besonders wenn er in seiner Selbstdar-
stellung sich schon engagiert, sich schon mit bestimmten 
Interesen und Werten anderen bekanntgemacht hat, ist 
er in seiner Handlungsfreiheit weitgehend eingeschränkt. 
Er muß die Mittelwahl mit seiner Selbstdarstellung und 
ihrer Geschichte ausbalancieren, um seine Persönlichkeit 
bzw. das Sozialsystem, das er in seinem Handeln präsen-
tiert, als Identität zu erhalten. Von einer wesentlichen Ver-
schiebung abgesehen - daß hier nämlich nicht die Erhal-
tung eines empirischen Handlungssystems, sondern die Er-
haltung einer stets durch neue Informationen gefährdeten 
symbolischen Präsentation das Bezugsobjekt der Forschung 
ist - haben wir denselben ungeklärten Gegensatz von Be-
standsformel und Zweckformel vor uns 1 1 7 . 
Der eigentümliche Reiz dieser verschiedenen, in weitestem 
Sinne soziologischen Theorien beruht nicht zuletzt darauf, 
daß sie das gewohnte Zweckdenken durch eine neue For-
mel hintergehen, daß sie eine ihm inkongruente Perspek-

116 Zu diesem »dilemma of expression versus action« Goffman, aaO, 
1958, S. 20 ff . u. ö. Vgl. auch Albert Cohen, The Sociology of the 
Deviant Act. Anomie Theory and Beyond. American Sociological 
Review 30 (1965), S. 5-14 (12 f.): Blau, aaO, 1964, S. 75; und speziell 
f ü r die Organisationssoziologie Charles Perrow, Organizational Pre-
stige. Some Funct ions and Dysfunct ions. The American Journal of 
Sociology 66 (1961), S. 335-341; Clark/Wilson, aaO, S. 144; Luhmann, 
aaO, 1964 a, S. 108 f f . 
117 Vgl. hierzu auch George J. McCall/J. L. Simmons, Identities and 
Interactions, New York-London 1966, S. 146 ff . mit Ausführungen 
über die »negotiation of identities« als notwendigen Untergrund al-
len spezifischen Zweckstrebens. 
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tive annehmen - ähnlich wie die großen Sophisten des 19. 
Jahrhunderts, Marx, Darwin, Nietzsche, Freud, es taten, 
wenn sie das Zwecksetzen durch bestimmte Faktoren 
außerhalb des Erlebnishorizontes des Handelnden zu erklä-
ren suchten. Wie diese Art Ideologiekritik ihre Spannun-
gen und Fruchtbarkeit, aber auch ihr Ungenügen, aus der 
Unverträglichkeit der Wahrheitsansprüche des erklärten 
und des erklärenden Denkens bezieht - jede Position des 
Denkens kann auf diese Weise korrumpiert werden 1 1 8 -, 
so ringen auch im Konflikt von Zweckformel und Bestands-
formel unverträgliche Grundkonzeptionen miteinander. Es 
handelt sich um den gleichen Kampf, den Kausaltheorien 
und Ideologien gegeneinander führen; die Veränderung 
der Fronten und Problemstellungen ist durch den Fort-
schritt der Sozial Wissenschaften von Faktortheorien zu Sy-
stemtheorien bedingt. 
Unverträglich sind diese beiden Positionen jedenfalls dann, 
wenn sie beide den Anspruch erheben, den grundbegriff-
lichen Bezugsrahmen zu definieren, also letzte, unableitbare 
Begründungen zu liefern. Und beide behaupten zunächst 
durch die Radikalität der ihnen eingegebenen Fragestellung 
diesen Rang. Dabei müssen sie das Gegenprinzip verschlin-
gen, ohne es verdauen zu können. 
Das Zweck-Modell nähert sich in dem Maße, als es die 
jeweilige Zweckvorstellung abstrahiert und je weiter es den 

118 Dieser Bruch der Einheit des Wahrhei tskosmos ist im übrigen 
nie geheilt worden. Schon Husserl, Max Weber, Troeltsch, Scheler, 
Mannhe im waren zu der Ansicht gelangt, daß eine kausalwissen-
schaftlich-genetische Erklärung des Denkens f ü r die Wahrhei t des 
Gedachten nichts besage, und hat ten insofern das 19. Jahrhunder t 
hinter sich gelassen. Aber das ist eine fü r das ontologische Denken 
unserer philosophischen Tradition unmögliche These; sie verflacht 
die Problematik der Zerstörung, welche die Denker des 19. Jahr-
hunderts noch in ihrem vollen Ernst erlebten und deshalb mitvoll-
zogen. Denn Kausalerklärung impliziert notwendigerweise, daß durch 
andere Kausalkonstel lat ionen andere Ergebnisse des Denkens bewirkt 
werden würden. Wahres Seiendes aber kann im Denken der ontolo-
gischen Metaphysik nur sein und nicht nicht sein. Vgl. hierzu 
Luhmann, aaO, 1962 b. 
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Zeithorizont der Folgenbetrachtung ausdehnt, dem Be-
standsmodell. Unter der Voraussetzung perfekter Konkur-
renz oder in unendliche Zeitferne projiziert, fallen Gewinn-
maximierung und Bestandserhaltung zusammen 1 1 9 . Ande-
rerseits kann man, wie es heute wohl überwiegend ge-
schieht, dem Zweck nur eine Teilfunktion für die Erhal-
tung des Systembestandes zusprechen. Aber fast unvermeid-
lich teleologisiert man dabei die Bestandsformel, nimmt 
die Erhaltung des Bestandes als Zweck der Leistungen, 
die ihn erhalten, und setzt damit das Zweckprinzip wie-
der über das Bestandsprinzip1 2 0 . So schien es Wilhelm 
119 So z. B. Tom Burns/G. M. Stalker, The Management of Innova-
tion, London 1961, S. 35. Vgl. auch die Forderung von Argyris, 
aaO, 1962, S. 71: »that an organization should strive to achieve 
its objectives in such a way that it can maximize the p roba-
bility that it will continue to achieve its objectives« - eine F o r m u -
lierung, die in ihrer überlegten Verschrobenheit die Undurchdacht-
heit des Problems einer Verschmelzung von Zweckmodell und Be-
standsmodell besonders evident macht. 
120 Ein in weiterem Sinne teleologischer Funktional ismus wird z. B. 
im Anschluß an Emile Durkheim (Les règles de la méthode sociolo-
gique, 8. Aufl . Paris 1927 S. 110 ff. ; vgl. auch Albert Pierce, Dürk -
heim and Functionalism. In: Kurt H. Wolff [Hrsg.], Emile D ü r k -
heim, 1858-1917. Columbus/Ohio 1960, S. 154-169) in der französi-
schen Soziologie vertreten. Siehe etwa Georges Gurvitch, La vocation 
actuelle de la sociologie, 3. Aufl . Paris 1963, Bd. 1, S. 333 ff. , 433; 
Henri Janne, Fonct ion et finalité en sociologie. Cahiers internatio-
naux de sociologie 16 (1954), S. 50-67; und auch Talcott Parsons, 
Beiträge zur soziologischen Theorie, dt. Übers. Neuwied-Berlin 1964, 
S. 38. Im angelsächsischen Bereich ist diese Frage stärker umstri t ten 
und auch Vertreter eines teleologischen Funktional ismus sind zumeist 
bemüht , diesen auf komplexe Kausalprozesse zu reduzieren. Siehe 
vor allem Ernest Nagel, Teleological Explanat ion and Teleological 
Systems. In: Sidney Ratner (Hrsg.), Vision and Action. New Bruns-
wick/N. J. 1953, S. 192-222; ders., Logic Without Metaphysics, 
Glencoe/Ill . 1956, S. 247 ff. ; ders., The Structure of Science, New 
York 1961, S. 401 f f „ 520 ff . ; ferner Siegfried F. Nadel, The Founda-
tions of Social Anthropology, Glencoe/Ill . 1951, S. 368 ff . ; ders., 
The Theory of Social Structure, Glencoe/Ill . 1957, S. 157 ff . ; Dorothy 
Emmet, Funct ion, Purpose and Powers, London 1958; Harold Fall-
ding, Funct ional Analysis in Sociology. American Sociological Re-
view 28 (1963), S. 5-13, und in Deutschland Renate Mayntz (Nach-
weise Anm. 125). Dabei distanziert man sich durchweg von der rein 
subjektiven Zweckvorstellung und nimmt einen »objektiven Zweck« 
der untersuchten Systeme als wissenschaftliche Hypothese an. 
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Wundt »keines näheren Nachweises« zu bedürfen, »daß 
der Gedanke der Erhaltung notwendig den des Zwecks 
in sich schließt« 1 2 1 . Auch die Betriebswirtschaftslehre trägt 
keine Bedenken, das Prinzip der Erhaltung des Unterneh-
mensbestandes bzw. der Substanzerhaltung als Zielfunktion 
oder doch als Erfolgskriterium zu verwenden 1 2 2 . Man 
kann natürlich diesem teleologischen Vorurteil abschwören 
und sich zu einem wertfreien Funktionalismus beken-
n e n 1 2 3 . Aber dann bleibt zunächst die Frage offen, wie 
man das, was als Bestand erhalten wird, gegen die ver-
änderlichen Systemkomponenten abgrenzt und in welchem 
Zeithorizont 1 2 4 . Hierfür ist ein selektives Kriterium erfor-
derlich, das dem reinen Bestandsbegriff nicht entnommen 
werden kann. Das traditionelle Selektionsschema aber ist 
das Zweck/Mittel-Schema. Aus diesen Gründen kommt Re-

121 Wilhelm Wundt, Logik, Bd. II, 4. Aufl . Stuttgart 1920, S. 330. 
122 Siehe z. B. Fritz Sonderegger, Das Prinzip der Erhal tung der 
Unternehmung als Grundproblem der modernen Betriebswirtschaft, 
Bern 1950; Karl Hax, Die Substanzerhaltung der Betriebe, Köln-
Opladen 1957; Walt her Busse von Cölbe, Substanzerhaltung. H a n d -
wörterbuch der Betriebswirtschaft, Bd. III , Stuttgart 1960, Sp. 5309-
5321 mit Literaturhinweisen; Dalton E. McFarland, Management . 
Principles and Practices, 2. Aufl . New York-London , S. 105 ff . 
123 So z. B. Robert K. Merton, Social Theory and Social Struc-
ture, 2. Aufl . Glencoe/Ill . 1957, S. 37 ff. , 54; Marion J. Levy, The 
Structure of Society, P r ince ton /N. J. 1952, S. 52 ff. , 70; Bernard Bar-
ber, Structural-Funct ional Analysis. Some Problems and Misunder-
standings. American Sociological Review 21 (1956), S. 129-135 
(134 f.); Luhmann, aaO, 1962 a, S. 617-644; Robert Brown, aaO, 
S. 109 f f . 
124 Dieses Bedenken findet man häufig formuliert , z. B. bei George 
C. Homans, Theorie der sozialen Gruppe , dt. Übers. Köln-Opladen 
1960, S. 259 ff . und dems., Contemporary Theory in Sociology. In: 
Robert E. L. Faris (Hrsg.), Handbook of Modern Sociology, Chi-
cago 1964, S. 951-977 (963 ff.); Walter Buckley, S t ructural -Funct io-
nal Analysis in Modern Sociology. In: Howard Becker/Alvin Boskoff 
(Hrsg.), Modern Sociological Theory in Continuity and Change, New 
York 1957, S. 236-259; Raymond Firth, Funct ion. In: William L. 
Thomas, Jr. (Hrsg.), Yearbook of Anthropology 1955, New York 
1955, S. 237-258 (240); Nagel, aaO, 1961, S. 527 f.; Harry M. John-
son, Sociology, New York 1960, S. 70. Schon Spinoza hatte im übri-
gen betont, daß das Bestandsprinzip keine immanente Zeitgrenze an-
gibt, vgl. Ethik III , 8. 
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nate Mayntz in einer scharfsichtigen Kritik des Bestands-
funktionalismus zu dem Ergebnis, daß die Bestandsformel 
im Grunde eine Charakterisierung der zu erhaltenen Zu-
stände als Zielzustände impliziert 1 2 5 . Damit wird das Be-
standsmodell wieder in das Zweckmodell zurückgebogen, 
ohne daß das Verhältnis von Bestandsbegriff und Zweck-
begriff geklärt wäre 1 2 6 . 
Eine ähnliche zweideutige Position findet man in der be-
triebswirtschaftlichen Literatur: Einerseits wird heute kaum 
noch ein Zweifel daran laut, daß Unternehmenszwecke im 
Interesse der Anpassungsfähigkeit und Erhaltung des Un-
ternehmens geändert werden können 1 2 7 . Andererseits ist 
es ebenso selbstverständlich, daß im Wege der Kapital-
investition in spezifische Projekte laufend Liquidität, und 
das heißt Anpassungsfähigkeit, geopfert werden muß, wenn 

125 Vgl. Renate Mayntz, Kritische Bemerkungen zur funktionalist i-
schen Schichtungstheorie. In: David V. Glass/Rene König (Hrsg.), 
Soziale Schichtung und soziale Mobil i tät . Sonderheft 5 der Kölner 
Zeitschrift f ü r Soziologie und Sozialpsychologie, Köln-Opladen 1961, 
S. 10-28; siehe auch dies., On the Use of the Equil ibrium Concept 
in Social System Analysis. Transactions of the F i f th World Con-
gress of Sociology, Washington D. C. 1962, Bd. IV, S. 133-153. 
126 Das gleiche gilt speziell in der Organisationssoziologie, wenn 
Etzioni, aaO, 1960, (vgl. auch aaO, 1961, S. 78 f.; aaO, 1964, S. 19) 
nach Übergang vom »Goal Model« zum »System Model« in dessen 
Rahmen das »Survivak-Prinzip wegen der zu einfachen Entweder / 
Oder-Schematisierung abgelehnt und ein »Effectiveness Model« vor-
schlägt, das wiederum durch den Zweckbegriff definiert wird (aaO, 
1960, S. 272). Denselben Zirkel f indet man bei Basil S. Georgo-
poulos/Arnold S. Tannenbaum, A Study of Organizational Effect i -
veness. American Sociological Review 22 (1957), S. 534-540; siehe 
auch Arnold S. Tannenbaum, Control and Effectiveness in a Volun-
tary Organization. The American Journal of Sociology 67 (1961), 
S. 33-46 (34), oder die Definition der Systemerhaltung durch Erha l -
tung von »generalized resources« (= Mittel!) bei Ephraim Yucht-
man/Stanley E. Seashore, A System Resource Approach to Organi-
zational Effectiveness. American Sociological Review 32 (1967), S. 
891-903. Auch in der Selbstdarstellungstheorie belasten solche Rück-
fälle in das Zweckmodell die Systemtheorie und geben dem Begriff 
der Selbstdarstellung eine peinlich instrumentale Note - so bei Blau, 
aaO, 1964, S. 33 in der Richtung auf »rewarding interactions«. 
127 Vgl. statt anderer Krüsselberg, aaO, S. 112 ff . 
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überhaupt ein bestimmter Zweck erreicht werden sol l 1 2 8 . 
Auch diese Diskrepanz läßt die Frage aufkommen, ob in 
der Kontroverse Zweckmodell vs. Bestandsmodell über-
haupt eine sinnvolle theoretische Entscheidung getroffen 
werden kann, die das eine Modell zugunsten des anderen 
ausschlösse. 
Keine dieser verschiedenen Auffassungen des Verhältnis-
ses von Zweckformel und Bestandsformel vermag voll zu 
befriedigen. Vermutlich hängen diese Schwierigkeiten, vor 
denen die Theoriebildung hier stagniert, mit der Tatsache 
zusammen, bei der unsere Untersuchungen ansetzten: Der 
Zweckbegriff ist von der Einzelhandlung her konzipiert und 
reicht deshalb als Theorie komplexer Handlungssysteme 
nicht aus. 
Zwecke sind und bleiben, soll der Begriff nicht jede empi-
rische Kontur verlieren, vorgestellte wertvolle Wirkungen, 
deren Verwirklichung problematisch ist. Ihre Problematik 
bezieht sich also auf eine vorgestellte Wirkungseinheit. Das 
ist ein ausschnitthaftes Realitätsbild von sehr geringer 
Komplexität. Die Zweckorientierung muß mithin stets vor-
aussetzen, daß die durch sie nicht erfaßte Komplexität der 
Welt außerhalb der Reichweite des menschlichen Handelns 
- zum Beispiel in der Natur oder durch soziale Institu-
tionen - schon geordnet ist. Demgegenüber ist die Be-
standsformel eine Problemformel für im einzelnen nicht 
vorhersehbare System/Umwelt-Beziehungen, ist also auf 
äußerste Komplexität hin angelegt. Aber sie absorbiert die-
se Komplexität unzureichend: Sie suggeriert weder be-
stimmte wissenschaftliche Hypothesen noch gar Entschei-
dungskriterien 1 2 9 . Genau dieser Nachteil ist aber der Vor-

128 Vgl. dazu Krüsselberg, aaO, S. 125. 
129 Aus diesem Grunde lehnt Roger N. Shepard, On Subjectively 
Opt imum Selection Among Multiat tr ibute Alternatives. In: Shelly 
II/Bryan, aaO, S. 257-281 (258) den in der neueren wirtschaftswis-
senschaftlichen Literatur zuweilen auftauchenden Gedanken ab, Op-
timalität durch Bestandserhaltung zu definieren. Vgl. auch oben 
S. 124 f. 
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teil der Bestandsformel: Sie setzt jedenfalls Komplexität 
nicht als schon reduziert voraus, sondern hält alles offen. 
Sie dient daher als umfassende Problemformel für das Ver-
hältnis von System und Umwelt. In ihr kündigt sich ein 
wachsendes Vertrauen in die Problemverarbeitungskapazi-
tät der Wissenschaft an, das auch in anderen Aspekten 
der funktionalen Methode spürbar wi rd 1 3 0 . 
Diese Überlegungen entschärfen die geschilderte Kontro-
verse. Sie beziehen sie auf das Grundproblem der äußer-
sten Komplexität der Welt, in der ein System seinen Be-
stand nur unter bestimmten, näher zu erfassenden Bedin-
gungen erhalten kann, und relativieren den Gegensatz von 
Bestandsformel und Zweckformel zu einem mehr graduel-
len Unterschied im Fassungsvermögen für Komplexi-
tät. Darüber hinaus legen sie es nahe, nicht nach einer »rich-
tigen« Entscheidung in der Kontroverse Zweckmodelle vs. 
Bestandsmodelle zu suchen, sondern Verfahren der Reduk-
tion von Komplexität zu entwickeln, in denen Bestandsmo-
delle gleichsam den Anfang und die Grundlage bilden, 
Zweckmodelle dagegen eingesetzt werden, wenn die Pro-
bleme schon spezifischere Strukturen gewonnen haben, 
wenn also Komplexität schon weitgehend absorbiert ist. 
Schließlich legt die These, daß der Zweckbegriff auf die 
geringe Ordnungskapazität der Einzelhandlung, die Be-
standsformel dagegen auf Systemprobleme zugeschnitten 
ist, es nahe, den Bestandsbegriff, der für sich allein als 
selektives Kriterium offensichtlich versagt hat, durch eine 
Systemtheorie zu er läutern 1 3 1 . Hierfür sind mannigfache 
Vorarbeiten geleistet worden, aber ihr Zusammenbau zu 
einer allgemeinen Systemtheorie steht noch aus. Der Be-

130 Zum Beispiel darin, daß sie nicht nur Ähnliches, sondern ge-
rade auch Unähnliches vergleicht; ferner darin, daß sie sich nicht 
nur fü r manifeste, sondern gerade auch fü r latente Funktionen und 
nicht nur f ü r positive, sondern auch fü r negative Funktionen (dys-
functions) interessiert - in allem eine erhebliche Ausdehnung des 
Komplexitätsvermögens alltäglicher menschlicher Orientierung wa-
gend. 
131 Vgl. dazu Luhmann, aaO, 1964 d. 
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standsbegriff hält zunächst nur einen Leerplatz für eine sol-
che Theorie offen, füllt ihn aber nicht aus. Wenn man 
ihn jedoch aus dem Kontext der kausalwissenschaftlichen 
Forschung, die spezifische Beziehungen zwischen bestimm-
ten Ursachen und bestimmten Wirkungen zu ermit-
teln sucht, herauslöst und Bestand nicht mehr einfach als 
bewirkte (oder zu bewirkende) Wirkung versteht, sondern 
als Komplex von Problemen, die gelöst werden müssen, 
wenn ein System in einer veränderlichen Umwelt invariant 
gehalten werden soll, dann ergeben sich fruchtbare Bezie-
hungen zwischen Bestandsformel und Systemtheorie. Bevor 
wir diesen Gedanken im nächsten Kapitel weiterverfolgen, 
müssen wir unsere Übersicht über die vom Zweckbegriff 
abspringenden Theoriebewegungen jedoch durch einen 
Blick auf die kybernetische Systemtheorie abrunden, zumal 
gerade sie zu diesem Problem des Verhältnisses von Zweck-
setzung und Systemerhaltung wichtige Gedanken beizusteu-
ern vermag. 

5. Kybernetische Regelung 

Zwei Züge sind für den Forschungsbereich bezeichnend, 
der seit der katalysierenden Schrift von Norbert Wiene r 1 3 2 

sich unter dem Stichwort Kybernetik konstituiert hat: Die 
Faszination durch das Problem der Konstanz in einer 
äußerst komplexen, veränderlichen Welt und der Versuch, 
invariante Zustände von Variablen (also nicht Dinge!) 
durch Kommunikationsprozesse zu erklären. Daß Invari-
anz als Problem - und nicht etwa als Wesenskern des Sei-
enden - gesehen wird und daß in einer bestimmten wis-
senschaftlichen Perspektive nach möglichen Lösungen die-
ses Problems gefragt wird, macht die Kybernetik zu einem 
entschieden nichtontologischen, funktionalistischen For-

132 Norbert Wiener, Cybernetics, or Control and Communicat ion 
in the Animal and the Machine. Zuerst Paris 1948. Dt . Übers, der 
2. Aufl . : Kybernetik, Düsseldorf-Wien 1963. 
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schungsansatz 1 3 3 und bringt sie in eine überraschende Nä-
he zur funktional istischen Systemtheorie der Soziologie1 3 4 . 
Nimmt man hinzu, daß in der neueren soziologischen The-
orie Systembegriff und Kommunikationsbegriff den glei-
chen Abstraktionsgrad und die gleiche Anwendungsbreite 
über alle Phänomene erreicht haben, so daß der eine Be-
griff den anderen voraussetzt, dann wird vollends deutlich, 
in welchem Ausmaß bei stärkerem wissenschaftlichen Kon-
takt hier ein freudiges Sich-im-Anderen-Wiedererkennen 
stattfinden könnte. 
Bei der Umschreibung der Eigenart des kybernetischen 
Forschungsinteresses ist mit Bedacht jener Mechanismus 
unerwähnt geblieben, der sehr oft, vor allem in der »an-
gewandten« Kybernetik, als das Wesen der Sache ausge-
geben wird: die Rückmeldung von Informationen über er-
zielte Wirkungen in den Wirkungsvorgang und dessen lau-
fende Steuerung mit Hilfe dieser Informationen (feedback). 
Dabei handelt es sich nur um einen, allerdings sehr be-
deutsamen Mechanismus für den Umgang mit hoher, un-
bekannter Komplexität. Grundgedanke dieses auch »Servo-
mechanismus« genannten Verfahrens ist es, eine bestimm-
te beabsichtigte Dauerwirkung trotz verschiedener wech-
selnder Umwelteinwirkungen konstant zu erzeugen da-
durch, daß die vom System eingesetzte Teilursache nach 
Maßgabe des in der Umwelt erzielten Effekts veränder-
lich dosiert wird. Das System kompensiert dann durch 
Selbständerung etwaige Umweltänderungen. Es braucht 
133 So auch die einleitenden Bemerkungen bei W. Ross Ashby, An 
Introduction to Cybernetics, London 1956, 4. Druck 1961, S. 1. 
134 Besonders deutlich wird dies bei einem Vergleich mit der Kon-
zeption des Funktionalismus, die Nagel (Literaturangaben oben 
Anm. 120) ausgearbeitet hat, weil Nagel seine Theorie, wie die Ky-
bernetik auch, auf das Konstanthal ten spezifischer Systemzustände 
beschränkt, ohne eine Erklärung da für anzubieten, welche einzelnen 
Systemzustände konstant zu halten sind und weshalb. Im übrigen 
besteht auch wissenschaftsgeschichtlich ein enger Zusammenhang da-
durch, daß sowohl Wiener wie Parsons sich sehr stark an Walter 
B. Cannon, The Wisdom of the Body, New York 1932, und seinem 
Begriff der Homeostasis orientiert haben. 
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diese Umweltänderungen nicht vorauszusehen und vorher 
einzuplanen. Es erfährt sie nachträglich (aber möglichst so-
fort) durch Rückmeldung des Ergebnisses der eigenen 
Wirksamkeit und ändert daraufhin die eigene Leistung 
entsprechend. 
In diesem Verfahren ist nun - und das ist der Ausgangs-
punkt für die kybernetische Zwecktheorie - ein Sollwert 
vorausgesetzt, dessen Aktualisierung das System »anstrebt« 
und der das Maß gibt für die Korrektur der tatsächlich 
erreichten Wirkung. Als kontrafaktisch stabilisierte Größe 
hat dieser Sollwert für das System normativen Sinn. In 
der kybernetischen Literatur wird er daher oft auch als 
Regelungsziel oder als Zweck bezeichnet und dient als Ar-
gument für die These, daß der Kybernetik die Rückfüh-
rung des teleologischen Zweckbegriffs auf eine in bestimm-
ter Weise geordnete Konstellation von einfachen Ursachen 
gelungen se i 1 3 5 . Die reifste und bemerkenswerteste Dar-
stellung dieses Gedankens lautet, daß Kausalkategorie und 

135 Vgl. namentlich Arturo Rosenblueth/Norbert Wiener/Julian Bige-
low, Behavior, Purpose, and Teleology. Philosophy of Science 10 
(1943), S. 18-24; Arturo Rosenblueth/Norbert Wiener, Purposeful 
and Nonpurposefu l Behavior. Philosophy of Science 17 (1950), S. 
318-326. Siehe ferner z. B. Ashby, aaO, 1952, S. 53 ff. , 120 ff . ; Louis 
Couffignal, Kybernetische Grundbegr i f fe , dt. Übers. Baden-Baden-
Paris o. J., S. 64 f. u. ö.; ders., La gestion cybernétique d 'une en-
treprise. Cybernetica 5 (1962), S. 71-87 (ein Beispiel fü r die völlige 
Unterordnung der Kybernetik unter die übliche zweckrationale 
Handlungsauslegung); Luden Mehl, La cybernétique et l 'administra-
tion. La Revue Administrative 10 (1957), S. 410-419; 11 (1958), S. 
539-545, 667-671; 12 (1959), S. 201-207, 531-544; 13 (1960), S. 75-
83, 323-327; 14 (1961), S. 311-319, 671-679; Nagel, aaO, 1961, S. 410 
f f . ; Adolf Angermann, Kybernetik und betriebliche Führungslehre. 
Betriebswirtschaftliche Forschung und Praxis 11 (1959), S. 257-267 
(262); Chadwick J. Haberstroh, Control as an Organizational Pro-
cess. Management Science 6 (1960), S. 165-171, neu gedruckt in: 
Rubenstein/Haberstroh, aaO, S. 331-336 mit Vorbehal ten in bezug 
auf das Problem der Herkunf t der Zwecke; Beer, aaO, 1962, S. 56 
f f . (aber auch 241 ff.); Litterer, aaO, S. 235 ff . ; Henryk Greniewski, 
Intention and Performance. A Primer of Cybernetics of Planing. 
Management Science 11 (1965), A S. 763-782. Demgegenüber ver-
meiden die terminologischen Vorschläge des Arbeitsausschusses Re-
gelungstechnik im Deutschen Normenausschuß den Zweckbegriff und 
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Zweckkategorie sich nicht widersprechen, daß es sich über-
haupt nicht um ein Gegensatzpaar handelt, welches auf 
einer Ebene liegt, daß vielmehr die Kausalkategorie den ein-
fachen Prozeß bezeichnet, die Zweckkategorie dagegen eine 
Systemkategorie ist, die nur angewendet werden kann, 
wenn ein Komplex einfacher Kausalprozesse in bestimmter 
Weise geordnet ist, daß also der Zweck nicht unmittelbar 
aus den einzelnen Ursachen dieser Prozesse als gemeinsa-
me Wirkung abgeleitet werden kann, sondern ein beson-
deres Arrangement, eben ein System, voraussetzt 1 3 6 . 
Obgleich dieser Gedanke, daß der Zweckbegriff eine hö-
here Organisationsform voraussetzt als die einfache Kau-
salrelation - wir würden sagen: den Übergang von der 
Handlungstheorie zur Systemtheorie voraussetzt - als rich-
tungsweisend festzuhalten ist, bleibt die Frage offen, ob 
die Kybernetik, soweit sie nur eine Theorie des Servome-
chanismus sein will, die Ordnungsleistung der Zweckratio-
nalität erschöpfend e r faß t 1 3 7 . Ihr wichtigster Beitrag zu 
diesem Problem liegt in der These, daß Zwecke nicht ein-
fach nur systeminterne Verhaltensstandards sind, sondern 
ein Problem in der Beziehung von System und Umwelt 
lösen 1 3 8 . Der kybernetische Zweckbegriff erfaßt indes nur 
ein Teilproblem, nur eine besondere Problemsituation in 

nennen den Sollwert der Regelung »Führungsgröße«, den Istwert 
des Prozesses »Regelgröße« und den U m f a n g der auf die Rückmel-
dung zu veranlassenden Korrektur »Stellgröße« (Normblat t Din 
19226). 
136 So z. B. Wieser, aaO, 1959. S. 16; Anatol Rapoport, An Essay 
on Mind. General Systems 7 (1962), S. 85-101 (91 ff.). 
137 Vgl. auch Mayntz, aaO, 1963, S. 43 ff . mit einer Reihe von Be-
denken gegen die Analogie von kybernetischer Maschine bzw. Orga-
nismus und zweckgerichteter Organisation; ferner Haberstroh, aaO, 
S. 331 f.; Langkjaer, aaO, S. 249 ff . 
138 So namentlich, durch die Kybernetik angeregt, Geoffrey Vickers, 
The Undirected Society. Essays on the H u m a n Implications of In-
dustrialization in Canada , Toronto 1959, siehe z. B. S. 47 f., 92 und 
öf ter . Diese Auffassung beginnt im übrigen auch außerhalb der Ky-
bernetik in der Gruppentheorie und in der Organisationssoziologie an 
Boden zu gewinnen. Zur Gruppentheorie vgl. bereits oben S. 144 ff . Fü r 
die Organisationssoziologie siehe namentlich James D. Thompson/ 
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den Beziehungen von System und Umwelt, nämlich den 
Fall, daß eine spezifische Wirkung von Systemprozessen 
trotz Einwirkung veränderlicher Umweltfaktoren konstant 
gehalten werden soll. Dabei ist weiter vorausgesetzt, daß 
auf jede Umweltkonstellation eine und nur eine spezifische 
Systemleistung paßt (nämlich die, welche zusammen mit 
den betreffenden Umweltbedingungen die beabsichtigte 
Wirkung erzeugt). Es gibt danach jeweils nur eine rich-
tige Beziehung zwischen System und Umwelt, so daß eine 
in den relevanten Aspekten veränderte Umwelt ein ver-
ändertes System erforder t 1 3 9 . 
Gegenüber dem traditionellen Zweckbegriff liegt in diesen 
Voraussetzungen eine erhebliche Einschränkung, und schon 
daran scheitert der Anspruch der Kybernetik, Teleologie 
nunmehr »wissenschaftlich« erklären zu können. Die 
Zweckorientierung hat nämlich durchaus und gerade auch 
für die Fälle Bedeutung, in denen die Umwelt sich nicht 
änder t 1 4 0 . Der Zweck dient dann dazu, dem System eine 

William J. McEwen, Organizational Goals and Environment . Goal-
Setting as an Interaction Process. American Soziological Review 23 
(1958), S. 23-31, neu gedruckt in: Dorwin Cartwright/Alvin Zander, 
Group Dynamics, 2. Aufl . Evanston / I l l . -London 1960, S. 472-484; 
William R. Dill, Environment as an Influence on Managerial Auto-
nomy. Administrative Science Quarterly 2 (1958), S. 409-443; Stanley 
H. Udy, Technical and Institutional Fac tors in Product ion Organi-
zation. A Preliminary Model. The American Journal of Sociology 
67 (1961), S. 247-254, und besonders Parsons, aaO, 1956, S. 63-85, 
225-239. Siehe außerdem bereits Barnard, aaO, S. 195 ff. , die oben 
(Anm. 109) zitierten Arbeiten von Philip Selznick und als ein Bei-
spiel f ü r ein Aufgrei fen dieses Gedankens durch die Betriebswirt-
schaftslehre Krüsselberg, aaO, S. 112 ff . 
139 Diese Unterstel lung einer sachlich konfliktfreien, einzig rich-
tigen Beziehung zur Umwelt kritisiert Vickers, aaO, 1959, S. 10 f. 
Gibt man sie aber auf, dann entsteht ein neues, fü r Sozialsysteme 
typisches Problem. Dann reichen die rückgemeldeten Informat ionen 
über die Differenz zwischen Erstrebtem und Erreichtem nicht mehr 
aus, um sofort das korrigierende Mittel zu wählen; die Entschei-
dungen werden schwieriger, die Entscheidungszeiten verlängern sich, 
die feedback-Informat ion wird inaktuell. 
140 Darauf haben vor allem Churchman/Ackoff, aaO, und im An-
schluß an sie Moore/Lewis, aaO, S. 152 f. hingewiesen. Dieses Ar -
gument ist m. E. t reffender als ein anderes, das m a n häufiger f in-
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Mehrheit von Anpassungsmöglichkeiten (Mitteln) gegen-
über einer als teilweise konstant vorausgesetzten Umwelt 
(z. B. einer relativ beständigen Leistungserwartung) aufzu-
zeigen. Er erfüllt, wie wir oben sahen 1 4 1 , diese Funktion 
durch Abstraktion einer spezifischen, anzustrebenden Wir-
kung unter Wertneutralisierung der übrigen Handlungsfol-
gen. Im »Zweck« der Feuerwehr liegt nicht nur die De-
finition eines empirischen Zustandes (kein schadenstiften-
des Feuer im Bezirk), die bei Meldung einer »Abweichung« 
ein bestimmtes wiederherstellendes Handeln auslöst, son-
dern zugleich eine Abstraktion von der empirischen Wirk-
lichkeit, die es erlaubt, gewisse Folgen des Handelns (Ko-
sten der Apparatur, Verkehrsstörungen, Wasserschäden, 
Gefährdung von Leib und Leben der Feuerwehrleute) in 
Kauf zu nehmen und die außerdem gewisse Wahlmöglich-
keiten für eine Strategie der Zweckerfüllung in Anpassung 
an konkrete Situationen eröffnet. Die Zweckorientierung 
befreit von einem allzu direkten Umweltdruck und verein-
facht die Entscheidungssituation. Sie löst, um es auf eine 
abstrakte Formulierung zu bringen, nicht nur ein Zeit-
problem, wie die Kybernetik es annimmt, sondern auch 
ein Sachproblem: Sie verhilft dem System nicht nur zu 
konstanten Wirkungen trotz unvorhersehbarer Umweltva-
riationen, sondern reduziert zugleich die sachliche wider-
spruchsreiche Komplexität der Umwelt auf eine einfache, 
entscheidungsfähige und gleichwohl elastische Formel. 
Formuliert man das Stabilisierungsproblem im Blick auf 
die sachliche Komplexität der Systemumwelt und als Auf-
gabe der Situationsvereinfachung, der Reduktion von Kom-
plexität zu einer überblickbaren, rational beherrschbaren 

det (z. B. bei Floyd H. Allport, Theories of Perception and the 
Concept of Structure, New York-London 1955, S. 522 ff.): Die Ky-
bernetik müsse Voraussetzungen über nicht servomechanische Struk-
turen im System machen, die das Zweckinteresse erklären. Dieser 
Einwand wendet sich im Grunde nur gegen die ohnehin irrige Iden-
tifikation von Kybernetik und Servomechanik. 
141 Vgl. S. 33 ff . 
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Datenkonstellation, dann ergeben sich in grober Sicht zu-
nächst zwei funktional äquivalente Systemstrategien: Ent-
weder sucht das System ohne Voraussicht des Umweltver-
haltens konkrete Zustände stabil zu halten, indem es durch 
wechselnde Eigenleistung Umweltveränderungen, wie sie 
jeweils unerwartet kommen, kompensiert. Dies ist die Stra-
tegie des Servomechanismus oder des kybernetischen 
Zweckbegriffs, der also insofern, als er Unvorhersehbarkeit 
der Umweltveränderungen berücksichtigt, indirekt auch der 
sachlichen Komplexität der Umwelt Rechnung trägt. Oder 
das System koordiniert seine Bemühungen im Hinblick 
auf einen abstrakten Zweck, der voraussichtlich von der 
Umwelt, wie immer sie sich im übrigen ändern mag, kon-
stant anerkannt werden wird und dem System eine Exi-
stenzgrundlage bietet. Das System kann dann eine Mehr-
heit möglicher Mittel nach Maßgabe dieses Zweckes ratio-
nalisieren 1 4 2 . Beide Strategien sind nicht nur alternativ, 
sondern auch kombiniert einsetzbar. Das System kann 
einen Zweck suchen, der von einer spezifischen Umwelt 
bis auf weiteres konstant honoriert wird und ihm dadurch, 
zum Beispiel im Tauschwege, die Existenzmittel sichert. Und 
es kann die Erfüllung dieses Zweckes zugleich servomecha-
nisch stabilisieren, indem es im Bereich der Mittel zu diesem 
Zweck auf Veränderungen in anderen Umwelten durch Aus-
wechseln funktional äquivalenter Mittel reagiert - so wie 
zum Beispiel eine Produktionsorganisation bei steigenden 
Lohnkosten oder wachsender Personalknappheit sich von ar-
beitsintensiven auf arbeitssparende, aber kapitalintensive 
Produktionsweisen umstellen kann. Die Zwecksetzung hat 
dann eine doppelte Funktion: Sie ermöglicht dauerhaften 
Konsens in einer spezifischen Umwelt und zugleich ein 
elastisches Austauschen von Mitteln (die erst durch den 
Zweck als funktional äquivalente Alternativen sichtbar wer-

142 Vgl. dazu die bei March/Simon, aaO, S. 160 beiläufig erwähnte 
Unterscheidung von »coordination by plan« und »coordination by 
feedback«. 
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den) als Reaktion auf Veränderungen in anderen Umwel-
ten. 
Diese Ordnungsleistung des Zweckes, die wir im folgen-
den Kapitel als Funktion der Reduktion von Veränder-
lichkeit und Komplexität der Umwelt eingehend behandeln 
werden, läßt sich nur verständlich machen, wenn man die 
kybernetische Annahme eines Nacheinanders mehrerer 
Umwelten, die durch unvorhersehbare Veränderungen in-
einander übergehen, ausweitet und mit einer Gleichzeitig-
keit mehrerer Umwelten rechnet, die in unterschiedlichem 
Sinne konstant bzw. veränderlich sind und dadurch der 
Zweckstrategie des Systems Ansatzpunkte bieten. Es muß 
also nicht nur das Zeitproblem durch das Sachproblem 
der Stabilisierung ergänzt werden, sondern zugleich auch 
die Annahme einer zeitlichen durch die Annahme einer 
sachlichen Umweltdifferenzierung. Dafür reicht der kyber-
netische Zweckbegriff, soweit dies bisher erkennbar ist, 
nicht aus, und es scheint, daß die Kybernetik in ihrem 
Bestreben, den Zweckbegriff zu präzisieren, die Funktion 
der Zweckrationalität für die Reduktion der zeitlichen und 
der sachlichen Umweltproblematik unterschätzt, obwohl sie 
andererseits einzusehen beginnt, daß ihre Zweckkonzep-
tion allein die Systemstabilisierung nicht hinreichend er-
klärt. 
Nimmt man nämlich die Kybernetik in der vollen Breite 
ihrer Interessenentfaltung als Theorie kommunikativer Sy-
steme und nicht nur als Theorie der Servomechanismen, 
dann zeigt sich, daß ihre Vorstellung von der Stabilisie-
rung solcher Systeme mit der soeben skizzierten Zweck-Auf-
fassung nicht erschöpft ist. Vielmehr nimmt der Zweckbe-
griff, der die Stabilisierung spezifischer Zustände in bezug 
auf bestimmte mitwirkende Umweltvariable behandelt, nur 
eine untergeordnete Stellung in der Gesamtkonzeption e in 1 4 3 , 
143 Das ist besonders deutlich zu verfolgen bei Ashby, aaO, 1952, 
der die einfache Theorie der Stabilisierung bestimmter Zustände 
durch eine komplexere Theorie der »Ultrastabilität«, die auf »Stu-
fenfunkt ionen« beruht und durch eine noch komplexere Theorie der 
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Diese Entthronung des Zweckgedankens ist der Preis, der 
für seine Präzisierung gezahlt wird. Er wird so nur auf 
einer relativ einfachen Stufe der Überlegungen verwendet 
und dient nicht mehr zur Charakterisierung der System-
leistung selbst. Stabilität in einer äußerst komplexen Um-
welt erfordert, mit anderen Worten, mehr als nur servo-
mechanische Zweckverfolgung. 
Wir finden hier mithin eine ähnliche Situation wie in der 
Gruppentheorie und in der Soziologie. Während aber dort 
der Zweckbegriff in seinem alten Umfang und seiner uni-
versellen Prätention bewahrt wird und Zweckmodelle und 
Bestandsmodelle deshalb unentschieden konkurrieren, wird 
in der Kybernetik der Zweckgedanke radikal vereinfacht 
und dann als elementare Stufe zu einer komplexen Sy-
stemtheorie verwendet. Er erhält dadurch einen festen 
Platz in der Systemtheorie - aber, wie wir sahen, unter 
Verlust wesentlicher Sinnkomponenten des Zweckbegriffs, 
die man vielleicht in der Theorie der Maschinen oder Or-
ganismen, nicht aber in der Theorie der Handlungssysteme 
aufgeben darf. Auch die kybernetische Systemtheorie ver-
mag unseren weiteren Überlegungen daher wichtige An-
regungen zu bieten. Eine Antwort auf die Frage, welche 
Funktion ein Systemzweck in Systemen erfüllt, gibt sie 
nicht. 

»Multistabilität«, die auf »Teilfunktionen« beruht, überbaut . Da ran 
anschließend Wieser, aaO. Auch bei Beer, aaO, 1962 und bei Ra-
poport, aaO, rutscht der Zweckbegriff auf ähnliche Weise in eine 
elementare, vordergründige Rolle. Anders gerichtete Ausführungen, 
die den Zweckbegriff der Kybernetik auch für höhergeordnete F u n k -
tionen verwenden wollen, f inden sich hauptsächlich bei Anwendern 
des kybernetischen Gedankenguts, so bei Deutsch, aaO, 1963, S. 91 
ff. , aber sie sind so allgemein gefaßt, daß sie f ü r eine kritische 
Erörterung keine rechten Ansatzpunkte bieten. 



4. Kapitel 

Die Funktion der Zwecksetzung 

In dem Kapitel, das wir hinter uns haben, sollte Mut und 
Material gesammelt werden zur Vorbereitung eines theore-
tischen Schrittes von weittragender Bedeutung. Im Nach-
vollziehen einer Reihe von verschiedenartigen Gedanken-
entwicklungen haben sich immer wieder die Unentbehr-
lichkeit des Zweckbegriffes und die Fragwürdigkeit seines 
theoretischen Status erwiesen1. Einerseits ist die Zweck-
setzung ihres alten Wahrheitsanspruches entkleidet worden. 
Sie wird kausal erklärt, auf ihre normative Zulässigkeit 
geprüft und gilt nicht mehr ohne weiteres als rational, 
wird also in der wissenschaftlichen Analyse auf Begriffe 
zurückgeführt, die den Zweckbegriff nicht mehr voraus-
setzen. Für diese Rückführung gibt es keinen einheitlichen 
grundbegrifflichen Bezugsrahmen mehr. Die Wissenschaft 
vom menschlichen Handeln, die Ethik, ist in verschiedene 
Handlungswissenschaften zerfallen. - Andererseits orientie-
ren diese Wissenschaften sich doch an einem Grundbegriff 
des Handelns, und das Handeln wird zumeist so ausgelegt, 
daß der Zweckbegriff als Moment der Handlungsstruktur 
erscheint. Selbst in dem breiten Fluß der verhaltenswissen-
schaftlichen (neobehavioristischen) Wissenschaftsorientie-
rung, der in den Vereinigten Staaten die Sozialwissenschaf-
ten überflutet, wird vielfach angenommen, daß der Hand-
lungszweck am Verhalten empirisch ablesbar sei, und zwar 
unabhängig von der subjektiven (und insofern verdächti-
gen) Zweckvorstellung, über die der Handelnde Auskunft 
gibt2. Aber hat jedes Handeln einen Zweck? Und aus was 

1 Dieses Gesamturtei l auch bei Gross, aaO, 1964, S. 467 f. 
2 Vgl. z. B. Rosenblueth/Wiener, aaO, S. 223; Deutsch, aaO, 1963, 
S. 191 f. Zur Kritik siehe bereits Myrdal, aaO, S. 324; ferner Luden 
Mehl, aaO, 1960, S. 78; Biddle, aaO, insb. S. 161 ff. 
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besteht das Handeln außerdem? Und was heißt hier »hat« 
und »besteht«? Liegen der Begriff des Zweckes und der 
Begriff des Handelns überhaupt auf einer Ebene? Und 
wenn nicht, handelt es sich bei der Differenz lediglich um 
den Gegensatz von subjektiv und objektiv? Ist das Han-
deln Mittel zum Zweck, oder ist der Zweck Teil der Hand-
lungsstruktur? Welcher Begriff definiert den anderen? 
Es ist vermutlich unnütz, diese Art Fragen weiter zu ver-
folgen. Sie beruhen auf einer allzu naiven Vorstellung von 
wissenschaftlicher Begriffsbildung. Solange man den Zweck 
deskriptiv als etwas Seiendes auffaßt und im Zweckbegriff 
das allgemeine Wesen dieses Seienden abzubilden sucht, 
wird man über das Verhältnis von Zweck und Handlung 
keine Klarheit gewinnen können, denn weder sind die Tat-
bestände beider Begriffe identisch, noch lassen sie sich völ-
lig trennen oder einander über- bzw. unterordnen. Am ehe-
sten überzeugte dann doch die antike Deutung des Zwek-
kes als Wesen und damit als Teil der Wirklichkeit des 
Handelns. Die Deutung des Unterschiedes mit Hilfe des 
Gegensatzes von subjektiv und objektiv täuscht eine Ver-
ständnismöglichkeit vor; beim Zufassen greift man in Ne-
bel. Auch die logische Beziehung beider Begriffe bleibt of-
fen: Weder kann aus einer Aussage über eine Handlung 
eine Aussage über ihren Zweck gefolgert werden, noch er-
laubt umgekehrt die Erkenntnis des Zweckes ein Erken-
nen der Handlung. So liegt die Versuchung nahe, norma-
tive Zweckwissenschaft und empirische Handlungswissen-
schaft zu trennen, aber eine solche Parzellierung trägt we-
niger als alles andere zur Problemlösung bei. 
Wenn man die Frage nach dem Wesen des Zweckes durch 
die Frage nach der Funktion der Zwecksetzung ersetzt, 
kommt man auf philosophisch und wissenschaftstheoretisch 
ungesicherten, traditionslosen Grund. Es mag sein, daß er 
trägt; es mag sein, daß er trügt. Zunächst einmal erge-
ben sich aber für die Ordnung unserer Vorstellungen we-
sentliche Vorteile, und zugleich scheint aus den Teildiskus-
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sionen unseres Problems, die wir an uns vorüberziehen 
ließen, mehr als ein Zeichen in diese Richtung zu weisen. 
Die Frage nach der Funktion macht die Analyse eines Ge-
genstandes abhängig von einem Bezugsproblem, zu dessen 
Lösung er beitragen kann. Die Interpretation dieser Be-
ziehung ist in der heutigen soziologischen Methodendis-
kussion umstritten. Wir können uns auf keine weithin ak-
zeptierte Meinung stützen, sondern müssen zum Grund der 
Kontroversen durchstoßen. Innerhalb der sog. funktionali-
stischen Schule wird der funktionale Lösungsbeitrag einer 
Handlung, Rolle oder Institution durchweg kausal als Be-
wirken einer Wirkung verstanden. Das ist richtig, läßt aber 
die entscheidenden Fragen noch offen, nämlich weshalb 
und in welcher Hinsicht die Feststellung des Bewirkens 
einer Wirkung interessiert und woher die Problematik, das 
»zu Bewirkende«, der Wirkung kommt. In jedem Falle 
ist, wie wir oben sahen3, die Beziehung einer Ursache auf 
eine Wirkung eine Abstraktion, also rechtfertigungsbedürf-
tig. Sieht man dies ein, dann kann man die einfache Kau-
salbeziehung zwischen Ursache und Wirkung nicht länger 
als wissenschaftlichen Grundbegriff behandeln und zur De-
finition des Funktionsbegriffes verwenden, sondern muß 
umgekehrt nach ihrer Funktion im wissenschaftlichen wie 
auch im praktischen Überlegungskontext fragen. Diese 
Funktion aber ist, wie ich an anderen Stellen zu zeigen 
versucht habe 4 , die Ermöglichung eines Vergleichs be-
stimmter Ursachen mit anderen, funktional äquivalenten 
Ursachen, oder bestimmter rechtfertigender Wirkungen mit 
anderen, als Rechtfertigung funktional äquivalenten Wir-
kungen. 
Vergleich ist eine unentbehrliche Voraussetzung jeder Kau-
salfeststellung5. Wo die Wissenschaft an dem Versuch, in-
3 Vgl. S. 26 f. 
4 Siehe Luhmann, aaO, 1962 a; aaO, 1962 d; aaO, 1964 d; aaO, 
1967 c. 
5 Vgl. hierzu eine durch Max Weber inspirierte Bemerkung von 
Parsons, aaO, 1949, S. 742 f.: »Thus can be seen the essential me-
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Variante Beziehungen zwischen bestimmten Ursachen und 
bestimmten Wirkungen (Kausalgesetze) festzustellen, schei-
tert, muß sie daher auf die vorausliegende vergleichende 
Methode zurückgreifen; ist doch jenes Scheitern nichts an-
deres als Ausdruck der Tatsache, daß es »andere Mög-
lichkeiten« gibt. Dieser Rückgang verändert nicht nur die 
Zielrichtungen und Hilfsmittel der Methode, er schafft zu-
gleich eine andere Ausgangsbasis für die Theoriebildung. 
Die vergleichende Methode setzt als Schema, das ihr Ab-
straktionsmöglichkeiten, Relevanzgrenzen und Bezugspro-
bleme vorgibt, eine Systemtheorie voraus. Der Handlungs-
begriff allein reicht dafür nicht aus 6 . Der Übergang von 
einer Kausalgesetze suchenden zu einer funktional verglei-
chenden Methode führt in der Theorie konsequent zu dem 
in der Einleitung geforderten Übergang von Handlungs-
theorien zu Systemtheorien. Er kompensiert gleichsam 
durch Theoriekomplizierung den Verzicht auf »lineares« 
Methodendenken und versucht auf diese Weise, sich der 
Realität besser anzunähern, als dies den kausalgesetzlich 
denkenden Methoden und Theorien möglich war. Damit 
wird zugleich die Schwelle überschritten, an der die im 

thodological basis for not merely the validity but the indispensabili-
ty of the comparat ive method for all the analytical sciences. Ex-
periment is, in fact , nothing but the comparative method where the 
cases to be compared are produced to order and under controlled 
conditions. . . Without the comparat ive method there can be no em-
pirical demonstrat ion of the independent variat ion of the values of 
analytical elements.« 
6 Nicht selten wird dieser Zusammenhang auch in der Form fest-
gehalten, daß das Interesse an vergleichender Forschung zu Modell-
konstruktionen nötige - so besonders in der vergleichenden Ver-
waltungswissenschaft, in die auf diesem Umwege auch die System-
theorie einzudringen beginnt. Vgl. Fred W. Riggs/Edward W. Weid-
ner, Models and Priorities in the Comparat ive Study of Public Ad-
ministration. Papers in Comparat ive Public Administrat ion. Special 
Series No. 1, Chicago 1963; D. S. Pugh u. a., A Conceptual Sche-
me fo r Organizational Analysis. Administrative Science Quarterly 8 
(1963), S. 289-315, und die allgemeine Beobachtung von Dwight Wal-
do, Comparat ive Public Administration. Prologue, Problems, and 
Promise. Papers in Comparat ive Public Administration. Special Se-
ries No. 2, Chicago 1964, S. 15. 

169 



vorigen Kapitel erörterten Versuche der Kritik und Media-
tisierung des Zweckdenkens hängen geblieben waren. 
Die Frage nach der Funktion der Zwecksetzung ist demnach 
im Rahmen einer Theorie des Handlungssystems - hier 
des sozialen Systems - und mit dem Ziel vergleichender 
Erkenntnis zu beantworten. Die folgenden Überlegungen 
sind von diesem Grundgedanken getragen. Sie suchen im 
Bereich der Wissenschaften von zweckorientierten Sozial-
systemen jene Veränderungen aufzuzeigen, die nach dem 
Durchbruch von einer kausalwissenschaftlichen zu einer 
vergleichenden Methode und von einem handlungsbegriff-
lichen zu einem systembegrifflichen Bezugsrahmen erkenn-
bar werden. Diese Absicht wollen wir in sechs Schritten 
durchführen. Sie erfordert zunächst (1) ein Mindestmaß 
an Klarstellung des systemtheoretischen Ansatzes, von dem 
wir ausgehen. Sodann (2) werden wir versuchen, das, was 
wir im ersten Kapitel auf der Ebene der Einzelhandlung 
über die Kausalauslegung des Handelns und das Zweck/ 
Mittel-Schema ausgemacht haben, in diese Systemtheorie 
zu übertragen und damit die Frage zu beantworten, welche 
Funktion es für ein System hat, wenn es sein Handeln 
als Bewirken einer Wirkung bzw. als Mittel für einen 
Zweck auslegt. Der nächste Abschnitt (3) dient dazu, ge-
wisse umweltmäßige und systeminterne Voraussetzungen 
dieser Auslegung (Differenzierung und Generalisierung) zu 
klären. Der Zweck selbst wird dabei nicht als feststehende 
ontische Größe, sondern in funktionaler Perspektive als Lei-
stungsbedürfnis, als eine Zweck-»Variable« begriffen, die 
in verschiedener Art und Weise verwirklicht werden kann, 
nämlich in bestimmterer oder unbestimmterer Form und 
mit mehr oder weniger widerspruchsvoller Folgenbewer-
tung. Der Aufhellung der damit verbundenen Probleme 
müssen zwei weitere Abschnitte (4 und 5) gewidmet wer-
den. Dabei treten gewisse Vorbedingungen, charakteristi-
sche Einseitigkeiten und Folgeprobleme an den Tag, die 
mit der Festlegung eines Sozialsystems auf Zweckprogram-
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me verbunden sind. Nur wenn man solche Abhängigkei-
ten und »dysfunktionalen Konsequenzen« einer spezifi-
schen Problemlösung geklärt hat, kann man diese Lösung 
fruchtbar mit ihren funktionalen Äquivalenten vergleichen. 
Diesem Vergleich ist der letzte Abschnitt (6) gewidmet. 
Er erweitert den Horizont und sucht die Frage zu beant-
worten, ob es für Zwecksetzung Alternativen gibt und wel-
che anderen Einrichtungen gegebenenfalls die gleiche Funk-
tion erfüllen können. 

1. System/Umwelt-Theorie 

Die kritische Erörterung von Systemzweck-Theorien in den 
beiden vorangegangenen Kapiteln hat auf eine zentrale 
Schwierigkeit aufmerksam gemacht: Systeme werden als 
Ganzheiten verstanden, die »mehr sind als die Summe ihrer 
Teile«, aber es ist nicht gelungen, ein überzeugendes Ver-
hältnis dieser Systeminterpretation durch das Ganzes/Teil-
Schema zum Zweck/Mittel-Schema herzustellen. Man könn-
te dies weiterhin versuchen; aber wenn man die bisheri-
gen Bemühungen überblickt, liegt es wohl näher, die Fra-
ge nach der Brauchbarkeit der herrschenden Systeminter-
pretation vorzuziehen, das heißt die Auslegung des Sy-
stems als eines Ganzen, das aus Teilen besteht, in Frage 
zu stellen - in gleichem Sinne, wie wir die Auslegung des 
Handelns als Bewirken einer Wirkung und als Mittel zum 
Zweck in Frage ziehen mußten. Denn es ist zu vermuten, 
daß dieses Vorurteil die Perspektiven und Erkenntnismög-
lichkeiten der bisherigen Forschung in zu enger Weise 
festlegt. Zum Beispiel scheint das Festhalten an diesem 
Schema ein Grund dafür zu sein, daß die auf Anregun-
gen von Ludwig von Bertalanffy 7 zurückgehende »General 
7 Vgl. Ludwig von Bertalanffy, Zu einer allgemeinen Systemlehre. 
Biologia Generalis 19 (1949), S. 114-129; ders., An Outline of Gene-
ral System Theory. The British Journal for the Philosophy of Scien-
ce 1 (1950), S. 134-165; ders., General System Theory. In: General 
Systems. Yearbook of the Society for the Advancement of General 

171 



System Theory« bisher in den Jahrbüchern der Society for 
General Systems Research ein relativ isoliertes Dasein 
führt und für die Analyse organisatorischer Tatbestände 
oder sozialer Systeme kaum fruchtbar gemacht worden ist8. 
Ebenso vermag die aus Anlaß der beginnenden Industrie-
und Verwaltungsautomation unter der Bezeichnung »sy-
stems engineering« bzw. »systems analysis« geschaffene 
Betrachtungsweise keine weitertragende theoretische Bedeu-
tung zu gewinnen, solange sie den Zweckbegriff 9 und das 
Ganzes/Teil-Schema1 0 unreflektiert verwendet. Nicht an-
ders ergeht es dem anthropologischen Funktionalismus. 
Selbst wo er die ältere, harmonisch-integrative Innensicht 
sozialer Systeme zu überwinden und Umweltbeziehungen 
mit in den Blick zu nehmen trachtet, hält er noch am 
Ganzes/Teil-Schema fest, so daß er Umweltbeziehungen 
nur als Innenbeziehungen eines umfassenden Systems zu 
erfassen vermag, also nur dadurch, daß er die Systemre-
ferenz wechselt und das, was er zuvor als System behan-
delt hatte, nun als Teil eines umfassenden Ganzen an-
sieht 1 1 . 

Systems Theory 1 (1956), S. 1-10; ders., General System Theory -
A Critical Review. General Systems 7 (1962), S. 1-20. 
8 Als einen Anwendungsversuch, der jedoch relativ farblos bleibt, 
siehe Kenneth E. Boulding, General Systems Theory. The Skeleton 
of Science. Management Science 2 (1956), S. 197-208. Erfolgreicher, 
aber mit wenig Rücksicht auf den Allgemeingültigkeitsanspruch der 
Systemtheorie: Katz/Kahn, aaO. 
9 Siehe z. B. John L. Kennedy, Psychology and System Develop-
ment. In: Robert M. Gagné (Hrsg.), Psychological Principles in 
System Development, New York 1962, S. 13-22 (15); John L. Finan, 
The System Concept as a Principle of Methodological Decision. In: 
Gagné, aaO, S. 517-546 (517, 519); Maass u. a., aaO, S. 2 ff. ; John-
son/Kast/Rosenzweig, aaO, 1963, S. 91; Briggs, aaO, S. 479. 
10 Siehe z. B. Rüssel L. Ackoff, Systems, Organizations, and Inter-
disciplinary Research. In: Donald P. Eckman (Hrsg.), Systems Re-
search and Design. Proceedings of The First Systems Symposium 
at Case Institute of Technology, New York-London 1961, S. 26-41 
(27 f.); Johnson/Kast/Rosenzweig, aaO, 1963, S. 4; Briggs, aaO, S. 
479; M esarovic / Sanders / Sprague, aaO, S. 493. 
11 Sehr typisch Robert Redfield, Societies and Cultures as Natura l 
Systems. The Journal of the Royal Anthropological Insti tute 85 
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Die Vorstellung eines Ganzen, das aus Teilen besteht, ist 
nicht etwa ein dem menschlichen Denken zwingend vorge-
schriebenes kategorisches Gesetz, sondern ein Versuch, die 
Frage nach dem Sein des Seienden zu beantworten - oder 
vielleicht eher, ihr auszuweichen. Die Zerlegung des Sei-
enden nach dem Schema Ganzes und Teil ist ähnlich wie 
die Zerlegung der Bewegung nach dem Schema von Ur-
sache und Wirkung (oder Mittel und Zweck) auf die Seins-
frage bezogen, gibt aber keine unmittelbare Antwort (wes-
halb der Bezug auf diese Frage im dunkeln blieb), son-
dern vermag nur einen Spielraum für ein rationales Argu-
mentieren zu eröffnen. Mit Hilfe dieses Schemas konnte 
man entweder das Sein des Ganzen auf das Sein seiner 
Teile zurückführen - letztlich auf »Atome«, deren Bezie-
hungen das Ganze aufbauen und rationaler Forschung zu-
gänglich sind. Oder man hielt das Ganze, letztlich die Welt, 
für das eigentlich Seiende und fand in jedem Teil dann 
Ausdruck und Bestätigung dieses Ganzen (Leibniz)1 2 . 
Dabei drängte sich, obschon nicht zwingend, der Gedanke 
auf, daß die Teile einander »ähnlich« sein müßten, so daß 
das Ganze auf der Gleichheit der Teile beruhe, gleichsam 
dessen Abstraktion sei als Gattungsbegriff der Teile 1 3 . Das 
(1955), S. 19-32. Ähnliches gilt f ü r Parsons. Fü r die soeben behan-
delte betriebswirtschaftliche »systems analysis« vgl. z. B. Richard A. 
Johnson/Fremont E. Kast/James E. Rosenzweig, Systems Theory and 
Management . Management Science 10 (1964), S. 367-384 (371); fü r 
die allgemeine Systemtheorie Alfred Kuhn, The Study of Society. 
A Unif ied Approach. Homewood/I l l . 1963, S. 48 f. und die Kritik 
von R. C. Buck, On the Logic of General Behavior Systems Theo-
ry. In: Herbert Feigl/Michael Scriven (Hrsg.), The Foundat ions of 
Science and the Concepts of Psychology and Psychoanalysis. Minne-
sota Studies in the Philosophy of Science, Vol. I, Minneapolis 1956, 
S. 223-238 (234 f.). 
12 Zu diesen beiden Möglichkeiten, die Seinsfrage zu beantworten, 
und zu dem Ungenügen, das sich in ihrer Antithetik of fenbar t , vgl. 
Nicolai Hartmann, Zur Grundlegung der Ontologie, 3. Auf l . Mei-
senheim am Glan 1948, S. 66 ff. 
13 Aber auch andere Interpretat ionen sind auf der Grundlage dieses 
Gleichheitsgedankens möglich. Zum Beispiel hat man bekanntlich im 
17. und 18. Jahrhunder t versucht, die Existenz der Gesellschaft und 
ihres Naturrechts auf die Gleichheit der Menschen in ihrer Bedürf-
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System prägt dann als Ganzes durch sein Wesen das We-
sen der Teile, die dann zwar im Akzidentellen verschieden 
sein können, im Essentiellen ihrer Teilhaberschaft aber qua-
litativ gleich sind 1 4 . Im gedanklichen Nachvollzug der Kon-
stitution des Ganzen oder der Repräsentanz des Tei-
les glaubte man sich der Wahrheit des Seins nähern, sie 
gleichsam von der evidenten Ausgangsposition (Atom bzw. 
Welt) auf anderes übertragen und dieses dadurch begrün-
den zu können. 
In jedem Falle führte der Leitfaden des ontologischen In-
teresses, die Frage nach dem Sein des Seienden, dazu, daß 
die Versuche des Begreifens auf die Innenordnung des Sy-
stems beschränkt blieben. Die Auslegung des Systems als 
ein Ganzes, das aus Teilen besteht, isoliert das System 
auf sich selbst. Externe Beziehungen eines Systems werden 
natürlich nicht ignoriert, aber sie können nur so erfaßt 
werden, daß das System als Teil eines umfassenderen Sy-
stems behandelt wird. Die Identität eines Systems wird als 
interne Rationalität gesehen und nicht bewußt auf externe 
Beziehungen zurückgeführt. Die Beschränkung auf die In-
nenordnung wirkt sich schließlich als Beschränkung der 
Problemsicht aus. Urproblem dieser Systemkonzeption ist 
das Sein des Seienden, und die abgeleitete Problematik 
liegt in der Frage, wie sich Teile zu einem Ganzen so 
zusammenfügen können, daß ein »Mehr« entsteht; oder 
umgekehrt, wie ein Teil das Ganze repräsentieren 
kann. 
Will man zu dieser Systemauslegung Distanz gewinnen, 

tigkeit, ihrer Todesbedrohthei t (Hobbes) oder ihrer Vernunf t zu 
gründen. Auch hier sah man also in der Ähnlichkeit der Teile die 
Bestandsgarantie des Ganzen. 
14 Diese Systemkonzeption harmonisiert mithin mit der Auslegung 
der Gleichheit als qualitative Ähnlichkeit - im Gegensatz zu der 
hier vertretenen Auffassung der Gleichheit als funkt ionaler Äqui-
valenz, die zu einem anderen Systembegriff führen muß. Zu die-
sem Unterschied vgl. auch William Stern, Person und Sache. Sy-
stem des kritischen Personalismus, Bd. I, 2. Aufl . Leipzig 1923, 
S. 350 ff . 
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dann wird man sich nicht damit begnügen dürfen, jenen 
Kritikern zu folgen, die in der Explikation ihrer Kritik 
das Schema Ganzes/Teil noch voraussetzen 1 5 ; man muß 
vielmehr eine Systemkonzeption zu erreichen suchen, die 
sich in ihrem begrifflichen Ansatz von jenem Schema un-
abhängig macht und dadurch in der Lage ist, die Frage 
nach der Funktion der Differenzierung des Systems in Tei-
le zu stellen. 
Der Ansatzpunkt und der Leitfaden für die Erweiterung 
finden sich genau in dem Punkte, in dem die Unzuläng-
lichkeit der klassischen Systemkonzeption erkennbar wird. 
Die Betrachtung eines Innen hat nur Sinn, wenn es ein 
Außen gibt. Dieses Außen muß im Systembegriff mitthe-
matisiert werden, weil anders das Innen nicht verständlich 
gemacht werden kann. Die Schwierigkeiten, in welche die 
ältere Systemlehre auf der Suche nach dem »Mehr« des 
Ganzen gegenüber den Teilen geraten ist, hängen hiermit 
eng zusammen. Dieses Mehr läßt sich nur als Ordnungs-
leistung des Systems im Verhältnis zu seiner Umwelt ver-
stehen - und nicht allein von innen her als Summierungs-
überschuß. Systeme müssen daher zunächst äußerst formal 
als Identitäten begriffen werden, die sich in einer komple-
xen und veränderlichen Umweh durch Stabilisierung einer 
Innen/Außen-Differenz erhalten. 
Durch Grenzziehung und Konstituierung einer Differenz 
von Außen und Innen entstehen Bereiche von unterschied-
licher Komplexität. Die Welt ist stets komplexer als jedes 
15 Dies gilt z. B. f ü r die sog. Ganzheitspsychologie mit ihrer Kri -
tik des Schlusses vom Teil auf das Ganze; ferner auch fü r die 
Systemtheorie von Talcott Parsons, welche die Unterscheidung von 
»unit« und »system« relativiert auf die Forschungsabsicht des Be-
trachters - siehe z. B. Parsons. aaO, 1949, S. 737 ff. ; Parsons/Bales/ 
Shils, aaO, S. 106 f., 168, 172 ff. ; Parsons, aaO, 1961 b, S. 219-239 
(223 f.); oder auch fü r die scharfe Attacke auf die »myths of parts 
and wholes« von Stafford Beer, Below the Twilight Arch. A My-
thology of Systems. In: Eckman (Hrsg.), aaO, S. 1-25 (13 ff.), die 
im Grunde nichts weiter ist als eine Kritik zu starrer Spezialisie-
rung. Vgl. ferner Heinrich Rombach, Substanz, Struktur. 2. Bde., 
Fre iburg-München 1965/66, Bd. I, S. 15 ff. mit weiteren Hinweisen. 
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System in der Welt; das heißt, in der Welt sind mehr 
Ereignisse möglich als im System; sie kann mehr Zustän-
de annehmen als ein System. Im Vergleich zur Welt schließt 
ein System für sich selbst mehr Möglichkeiten aus, redu-
ziert Komplexität und bildet dadurch eine höhere Ord-
nung mit weniger Möglichkeiten, an der sich das Erleben 
und Handeln besser orientieren kann. Die Trennung von 
Außen und Innen stabilisiert mithin ein Gefälle der Kom-
plexität, um eine begrenzte Auswahl von Möglichkeiten 
dem Erleben und Handeln näher zu bringen. 
Diese Reduktion der äußeren Weltkomplexität auf ein For-
mat, das Erleben und Handeln ermöglicht, wird bei allen 
menschlichen Systembildungen durch Sinn gesteuert, und 
wegen dieser Eigenart können menschliche Systeme mit 
anderen adaptiven Systemen nicht gleichgesetzt (wohl aber 
verglichen) werden. Auch soziale Systeme sind Systeme, 
die Handlungen durch ihren Sinn (und nicht etwa durch 
ihre Stoßkraft) miteinander verbinden und gegen eine Um-
welt anderer Möglichkeiten abgrenzen. Das Bemerkenswer-
te an dieser sinnvermittelten Reduktionsweise ist, daß sie 
Selektion zwar leistet und andere Möglichkeiten ausschal-
tet, aber diese Möglichkeiten als Möglichkeiten gleichwohl 
bestehen läßt. Trotz Selektion bleibt die reduzierte Kom-
plexität als Komplexität erhalten, und nur der Zeitlauf 
schließt gewisse Möglichkeiten definitiv aus. Trotz laufen-
der Sinnverdichtung und Entscheidung bleibt die Welt als 
Welt mit anderen Möglichkeiten bestehen und von jedem 
Sinnmoment aus im ganzen zugänglich. Jedes Ding gibt, 
obwohl es in Grenzen identifiziert wird, mir Möglichkei-
ten weiterer Erfahrung 1 6 . An allen sinnhaft identifizierten 

16 Am Beispiel der Konsti tution des Dinges hat Husserl den Hor i -
zontbezug und letztlich den Weltbezug aller Sinnbildung erkannt und 
damit die Grundlage f ü r die oben skizzierte Auffassung gelegt. Vgl. 
Edmund Husserl, Ideen zu einer reinen Phänomenologie und phäno-
menologischen Philosophie, Bd. I , Husserliana Bd. III, Den Haag 
1950, S. 57 ff . und passim sowie die Hinweise in Anm. 10 (1. Ka-
pitel). 

176 



Gegenständen wird durch Verweisung auf andere Möglich-
keiten des Erlebens und Handelns der Weltbezug sicht-
bar. Der Erlebende und Handelnde wird zwar davon ent-
lastet, all diese Möglichkeiten zu aktualisieren, aber sie blei-
ben als Möglichkeiten erhalten und für andere Situationen 
aufbewahrt. Sie werden nur vorläufig neutralisiert. So hat 
auch ein Zweck, wie wir sahen, seinen spezifischen Sinn 
darin, daß er den Wert anderer Handlungsfolgen neutra-
lisiert, ihn aber damit nicht vernichtet, sondern in der Ne-
gation als konstituierendes Moment des Zwecksinnes, auf 
das ständig verwiesen wird, beibehält. 
Ohne diese Gedanken weiter zu vertiefen, können wir sie 
mit einer wichtigen Leitvorstellung der neueren System-
theorie kombinieren. Jedem sozialen System, das sich iden-
tisch erhalten, in seinem Bestand also nicht allein von der 
in seiner Umwelt sich »zufällig« ergebenden Kausalkonstel-
lation abhängen will, ist äußerste Komplexität der Welt 
als Problem durch Vermittlung von Sinn vorgegeben. Um 
dieses Problem lösen zu können, muß es in seinen Gren-
zen eine gewisse Autonomie entwickeln, die zumindest da-
rin zu bestehen hätte, daß es Kausalfaktoren selektiv, das 
heißt als Informationen, behandeln und mit anderen Mög-
lichkeiten vergleichen kann 1 7 . Durch Selektionsprozesse, die 
Ursachen und Wirkungen nach Maßgabe ihres Informations-
gehaltes auswählen, ist ein System - immer natürlich nur 
mehr oder weniger - in der Lage, Umweltkomplexität zu re-
duzieren, das heißt sich zu erhalten, obwohl es die Umwelt 
weder ganz überblicken noch ganz beherrschen kann. 

17 Wir lassen hier offen, in welchem Umfange diese Fähigkeit der 
Sinnorientierung eine interne strukturelle Differenzierung des Sy-
stems voraussetzt. In der Theorie der Kommunikat ionssysteme wird 
Autonomie of t enger, nämlich als Relation zwischen Informat ionen 
aus der Umwel t und Informat ionen aus dem Gedächtnis des Sy-
stems definiert. Damit wird die Frage, die wir hier als Problem 
of fen lassen wollen, durch Definit ion entschieden und der Unter -
suchung entzogen. Siehe z. B. J. S. Kidd, A New Look at System 
Research and Analysis. H u m a n Factors 4 (1962), S. 209-216 (211); 
Deutsch, aaO, 1963, S. 128 ff . , 205 f f . 
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Systembildung besteht mithin in der Stabilisierung relativ 
invarianter und auf die Umwelt bezogener Sinnstrukturen, 
die Komplexität reduzieren oder doch die Reduktion von 
Komplexität durch konkretes Verhalten erleichtern können. 
Eine ungewollt treffende Illustration dafür bieten die neu-
eren Entwicklungen der amerikanischen »theory of the 
f i rm« 1 8 . In ihrer älteren, vor allem auf Alfred Marshall 
zurückgehenden Fassung bemühte diese Theorie sich um 
eine Darstellung richtigen Unternehmerverhaltens unter der 
Bedingung eines Marktes mit perfekter Konkurrenz. Die-
ser Markt sollte dem Unternehmer praktisch die meisten 
Entscheidungen abnehmen bzw. seine Entscheidungsprä-
missen so eng definieren, daß rationales Handeln im Sinne 
des Wirtschaftlichkeitsprinzips für den Unternehmer als 
Einzelperson möglich zu sein schien. Doch war die Vor-
aussetzung perfekter Konkurrenz natürlich unrealistisch. 
Die neuere Kritik wies deshalb darauf hin, daß der Un-
ternehmer in Wirklichkeit unter sehr viel komplexeren und 
ungewisseren Umweltvoraussetzungen entscheiden müsse, 
daß es deshalb keine für den Gesamtbetrieb optimalen 
Entscheidungen geben könne und daß infolgedessen Orga-
nisation und faktische Motivierung der betriebsinternen 
Entscheidungsprozesse nicht länger vernachlässigt werden 
dürf ten 1 9 . In die eben skizzierte Systemtheorie übersetzt, 
heißt dies: Da der Markt nicht so viel Komplexität ab-
sorbiert, wie die ältere Theorie unterstellt hatte, müssen 
systeminterne Entscheidungsprozesse an seiner Stelle diese 
18 Einen Entwicklungsüberblick geben z. B. Andreas G. Papan-
dreou, Some Basic Problems in the Theory of the Firm. In: Ber-
nard F. Haley (Hrsg.), A Survey of Contemporary Economies, Bd. 
II, Homewood/I l l . 1952, S. 183-219: Herbert A. Simon, A Compa-
rison of Organization Theories. Review of Economic Studies 20 
(1952-53), neu gedruckt in: ders., aaO, 1957, S. 170-182; ders., aaO, 
1959, S. 253-283; Margolis, aaO, S. 187-199; Boulding, aaO, 1952, 
S. 35-44; ders., aaO, 1960, und Sherrill Cleland, A Short Essay on 
a Managerial Theory of the Firm, beide in Boulding/Spivey, aaO, 
S. 202-216. Vgl. auch Howard R. Bowen, The Business Enterprise 
as a Subject for Research, New York 1955 mit Bibliographie. 
19 Vgl. dazu bereits oben S. 68 ff . 
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Funktion erfül len 2 0 . Das ist aber nur möglich, wenn das 
System sich seine Entscheidungssituation durch interne Pro-
zesse vereinfacht, aber doch diesen Vereinfachungen nicht 
zum Opfer fällt, sie als eigene Selektion erkennt und sich 
damit den Zugang zur sehr viel komplexeren Wirklichkeit 
offenhält. Externe und interne Reduktionsprozesse sind im 
Hinblick auf das Problem der Komplexität funktional äqui-
valent und können daher in gewissen Grenzen füreinander 
eintreten. Nur deshalb ist es möglich, durch systeminterne 
Organisationsformen und Entscheidungsprozesse - darun-
ter Zweckprogramme und zweckorientiertes Problement-
scheiden - Umweltkomplexität abzuarbeiten, das heißt, sich 
in der realen Welt rational zu verhalten. 

2. Zweckfunktion 

Auf dieses Grundproblem der Reduktion von Komplexi-
tät und Veränderlichkeit beziehen sich letztlich alle Sy-
stemprobleme und alle Leistungen, die das System zu sei-
ner Erhaltung benötigt 2 1 . Auch die Funktion der Zweckset-
zung läßt sich in einem ganz allgemeinen Sinne als Funk-
tion der Absorption von Komplexität und Veränderlich-
keit denken. Damit ist die Blickwendung gegenüber der 
traditionellen Auslegung des Zweckes als Wesen des Han-
delns vollzogen, darüber hinaus aber noch nicht viel er-

20 Es handelt sich also weniger darum, das Ideal eines vollstän-
dig informierten, ungeheuer schnell kalkulierenden Unternehmers ab-
zubauen und durch realistischere Annahmen über das Entschei-
dungsvermögen eines Betriebes zu ersetzen - dies ist die Darstel-
lung, die Simon gibt - , sondern darum, externe Mechanismen der 
Absorption von Komplexität teilweise durch interne zu ersetzen. 
21 Siehe hierzu außer der kybernetischen Grundlagenli teratur auch 
dasselbe Problem in der ganz andersartigen, nämlich dramatischen 
Betrachtungsweise von Kenneth Burke, A G ram m ar of Motives, Cle-
veland-New York 1962. In der Psychologie wählen namentlich Bru-
ner/Goodnow/Austin, aaO, diesen Ausgangspunkt und interpretieren 
ihn ebenfalls funktionalistisch. Zur Übertragung in die Soziologie 
vgl. Luhmann, aaO, 1967 c, und ders., Soziologische Aufklärung. 
Soziale Welt 18 (1967), S. 97-123. 
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reicht. Denn wenn dieses Grundproblem auch das Bezugs-
problem der Ordnungsleistung von Systemen schlechthin an-
gibt, läßt sich daraus doch nicht das entnehmen, was die 
Zwecksetzung Besonderes leistet im Unterschied zu ande-
ren Symbolen, Handlungen, Einrichtungen der Systemer-
haltung. 
Aufs erste wird man rasch erkennen, daß das Komplexi-
tätspotential einer Zweckformel äußerst gering ist und des-
halb für Handlungssysteme zumeist nicht ausreichen wird. 
Ein Zweck ist die vorgestellte Einheit einer geschätzten 
Wirkung. Selbst wenn man zusammengesetzte Wirkungs-
komplexe als Zweck setzt, kann man in der Zusammen-
fassung doch nicht sehr weit gehen, weil das die heuri-
stische Funktion des Zweckes trübt und die Einheitlichkeit 
der Bewertungsgrundlage auflöst. »Gemeinwohl« ist kein 
denkbarer Zweck. 
Die Kritiker der Einseitigkeit aller Zwecksetzung und die 
Kritiker des mathematischen Naturrechts der Optimierungs-
techniken und des allwissenden »economic man« haben bis-
her das Unrealistische - und insofern Falsche - dieser 
Entscheidungsmodelle in den Vordergrund gestellt. Die 
Wirklichkeit sei viel komplexer. Wirklichkeitsnähe wurde 
gegen den Schematismus ins Feld geführt, der sich zwangs-
läufig ergibt, wenn man nur Probleme zuläßt, die durch 
Algorithmen gelöst werden können 2 2 . Die Kontroverse 
braucht jedoch in dieser Schärfe nicht weitergeführt wer-
den, wenn man Hauptargument »Wirklichkeitsnähe« und 
Nebenargument »Komplexität« umtauscht, wenn man also 
die Absicht auf empirische Wirklichkeitstreue der Verhal-
tensbeschreibung zurückstellt und dafür dem Problem der 
Komplexität ersten Rang gibt. Dann läßt sich die Kontro-
verse zwischen klassischen und neobehavioristischen Ent-
22 Als besonders bezeichnende Beispiele siehe Braybrooke/Lindblom, 
aaO, sowie Lindblom, aaO, 1965, S. 137 ff . Auch der oben S. 114 ff . 
erörterte Vorschlag Simons, Modelle des »optimizing behavior« 
durch solche des »satisfying behavior« zu ersetzen, bedient sich die-
ses Arguments . 

180 



scheidungstheorien auf Unterschiede des Ausmaßes an 
Komplexität zurückführen, das in den einzelnen Denkfigu-
ren und Entscheidungsmodellen eingefangen werden kann. 
Beide Prinzipien der Modellkonstruktion haben dann ihr 
gutes Recht je nachdem, welche Leistung erwartet wird; 
sie unterscheiden sich nur graduell. Bevor man Entschei-
dungsmodelle konstruiert, muß man wissen, wieviel Kom-
plexität durch sie absorbiert werden soll, und das hängt 
vor allem davon ab, wo im System sie verwendet wer-
den sollen und welche Vorleistungen außerhalb und inner-
halb des Systems vorausgesetzt werden können. Danach 
wird dann auch zu beurteilen sein, ob der Zweck als Denk-
figur ausreicht, ob man mit der Annahme einer »Mehr-
heit von Zwecken« arbeiten muß oder ob die problemati-
schen Situationen derart komplex sind, daß völlig zieloffene, 
allein auf das Überleben gerichtete, heuristisch-adaptive 
Techniken des Sichdurchlavierens den Vorzug verdienen. 
Mit diesen Überlegungen verliert der Zweckgedanke seinen 
Rang als System-»Prinzip«, als Symbol der Einheit des Sy-
stems. Bei näherem Zusehen lassen sich dann eine Reihe von 
vorgelagerten Systemstrategien unterscheiden, die in bezug 
auf das Grundproblem der Absorption von Komplexität 
und Veränderlichkeit funktional äquivalent s ind 2 3 : 

23 Eine interessante Frage, die sich bei der hier gewählten Betrach-
tungsweise aufdrängt , kann nur gestellt, aber nicht zuverlässig be-
antwortet werden: ob nämlich auch die Unterscheidung von K o m -
plexität und Veränderlichkeit, also von Sachdimension und Zeitdi-
mension jeder Ordnung, als Systemstrategie begriffen werden kann, 
die als elementare Umweltstrukturierung der Systemerhaltung dient. 
Sicher ist, daß in begrenzten Zusammenhängen Sachordnung und 
Zei tordnung einander substituiert werden können. Die moderne 
Kommunikat ionstheor ie macht davon vielfältigen Gebrauch. Sicher 
ist auch, daß das menschliche Erleben ebenso wie die Datenver-
arbeitung in Organismen und Maschinen jeweils unterschiedliche sy-
steminterne Kombinat ionen von räumlichen und zeitlichen Mustern 
voraussetzt, um als Ganzes entstehen zu können. (Siehe z. B. John 
von Neumann, Die Rechenmaschine und das Gehirn, dt. Übers. 
München 1960, S. 53 f.; Wieser, aaO, S. 109 ff. , 147 ff.). Ferner ken-
nen wir Problemverschiebungen aus der sachlichen in die zeitliche 
Dimension und umgekehrt - z. B. die, daß zunehmende sachliche 
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a) Grundlegend vereinfacht sich das System seine Umwelt-
lage dadurch, daß es die objektive Situation durch eine sub-
jektive ersetzt, das heißt sein Handeln nicht unmittelbar 
durch die Wirklichkeit bestimmen läßt, sondern es nach sei-
ner Vorstellung von der Wirklichkeit ausrichtet 2 4 . Die unfaß-
bare Komplexität der Welt wird dadurch in eine Perspek-
tive gefaßt, kann in Ausschnitten Erlebnisthema werden 
in der Form einer immer schon bestimmten und weiter 
bestimmbaren Unbestimmtheit 2 5 . Wir hatten die System-
strategie der Subjektivierung oben bereits unter dem Ge-
sichtspunkt der Systemautonomie, der informationellen, se-
lektiven Orientierung berührt. Man muß jedoch System-
relativität und Subjektivität der Selektion unterscheiden. 
Alle Systeme sind durch selektive Beziehungen mit ihrer 
Differenzierung mit zunehmenden Interdependenzen durch Verknap-
pung der Zeit, also durch Steigerung des Tempos, bezahlt werden 
muß. Das alles sind aber nur Ansatzpunkte fü r ein Nachdenken 
über die Frage, welchen Sinn die Unterscheidung von Sachdimen-
sion und Zeitdimension fü r die Systemerhaltung hat. Mit dieser Fra -
ge stoßen wir an die Grenzen der funkt ionalen Analyse (obwohl 
man sich ihrer zur Verkleinerung des Problems bedienen kann). Die 
fü r die funkt ionale Analyse wesentliche Asymmetrie von Problem 
und Leistung kann kaum noch gewahrt werden, da das Problem 
der Systemerhaltung nur auf Grund einer Trennung von Zeitdimen-
sion und Sachdimension gedacht werden kann, einer Trennung, die 
andererseits dieser Erhal tung dienen soll. 
24 Vgl. hierzu allgemein Kenneth E. Boulding, The Image. Know-
ledge in Life and Society, Ann Arbor 1956. Ferner aus der Orga-
n i s a t i o n - und Entscheidungstheorie z. B. Simon, aaO, 1957, S. 199; 
March/Simon, aaO, S. 151 f.; C. West Churchman/Herbert B. Eisen-
berg, Deliberation and Judgment. In: Shelly U/Bryan (Hrsg.), aaO, 
S. 45-53, sowie andere Beiträge zum gleichen Sammelband; Geoffrey 
Vickers, The Ar t of Judgment. A Study of Policy Making, Lon-
don 1965, insb. S. 67 ff . Als eine entsprechende soziologische Theo-
rie vgl. Peter L. Berger/Hansfried Kellner, Die Ehe und die Kon-
struktion der Wirklichkeit. Soziale Welt 16 (1965), S. 220-235. In 
der Theorie des Organismus entspricht diesem Prinzip der Subjek-
tivierung die neuere kybernetische Inst inkt-Lehre - Instinkt in seiner 
komplexesten Form gesehen als intern motivierte Reduktion einer 
überkomplexen Umwelt auf spezifisch-relevante Informat ion . Vgl. 
Robert L. Marcus, The Nature of Instinct and the Physical Bases 
of Libido. General Systems 7 (1962), S. 133-156. 
25 Dies ist ein sehr zentraler Gedanke der Husserl 'schen Phänome-
nologie. Siehe z. B. Husserl, aaO, 1950 a, S. 100. 
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Umwelt verknüpft, da sie geringere Komplexität aufwei-
sen, also nie die ganze Welt für sie relevant werden kann. 
Subjektiv (das heißt weltfundierend) wird diese Auswahl 
nur durch Sinnbildung, nämlich dadurch, daß sie Sinn aus-
wählt, der zugleich auf die Welt, aus der ausgewählt wird, 
verweist und diese dadurch als bleibend begründet. 
Die Strategie der Subjektivierung vermag - und das ist 
für alle Grundstrategien typisch - allein das vorausliegen-
de Problem nicht zu lösen; sie trägt nur dadurch zu sei-
ner Lösung bei, daß sie ihm eine veränderte Fassung gibt, 
die es als leichter lösbar erscheinen läßt, also die Lösungs-
chancen erhöht. Sie bewirkt gleichsam eine Umdefinition 
des Urproblems, die den Einsatz systeminterner Prozesse 
ermöglicht, die nun aber ihrerseits Folgeprobleme aufwirft, 
zum Beispiel das der Bildung wirklichkeitsangepaßter (rich-
tiger oder doch bewährbarer) Vorstellungen, auf welche 
sich dann sekundäre Systemstrategien beziehen müssen, 
b) Eine andere, funktional äquivalente Strategie setzt diese 
Subjektivierung voraus und bezieht sich auf den Konsens 
in subjektiv gebildeten Vorstellungen. Die Systemumwelt 
läßt sich in gewissem Maße dadurch vereinfachen und im-
mobilisieren, daß bestimmte Formen der Erlebnisverarbei-
tung (Wahrnehmungsgewohnheiten, Wirklichkeitsdeutun-
gen, Werte) institutionalisiert werden. Eine Vielzahl von 
Systemen wird an gleiche oder korrespondierende Auffas-
sungen gebunden, so daß dadurch die Unendlichkeit an 
sich möglicher Verhaltensweisen reduziert und die Kom-
plementarität des Erwartens 2 f > sichergestellt wird 2 7 . Sol-
26 Vgl. zu diesem Begriff grundsätzlich Parsons/Shils, aaO, S. 14 
u. ö.; ferner z. B. Nadel, aaO, 1957, S. 50 ff.; Alvin W. Gouldner, 
The N o r m of Reciprocity. A Preliminary Statement. American So-
ciological Review 25 (1960), S. 161-178; Friedrich H. Tenhruk, Zur 
deutschen Rezeption der Rollentheorie. Kölner Zeitschrift f ü r So-
ziologie und Sozialpsychologie 13 (1961), S. 1-40 (insb. 21 f.). 
27 Als eine ausdrückliche Formul ierung dieses Gedankens, daß die 
Institutionalisierung von Werten im Rahmen umfassender Systeme 
die System/Umwelt-Beziehungen von Unsicherheit entlastet, vgl. F. 
E. Emery/E. L. Trist, The Causal Texture of Organizational En-
vironments. H u m a n Relations 18 (1965), S. 21-32 (28). Manche ein-
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che Institutionalisierungen können für das Einzelsystem im 
Wege der Anpassung an eine vorgegebene Umweltordnung 
oder im Wege der Selbstverpflichtung auf eine Ordnung, 
die das System der Umwelt aufoktroyiert, übernommen 
werden. In jedem Falle wird die eigene Beweglichkeit des 
Systems dadurch begrenzt, seine Autonomie eingeschränkt, 
c) Einen nächsten Gesichtspunkt können wir als Strategie 
der Umweltdifferenzierung bezeichnen. Das System trifft 
mit Hilfe seiner Umweltvorstellung Unterscheidungen. Es 
bildet zu jeweils verschiedenen Umweltausschnitten je be-
sondere Grenzen, stabilisiert an diesen Grenzen je beson-
dere Beziehungen und gründet seine Autonomie und seine 
Fähigkeit zur Indifferenz gegenüber Umweltänderungen 
gerade auf diese Unterschiedlichkeit 2 8 . Es kann dann kei-
ner Sonderumwelt ganz zugerechnet werden. So unterschei-
det ein Wirtschaftsbetrieb verschiedene »Märkte« (Beschaf-
fungsmarkt und Absatzmarkt, Personalmarkt und Finanz-
markt) und erhält sich dadurch, daß er seinen Einfluß auf 
den einen Markt benutzt, um seine Position auf dem an-
deren zu stärken, mit deren Hilfe er wiederum seinen 
Einfluß auf den ersten Markt stabilisieren kann. Auf die-
se Weise kann das System sich spezialisieren, es sich also 
leisten, gegenüber einer Vielzahl von Umweltänderungen 
indifferent zu sein. Auch gesicherte Indifferenz ist eine 
Art der Absorption von Komplexität und Veränderlichkeit. 
Auch hier sieht man jedoch, daß die Grundstrategie selbst 
noch keine Erfolgsgarantie enthält, sondern nur ein Schema 
der Umdefinition des Problems, das bessere Lösungsmög-
lichkeiten in Aussicht stellt. 

schlägige Beobachtung findet sich auch bei Gehlen, aaO, 1956, ob-
wohl dessen Kategorien der »Institution« und der »Entlastung« mehr 
impressionistisch gefunden und nicht auf eine Systemtheorie rück-
bezogen gedacht sind. Auch die wirtschaftswissenschaftliche Litera-
tur zum »Oligopol« ist auf ähnliche Gedanken gekommen, wenn 
sie von »stillschweigenden Vereinbarungen« der Konkurrenten 
spricht, wodurch die strategische Komplexität der Situation verein-
facht werde. 
28 Hierzu näher Luhmann, aaO, 1964 a, S. 132 ff . 
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d) Nicht nur Umweltdifferenzierung, auch Innendifferen-
zierung des Systems ist eine Grandstrategie in diesem Sin-
ne. Sie kann sich, braucht sich aber nicht auf eine Umwelt-
differenzierung zu stützen. Sie kann durch Systemdifferen-
zierung und Prozeßdifferenzierung erfolgen. Die Bildung 
von Untersystemen bedeutet, wie Ashby 2 9 eindrucksvoll 
gezeigt hat, einen zumeist überlebenskritischen Gewinn an 
Anpassungsfähigkeit: Störende Umwelteinwirkungen kön-
nen auf diese Weise in Teilen des Systems lokalisiert und 
abgekapselt werden; sie übertragen sich nicht ohne weiteres 
auf andere Teile, also nicht auf das Ganze, weil es in-
folge einer partiellen Unabhängigkeit der Teile voneinan-
der nur Effektübertragungen gibt, die funktional sinnvoll 
sind oder die eine gewisse Schwelle der Störungskraft über-
schreiten, also in einer gegebenen Umwelt selten sind. Ist 
damit schon ein kritischer Zeitgewinn verbunden, so er-
möglicht die interne Differenzierung außerdem eine An-
passungsbeschleunigung (weil nicht jeweils das ganze Sy-
stem geändert werden muß), eine Steigerung der Lern-
fähigkeit durch Spezifikation und die Dauererhaltung von 
gelernter Anpassung für mögliche Fälle in Teilsystemen, 
die sich wechselseitig nicht behindern, und allgemein eine 
Entlastung der Teilsysteme von übermäßiger Komplexität. 
In diesem Falle setzt jeder Teilprozeß Selektionsleistun-
gen des vorangegangenen voraus und führt sie fort, so 
daß der Kommunikationsfluß im Sinne einer kontinuier-
lichen Selektivitätsverstärkung geordnet ist 3 0 . Systemmä-

29 Siehe Ashby, aaO, 1952, S. 136 ff. , 153 ff . Vgl. ferner Herbert A. 
Simon, The Science of Management Décision, New York 1960, 
S. 40 ff . über Untersystembildung in hierarchisch geordneter F o r m als 
»the adaptive fo rm for finite intelligence to assume in the face of 
complexity« (43) und ausführlicher ders.: The Architecture of Com-
plexity. Proceedings of the American Philosophical Society 106 (1962), 
S. 467-482. 
30 Siehe hierzu den Begriff der supplementation (amplification) of 
selection bei Ashby, aaO, 1956, S. 258 f., 271 f.; ferner den ähnli-
chen Begriff der »solution generators« bei Newell/Shaw /Simon, aaO, 
1962, S. 77 ff . 
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ßige und prozeßmäßige Innendifferenzierungen ermöglichen 
es dem System, weit mehr Umweltkomplexität zu verar-
beiten, als dies einem einfachen System möglich wäre. Man 
kann deshalb, wenn man nur diese Systemstrategie ins Auge 
faßt, auch sagen, daß die Komplexität des Systems auf 
die für es relevante Komplexität seiner Umwelt eingestellt 
sein muß 3 1 . Das System ist dann in der Lage, externe, 
das heißt unbeherrschbare, in interne, also beherrschbare 
Komplexität umzuwandeln und so abzuarbeiten 3 2 , 
e) Jeder Selektionsvorgang setzt konstant festgehaltene Re-
levanzgesichtspunkte voraus, die ihm als Struktur dienen, 
das Sprechen zum Beispiel eine Sprache. Diese Struktur 
muß bestimmt und unbestimmt zugleich sein - bestimmt, 
um als Entscheidungsprämisse die Auswahl der Informa-
tionen und der auf sie hin zu veranlassenden Kommuni-
kationen anleiten zu können; unbestimmt, um möglichst 
viel Umweltkomplexität und -Veränderlichkeit ohne Struk-
turänderung absorbieren zu können. Im Ausmaß an Unbe-
stimmtheit der Systemstruktur, das ein System sich leisten 
kann, ohne sein Selektionspotential zu verlieren, liegt eine 
weitere Systemstrategie3 3 . 

31 Siehe hierzu Beer, aaO, 1962, oder O. J. Harvey (Hrsg.), Mot i -
vation and Social Interaction. Cognitive Determinants, New York 
1963, S. 95 ff. , 134 ff . 
32 Dieser Gedanke bei Milton G. Weinert, Observations on the 
Growth of Information-Processing Centers. In: Rubenstein/Haber-
stroh, aaO, S. 147-156 (155). 
33 Vgl. dazu die Studie von Burns/Stalker, aaO, die »mechanisti-
sche« (strukturell fest determinierte) Organisationen »organischen« 
Organisationen mit hoher struktureller Unbest immtheit entgegenge-
setzt und festgestellt hat, daß letztere sich bei raschem und unvor-
hersehbarem Wechsel der Umwelt besser bewähren. Lehrreiche Aus-
führungen über strukturelle Unbestimmtheit , ihre Funkt ionen und 
ihre Konsequenzen, f inden sich auch bei Datton, aaO, insb. S. 243 
ff. ; Neil J. Smelser, Theory of Collective Behavior, New York 1963, 
insb. S. 86 ff. ; Kahn/Wolfe/Quinn/Snoek, aaO. Als weiteres Beispiel 
fü r die Anwendung dieses Gedankens siehe die Interpretat ion des 
juristischen Entscheidens als Reduktion der strukturellen Unbe-
stimmtheit eines Systems bei Niklas Luhmann, Recht und Automa-
tion in der öffentlichen Verwaltung. Eine verwaltungswissenschaftli-
che Untersuchung, Berlin 1966. 
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Diese verschiedenen Grundstrategien 3 4 sind im Verhält-
nis zueinander funktional äquivalent. Sie können deshalb 
in gewissen Grenzen gegeneinander ausgewechselt werden, 
einander ersetzen oder, in Kombination, einander entla-
sten. Das eine System mag sich stärker auf die Subjekti-
vierung, auf die »innere Konsequenz« seiner Vorstellun-
gen verlassen, ein anderes mehr auf strategische Umwelt-
differenzierung, ein drittes ist imstande, eine sehr elasti-
sche, unbestimmte Systemstruktur zu jeweils wechselnden 
brauchbaren Lösungen zu konkretisieren usw. Da aber je-
de dieser Strategien Sekundärprobleme aufwirft und dys-
funktionale Folgen hat, die sich verschärfen in dem Maße, 
wie das System sich auf eine Grundstrategie allein stützt, 
werden die Strategien praktisch stets in Kombinationen 
auftreten 3 5 . 
Solche Kombinationen haben indes ihre eigenen Probleme, 
da die Grundstrategien nur begrenzt kompatibel sind. Zum 
Beispiel dürfte es schwierig sein, die interne Differenzie-
rung sehr weit zu treiben, wenn man die Systemstruktur 
im Unbestimmten läßt 3 6 ; und Subjektivierung und Insti-

34 Auf Nachweis der Vollständigkeit des Katalogs dieser Strategien, 
geschweige denn auf seine systematische Ableitung, kann hier kein 
Anspruch erhoben werden. Der heutige Entwicklungsstand der Sy-
stemtheorie vermag nur die induktiv gewonnene Aufzählung zu tra-
gen. 
35 Gutenberg, aaO, 1965, S. 300, nennt ein solches Verhältnis, in 
dem Lösungsbeiträge teilweise, aber nicht ganz, gegeneinander aus-
gewechselt werden können, periphere oder Randsubsti tution im Un-
terschied zur alternativen Substitution. 
36 Auf diese Schwierigkeit bezieht sich eine Tendenz, die sich in 
Großorganisat ionen in Widerspruch zum tradit ionellen Aufgaben-
und Aufgabenteilungsdenken beobachten läßt, nämlich Programm-
struktur und Stellenstruktur nach Möglichkeit zu trennen. Die Stel-
lenordnung wird in ihren kommunikat iven Beziehungen und Kompe-
tenzen dann zwar in der notwendigen Detailliertheit organisiert. D a -
bei wird aber nach Möglichkeit offengelassen, welche Programme 
jeweils auf diesem Kommunikat ionsnetz bearbeitet werden. In idealer 
Weise ist diese Trennung in elektronischen Datenverarbeitungssyste-
men durchgeführt , die zwar in aller Präzision, gleichwohl aber in 
hohem Maße aufgabenindifferent konstruiert sind und in Sekunden-
schnelle umprogrammier t werden können, ohne daß dabei auf die 
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tutionalisierung setzen einander, wie schon angedeutet, 
ebenfalls Grenzen. Diese Kombinationsproblematik gibt uns 
den Schlüssel zum Verständnis der Zweckfunktion. Denn 
für die Zwecksetzung ist es bezeichnend, daß sie die Durch-
führung aller fünf Grundstrategien zugleich ermöglicht. 
Zwecke sind subjektive Vorstellungen künftiger Wirkungen, 
und zwar subjektiv nicht nur als Erwartung eines faktischen 
Verlaufs, sondern auch als Wertschätzung, die über den 
lohnenden Einsatz systemeigener Kräfte best immt 3 7 ; 
Zwecke können als Handlungsgrundlage oder auch als Wir-
kung institutionalisiert sein, also in der Umwelt Anerken-
nung und Unterstützung auch durch die nicht unmittelbar 
Betroffenen finden; sie können so spezifiziert werden, daß 
sie sich in eine Umweltdifferenzierung einfügen, also nur 
einen besonderen Umweltausschnitt betreffen - sei es den, 
der sie anerkennt und unterstützt, sei es einen anderen, 
dem sie als Wirkung aufoktroyiert werden; Zwecke eignen 
sich - und dieser Gedanke steht, wie wir sahen, für die 
klassische Organisationslehre im Mittelpunkt - als Prinzip 
der internen Differenzierung; und sie sind im Ausmaß ihrer 
Bestimmtheit variabel, können in ihrer Detailliertheit von 
nicht unmittelbar anwendungsfähigen allgemeinen Glücks-
vorstellungen bis zu präzise abgesteckten empirischen Wir-
kungen schwanken. Zwecke dienen der Spezifikation von 
Konsens zwischen System und Umwelt und reduzieren da-
durch die Umweltkomplexität und die Änderungsaussich-
ten, die ein System beachten muß, wenn es sich erhalten 
will. Damit ist natürlich nicht gesagt, daß durch eine 
Zwecksetzung die Kombinationsprobleme zwischen den ein-

»Ähnlichkeit« der Programme, die einander folgen, Wert gelegt wer-
den müßte. Auch die Trennung von gesetzgebender Gewalt und Or-
ganisationsgewalt im staatlichen Bereich beruht auf diesem Grundge-
danken. D aß solche aufgabenindifferente Organisation Grenzen hat, 
illustrieren die Kombinationsschwierigkeiten, von denen im Text die 
Rede ist. 
37 Die Organisationswissenschaft macht sich diesen Charakter des 
Zwecks als systeminterne Umweltinterpretation selten ausdrücklich 
bewußt. Ein Beispiel: Dill, aaO, 1958, S. 410 f. 
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zelnen Grundstrategien mit einem Schlage erledigt werden. 
Sie treten nun als Spannungen in der Zweckstruktur eines 
Systems in Erscheinung, zum Beispiel als externe und in-
terne Folgeprobleme einer sehr starken Zweckspezifika-
tion; aber sie sind in dieser Form der Lösung durch ratio-
nale Weiterbehandlung ein gutes Stück nähergerückt. 
Auf eine kürzere Formel gebracht haben Zwecke also eine 
mehrfach vermittelte Funktion für das Problem der Ab-
sorption von Komplexität und Veränderungen in der Sy-
stemumwelt. Sie dienen dieser Funktion auf verschiedene 
Weise und doch einheitlich. Man kann Zwecke daher -
wie parallel zu ihnen auch legitime Herrschaftsrollen - als 
koordinierende Generalisierungen bezeichnen3 8 . Dadurch, 
daß sie Erwartung, nicht Ereignis sind und eine ab-
strahierend ausgewählte Wirkung, nicht eine konkrete Si-
tuation anvisieren, schaffen sie jenen Abstand zum konkre-
ten Geschehen, der es ermöglicht, verschiedenartige 
Bedürfnisse auf einen Nenner zu bringen. Dadurch, daß 
sie einen künftigen, zeitlich noch entfernten Zustand ins 
Auge fassen, sehen sie eine Zeitstrecke bis zur Zweckver-
wirklichung vor, in der unter dem allgemeinen Gesichts-
punkt des Zweckstrebens sehr Verschiedenes getan werden 
38 Hierzu vgl. den f ü r die Systemtheorie von Talcott Parsons wich-
tigen Begriff des »situationally generalized goal«. Parsons drückt da-
mit den Gedanken aus, daß ein System durch Generalisierung sei-
ner Ziele - das heißt dessen, was es anstrebt, worin sein Handeln 
Erfül lung findet - sich den Erwartungen seiner Umwelt anpaßt und 
sich zugleich in die höhere normat ive Ordnung eines umfassenderen 
Systems einfüge - so wenn ein Kind lerne anzustreben, der Mut te r 
zu gefallen, ein Schüler Schulerfolge suche, wenn Karriere, Geld-
gewinn, Machterhal tung zu Systemzielen würden. Zugleich mache 
die Richtung dieser generalisierenden Integration ein wesentliches 
Merkmal des umfassenden Systems aus, best imme mit, welches U n -
tersystem in ihm dominiere. Als Skizzen dieses Gedankens, dessen 
Bedeutung sich jedoch erst aus dem Gesamtwerk Parsons' erschließen 
läßt, siehe z. B. The Social System, Glencoe/I l l . 1951, S. 236 f f . 
oder: Social Structure and the Development of Personality. Freud ' s 
Contribution to the Integration of Psychology and Sociology. Psy-
chiatry 21 (1958), S. 321-340; neu gedruckt in: Talcott Parsons, So-
cial Structure and Personality, New York -London 1964, S. 78-111 
(87 ff.). 
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kann, um konkurrierenden Problem- und Situationsanfor-
derungen zu genügen. Im einzelnen werden wir noch sehen, 
daß diese Leistung der koordinierenden Generalisierung 
auf zwei diametral entgegengesetzte Weisen erbracht wer-
den kann: durch abstrakte Spezifikation der Zwecke auf 
eine bestimmte empirische Wirkung hin unter Indifferenz 
gegen die übrigen Folgen des Handelns, wobei die generali-
sierte Einstellung in eben dieser Indifferenz liegt; und 
durch inhaltliche Generalisierung des Zweckes bis zu einer 
Allerweltsformel der Glückseligkeit, wobei die Generali-
sierung darin besteht, daß offen bleibt, welche Mittel den 
Zweck erfüllen und welche überraschenden Nebenfolgen 
im Paradies zu erwarten sind. Wie so oft, sind auch hier 
genau entgegengesetzte Möglichkeiten funktional äquiva-
lent. 
Zwecke geben dem Grundproblem der Bestandserhaltung 
in einer komplexen und veränderlichen Umwelt, das als 
solches nicht instruktiv, nicht entscheidungsfähig ist, eine 
systemintern bearbeitbare Fassung. Sie sind gleichsam Er-
satzformeln für ein ihnen vorausliegendes Ungewißheits-
problem. Die Zwecksetzung ermöglicht, mit anderen Wor-
ten, eine Teilverlagerung der Bestandsproblematik von 
außen nach innen, also in die Sphäre eigener Disposition. 
Das Problem der Erhaltung eines umweltbedrohten Sy-
stems ist als solches kein brauchbarer Entscheidungsmaß-
stab; das hat die oben S. 143 ff. behandelte Diskussion der 
Bestandsformel deutlich gemacht. Sie ist zu unbestimmt, 
weder konsensfähig, noch einfach genug, noch als kurz-
fristiges Erfolgskriterium oder als Anhaltspunkt für Kon-
trollen geeignet. Die Zwecksetzung gibt diesem Problem 
eine entscheidbare Fassung, transformiert es in eine brauch-
bare Arbeitsgrundlage, indem sie zu erstrebende Wir-
kungen definiert, in bezug auf welche geeignete Mittel in 
rationalen Entscheidungsverfahren ausgewählt werden kön-
nen. In der Perspektive des Organisationsanspruchs er-
scheint die ungefüge, unübersehbare Komplexität der Welt 
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als Interdependenz bewertbarer Wirkungen, so daß das Sy-
stemhandeln unter dem Gesichtspunkt der Interdependenz 
von Mitteln organisierbar und koordinierbar wird. Was in 
der Umwelt als Vielzahl widerspruchsvoller, fluktuierender 
Werte und Verhaltensanforderungen erscheint, wird durch 
Zwecksetzung in ein Knappheitsproblem umgewandelt und 
so programmierbaren systeminternen Entscheidungspro-
zessen übergeben. Knappheit ist ein systeminternes Schema 
der Bearbeitung von Inkonsistenzen unter den Möglich-
keiten, die die Umwelt bietet, - und nicht etwa eine Eigen-
schaft der Na tu r 3 9 . 
Die Orientierung an Zwecken verlagert demnach die Folge-
probleme der Systemerhaltung in einen angstfreien Bereich, 
der rationaler Kalkulation zugänglich ist, und verdeckt da-
mit andere Aspekte des ursprünglichen Problems. Diese 
zweckrationale Problemfassung ist zwar kein vollständiges 
Äquivalent. Zweckerreichung allein vermag den Systembe-
stand nicht auf alle Fälle zu sichern. Das ist der bleibende 
Erkenntnisgewinn der neueren Kritik des Zweckmodells der 
Organisation. Gleichwohl eignet sich die Zwecksetzung 
als Strategie der Unsicherheitsabsorption. Sie ermöglicht es 
im zweckstrukturierten System, bis auf weiteres so zu 
handeln, als ob mit der Zweckerfüllung der Systembestand 
gesichert sei. Wenn diese Voraussetzung nicht zutrifft oder 
ihre Umweltprämissen sich ändern, werden störende Ge-
räusche auftreten; dann wird das System seine Zwecke 
umdefinieren müssen oder untergehen 4 0 . 
39 Deshalb geht auch die Ansicht fehl, daß mit steigender K o m -
plexität und Leistungsfähigkeit sozialer Systeme Knapphei ten abneh-
men würden; im Gegenteil nimmt die Orientierung an Knapphei -
ten (von Zeit, Geld, Stimmen usw.) im Laufe des Zivilisationspro-
zesses zu. Siehe dazu auch Vickers, aaO, 1959, S. 104 f., 107. 
40 Vgl. dazu die heute in sehr verschiedenen Forschungsbereichen 
akzeptierte These, daß der Systembestand, die »Gesundheit« der Or-
ganisation usw., das Kriterium für eine etwaige Änderung von Or-
ganisationszwecken darstellt. Siehe z. B. Ashby, aaO, 1952, S. 120 ff. ; 
Warren G. Bennis, Towards a »Truly« Scientific Management . The 
Concept of Organization Health. General Systems 7 (1962), S. 269-
282; Krüsselberg, aaO, S. 112 ff. 
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Das System gewinnt auf dem Bildschirm seiner Zwecke 
für das tägliche Verhalten ein stark vereinfachtes Umwelt-
bild und eine Kooperationsgrundlage, die rasche Verständi-
gung gestattet. Es verdeckt sich dabei sein Bestandsproblem 
und muß deshalb in der Lage sein, in Krisenfällen die 
ursprünglichere Problematik zu reaktualisieren und auf sie 
zurückzugreifen, um gegebenenfalls seine Zwecke zu modi-
fizieren nach Maßgabe ihrer Funktionen für den einen oder 
anderen Weg der Absorption von Komplexität und Verän-
derlichkeit. Trotz ihrer Programmfunktion, die konstante 
Geltung während des Entscheidungsvorgangs erfordert, 
sind Zwecke also keine systemexternen, allein durch ihren 
Wertgehalt gültigen Entscheidungsmaßstäbe; sie werden 
vielmehr durch Entscheidungsprozesse im System selbst ge-
schaffen, als vorläufig akzeptierte Präferenzen konstant ge-
setzt und gegebenenfalls geändert 4 1 . Sie müssen deshalb 
sorgfältig unterschieden werden von den Erwartungen, 
welche die Umwelt an das System richtet. 
In diese noch sehr allgemein formulierte Vorstellung der 
Systemfunktion von Zwecksetzungen lassen sich nunmehr 
die Erkenntnisse hineinzeichnen, die wir im ersten Kapitel 
bei Betrachtung der Einzelhandlung über den Sinn der 
Kausalauslegung des Handelns und des Zweck-Mittel-
Schemas gewonnen hatten. Handlungsanalyse und System-
analyse widersprechen sich nicht, dürfen sich auch nicht 

41 Diese Auffassung scheint in der neueren Organisationstheorie 
vorzudringen - siehe z. B. Thompson/McEwen, aaO; Shmuel 
N. Eisenstadt, Bureaucracy and Bureaucratization. Current Socio-
logy 7 (1958), S. 99-164 (113 f.); Cyert/March, aaO, 1959 und aaO, 
1963, S. 26 ff . ; Leibenstein, aaO, S. 154; Clark/Wilson, aaO, S. 157 f.; 
Heinen, aaO, 1962; Deutsch, aaO, 1963, S. 195 ff. ; Simon, aaO, 1964; 
Gore, aaO, S. 36 ff . ; Braybooke/Lindblom, aaO, S. 87. Bemerkens-
wert ist, daß es auch in der neueren Rechtstheorie entsprechende Ten-
denzen gibt, zum Beispiel bei Autoren, die wie Josef Esser, Grund-
satz und N o r m in der richterlichen Fortbi ldung des Privatrechts, 
Tübingen 1956, den richterlichen Entscheidungsprozeß als sich selbst 
programmierende, normbildende Rechtserzeugung sehen und die Ge-
setzgebung nur als eine Ausdifferenzierung der Rechtssetzungsfunk-
tion, die stets prekär bleibt und häufig mißlingt. 
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widersprechen, da ja schließlich Systeme aus Handlungen 
bestehen. Sie unterscheiden sich nur durch die Komplexität 
der Betrachtungsweise. Gewisse Probleme, vor allem das 
Problem der Reduktion von Komplexität, gewinnen da-
durch zusätzliche Aspekte, daß man sie von der Hand-
lungsebene auf die Systemebene transponiert; andere 
Probleme, zum Beispiel das der Umweltdifferenzierung, 
lassen sich von vornherein nur auf Systemebene formu-
lieren 4 2 . Unsere relativ einfache Darstellung des funktio-
nalen Sinnes der Kausalauslegung des Handelns und der 
Reduktion ihrer Unendlichkeit durch Zwecksetzung wird 
dadurch bestätigt, daß sie sich in den Kontext der System-
theorie, über die wir jetzt verfügen, einarbeiten läßt; so 
wie umgekehrt die Systemtheorie Gewinn daraus zieht, daß 
sie an Hand einer vorbereitenden Analyse der kausal-funk-
tionalen Handlungsauslegung ihre Vorstellungen über die 
Zweckfunktion präzisieren kann. 
Wir hatten gesehen, daß die Auslegung des Handelns als 
Bewirken einer Wirkung und die Zwecksetzung zwei unter-
scheidbare Schritte der Schematisierung des Handlungser-
lebnisses darstellen: der erste eine Enttypisierung und eine 
Ausweitung des Horizontes der Verlaufsmöglichkeiten ins 
Unendliche, der zweite eine Reduktion dieser Unendlichkeit 
auf entscheidbare Alternativen. Der zweite Schritt ist im 
ersten dadurch angelegt und fundiert, daß die Konstruktion 
einer Unendlichkeit von anderen Möglichkeiten auf der 
Trennung von Ursache und Wirkung beruht und diese bei-
den Kausalfaktoren in eine asymmetrische Beziehung ge-
setzt sind, so daß der eine für die Analyse des anderen 
konstant gesetzt werden kann. 
Übernimmt man diese Gedanken in die Systemtheorie, 
dann wird zunächst deutlich, daß es sich bei der Kausal-
kategorie nicht um die Bezeichnung einer »an sich« wirk-
lichen Umweltgegebenheit handelt, die Entstehen und Ver-

42 Siehe hierzu grundsätzliche Ausführungen bei Parsons, aaO, 
1949, S. 727 ff. Vgl. ferner Schutz, aaO, 1943, insb. S. 80. 
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gehen der Systeme durch bestimmte Ursachen zu erklären 
vermöchte; sondern daß die Schematisierung des Wirk-
lichen im Sinne der Kausalkategorie eine Systemstrategie 
ist, die auf ihre Funktion hin untersucht werden kann 4 3 . 
Diese Konzeption wird nur auf den ersten Blick schockie-
ren. Sie ist im Grunde nur eine Konsequenz der Einsicht 
David Humes, daß Kausalgesetze sich nicht auf Erfahrung 
gründen lassen. 
Eine weitere Konsequenz steht mit neueren Erkenntnissen 
der Systemtheorie in Einklang: Systeme können nicht kau-
sal aus ihrer Umwelt heraus erklärt werden - das würde 
schon dem Systembegriff mit seiner Innen/Außen-Differenz 
widersprechen -, weil sie auch über interne Ursachen ver-
fügen und weil sie die Ursachen, die ihre Systempro-
bleme lösen, selbst nach informationellen Gesichtspunkten 
auswählen 4 4 . Die Vorstellung einer Selektion von Ursachen 

43 Das gleiche gilt - wie hier nur angemerkt werden kann, da die 
Frage nicht zu unserem engeren Thema gehört - fü r die Gleichheit. 
Auch Gleichheit ist eine systemrelative Umweltschematisierung, 
die dazu dient, die Komplexität der Umwelt zu reduzieren, ist al-
so eine Systemstrategie. Deshalb enthält auch das Gleichheitsprin-
zip keine Ordnung, sondern nur ein Schema möglicher Ordnung, 
das durch Relevanzgesichtspunkte fü r die Auswahl des Gleichen 
konkretisiert werden muß so wie die Kausalität durch Zwecksetzun-
gen. Daher gibt es Gleichheiten in einem absoluten Sinne so wenig 
wie es Ursachen oder Wirkungen oder Kausalgesetze in einem abso-
luten Sinne gibt. Gleichheitsinterpretation und Kausali tätsinterpreta-
tion hängen daher auch denkgeschichtlich eng miteinander zusammen 
und können nicht ohne Rücksicht aufeinander geändert werden. Als 
Systemstrategien entlasten sie sich wechselseitig, da das Kausalsche-
ma dazu dient, Gleichheiten - nämlich in der Form funkt ionaler 
Äquivalenzen - zwischen Ursachen oder zwischen Wirkungen aus-
findig zu machen, und umgekehrt vorausgesetzte Gleichheiten, die 
Wiederholbarkeit von Kausalabläufen garantieren, das heißt einem 
System Indifferenz gegen Unterschiede erlauben. Diese Bestimmung 
des Verhältnisses als wechselseitige Entlastung löst das alte Prinzip 
des »causa aequat effectum« ab. Zur entsprechenden Interpretat ion 
des Grundrechts der Gleichheit vor dem Gesetz vgl. Luhmann, aaO, 
1965 a, S. 162 ff . 
44 Diese Einsicht, daß Systeme nicht durch externe Ursachen er-
klärt werden können, sondern ihren Grund mindestens teilweise in 
sich selbst haben, f indet man in aller Konsequenz im dialektischen 
Materialismus vertreten. Siehe z. B. Georg Klaus, Das Verhältnis 
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hebt den Begriff der Ursache als Erklärungsprinzip auf. 
Wohl aber kann der »Gebrauch«, den ein System von der 
kausalen Auslegung des Wirklichen macht, funktional ge-
deutet werden (womit natürlich nicht die Tatsache dieses 
Gebrauchs kausal, sondern nur sein Sinn funktional erklärt 
ist). Der Systembegriff dient uns mithin als Deutungsgrund-
lage für die Kausalkategorie, nicht umgekehrt die Kausal-
kategorie als Erklärungsgrundlage für den Systembestand. 
Weiter ist für die Systemtheorie wichtig, daß die Auslegung 
des systemeigenen Handelns sowie der internen Prozesse, 
die seiner Vorbereitung dienen, eine Umweltauslegung im-
pliziert. Wird das eigene Handeln als Kausalvorgang be-
griffen, wird die Umwelt es auch. Das ist eine Konsequenz 
der Expansivität und Unbegrenzbarkeit, die dem Kausal-
schema innewohnt. Es dient dazu, andere Möglichkeiten 
in den Blick zu bringen, kann also nicht auf Wirklichkeits-
ausschnitte oder gar auf das eigene Handeln begrenzt wer-
den - so wenig wie man umgekehrt bei einer kausalen 
Umweltauslegung das eigene Handeln ausnehmen könnte. 
Systemgrenzen sind daher prinzipiell keine Grenzen des 
Wirkungsbereichs der Kausalität. Kausalprozesse fließen 
aus der Umwelt in das System und aus dem System in 
die Umwelt 4 5 . Systemgrenzen müssen mithin anders, näm-
von Kausalität und Teleologie in kybernetischer Sicht. Deutsche Zeit-
schrift fü r Philosophie 8 (1960), S. 1266-1277. In der »westlichen« 
Systemforschung findet man zumeist nur ablehnende Bemerkungen 
gegen allzu einfache »lineare« Kausali tät im Sinne der älteren sti-
mulus/response-Theorie. Siehe als Beispiele aus ganz verschiedenen 
Arbeitsbereichen: Lawrence J. Henderson, Pareto 's General Socio-
logy. A Physiologist 's Interpretation, Cambridge/Mass. 1935, S. 17 f.; 
John B. Knox, The Sociology of Industrial Relations, New York 
1955, S. 195; Wieser, aaO, S. 11 f., 128 ff.; Argyris, aaO, 1962, S. 63; 
John F. Kennedy, The System Approach. Organizational Development. 
H u m a n Factors 4 (1962), S. 25-52 (27); Beer, aaO, 1962, z. B. S. 71. 
45 Die Kausalverbundenheit des Systems mit seiner Umwelt wird 
häufig durch den Begriff des »offenen Systems« zum Ausdruck ge-
bracht, der zugleich besagt, daß es in der Wirklichkeit keine in sich 
selbst vollständig determinierten Systeme geben kann. Siehe dazu 
von Bertalanffy, aaO, 1949; aaO, 1950; aaO, 1956; aaO, 1962. Fer -
ner beruht natürlich die Input /Output-Rat ional is ierung auf dieser 
These kausaler Interdependenz. 
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lich durch Strukturbildung, definiert werden, worauf wir 
gleich zurückkommen werden. 
Seine Universalität, seine Unbegrenzbarkeit und seine In-
haltsleere, die alle Möglichkeit offen läßt, rüsten das Kau-
salschema aus für seine Funktion, die Komplexität der Welt 
abzubilden. Sachliche Komplexität wird auf diese Weise 
bestimmt als unendliche Vielzahl von Ursachen, die kreuz 
und quer zusammenwirken: jede für sich mit einem be-
stimmten Wirkungspotential, aber schwer zu berechnen in 
der Vielzahl möglicher Konstellationen des Zusammen-
wirkens; und Veränderlichkeit zeigt sich dann als laufendes 
Übergehen dieser Ursachen in Wirkungen, die ihrerseits 
wieder zu Ursachen werden. Mit dieser Vorstellung der 
Welt als Kausalgefüge ist bereits eine erste Rationalisierung 
geleistet, nämlich die Rationalisierung des Problems, der 
Art, Fragen zu stellen. Und darin liegt ein merklicher Fort-
schritt gegenüber dem bloßen Erleben von Komplexität und 
Veränderlichkeit als Unbestimmtheit oder als Bestimmbar-
keit durch eine unbekannte oder unberechenbare Potenz, 
- gegenüber dem Erleben in Ungewißheit und Angst. Die-
ser erste Fortschritt ist, wie die Funktion magischer Tech-
niken des Umgangs mit dem Unbekannten zeigt, für die 
Stabilisierung sozialer Systeme hochbedeutsam gewesen. 
Das langsame Fortschreiten des exakten Wissens über rich-
tige ( = wiederholbare) Kausalverhältnisse ist nur auf dieser 
Grundlage möglich geworden, setzt aber in seinem Fort-
schreiten ein mehrfaches Umbestimmen des Sinnes der 
Kausalität voraus - vom griechischen Sinne eines Verdan-
kens des erscheinenden Daseins über die neuzeitlich-natur-
wissenschaftliche Interpretation als unendlicher mechani-
scher Prozeß bis zu der hier vorgeschlagenen Deutung der 
Kausalität als Umweltstrategie von Systemen. 
Der Vorschlag, die Kausalfunktion auf das Problem der 
Weltkomplexität zu beziehen, hat eine Umorientierung 
des Erkenntnisinteresses, der »Leistungserwartungen« zur 
Grundlage, die an die Kausalkategorie adressiert sind. 
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Darüber muß Klarheit bestehen um so mehr, als wir hier 
von der allgemein üblichen Auffassung abweichen. Diese 
erwartet von der Feststellung kausaler Beziehungen zwi-
schen bestimmten Ursachen und bestimmten Wirkungen si-
chere Vorhersagen und unbezweifelbare Erklärungen fak-
tischer Verläufe. Sie postuliert deshalb invariante (oder 
doch mit angebbarer Wahrscheinlichkeit invariante) Rela-
tionen zwischen einzelnen Ursachen und einzelnen Wir-
kungen. Mit anderen Worten: sie richtet ihr Erkenntnisin-
teresse auf Kausalgesetze. Dabei muß sie jedoch, um die 
Bestimmtheit und Eindeutigkeit der Relation zu sichern, 
voraussetzen, daß alle Komplexität auf beiden Seiten der 
Kausalbeziehung, also im Ursachenbereich und im Wir-
kungsbereich, schon reduziert ist. Sie kann weder die Frage 
der Ursachen noch die Frage der Wirkungen als prinzipiell 
offen behandeln. Diese Voraussetzung wird üblicherweise 
durch die »ceteris paribus«-Klausel ausgedrückt. Damit ist 
jedoch die Leistungsfähigkeit der Kausalkategorie nicht er-
schöpft. Sie eignet sich auch dazu, das, was hinter dieser 
»ceteris paribus«-Klausel steckt, mit abzubilden, und zwar 
unter dem Gesichtspunkt möglicher Äquivalenzverhältnisse 
zwischen mehreren Ursachen oder mehreren Wirkungen. 
Wenn man mit diesem Gedanken entweder die Seite der 
Ursachen oder die Seite der Wirkungen für »andere Mög-
lichkeiten« prinzipiell öffnet, läßt sich die zu reduzierende 
Komplexität im Kausalschema selbst einfangen und in einer 
bestimmten Perspektive darstellen. Die Fixierung einer 
Wirkung dient dann nicht als Ausgangspunkt für die Fest-
stellung derjenigen Ursache, die diese Wirkung mit Not-
wendigkeit bewirkt, sondern als Ausgangspunkt für die Er-
mittlung von Alternativen im Ursachenbereich, also von 
Beziehungen zwischen Ursachen. Dadurch gewinnt man 
breitere Forschungsmöglichkeiten, als die traditionelle 
Konzeption zu Gesicht bekommt, kann freilich nicht mit 
Bestimmtheit feststellen, welche von den äquivalenten Mög-
lichkeiten Wirklichkeit werden wird, da sie eben in ihrer 
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Potentialität als äquivalent gesehen werden 4 6 . Man kann 
also von einer äquivalenzfunktionalen Analyse keine ein-
deutige Feststellung von Ursache-Wirkung-Beziehungen 
erwarten. Das ist aber für Wissenschaften vom mensch-
lichen Handeln weniger tragisch, als man zunächst denken 
könnte; denn auch eindeutige Vorhersagen sind normaler-
weise keine allein ausreichende Grundlage menschlichen 
Handelns. 
Die Funktion der Kausalauslegung besteht zunächst im Ab-
bilden von Komplexität, erschöpft sich aber darin nicht. 
Ihr Sinn ist es darüber hinaus, der Komplexität und Ver-
änderlichkeit der Systemumwelt eine Fassung zu geben, 
in der sie reduziert werden können auf entscheidbare Struk-
turen. Diese Reduktion kann durch Zwecksetzung ge-
schehen, das heißt, wie oben dargelegt 4 7 , dadurch, daß 
spezifische Wirkungen nach Maßgabe von Wertgesichts-
punkten als erstrebenswert ausgezeichnet werden unter 
Neutralisierung anderer Wertaspekte der Folgen des Han-
delns. Zwecksetzung zeichnet einmal rein kausal einen Be-
reich von geeigneten Mitteln und von strategischen Hin-
dernissen als systemrelevant aus. Alle anderen Züge der 
Umwelt versinken demgegenüber in den Hintergrund des 
Gleichgültigen, das weder stört noch hilft. Zum anderen 
gestattete der Zweck dem System, Folgen dieser Mittel, 
die außerhalb des Zweckes liegen, für unerheblich oder 
allenfalls für in Kauf zu nehmende Kosten zu halten, die 
das Handeln nicht hindern. Der Zweck heiligt das Mittel; 
er müßte aufgegeben werden, wenn es kein Mittel gäbe, 
das er heiligen könnte. Nur wenn mehrere funktional äqui-
valente Mittel sich anbieten, können weitere Folgen als 
zusätzliche Kriterien, als Nebenbedingungen, die möglichst 
auch erfüllt werden sollten, herangezogen werden. 
Die Aussonderung geeigneter Mittel und die Folgenneutra-
lisierung sind zweckbezogene Techniken des Systems, um 

46 Siehe dazu bereits oben S. 120. 
47 Vgl. S. 43 ff . 
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die notwendige Indifferenz gegenüber seiner Umwelt im 
Bereich der Ursachen einerseits, der Folgen andererseits 
zu sichern. Überlegte Indifferenz beruht auf einem Ver-
fahren der Absorption von Komplexität und Veränderlich-
keit, das hier in zwei Phasen vollzogen wird, die durch 
die Zweiteilung des Kausalgeschehens in Ursache und Wir-
kung getrennt sind: durch Eignungsanalyse der Ursachen 
und, falls dabei mehrere alternative Ursachen als geeignete 
Mittel übrig bleiben, durch eine Wertanalyse der Folgen 4 8 . 
Durch Zwecksetzung macht sich ein System mithin von 
zahllosen Aspekten seiner Umwelt frei, setzt Grenzen, ge-
winnt Autonomie, setzt sich eben dadurch aber auch der 
Gefahr aus, bestandswichtige Fakten oder Veränderungen 
in der Umwelt zu verkennen. 

48 Faktische Entscheidungsprozesse und Prozeßmodelle rationalen 
Entscheidens sind of t natürlich sehr viel komplizierter gebaut, be-
stehen aber immer aus einer Kombinat ion dieser zwei Phasen. Die 
weitere Komplizierung enthält eine ergänzende Technik der Reduk-
tion von Komplexität und ist unter diesem Gesichtspunkt hier von 
Interesse. Sie beruht nämlich darauf, daß trotz aller Vereinfachung 
durch die Zwecksetzung es praktisch of t unmöglich ist, alle geeig-
neten Ursachen vollständig zu ermitteln. Man hilft sich angesichts 
dieser Schwierigkeit durch ein Hin- und Herspringen zwischen Eig-
nungsanalyse und Wertanalyse. Man prüf t zunächst die bekannten 
oder rasch einfallenden Möglichkeiten des Handelns auf ihre Wer t -
konsequenzen, die durch den Zweck neutralisiert würden. Wenn die-
se Prüfung wegen Unerträglichkeit der Neutralisierung nicht befrie-
digt, schaltet man in die Eignungsanalyse zurück und sucht an Hand 
des Zweckes neue geeignete Möglichkeiten zu entdecken, die nur 
Nebenfolgen haben, deren Neutralisierung akzeptierbar ist. Dieses 
Hin und Her wird solange vollzogen, bis das Anspruchsniveau in 
bezug auf die Nebenfolgen befriedigt ist oder geändert wird. Als 
Beispiel fü r ein Entscheidungsmodell, das mit Rücksicht auf die 
begrenzte Prüfungskapazi tät des Menschen eine solche Wiederho-
lungsstruktur aufweist, vgl. Cyert/Feigenbaum/March, aaO, S. 81-95. 
Siehe auch Cyert/March, aaO, 1963, S. 83 ff . Ähnlich Dill, aaO, 1962, 
S. 29-48 (34 ff.). Auch bei der Programmierung elektronischer Daten-
verarbeitungsanlagen sind die Vorteile einer solchen Wiederholungs-
technik geläufig. Die übliche Darstellung von Entscheidungsprozes-
sen arbeitet dagegen noch mit der Annahme einer einmaligen und 
vollständigen Prüfung in allen Stationen; siehe z. B. Stahlmann, 
aaO, S. 80 f f . 
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Ein Problem bleibt allerdings offen und gewinnt nunmehr 
eine zentrale Stellung: Wir hatten bei der Untersuchung 
des zweckrationalen Handelns im ersten Kapitel die zweck-
orientierte Wertverwirklichung als opportunistisch, ihre 
Wertneutralisierungen als stets nur vorläufig gekennzeich-
net. Wir können nunmehr sehen, daß die Verwendung des 
Zweckprinzips zur Erfüllung von Systemfunktionen dem 
Opportunismus Grenzen setzt. Will ein System sich über 
Zwecke mit seiner Umwelt verständigen, will es seine in-
terne, arbeitsteilende Organisation auf Zwecke stützen, will 
es zweckmäßiges Verhalten lernen, dann muß es seine 
Zwecke festhalten, ihnen eine gewisse Permanenz geben 
können. Es kann mithin seine Wertinteressen nicht rein 
opportunistisch ausbalancieren. Das verstieße vielleicht ge-
gen Grundsätze der Moral, jedenfalls aber gegen wichtige 
Erfordernisse der Systembildung. Opportunismus ist ein 
praktisch kaum erreichbares Ideal, dem nur sehr komplexe 
Systeme sich annähern können. Die Notwendigkeit, Zwecke 
zu generalisieren, widerspricht der Notwendigkeit, in kom-
plexen Wertlagen opportunistisch zu handeln. 
Damit taucht die Vermutung auf, daß die eigentlichen 
Schwierigkeiten des Zweck/Mittel-Schemas, die Bedenken 
gegen seinen Opportunismus, gar nicht in der Handlungs-
theorie auftreten, damit auch nicht als Verstoß gegen einen 
absoluten, rationalen oder moralischen Verhaltenskodex 
greifbar sind, der das Handeln direkt normiert; sondern 
daß sie sich aus den Problemen der Systembildung ergeben. 
Das würde bedeuten, daß sie weder in einer rationalen 
noch in einer ethischen Handlungstheorie angemessen erör-
tert werden können, sondern in die Systemtheorie gehören, 
die allein über einen hinreichend komplexen grundbegriff-
lichen Bezugsrahmen verfügt. Nur Systeme können daran 
interessiert sein, Zwecke über die Einzelwirkung hinaus 
festzuhalten, einseitige Werturteile und Wertneutralisie-
rungen zu stabilisieren. Eine Forschung, die den Be-
dingungen und den Grenzen solcher Programmfixierungen 
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und des in ihnen enthaltenen »Unrechts« 4 9 nachspüren 
will, wird auf der Ebene des Handelns scheitern bzw. sich 
in unbegründbare Prämissen flüchten müssen, die das Er-
gebnis vorwegnehmen. Nur die Systemtheorie bietet für 
dieses Problem ein hinreichend komplexes Modell. Die Be-
griffe »Opportunismus« und »Generalisierung« sind sy-
stemtheoretische Begriffe. 
Die folgenden Erörterungen stehen unter dem Leitgesichts-
punkt dieses Dilemmas von Opportunismus vs. Generali-
sierung und werden Möglichkeiten suchen, es zu entschär-
fen. Grundvoraussetzung jeder Lösung ist ein der Zweck-
spezifikation entsprechendes Maß an Umweltdifferenzie-
rung. Daneben gibt es eine Reihe von internen Strategien, 
durch die ein System die unmittelbaren Auswirkungen jenes 
Widerspruchs abmildern kann. Das Problem dieses Dilem-
mas läßt sich umdefinieren und verkleinern, und zwar 
durch Variation des Bestimmtheitsgrades der Zweck-
setzung, durch Akzeptierung widerspruchsvoller Zwecke 
und dadurch, daß für die Zweckorientierung ganz oder teil-
weise funktionale Äquivalente substituiert werden. Die da-
mit bezeichneten Themen werden die weiteren Abschnitte 
dieses Kapitels füllen. Im 5. Kapitel werden wir uns dann 
näher damit befassen müssen, wie der so nicht bewältigte 
Rest dieser Problematik die Programmierung des Zweck-
handelns belastet. 

3. Zweckspezifikation, Umweltdifferenzierung 
und generalisierte Medien der Problemlösung 

Umweltdifferenzierung ist nicht nur faktisch vorgegebener 
Sachverhalt, sondern kann auch als Systemstrategie ange-

49 Dieser Begriff soll eine wesentliche Konsequenz andeuten: daß, 
wenn diese Erwägungen zutreffen, auch die Rechtstheorie von einer 
Spielart der Ethik in eine Strukturtheorie des Gesellschaftssystems 
umgearbeitet werden muß. Grundsätzliche Überlegungen in dieser 
Richtung finden sich bei Santi Romano, L 'ord inamento giuridico. 
Studi sul concetto, le fonti e i caratteri del diritto, I, Pisa 1918. 
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sehen und rationalisiert werden. Ein System kann sich eine 
äußerst komplexe Umwelt dadurch vereinfachen, daß es 
verschiedene Umweltteile unterscheidet und je verschieden 
behandelt. Im Urnebel wäre ein solches Verhalten jedoch 
nicht möglich. Es setzt voraus, daß die Welt schon differen-
ziert ist, daß sie Unterschiede, Diskontinuitäten, Systembil-
dungen aufweist. Nur in bezug auf eine vorhandene Dif-
ferenzierung der Welt kann das System eine Strategie der 
Umweltdifferenzierung wählen. Nur wenn die Wirtschaft 
überhaupt nach Betrieben und Konsuminteressen differen-
ziert und marktmäßig geordnet ist, kann ein Betrieb seine 
Märkte suchen und aus deren Interessendifferenzen Nutzen 
ziehen. Erst wenn die soziale Umwelt eine gewisse Schwelle 
der Differenzierung überschritten hat, können relativ 
zweckspezifische Handlungssysteme gebildet werden, und 
umgekehrt ist die Bildung solcher Systeme selbst ein Mo-
ment im globalen Prozeß der sozialen Differenzierung. Der 
Zweck des Systems wird dann als Output, als Leistung 
an einen besonderen Teil der Umwelt präzisiert. Das hat 
jedoch nur Sinn und sichert den Bestand des leistenden 
Systems nur dann, wenn dieser Umweltteil die Leistung 
schätzt und wenn er selbst oder andere Umweltsysteme 
sie in so genereller Form vergüten, daß das leistende Sy-
stem dadurch die Möglichkeit erhält, seine Systemprobleme 
zu lösen und sich am Leben zu erhalten. 
Diese Bedingungen gehören zusammen; sie sind aufeinan-
der angewiesen, und daher ist der Aufbau eines solchen 
Gesellschaftszustandes keine einfache Sache gradliniger 
Kausalität. Umweltdifferenzierung, Zweckspezifikation und 
generalisierte Medien der Problemlösung können nur ge-
meinsam entwickelt und nur in bezug aufeinander stabili-
siert werden. Hat eine solche Gesamtordnung sich einge-
spielt, dann ist für die beteiligten Systeme eine relativ ein-
seitige, rücksichtslose, beharrliche Verfolgung bestimmter 
Dauerzwecke mit all ihren Vorteilen, besonders solchen der 
Entkomplizierung und des Lernens, möglich. Die Einseitig-
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keiten der Zweckrationalität sind dann nicht mehr durch 
eine gemeinsame Moral, wohl aber institutionell ausbalan-
ciert 5 0 . Zwar müssen auch zweckspezifisch strukturierte 
Systeme mehr eigene Probleme lösen als in der Zweck-
erfüllung selbst zum Ausdruck kommt. Aber ihnen werden 
jetzt relativ generell einsetzbare Mittel der Problemlösung, 
zum Beispiel Geld, zugeführt, wenn und solange sie ihren 
Zweck erfüllen. Sie können es sich daher leisten, ihren 
Zweck als Ersatzformel für ihr Bestandsproblem zu ver-
wenden und ihn, in Vertauschung der gesellschaftlichen Be-
wertung, als Mittel zur Selbsterhaltung zu behandeln. 
Die Institutionalisierung generalisierter Medien der Pro-
blemlösung ermöglicht demnach eine Umkehrung von 
Zweck/Mittel-Gesichtspunkten in den einzelnen Systemen. 
Nicht nur kann ein System als Mittel benutzen, was Zweck 
eines anderen ist; sondern dieses andere kann den eigenen 
Zweck als Mittel der Selbsterhaltung rationalisieren, also 
anderen Wertgesichtspunkten unterordnen als das System, 
dem die Zweckleistung zugeführt wird. Dieses Grund-
muster der Zweck-Mittel-Vertauschung - eine viel mißver-
standene und oft gerügte Erscheinung in differenzierten 
Sozialordnungen - ist nichts anderes als institutionell einge-
frorener Opportunismus. In ihm finden wir ein funktio-
nales Äquivalent für einen unbeschränkten Handlungsop-
portunismus, der zu den Erfordernissen der Systembildung 
in Widerspruch gerät. Differenzierte Gesellschaften lösen 
diese Probleme also dadurch, daß sie es auf die Ebene 
der Gesamtordnung anheben. Dort müssen sie jene generel-
len Mechanismen der Problemlösung institutionalisieren, 

50 Diese grundlegende Einsicht geht bekanntlich zurück auf Emile 
Dürkheim, De la division du travail social, 7. Aufl . Paris 1960 
(zuerst 1893). Nach ihm hat sich vor allem Parsons, dem die fol-
genden Ausführungen mehr verdanken, als im einzelnen belegt wer-
den kann, mit diesem Fragenkreis befaßt . Siehe als For t füh rung 
Durkheim'scher Gedanken namentlich: Talcott Parsons, Durkheim's 
Contribution to the Theory of Integration of Social Systems. In: 
Kurt H. Wolff (Hrsg.), Emile Dürkheim 1858-1917, Columbus Ohio 
1960, S. 118-153 (insb. 130 ff.). 
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deren Verfügbarkeit die Einzelsysteme so weit entlastet, 
daß sie sich auf spezifische Zwecke konzentrieren können, 
ohne ihren Bestand zu gefährden. Nur so sind Sozialord-
nungen in der Lage, die Anforderungen an eine gemein-
same Moral oder an konsistent-transitive Wertordnungen 
des Einzelnen wenn nicht aufzugeben, so doch beträchtlich 
abzuschwächen, ohne an Integrationskraft einzubüßen. Und 
das befähigt sie, mehr Komplexität zuzulassen und zu ver-
arbeiten. 
Eine solche Ordnung hängt entscheidend davon ab, daß 
die erwähnten generalisierten Medien der Problemlösung 
vorhanden sind und sowohl im Verkehr zwischen den Sy-
stemen als auch innerhalb der Systeme funktionieren. Ihre 
Kapazität, zur Lösung beizutragen, muß weitergegeben 
werden können und sie muß relativ unspezifisch, das heißt 
unabhängig davon gesichert sein, wer, wann, welche Pro-
bleme damit löst. Ein System, das generalisierte Medien 
der Problemlösung »besitzt«, hat damit gegenwärtig schon 
die Sicherheit, innerhalb der Reichweite dieser Medien 
künftige Probleme noch unbekannter, ja unvorhersehbarer 
Art bewältigen zu können. Der Besitz solcher Medien ist 
mithin ein funktionales Äquivalent für Information, für 
Voraussicht - ein Gewißheitsäquivalent5 1 . Er schirmt das 
System ab gegen eine (begrenzte) Vielzahl künftiger Ereig-
nisse, die, wenn man über diese generalisierten Problemlö-
51 Dieser Gedanke ist namentlich fü r den Fall des Geldes in der 
wirtschaftswissenschaftlichen Diskussion des Liquidititätsbegriffs im 
Anschluß an John M. Keynes ausgearbeitet worden. Vgl. insb. An-
dreas Paulsen, Liquidität und Risiko in der wirtschaftlichen Ent -
wicklung, Frankfur t /M.-Ber l in 1950; Günter Schmölders, J. M. Key-
nes Beitrag zur ökonomischen Verhaltensforschung. In: G. Schmöl-
ders/R. Schröder/H. St. Seidenfus, John Maynard Keynes als »Psy-
chologe«, Berlin 1956, S. 7-24 (8 ff.); ders., The Liquidity Theory 
of Money. Kyklos 13 (1960), S. 346-360; Krüsselberg, aaO, S. 127 
ff. Er gilt jedoch mit gleichem Recht fü r den Fal l der Macht und 
ferner, weniger leicht erkennbar, auch fü r den Fall der Gefühls -
bildung, denn auch die Fixierung eines Gefühls erlaubt eine hohe 
Indifferenz gegen abgedunkelte Aspekte, ist eine Prophezeiung, die 
im Positiven oder Negativen ihre eigene Erfül lung bewirkt, und wird 
dadurch zum Gewißheitsäquivalent. 
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sungsmedien verfügt, keine unlösbaren Probleme darstellen 
und deshalb nicht vorhergesehen zu werden brauchen. Im 
Besitze dieser Medien kann man sich ohne Voraussicht 
sicher fühlen - und sich deshalb um so einseitiger und 
um so langfristiger für sehr spezifische Zwecke engagieren. 
Wie solche Medien funktionieren und welche Grenzen 
ihnen gesetzt sind, läßt sich am besten an Beispielen 
zeigen 5 2 : Für die Lösung wirtschaftlicher Probleme, solcher 
also, die eine auf Zeit bezogene Verständigung über den Ge-
brauch von Gegenständen zur Bedarfsbefriedigung invol-
vieren, ist die Institution des Geldes von hervorragender 
Bedeutung. Sie erfüllt die Funktion eines generalisierten 
Mediums in besonders charakteristischer Weise. Geld kann 
weitergegeben werden. Sein Besitz impliziert keine Vor-
entscheidung darüber, wer, wann, welche Bedürfnisse damit 
definitiv befriedigt, stellt aber gleichwohl die unspezifizierte 
Freiheit der Bedürfnisbefriedigung in abstracto sicher. 
Diese Freiheit beruht auf einer Generalisierung von 
Tauschchancen in drei verschiedenen Richtungen: zeitlich 
dient das Geld als Gewißheitsäquivalent, indem es künftige 
Tauschmöglichkeiten gegenwärtig schon sicherstellt; sach-
lich dient es als Wertmaßstab, indem es verschiedenartige 
Tauschchancen vergleichbar macht; sozial dient es als 
Tauschmittel gegenüber noch unbestimmten und gegebe-
nenfalls auswechselbaren Partnern. In jeder dieser drei Di-
mensionen besteht die Freiheit in einer Indifferenz gegen-
über den dimensionstypischen Unterschieden, nämlich ge-
genüber den Zeitpunkten, den sachlichen Verschiedenheiten 
und den Partnern einer Tauschbeziehung. Die Sicherheit 

52 In ihren Grundzügen ist diese Konzeption und sind auch einige 
der im folgenden behandelten Beispiele Talcott Parsons zu danken. 
In deutscher Sprache siehe namentlich: Talcott Parsons, Die jüng-
sten Entwicklungen in der strukturel l-funktionalen Theorie. Kölner 
Zeitschrift fü r Soziologie und Sozialpsychologie 16 (1964), S. 30-49 
(37 ff.), wo die deutsche Übersetzung »Steuerungssprachen« gewählt 
ist; ferner die relativ ausführliche Behandlung in: ders., On the Con-
cept of Influence. Public Opinion Quarterly 27 (1963), S. 37-62 
(38 ff.). 
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dieser generalisierenden Indifferenz beruht darauf, daß die 
Generalisierungen in den Einzeldimensionen sich wechsel-
seitig ermöglichen und unterstützen. Sie sind nur zusammen 
institutionalisierbar. 
Eine auf diese Weise generalisierte und gesicherte Indif-
ferenz ist ihrerseits Reduktion von Komplexität. Sie ist 
ein notwendiges Komplement für hochgradige Spezifikation 
der Systeminteressen, eine unentbehrliche Rückendeckung. 
Geldwirtschaft ist deshalb unabdingbare Voraussetzung 
einer nennenswerten Zweckspezifikation sozialer Systeme. 
Geld ist zugleich das am spezifischsten auf diese Funktion 
ausgerichtete Medium der Problemlösung, das reinste Bei-
spiel für unser Problem. 
Man findet deshalb die weitestgehende Zweckspezifikation 
typisch in Systemen, die so gut wie alle ihre Probleme 
durch Geld lösen oder doch aus der bestandsgefährdenden 
Zone hinausmanövrieren können: in Wirtschaftsbetrieben. 
In dem Maße, als sich ihre Probleme auf diesen einen 
Nenner bringen lassen, können sie durch Geldrechnung ra-
tionalisiert werden. Das Geldwesen dient ihnen dann nicht 
nur als Basis der Beschaffung von Tauschmitteln, sondern 
zugleich als genereile Grundlage der Rationalisierung ihrer 
Entscheidungen. Andererseits erfordert diese Rationalisie-
rung unter dem Aspekt spezifischer Zwecke stets die Fest-
legung von Geld auf spezifische Mittel und damit Verlust 
an Liquidität, Verlust an Gewißheit, unvorhergesehene 
künftige Probleme lösen zu können. Alle Investitionsent-
scheidungen müssen daher einen Ausgleich von rationaler 
Nutzenmaximierung auf der einen und Gewißheitsmaxi-
mierung auf der anderen Seite, von Gewinnstreben und 
Sicherheitserfordernissen leisten - ein Ausgleich, der als 
solcher Gegenstand rationaler Programmierung sein 
kann 5 3 . 
Ein weiteres Beispiel ist legitime Macht. Sie besteht als 

53 Vgl. hierzu Horst Albach, Investition und Liquidität, Wiesba-
den 1962. 

206 



generalisierter Einf luß 5 4 , andere zu einem im voraus nicht 
genau festgelegten, aber bestimmbaren Verhalten zu ver-
anlassen, das sie von sich aus nicht wählen würden. Sie 
beruht auf verschiedenen, einander begrenzt substituierba-
ren Faktoren und kann deshalb von spezifischen Grund-
lagen weitgehend unabhängig sein. Unter den elementaren 
Machtkomponenten einfacher Sozialordnungen ragen her-
vor physische Überlegenheit (Zwangsmöglichkeit) und dan-
kespflichtige Wohltaten, die der Unterlegene nicht sofort 
vergelten kann und die ihn daher unbestimmt verpflichten. 
Beide Grundlagen geben dem Machthaber ein vielfältig 
verwendbares Potential der Situationsbestimmung, das ver-
stärkt wird und chronischen Charakter erhält, wenn die 
Unterlegenen sich antizipierend an den möglichen Reaktio-
nen des Machthabers ausrichten. In komplizierteren Sozial-
ordnungen beruht Macht nur noch sehr indirekt auf jenen 
elementaren Grundlagen, die persönlichen Kontakt voraus-
setzen, sondern darüber hinaus und vor allem auf plasti-
scheren Faktoren wie Geld, erfolgreich fingierbarem Kon-
sens, sozialem Prestige und eigener Unabhängigkeit, die 
es ermöglicht, sich aus einer von anderen geschätzten Ko-
operation zurückzuziehen. 
In dem Maße, als ein System über Macht verfügt, kann 
es spezifische Zwecke verfolgen und dabei offen bleibende 
Probleme, vor allem solche der Mittelbeschaffung, auf 
die Umwelt abwälzen. Da jedoch Macht nicht im gleichen 
Sinne wie Geld bei Zweckerreichung automatisch nachge-
füllt wird, dem Machterwerb und der Machterhaltung viel-
mehr besondere Bemühungen gewidmet werden müssen, 
sind der Zweckspezifikation von Systemen, die primär auf 
Macht beruhen, Grenzen gesetzt. Neben dem Streben nach 
Erreichung ihrer Zwecke müssen sie auch auf Erhaltung 
und Mehrung ihrer Macht achten. 
Ferner wäre der einfache und doch so voraussetzungsvolle 

54 Und zwar als ebenfalls in drei Dimensionen generalisierter Ein-
fluß. Hierzu näher Luhmann, aaO, 1964 a, S. 123 ff . 
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Tatbestand des persönlichen Engagements für und der 
Freude an spezifischen Zwecken zu nennen. Ein einheit-
licher Terminus fehlt, wenn man nicht auf das alte Lust-
Prinzip zurückgreifen will 5 5 . Daß auch hier ein genera-
lisiertes Medium im Dienste der Leistungsspezifikation ste-
hen kann, liegt nicht ohne weiteres auf der Hand und muß 
daher besonders betont werden. 
Während die zuvor genannten Medien sich primär auf wirt-
schaftliche bzw. politische Probleme (in welchen Systemen 
auch immer) bezogen, kommt hier die generalisierbare Per-
sönlichkeitsstruktur in den Blick, die den Menschen moti-
vieren und bewegen kann, um bestimmter, vielleicht sehr 
eng begrenzter Wirkungen willen erhebliche Verhaltens-
lasten auf sich zu nehmen, weil ihm das Freude macht. 
Das Engagement für eine sehr spezielle Sache kann dabei 
insofern generell sein, als es unabhängig davon bestehen 
mag, was im einzelnen dafür getan und gelitten werden 
muß. 
Kraftreserven dieser Art sind jedoch durchweg gefühls-
mäßig fixiert. Sie bewirken eine generalisierte Anpassungs-
fähigkeit für das Persönlichkeitssystem, nicht aber ohne 
weiteres auch für soziale Systeme. Sie sind im Persönlich-
keitsaufbau so verankert, daß sie für ein Sozialsystem kaum 
manipulierbar sind (es sei denn in der Form der Selektion 
entsprechender Persönlichkeiten). Auch ist die Richtung des 
thematischen Interesses - das, worüber der Einzelne sich 
freut - für ein Sozialsystem jedenfalls kurzfristig kaum 
variierbar. Deshalb ist dieser Faktor in der neueren sozial-
kritischen und namentlich in der industriepsychologischen 
Literatur unter dem Gesichtspunkt eines »Mangels« anvi-
siert worden: als fehlende Arbeitsfreude, fehlende Motiva-
tion, fehlende Zufriedenheit. Das ist ebenso abwegig wie 
unfruchtbar. Die Frage ist, wo die Grenzen dieses Poten-

55 Siehe die entsprechende Interpretat ion des Freudschen Lus t -Me-
chanismus durch Talcott Parsons, Social Structure and Personality, 
New York-London 1964, S. 116 ff . 
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tials zu Freude bereitendem Engagement liegen. Daß auch 
Organisationen ganz wesentlich auf dieses Medium genera-
lisierter Problemlösung zurückgreifen, dürfte ein Blick in 
die Führungsgruppen großer Systeme, in Wohltätigkeits-
vereine, Krankenhäuser, Forschungsorganisationen, lehren. 
Schließlich darf nicht übersehen werden, daß zahlreiche kul-
turelle Errungenschaften, allen voran die Sprache, dann 
aber auch die allgemein akzeptierten Bedeutungen, Sinnver-
dichtungen und Realitätsannahmen einer Kultur, alle jene 
Selbstverständlichkeiten, von denen die Kommunikation im 
Einzelfall ausgeht, ein generalisiertes Medium dieser Art 
sind. Das gilt besonders dann, wenn solcher Sinn durch 
Wahrheit gedeckt ist. Von Wahrheit kann man immer dann 
sprechen, wenn jedermann bestimmten Sinn anerkennen 
und seinem Erleben und Handeln zugrundelegen muß, will 
er sich nicht aus der Gemeinschaft der die Welt konstituie-
renden und mitbestimmenden maßgeblichen Subjekte aus-
schließen. Auch Wahrheit ist, soweit sie reicht, ein generali-
siertes, relativ zeitbeständiges und für jedermann gültiges 
Medium der Problemlösung. 
Wahrheit macht es nämlich möglich, daß auch dort, wo 
kein Machtgefälle gegeben ist, ein System Informationen 
für andere verdichtet, damit Komplexität reduziert und 
als reduzierte weitergibt, daß Erfahrungen gemacht werden 
können, daß Sicherheit in der Darstellung von Meinungen 
erreicht werden kann, daß Lehren und Lernen möglich ist, 
kurz: daß in kognitiv-intellektueller Hinsicht spezialisierte 
und doch vielfältig verwendbare Problemverarbeitungska-
pazitäten angesammelt und verwissenschaftlicht werden 
können. Erst der intellektualisierte wissenschaftliche Kul-
turhorizont, wie er für die Neuzeit nun schon selbstver-
ständlich geworden ist, gibt dem Menschen die Freiheit, 
sich sehr spezifischen Themen zu widmen und anderen 
Dingen nur marginale Aufmerksamkeit zuzuwenden, weil 
er davon ausgehen kann, daß irgendwo jemand da und 
erreichbar ist, der über Automobile oder Sonnenfinster-
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nisse, Detergentien, Urlaubsgebiete, Elektrizität oder Ver-
sicherungsrecht auf der Grundlage von Wahrheit hinrei-
chend Bescheid weiß. 
Wir können diese Skizze hier nicht weiter ausführen - we-
der in den Einzelheiten der verschiedenen Medien noch 
in ihren vielfältigen wechselseitigen Verflechtungen und Be-
dingtheiten noch in ihrer gemeinsamen Grundlage: einem 
stark, aber nicht zu stark überzogenen Vertrauen. Auch 
auf die so wichtige Möglichkeit einer Potenzierung des Ge-
neralisierungseffektes durch Kombination von Medien -
etwa in Form der Möglichkeit, sich über Geld zu freuen, 
auf Macht hin Kredit zu erhalten, durch Wissen Macht 
auszuüben - kann hier nur hingewiesen werden. Einen er-
gänzenden Gesichtspunkt wollen wir indes noch aufgreifen, 
weil er zum Hauptthema zurückführt: 
Generalisierte Medien der Problemlösung erlauben im Zu-
sammenwirken mit spezifischen Zwecken eine Rationali-
sierung des Systems unter Knappheitsgesichtspunkten. 
Geld, Macht, Freude und Wahrheit sind nur begrenzt ver-
fügbar. Ihre Verwendung muß daher systemintern diszipli-
niert werden, und diese Disziplin kann in hohem Maße 
die inhaltliche und unmittelbare Bindung an Umweltwerte 
ersetzen. Beim Geld ist die Knappheit als eine künstlich 
hergestellte ohne weitere Erläuterung evident. Auch Macht 
ist in ihren einzelnen Quellen knapp: Zwangsausübung er-
schöpft physische Kraf t und Zeit. Dankespflichten nehmen 
in dem Maße ab, als sie beansprucht werden. Sozialprestige 
wird zweifelhaft, wenn es zu offensichtlich in den Dienst 
eigennütziger Zwecke gestellt wird. Knappheiten dieser Art 
wirken sich so aus, daß sorgfältig überlegt werden muß, 
ob der Zweck den Einsatz eines so vielfältig verwendbaren 
Mittels lohnt. Freude und Wahrheit sind in anderem Sinne 
knapp. Sie sind an besondere Sinngehalte gebunden, daher 
kaum disponibel, stehen also nicht für eine Vielzahl von 
Problemen wahlweise zur Verfügung. Daher muß das Sy-
stem hier kalkulieren, ob für bestimmte Zwecke überhaupt 
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Freude und wahre Information beschafft bzw. entbehrt 
werden kann. In jedem Falle liegt der Rationalisierung 
eine Disposition über knappe generalisierte Medien zu-
grunde. 
In der Schwierigkeit einer solchen Disposition über Medien 
und in ihren Rationalitätskriterien spiegeln sich für das 
System gleichsam die Kosten seiner Freiheit von äußeren 
Wertbindungen 5 6 . Es ist für die Verfolgung spezifischer 
Zwecke relativ autonom gestellt, muß aber die Abhängig-
keit von seiner gesellschaftlichen Umwelt in der eigentüm-
lichen Form laufender Entscheidungen über den Einsatz 
knapper Medien als Mittel berücksichtigen. Das System 
bleibt zwar nicht unter dem Gesichtspunkt inhaltlich nor-
mierter Loyalitäten, wohl aber unter dem Gesichtspunkt 
des Mangels an seine Umwelt gebunden. Diese Umstellung 
hat den wichtigen Vorteil, daß das System seine Umwelt-
abhängigkeit in die eigene Dispositionssphäre hineinziehen, 
dort als Problem definieren und mit den Erfordernissen 
des eigenen Fortbestehens rational ausgleichen kann. 

4. Bestimmtheitsgrad der Zwecksetzung 

Zwecksetzung ist nach dem, was wir bis jetzt von ihrer 
Funktion wissen, nicht in sich selbst eine Erfolgsgarantie, 
geschweige denn ein reiner Erkenntnisakt, der eine vorge-
geben-selbstverständliche Ordnung aufweist im Sinne der 
alten Formel: ex se patet, quod optatur. Die richtigen 
Zwecke liegen nicht auf der Straße. Sie festzustellen, ist 

56 Diese Freiheit von äußeren Wertbindungen, die generalisierte Me-
dien vermitteln kann, hat man nicht selten als Argument fü r die 
Wertfreiheit der Wissenschaften genommen, die sich mit dem Ein-
satz dieser Medien befassen. In Max Webers Bürokratiesoziologie 
spielt dieser Gedanke eine Rolle. Als Versuch, die Werturtei lsfrei-
heit der Wirtschaftswissenschaften auf einen Bereich von »an sich 
neutralen« Mitteln zu gründen, siehe Rittig, aaO, S. 79-102. Die 
Folgerung von der relativen, wertmäßigen Umweltunabhängigkeit ge-
wisser Handlungssysteme auf die Werturteilsfreiheit der Wissenschaft 
ist natürlich nicht ohne weiteres schlüssig. 
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vielmehr ein schwieriges Unterfangen, ein systeminterner 
Entscheidungsprozeß, der selbst der Rationalisierung be-
darf, ohne sich dabei an vorgegebenen Zwecken orientieren 
zu können. 
Der Spielraum dieses Zwecksetzungsprozesses ist einmal 
durch die Möglichkeit der Wahl sachlich verschiedener 
Zwecke eröffnet. Theoretisch dehnt er sich mit dem Kausal-
schema ins Unendliche aus, obwohl es selten vorkommen 
wird, daß ein System von der Fürsorge für verwaiste Kin-
der zum Betrieb einer Erdbeerplantage übergeht. Ein radi-
kaler Zweckwechsel wird zumeist mit Liquidation und Neu-
gründung verbunden sein, weil es kaum einen Sinn hätte, 
sondern nur eine Belastung wäre, die Identität des Systems 
durchzuhalten. Neben diesem Gedanken der Zweckwahl, 
der sich zunächst aufdrängt, wenn man sich Zwecke als 
disponibel vorstellt, hat eine andere Dimension des Ent-
scheidungsspielraums vermutlich die größere praktische Be-
deutung, nämlich die Wahl des Grades an Bestimmtheit 
der Zweckformulierung57. 
Wir haben oben 5 8 schon angedeutet, daß der Zweck die 
Funktion einer koordinierenden Generalisierung auf zwei 
diametral entgegengesetzte Weisen erfüllen kann: durch Ab-
straktion auf eine spezifische Wirkung mit Indifferenz ge-
gen andere Folgen des Handelns oder durch inhaltliche 
Generalisierung zu einer unbestimmt gelassenen Wunsch-
vorstellung, die gänzlich offen läßt, ob und welche Wege 
zum Ziel führen. Zwischen diesen beiden Extremfällen, die 
57 Beide Dimensionen lassen sich natürlich nicht vollständig von-
einander trennen. Je allgemeiner und vieldeutiger ein Zweck gewählt 
ist, desto mehr sachlich verschiedene Wirkungen vermag er zu dek-
ken. Im Rahmen von vage vorgestellten Allgemeinzwecken sind da-
her auch erhebliche Schwerpunktverlagerungen möglich, die bei prä-
ziserer Zweckkonzeption als Zweckänderung ausgewiesen werden 
müßten. Je wichtiger es wird, ein System zu erhalten, je mehr in-
vestiert ist, je unrationeller eine Entwicklung über Konkurs und 
Neugründung wird, desto elastischer müssen die Systemzwecke for -
muliert werden, sei es, daß sie unbestimmt, sei es, daß sie ände-
rungsfähig institutionalisiert werden. 
58 Vgl. S. 189 f. 
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nicht als Dichotomie, sondern als Grenzmarken einer Di-
mension verstanden werden sollen, liegen die vernünfti-
gen Möglichkeiten. Innerhalb einer sachlichen Zweckrich-
tung kann die Zweckformulierung in ihrer Allgemeinheit 
und Vieldeutigkeit variiert werden 5 9 . Zwecke sind deshalb 
nicht, wie zum Beispiel die kybernetische Zwecktheorie un-
terstellt 6 0 , stets eindeutig vorgestellte empirische Wirkun-
gen des Handelns wie etwa ein (zu pflanzender) Obstbaum 
im Garten, sondern Variable, deren Eindeutigkeit und 
Handlungsnähe innerhalb einer allgemeinen Sinnrichtung 
geändert werden können und vielleicht von einer konkreten 
Entscheidung zur anderen geändert werden. Schon die Wie-
derholbarkeit des Zweckes, die auch die Kybernetik voraus-
setzt, erfordert ein Mindestmaß an Abstraktion von konkre-
ten Bedingungen. Man kann sich, um bei unserem Beispiel 
zu bleiben, in seiner Gartenpflege auch durch den Ausblick 
aus dem Wohnzimmerfenster, durch den erwarteten Ertrag 
oder durch die Ärgernisse mit den Nachbarn bestimmen 
lassen und Schönheit, Nutzen oder Frieden bzw. Krieg be-

59 Diese Auffassung, daß die Zweckspezifikation eine Variable sei, 
f ü r die je nach den Umständen verschiedene Werte sinnvoll sein 
können, löst die ältere These der Organisationslehre ab, daß Zwecke 
stets »so eindeutig wie möglich« definiert werden sollen. Als Bei-
spiele f ü r einen überzeugten Vort rag der klassischen These, daß 
mit der klaren Definit ion von Zwecken der Erfolg fast schon greif-
bar sei, siehe Marshall E. Dimock, The Executive in Action, New 
York -London 1945, S. 54. Die neuere Auffassung der Zweckbestimmt-
heit als Variable f indet man zum Beispiel bei Bowen, aaO, S. 16; 
Victor A. Thompson, The Regulatory Process in OPA-Rat ioning, 
New York 1950, S. 202 ff. ; James D. Thompson/Frederik L. Bates, 
Technology, Organization, and Administration. Administrative Scien-
ce Quarterly 2 (1957), S. 325-343 (327 ff.); Mayntz, aaO, 1963, S. 
66 ff. ; Scott, aaO, S. 492 f.; Gross, aaO, 1964, S. 494 ff . ; KatzJKahn, 
aaO, S. 266 ff . ; W. Keith WarnerlA. Eugene Hävens, Goal Displa-
cement and the Intangibility of Organizational Goals. Administra-
tive Science Quarterly 12 (1968), S. 539-555. Dabei wird nicht nur 
anerkannt , daß die Präzisierung der Systemzwecke unter Umständen 
schwierig oder gar unmöglich ist, sondern darüber hinaus auch, daß 
sie schädlich werden kann, daß also unbest immte Zwecke ihrerseits 
bestimmte Vorteile bieten. 
60 Vgl. deren Kritik oben Kap. 3, 5. 
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zwecken. Normalerweise wird dabei der Nahzweck als Mit-
tel zum Fernzweck dargestellt. Das ist jedoch bereits eine 
bestimmte Interpretation der Zweckvariable, die wir noch 
untersuchen wollen und die deshalb unserer Untersuchung 
nicht zugrundeliegen darf. Wir müssen zunächst die Kon-
zeption der Zweckspezifikation als Variable überprüfen und 
mit Hilfe unserer Einsichten in die komplexe Sinnbezie-
hung der Zweckfunktion ermitteln, welche taktischen Mög-
lichkeiten und welche Folgeprobleme mit der Ausfüllung 
dieses Variationsspielraums verbunden sind. 
Die Variation des Grades an Zweckspezifikation ist die 
Art und Weise, in der die verschiedenen Funktionsrich-
tungen der Zwecksetzung kombiniert werden können. Nur 
weil das Zweckprinzip in diesem Sinne elastisch ist, kann 
eine Zwecksetzung als »subjektiv« erlebt werden, kann sie 
Umweltinstitutionen und Umweltdifferenzierungen ange-
paßt und zugleich intern hinreichend unbestimmt und doch 
instruktiv und differenzierbar formuliert werden. Diese ver-
schiedenen Bezugsrichtungen der Zweckfunktion, die sich 
zum Teil widersprechen und nicht alle zugleich optimal 
realisiert werden können, sind nur dadurch kombinierbar, 
daß das Zweckprinzip eine Skala von Möglichkeiten bie-
tet, die es erlaubt, die Zweckvariable auf der Linie von 
bestimmt zu unbestimmt jeweils in dem Punkte zu fixieren, 
der in allen Beziehungen relativ günstige Resultate ver-
spricht. Die sich anbietenden Möglichkeiten hängen ent-
scheidend von der Umweltlage des Systems und der Ver-
fügbarkeit generalisierter Medien der Problemlösung ab. 
Wenn, wie bei privaten Wirtschaftsunternehmen, eine 
äußerst differenzierte Umwelt vorausgesetzt werden kann, 
läßt sich der Systemzweck entsprechend spezifizieren, zum 
Beispiel auf die Produktion bestimmter Güter in absatz-
fähiger Qualität. Der Systemzweck muß dann zwar in der 
Gesamtumwelt »erlaubt« (und insofern institutionalisiert) 
sein; er braucht aber nicht überall gleichmäßige Schätzung 
und opferbereite Unterstützung zu finden. Es genügt, wenn 
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das Produkt von einem ausreichenden Abnehmerkreis, 
einem Spezialmarkt, vergütet wird, so daß das System aus 
der Vergütung seinen Bedarf befriedigen kann. An Um-
weltinstitutionen wird dabei nicht viel mehr als die Rechts-
ordnung und der Geldmechanismus vorausgesetzt. Intern 
reicht eine solche Zweckformel als Rationalisierungsgrund-
lage freilich nicht aus, weil sie zu spezifisch ist und da-
durch das System zu sehr auf einen engen Umweltaus-
schnitt ausrichten würde. Es genügt nicht, eine bestimmte 
absatzfähige Ware so gut wie möglich zu produzieren. Die 
Abhängigkeit von anderen Umwelten, die ihre Unterstüt-
zung nicht in beliebiger Menge gegen Geld zur Verfü-
gung stellen, namentlich von Kapitalgebern und arbeiten-
den Mitgliedern, erfordert zusätzliche Rücksichten auf Kre-
ditwürdigkeit, Liquidität und Arbeitsmotivation. Diese 
Rücksichten können in die zweckrationale Ausrichtung des 
Produktionsprozesses nicht recht eingearbeitet werden 6 1 , 
sondern erfordern zu ihrem Ausgleich umfassendere Sy-
stemmodelle 6 2 . Demgemäß hat die Betriebswirtschaftslehre 
die reine Zweckrationalität durch Modelle optimierender 

61 Für das Problem der Kreditwürdigkeit bzw. Liquidität vgl. da-
zu Th. Weiler, E inordnung der Finanzierung in den Rahmen der 
Betriebswirtschaftslehre. Zeitschrift fü r Betriebswirtschaft 32 (1962), 
S. 142-164, und. Lösungsaussichten für Modelle mit simultaner Pro-
dukt ions- und Finanzplanung eröffnend, Albach, aaO, 1962. Viel 
bekannter ist das Problem der Arbeitsmotivation und der menschli-
chen Rücksichten. Es macht seit den zwanziger Jahren den Kern 
der sozialwissenschaftlichen Betriebsforschung aus, so daß inzwischen 
eine nicht mehr zu überblickende Literatur existiert. Hier setzt die 
betriebswirtschaftliche Literatur »wirtschaftliche« und »soziale« 
Rücksichten zumeist unverbunden nebeneinander. Vgl. etwa Konrad 
Mellerowicz, Allgemeine Betriebswirtschaftslehre, Bd. I, 10. Aufl . 
Berlin 1958, S. 32 f., 47 f., 55 ff . ; Lohmann, aaO, S. 269; Gutenberg, 
aaO, S. 182. 
62 Wie weit das Gewinnmaximierungsprinzip als angeblich umfassende 
Zweckformel des privatwirtschaftlichen Unternehmens trotz aller An-
fechtungen diesen Anforderungen genügt, kann hier nicht angemes-
sen untersucht werden. Als einziges Prinzip ist es natürlich viel zu 
unbestimmt, da es keinerlei Aufschluß über geeignete Mittel gibt. 
In diesem Sinne ist »Gewinn« ein denkbar ungeeigneter Zweck. Im 
übrigen hat das Prinzip der Gewinnmaximierung den Nachteil, daß 
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Rationalität korrigieren müssen - eine Lösung, die wir 
oben 6 3 kritisch diskutiert haben im Hinblick auf Bestre-
bungen, sie durch Modelle brauchbarer Systemrationalität 
zu verdrängen 6 4 . 
Ganz anders ist die Situation des politischen Systems, spe-
ziell der Staatsbürokratie. Die Verwaltung des Staates im 
weitesten, alle Gewalten einschließenden Sinne hat es mit 
der gesamten Gesellschaft zu tun und deshalb mit einer 
äußerst komplexen, widerspruchsreichen Wertsituation. Sie 
muß, will sie sich - wie heute selbstverständlich - als de-
mokratisch und sozialstaatlich verstehen, jede wertrelevante 
Folge ihres Handelns berücksichtigen, soweit ihre Entschei-
dungskapazität reicht. Sie kann sich mithin eine Folgen-
neutralisierung, also Zweckspezifikation, prinzipiell nicht 
leisten6 5 . Denn es hat keinen Sinn, bezweckte Folgen be-

es nicht nur ein Rationalisierungsprinzip, sondern ineins damit zu-
gleich eine Verteilungsregel fü r den Überschuß sein will. Es for -
dert, daß alle Umweltbeziehungen des Systems durch Differential-
rechnung auf Grenzwerte gebracht werden sollen, außer der einen 
Beziehung zum Eigentümer, dem damit aller Gewinn zufließt. Ganz 
abgesehen von den Rechenproblemen, die damit verbunden sind, ent-
steht jedoch die Frage, ob diese Verteilungsregel selbst rat ional ist 
und ob ihre Verschmelzung mit dem Rationalisierungsprinzip des 
Systems rational ist. Weitere Bedenken bei Bendixen, aaO. 
63 Kap. 3, 2. 
64 Besonders interessant ist in dieser Frage die Position von Bar-
nard, aaO, S. 19 ff., 55 ff., 136 ff., dessen Werk hier wie auch sonst 
eine Weiche gestellt hat , ohne daß Barnard selbst schon volle Klar-
heit über die Konsequenzen seiner Begriffe besaß. Barnard unter-
scheidet effectiveness - die reine Zweckerfüllung - und efficiency 
als Bewertung der Nebenfolgen, die unabhängig von der Zwecker-
fül lung entweder befriedigend oder nichtbefriedigend ausfallen kön-
nen, ohne daß damit, wie sonst üblich, das Anstreben optimaler 
Lösungen bezeichnet wäre. Eine der vielen Aspekte dieser Unter -
scheidung besteht darin, daß sie voraussetzt, daß die Zwecke zu spe-
ziell definiert sind, um für ein System als Entscheidungsgrundlage 
auszureichen, so daß in dem durch sie an sich neutralisierten Raum 
der Nebenfolgen nochmals ein Entscheidungskriterium angesetzt wer-
den muß. Dieses sekundäre Kri ter ium füh r t bei Barnard bereits 
deutlich auf das Systemmodell hin. 
65 Siehe dazu namentlich Dewey, aaO, 1927, insb. S. 12 f., der da-
rin den tragenden Unterschied des öffentlichen vom privaten H an -
deln erblickt. Konsequenzen fü r die öffentliche Verwaltung zieht 
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sonders zu berücksichtigen, wenn alle anderen Folgen auch 
berücksichtigt werden müssen und jene nicht a priori Wert-
vorrang genießen 6 6 . Desgleichen steht der Souveränitäts-
anspruch des Staates in direktem Widerspruch zum Zweck-
prinzip. Die Staatsverwaltung kann zwar zahlreiche Ein-
zelaufgaben erfüllen, aber nicht sich einem spezifischen 
Zweck widmen und sich daraufhin rationalisieren. 
Die Diskussion des »Staatszweckes«6 7 hat deshalb über 
Leerformeln wie »Förderung des Gemeinwohls« oder 
»Wahrnehmung der öffentlichen Interessen« oder über unzu-
reichende Teilkonzeptionen wie die liberale Formel von der 
Sicherung der Freiheit im rechtlich geordneten Zusammen-
leben nicht hinausführen können. Schon diese liberale For-
mel, geschweige denn noch präzisere Zweckbestimmungen, 
lassen sich in der Umwelt heute nicht mehr institutiona-
lisieren. Sie sind zu schmal gebaut, um dem politischen 
System die Unterstützung seiner gesellschaftlichen Umwelt, 
insbesondere Macht und Legitimität für seine Entscheidun-
gen, zu sichern. Das politische System muß daher, um durch 
seine Zwecke die notwendige Unterstützung aktivieren zu 
können, die Staatsziele so breit und vieldeutig formulieren, 
daß sie zwar konsensfähig sind, aber als interne Rationa-
lisierungs-, Arbeitsteilungs- und Kontrollstruktur versagen. 
Die Staatszwecke sind, mit anderen Worten, für eine ideo-
logische Funktion reserviert; sie dienen in ihrer globalen 
Fassung nicht als Entscheidungsprogramm. 

hieraus Edward C. Banfield, Ends and Means in Planning. Inter-
national Social Science Journal 11 (1959), S. 361-368; mit Berichti-
gungen neu gedruckt in: Sidney Mailick/Edward H. Van Ness 
(Hrsg.), Concepts and Issues in Administrative Behavior, Englewood 
Cliffs, N. J. 1962, S. 70-80. 
66 Siehe aber auch die schlaue Abschwächung, die Simon, aaO, 
1955 a, S. 121 f., vorschlägt: Der Verwalter brauche unbezweckte 
Folgen außerhalb seines Aufgabenhorizontes nicht bei der Planung, 
sondern nur dann zu berücksichtigen, wenn sie tatsächlich vorkom-
men. Ein solches Recht, erst zuzuschlagen und dann zu heilen, wird 
sich aber kaum rechtfertigen lassen, und auch die Rationali tät die-
ser Lösung unterliegt Zweifeln. 
67 Vgl. dazu oben S. 88 ff . 
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Aus diesem Grunde braucht das politische System sekun-
däre Entscheidungskriterien - und zwar nicht, wie der 
Privatbetrieb, wegen Überspezifikation, sondern wegen Un-
terspezifikation seiner Zwecke. Die notwendigen Entschei-
dungsrichtlinien können nicht durch rein systeminterne 
Zweckanalyse gefunden werden. Sie werden außerhalb der 
Staatsbürokratie, aber noch innerhalb des politischen Sy-
stems im weiteren Sinne, nämlich im Vorfeld macht- und 
meinungsbildender politischer Prozesse, aufgebaut. Dabei 
dient der Staatszweck Gemeinwohl lediglich als Darstel-
lungsregel und Begründungserleichterung; die eigentlichen 
Kriterien liegen im Macht- und Konsenswert der jeweili-
gen Programme. Solche politischen Programme werden 
dann zur Konkretisierung des Staatszwecks auf verschie-
dene Weise, vor allem durch Finanzzuweisungen und durch 
Rechtsetzung, den bürokratischen Entscheidungszentren 
eingegeben. Die Trennung von Politik und Verwaltung 6 8 , 
die Zentralisierung des Finanzwesens durch das Budget und 
der Rechtsstaat sind, unter diesem Aspekt gesehen, Sub-
stitutionsvorgänge für die reine Zweckrationalität. Sie kom-
pensieren die Unterfunktion des Zweckprinzips im politi-
schen System. 
Eine Kontrollüberlegung vermag diese These zu stützen. 
In Entwicklungsländern, in denen es gelingt, das relativ 
gut konturierte Ziel der wirtschaftlichen Entwicklung des 
Landes als Staatsziel schlechthin zu institutionalisieren, ist 
ein für uns unerreichbarer Grad an Zweckspezifikation im 
politischen System gegeben. Allein deshalb schon treten die 
politischen Prozesse der offenen Konsenssuche, des Arti-
kulierens und Vermitteins von Interessen, die »demokrati-
schen« Verfahren der Meinungsbildung dort zurück. Eine 
rollenmäßige Trennung von Politik und Verwaltung und 
ein Rechtsstaat kommen nicht zustande, sondern die poli-
tische Partei formuliert in Ausführung jenes Staatszieles 

68 Hierzu näher: Luhmann, aaO, 1965 a, 148 ff . und ders., Politische 
Planung. Jahrbuch fü r Sozialwissenschaft 17 (1966), S. 271-297. 
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die Entwicklungspräferenzen, nach denen der Verwaltungs-
apparat seine Pläne entwirft und ausführt, und sucht die 
Bevölkerung im Sinne dieser Präferenzen zu mobilisieren. 
Die Problematik liegt auf einer anderen Achse, nämlich 
darin, daß die zweckrational konzipierte Bürokratie sich 
aus einer noch traditional orientierten Gesellschaft nur 
schwer herauslösen kann, so daß sie Gefahr läuft, durch 
gegenläufig institutionalisierte Erwartungen, z. B. solchen 
des »Freundesdienstes«, innerlich korrumpiert zu werden. 
Darin zeigen sich dann die Grenzen der Institutionalisierung 
des Zweckprinzips, das die offizielle Struktur voraussetzt. 
Das starke Gefälle dieser Institutionalisierung von der So-
wjetunion über die südasiatischen Staaten bis zum tropi-
schen Afrika ist offensichtlich. 
Daß ein Unbestimmtlassen der Zweckformel auf stärkere 
Kooperation zwischen Verwaltung und Publikum verweist, 
zeigt sich auch in der organisationsrechtlichen Formenty-
pik der Verwaltungseinheiten6 9 . Wenn solche Einheiten 
zweckdiffus strukturiert sind, müssen sie bei der Ausarbei-
tung ihrer konkreten Aktionsprogramme auf Abstimmung 
und Kooperation mit ihrem Publikum Wert legen. Sie wer-
den dann als Körperschaften organisiert, das heißt so, daß 
das Publikum der bürokratischen Organisation einen Mit-
gliedschaftsstatus im System erhält und seine Interessen 
im Rahmen dieser körperschaftlichen Organisation - zum 
Beispiel durch Parlamente, Kommunalvertretungen, Ver-
treterversammlungen der Sozialversicherungsträger - arti-
kulieren und zur Geltung bringen kann. Läßt sich der 
Zweck spezifizieren und in einem technischen Instrumenta-
rium konkretisieren, dann kommt die Rechtsform der An-
stalt in Betracht, die ohne wesentliche Mitwirkung der Be-
troffenen durch einen Anstaltsträger laufend gesteuert und 
dadurch mit den Interessen des breiteren Publikums ver-
bunden wird. Ist auch diese laufende Steuerung entbehr-
lich, weil ein allgemein anerkannter und dotierter Zweck 
69 Vgl. hierzu W o l f f , aaO, 1962, S. 128 ff . 
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eindeutig und für Dauer festgelegt werden kann, wählt 
man zweckmäßigerweise die Rechtsform der Stiftung. Die-
se drei Rechtsformen erschöpfen im deutschen Verwal-
tungsrecht die möglichen Organisationstypen. 
Die darin aufgezeigte Gesetzlichkeit geht aber natürlich 
über die deutsche öffentliche Verwaltung hinaus. So können 
zum Beispiel amerikanische Studien belegen, daß die erör-
terte Problematik sich auf der Ebene von Einzelbehörden 
bzw. Einrichtungen der öffentlichen Hand wiederholt 7 0 . 
Wo die politische Kräftigung solcher Dienststellen nicht 
ausreicht, um spezifischen, »operational« definierten Zwek-
ken die erforderliche Unterstützung der Umwelt zu sichern, 
weichen diese Stellen auf breitere Zweckformeln, auf all-
gemeinere Wohlfahrtszwecke aus, die dann in regem Kon-
takt mit der Umwelt kleingearbeitet werden. Die Zwecke 
sind dann zu vieldeutig, als daß sie durch rein interne 
Überlegungen zu Mitteln ausgemünzt werden könnten, son-
dern dieser Prozeß vollzieht sich durch Hereinnahme von 
Umweltpersonen (Selznick: Cooptation) oder doch von 
Umweltauffassungen in das System; er wird also über die 
Umwelt geleitet 7 1 . Eine Ideologie des »Dienstes am Pu-
blikum«, die die Zweckformel ergänzt, rechtfertigt dieses 
Verfahren 7 2 . Das System entzieht sich dadurch aber zu-

70 Philip Selznick, T V A and the Grass Roots, Berkeley-Los Ange-
les 1949, und Burton R. Clark, Adult Educat ion in Transit ion. A 
Study of Institutional Insecurity. University of Cal ifornia Publica-
tions in Sociology and Social Institutions 1, 2 (1956), S. 43-202, sowie 
ders., Organizational Adaption and Precarious Values. A Case Stu-
dy. American Sociological Review 21 (1956), S. 327-336. 
71 Vgl. hierzu auch die nahestehende Auffassung von David B. 
Truman, The Governmental Process. Political Interests and Public 
Opinion, New York 1951, 8. Druck, 1962, S. 463 ff. , der die Ver-
waltung jedoch in einer aktiveren Rolle sieht: Durch unbest immte 
Zwecksetzungen werde sie genötigt, propagandistisch auf ihre U m -
welt einzuwirken. 
72 Siehe dazu die von Clark, aaO, 1956, beschriebene »Service orien-
tation« einer Organisation f ü r Erwachsenenbildung, durch welche 
die angebotenen Kurse an den Wünschen des Publ ikums und an 
der Zahl der sich einschreibenden Teilnehmer ausgerichtet wurden 
und nicht an programmatischen Lehrzwecken. Das heißt, intern ge-
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gleich einer planmäßig-rationalen Steuerung und einer Lei-
stungskontrolle. Die Rationalisierungsfunktion des Zweckes 
wird seiner adaptiven Funktion geopfert. 
Mit dieser Umleitung über Kundenwünsche verwandt, aber 
anders gerichtet ist ein Ausweg, den das Schulsystem 
(Hochschulen einbegriffen) beschreitet. Auch hier lassen 
sich bei der Vielfältigkeit der Ausbildungsziele in einer dif-
ferenzierten Sozialordnung keine handfesten Schulzwecke 
formulieren, auf die hin Organisation und Unterricht als 
Mittel geplant und kontrolliert werden könnten 7 3 . Die des-
halb erforderlichen sekundären Standards, die den allge-
meinen »Bildungsauftrag« des Schulwesens konkretisieren, 
werden einem professionell gepflegten Idealismus entnom-
men, der gewisse organisatorische Forderungen legitimiert 
und einen Kodex richtigen Verhaltens in der Wahl der 
Unterrichtsstoffe und der Unterrichtsformen unabhängig 
vom Erfolg ausprägt 7 4 . An diesem Idealismus wird dann 
das Verhalten unmittelbar oder über Programme ausgerich-
tet, was zum Beispiel bestimmte Formen der Kollegiali-
tät und bestimmte Formen der Feststellung der Fehler oder 
des Versagens einzelner Kollegen einschließt, da die be-
zweckte Wirkung als Kriterium ausfällt. Auch hier hat das 

sehen, daß sich die Verwaltung - und nicht die Pädagogen - in 
der Programmgestal tung durchgesetzt hat. Vgl. dazu auch den Be-
richt von Zald/Denton, aaO, über eine entsprechende Aufweichung 
der Zweckkonzeption eines freiwilligen Vereins - hier bedingt durch 
die Notwendigkeit, Mitglieder zu gewinnen und zu halten, also eben-
falls durch ungesicherte Umweltunterstützung. 
73 Dieses Beispiel fü r Organisationen ohne Zweck wählt auch Biddle, 
aaO, S. 164 ff . 
74 Dazu gut: Nokes, aaO. Neben dieser professionellen Situations-
verdichtung machen sich besonders in den Vereinigten Staaten auch 
Tendenzen zu einer »Demokratisierung« des Schulwesens bemerk-
bar , was bedeutet , daß die Lernenden bestimmen, was sie lernen 
wollen und durch die Bekundung ihres Interesses das Gesicht der 
Unterrichtsanstalten prägen. Siehe dazu z. B. David Riesman, Con-
straint and Variety in American Education, Lincoln/Nebr. 1956, S. 
107 ff. ; Clark, aaO, 1960; Martin Trow, The Democrat izat ion of 
Higher Educat ion in America. Europäisches Archiv f ü r Soziologie 
3 (1962), S. 231-262. 
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Fehlen einer intern wirksamen Zweckstruktur zur Folge, 
daß eine (in diesem Falle spezifisch »professionelle«) Um-
welt Einfluß auf das System gewinnt, daß das Schulsystem 
schwer zu planen, zu lenken und in seinen Leistungen zu 
kontrollieren ist und daß die »ökonomische« Planung des 
Bildungswesens mit prinzipiell unerschöpflichen Anforde-
rungen zu kämpfen hat. 
Für politische Parteien ist das gleiche Problem der Zweck-
spezifikation besonders komplex. Sie müssen ihr Zweck-
programm nicht nur für sich selbst, sondern zugleich für 
den Staatsapparat formulieren, dessen Leitung sie anstre-
ben. Ihre Chancen liegen höchst verschieden je nachdem, 
ob ein Zweiparteiensystem den Wähler veranlaßt, eine Par-
tei nach ihren bisherigen oder mutmaßlichen Leistungen 
als Regierungspartei zu wählen, oder ob ein Vielparteiensy-
stem die Konsequenzen der Stimmabgabe so unvorherseh-
bar macht, daß der Wähler sich nur an ideologischen Ge-
sichtspunkten orientieren kann. Im ersten Fall müssen -
eine viel diskutierte Erscheinung - die Parteien breite 
Zwecke mit vollem Spielraum für Opportunismus, im ande-
ren Falle eine sie deutlich unterscheidende spezielle Wert-
gruppierung vertreten; im ersten Fall werden sie sich mehr 
auf die allgemeinen Institutionen der Gesellschaft, im ande-
ren mehr auf die Differenzierung ihrer Umwelt stützen 7 5 . 
Zu alledem kommt in Mehrparteiensystemen, daß die pro-
klamierten Zwecke für das interne und das taktische Ver-
halten der Parteien keine ausreichenden Kriterien abgeben, 
da eine Partei, als bloße »Partei«, ja nicht die Kompe-
tenz hat, die Verwirklichung ihres Programms in Angriff 
zu nehmen. Die proklamierten Zwecke können also nicht 
die einzigen Zwecke der Partei sein, was besonders im 
Zweiparteiensystem evident ist, wo die Parteien annähernd 
gleiche Zwecke vertreten. Neben ihren Programmen müs-
sen die Parteien einen systemeigenen Zweck vertreten: den 

75 Siehe dazu die Unterscheidung dieser beiden Grundstrategien 
oben S. 183 f. 
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des Erwerbs oder der Erhaltung der politischen Macht zur 
Leitung des Staatsapparats. Diese Doppelorientierung er-
möglicht es ihnen, das Problem der richtigen Wahl der 
Unbestimmtheit bzw. Bestimmtheit ihres Zweckes auf ge-
niale Weise zu lösen, nämlich durch Zweck/Mittel-Vertau-
schung: Für die systemexternen Funktionen der Anpassung 
an Umweltinstitutionen oder an herausdifferenzierte Grup-
pen muß das Parteiprogramm der Zweck und der Macht-
erwerb das Mittel sein. Für die internen Funktionen der 
Rationalisierung und Wirksamkeitskontrolle des eigenen 
Verhaltens wird dieses Verhältnis einfach umgekehrt und 
das Programm als Mittel zum Zwecke des Machterwerbs 
behandelt. Dieser Zweck ist durch die Institution der poli-
tischen Wahlen relativ deutlich spezifiziert, und als Mittel zu 
ihm gewinnt daher auch das schwammigste Parteiprogramm 
die Funktion einer berechenbaren Größe, ohne seine inte-
grative, werbende Funktion dadurch zu verlieren. Die Ko-
sten dieser eigenartigen Lösung liegen einerseits in hohen 
Anforderungen an Darstellungsvorsicht und Ausdrucksdis-
ziplin, zum anderen in einer gewissen Desillusionierung der 
politischen Sphäre, die aber einer verständnisvollen Würdi-
gung ihrer spezifischen Funktion nur zugute kommen 
kann. 
Um diese Reihe von Beispielen abzuschließen, sei noch der 
Fall der freiwilligen Vereinigungen erwähnt, denen auf der 
Linie von bestimmten zu unbestimmten Zwecken fast alle 
Möglichkeiten offen stehen - sofern es ihnen gelingt, einen 
Zweck zu finden, der beitragswillige Mitglieder anzieht. 
Die internen Rationalisierungsfunktionen des Zweckes tre-
ten wegen der geringen Komplexität des Systems zurück; 
das Problem liegt fast ausschließlich im prekären Zusam-
menhang von Zweckspezifikation und Umweltunterstüt-
zung - die Mitgliederpersonen hier wie immer zur Umwelt 
gerechnet 7 6 . 

76 Man kann diese Aussage auch anders formulieren, nämlich so, 
daß fü r komplexere Systemleistungen die F o r m der freiwilligen Ver-
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Spezifische Gruppen- oder Vereinszwecke - man denke an 
den Verein der Volkswagensparer oder auch an den brei-
teren, aber immer noch recht eindeutigen Zweck eines 
Tierschutzvereins - haben den Vorzug einer Versachlichung 
in den Beziehungen zwischen Vereinsmitgliedern und Ver-
einsleitung7 7: Weder brauchen die Mitglieder sich in be-
sonderem Maße um die Politik der Vereinsleitung zu 
kümmern, da diese durch den Zweck gebunden und an 
ihm kontrollierbar ist; noch braucht die Vereinsleitung die 
Mitgliedschaft über die reine Zweckerfüllung hinaus beson-
ders attraktiv zu machen, denn der Zweck selbst zieht eine 
klare Grenze zwischen denen, die sich opferbereit dafür 
interessieren, und der indifferenten Umwelt. Zweckspezifi-
sche freiwillige Vereinigungen sind ein typisches Phänomen 
stark differenzierter Sozialordnungen. Andererseits ist eben 
dadurch die Entwicklungsfähigkeit und das Kräftereservoir 
des Vereins beschränkt. Die erreichbare Beteiligung wird 
sozusagen als Umweltdatum hingenommen und die Bemü-

einigung ungeeignet ist, weil diese ihren Zweck f ü r Motivat ions-
funkt ionen benötigt und ihm daher eine Fassung geben muß, die 
keine arbeitsteilige interne Rationalisierung vorsieht. Unter diesem 
Gesichtspunkt sind wir bereits oben S. 139 f. auf die Problematik der 
freiwilligen Vereinigungen gestoßen. Hierzu besonders instruktiv: 
Ivan Vallier, Structural Differentiat ion, Production Imperatives and 
Communa l Norms . The Kibbutz in Crisis. Social Forces 40 (1962), 
S. 223-242. Die Untersuchung betr i f f t die Umstellung eines zweck-
di f fus auf Zusammenleben der Mitglieder abgestellten Systems auf 
zweckspezifische Leistungsanforderungen in einer neu entstehenden 
differenzierten Gesellschaftsordnung und zeigt, wie dadurch die 
Komplexität des Systems wächst und Zwecke ausgebildet werden 
müssen, die die interne Differenzierung und Rationalisierung t ra-
gen können. 
77 Ob man darüber hinaus von klar erfaßten Gruppenzwecken all-
gemein stärkere Motivat ion erwarten kann als von unklaren Zwecken 
- so die Ergebnisse bei Bertram H. Raven/Jan Rietsema, The E f -
fects of Varied Clarity of Group Goal and Group Path upon the 
Individual and his Relation to his Group. H u m a n Relations 10 
(1957), S. 29-45; ähnlich March/Simon, aaO, S. 42 - erscheint mir 
zweifelhaft . Jedenfalls spielen bei der Motivationsstärke zu viele an-
dere Fak toren mit, als daß man sich auf solche Gesetzmäßigkeiten 
praktisch verlassen könnte. Siehe auch die grundsätzliche Krit ik bei 
Irle, aaO, S. 94 f f . 
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hungen des Vereins können allenfalls dahin gehen, den 
Verein bekanntzumachen und potentielle Mitglieder, die 
dem Vereinszweck aufgeschlossen gegenüberstehen, ausfin-
dig zu machen und anzuziehen. 
Vereine mit diffuseren Förderungszwecken7 8 haben sowohl 
im Verhältnis zu ihren Mitgliedern als auch im Verhältnis 
zur sonstigen Umwelt mehr Aktionsspielraum, aber auch 
mehr Schwierigkeiten7 9. Sie müssen die Präzision der 
Zweck/Mittel-Struktur, die ihnen fehlt, durch andere Ent-
scheidungsgesichtspunkte ersetzen, müssen das Vereinskli-
ma emotional anheizen, ein »Wir-Gefühl« schaffen und 
um das allgemeine Ansehen des Vereins in der Umwelt 
besorgt sein, so daß sich Gesichtspunkte der Bestandser-
haltung in der Entscheidungspraxis als praktikablere Kri-
terien vor die Zweckerreichung drängen. Der Zweck ver-
sagt in seiner Funktion, die Bestandsbedingungen des Sy-
stems zu definieren 8 0 . Die Erfolge der Vereinsverwaltung 
werden an der Mitgliederstatistik abgelesen. 
Bei den bisherigen Überlegungen waren wir davon ausge-
gangen, daß die Bestimmtheit der Zweckformel zugleich 
Grundlage der Organisation des Handelns ist und daß die 
Organisierbarkeit abnimmt bzw. auf eine andere Grund-

78 Siehe dazu auch Begriff und Darstel lung der »clects« bei Fred 
W. Riggs, Administrat ion in Developing Countries. The Theory of 
Prismatic Society, Boston 1964, insb. S. 164 ff. , mit der These, daß 
freiwillige Interessengruppen mit relativ breiten, nicht nur wirtschaft-
lichen Zwecken der Förderung ihrer Mitglieder in besonderer Wei-
se fü r noch nicht volldifferenzierte Entwicklungsländer charakteri-
stisch sind. 
79 Zur Klärung dieser Auswirkung des Gegensatzes von zweckspe-
zifisch und zweckdiffus strukturierten Vereinen hat namentlich die 
Untersuchung von Richard L. Simpson/William H. Gulley, Goals, 
Environmental Pressures, and Organizational Characteristics. Ameri-
can Sociological Review 27 (1962), S. 344-351 beigetragen. Siehe auch 
die Feststellung von Seymour M. Lipset/Martin Trow/James S. Co-
leman, Union Democracy, Glencoe/Ill . 1956, S. 407, 415 f., wonach 
bei Gewerkschaften mit breit formulierten Zwecken die Mitglieder 
stärkeren Einf luß auf die Gewerkschaf tsführung suchen, so daß in 
solchen Gewerkschaften die »Gewerkschaftsdemokratie« leichter zu 
erhalten, die Apathie der Mitglieder leichter zu überwinden ist. 
80 Dazu oben S. 190 f. 
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lage gestellt werden muß, wenn die Organisationszwecke 
nicht deutlich und instruktiv genug fixiert werden können. 
Das ist im großen und ganzen richtig. Macht man sich 
diese These bewußt, werden aber zugleich ihre Grenzen 
sichtbar. Die Organisierbarkeit des Handelns kann auch 
an den Mitteln scheitern. Trotz sehr präzise formulierter 
Zwecke kann es nämlich sein, daß gerade diese Zwecke 
Mittel erfordern, die schwer zu organisieren und in büro-
kratische Routinen zu übersetzen sind. Diese Konstellation 
ist in der Fachliteratur der letzten Jahre am Beispiel der 
»therapeutischen« Orientierung von Gefängnissen, Kran-
kenanstalten, Heimen für Alkoholiker, Fürsorgezöglinge 
usw. bewußt geworden 8 1 , also am Fall von Organisationen, 
die sich eine Änderung ihrer Kunden selbst zum Ziel ge-
setzt haben. Dies Ziel kann sehr speziell definiert sein 
(zum Beispiel: Abgewöhnung übermäßigen Alkoholgenus-
ses) und trotzdem ein sehr enges, informales, flexibles und 
persönliches Zusammenarbeiten der Organisationsmitglie-
der und ihrer Kunden erfordern, den Einsatz von Mitteln 
also, die kaum regulierbar sind und nicht selten zu der 
im Prinzip unentbehrlichen Organisationsstruktur in Wider-
spruch geraten. 
Ordnet man dieses Beispiel in den theoretischen Bezugsrah-
men ein, den wir im Vorstehenden skizziert haben, dann 
erhellt, daß es Zwecke gibt, die trotz hoher Präzision nicht 
genug Umweltkomplexität reduzieren, um das Handeln im 
System einfach zu gestalten. Sie geben viel Umweltkom-
plexität in das System hinein in einer Form, die nicht durch 
Organisation und allgemeine Entscheidungsprogramme, 
sondern nur durch persönlich engagierendes Handeln ab-
sorbiert werden kann. Entsprechend hoch ist die Belastung 
derjenigen, die handeln müssen. Sie müssen sich gleichsam 

8t Siehe zum Beispiel Maxwell Jones, The Therapeut ic Communi-
ty, New York 1953; Earl Rubington, Organizalional Strains and Key 
Roles. Administrative Science Quarterly 9 (1965), S. 350-369. Wei-
tere Hinweise unten Anm. 90. 
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selbst einen persönlichen Rollenstil schaffen und geraten 
dadurch zueinander in Konfl ikt 8 2 . Solche Belastungen und 
Konflikte, und nicht etwa nur Fragen der Zuteilung und 
des Einsatzes knapper Mittel, sind dann die Sekundär-
probleme, durch deren Lösung im täglichen Betrieb das 
System sich bewährt. 

5. Widersprüchlichkeit der Zwecksetzung 

Nach diesem Überblick über Anwendungsmöglichkeiten der 
Zweckvariable wird man auf eine einfache Theorie in dem 
Sinne, daß diffuse Zwecke der Umweltanpassung, spezi-
fische Zwecke der systeminternen Rationalisierung dienen, 
verzichten müssen, obwohl einige Einsichten in diese Rich-
tung deuten. Aber auch für externe Funktionen kann der 
Zweck zu unbestimmt sein - so namentlich in stark dif-
ferenzierten Sozialordnungen -, und für interne Funktio-
nen kann er zu spezifisch sein - so namentlich bei hoch-
komplexen Systemen. Bedeutsamer ist deshalb ein anderes 
Ergebnis, das wir festhalten müssen: Die strenge Zweck-
rationalität, nämlich die durch den Zweck geleitete Ent-
deckung geeigneter Mittel und die Wertneutralisierung un-
bezweckter Folgen des Handelns, wird aus dem Entschei-
dungsvorgang herausgedrängt und büßt ihre Reduktions-
funktion ein in dem Maße, als der Zweck für das System 
entweder zu spezifisch oder zu allgemein gewählt ist. Er 
muß dann durch sekundäre Kriterien der Brauchbarkeit 
des Entscheidens ergänzt werden, mit denen die Unterfunk-
tion des Zweckprinzips in bestimmten Hinsichten ausge-
glichen werden kann. 
In der Blickstellung der klassischen Theorie zweckrationa-
ler Organisation würde ein solches Ausweichen auf sekun-
däre Kriterien, die nicht vom Zweck her als Mittel legi-

82 Siehe dazu die Darstel lung verschiedener key roles, durch die 
Berater in einem Heim für Alkoholiker ihre Aufgabe auf verschie-
dene Art und Weise zu erfüllen suchen, bei Rubington, aaO. 
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timierbar sind, als ein Mangel erscheinen, als Verlust der 
im Zweck konzentrierten »Einheit« des Systems. Geht man 
dagegen von der funktionalen Analyse der Zwecksetzung 
aus, dann wird deutlich, daß sich in diesem »Mangel« nur 
die widersprüchlichen Anforderungen fortsetzen, die vom 
System an seinen Zweck gestellt werden; daß diese An-
forderungen hier in veränderter Gestalt, sozusagen in klei-
nerem Format, greifbar werden und vielleicht in dieser 
Form besser gelöst werden können. Es kann angesichts 
jener mehrfachen Anforderungen an den Zweck eine durch-
aus sinnvolle Systemstrategie sein, den Zweck sei es un-
terzuspezifizieren, sei es überzuspezifizieren, um sodann 
mit Hilfe von sekundären, der Zweckstruktur nur locker an-
gepaßten Entscheidungsmaßstäben eine genauere Ausbalan-
cierung des Systems im Hinblick auf komplexe System/ 
Umwelt-Probleme zu suchen. 
Diese Art, das Grundproblem der Reduktion von Kom-
plexität kleinzuarbeiten, können wir von einer anderen Sei-
te her beleuchten, wenn wir uns von der eindimensionalen 
Betrachtung der Zweckvariable auf der Linie bestimmt-un-
bestimmt freimachen und an die Möglichkeit denken, ein 
System durch widerspruchsvolle Zwecke zu strukturieren. 
In der Theorie der Einzelhandlung hat es keinen Sinn, 
von widerspruchsvollen Handlungszwecken zu sprechen, die 
jeweils ein anderes Handeln erfordern. Man kann sich zwar 
vor der Handlung mit divergierenden Wünschen oder An-
forderungen auseinandersetzen. Ehe es zum Handeln kom-
men kann, muß dieser Widerspruch aber aufgelöst sein; 
denn niemand kann zweierlei auf einmal handeln. Um wi-
derspruchsvoll handeln zu können, braucht man mehrere 
Handlungen, und das heißt: Zeit. In der Handlungstheorie 
ist Widerspruchsfreiheit daher zwingendes Gebot. Ganz an-
ders stellt sich das Problem für die Systemtheorie. Sie hat 
keine zwingenden Gründe zu verhindern, daß ein System 
während seines Bestehens einmal diesen und ein andermal 
jenen Zweck bevorzugt und dabei inkonsistent verfährt. 

 



Sie kann Widersprüche zulassen - und sie muß es viel-
leicht sogar. 
Die wachsende Bereitschaft, widerspruchsvolle Zweckset-
zungen auch wissenschaftlich zu honorieren, kann demnach 
als ein Anzeichen der Umorientierung von Handlungsthe-
orien auf Systemtheorien gedeutet werden. Daß alle So-
zialsysteme, ja alle Aktionssysteme schlechthin, einer Viel-
zahl von Anforderungen genügen müssen, die sich nicht 
ohne weiteres miteinander vertragen, ist eine gut gesicher-
te These der Soziologie8 3. Daß in einzelnen Institutionen 
häufig widerspruchsvolle Werteinstellungen und Verhal-
tenserwartungen fixiert sind, haben besonders Kulturan-
thropologen nachgewiesen8 4. Von der Universalität und 
der Unvermeidlichkeit des Konfliktphänomens ist man 
überzeugt, auch wenn die Forschung es zeitweise vernach-
lässigt 8 5 . Rollenbelastungen durch widerspruchsvolle An-
forderungen gehören zu den wichtigsten Themen der neu-
eren Organisationssoziologie8 6. Solche Widersprüche und 

83 Siehe namentlich Gideon Sjoberg, Contradictual Funct ional Re-
quirements and Social Systems. The Journal of Conflict Resolu-
tion 4 (1960), S. 198-208. 
84 Vgl. z. B. Albert K. Cohen, On the Place of »Themes« and 
Kindred Concepts in Social Theory. American Anthropologist 50 
(1948), S. 436-443; Emilio Willems, Innere Widersprüche im Gefüge 
primitiver Kulturen. Kölner Zeitschrift fü r Soziologie und Sozial-
psychologie 8 (1956), S. 206-223; Florence R. Kluckhohn/Fred L. 
Strodtbeck, Variat ions in Value Orientations, Evanston/I l l . -Elms-
fo rd /N. Y. 1961. 
85 Siehe statt anderer Lewis A. Coser, The Funct ions of Social Con-
flict, Glencoe/Ill. , 1956; Robert A. LeVine (Hrsg.), The Anthropolo-
gy of Conflict . The Journal of Conflict Resolution 5 (1961), S. 3-
108; Ralf Dahrendorf, Gesellschaft und Freiheit . Zur soziologischen 
Analyse der Gegenwart , München 1961, S. 112 ff. , 197 ff . 
86 Einige Beispiele aus der neueren Literatur: Simon/Smithburg/ 
Thompson, aaO, S. 433 ff.; March/Simon, aaO, S. 113 ff.; William J. 
Goode, A Theory of Role Strain. American Sociological Review 
25 (1960), S. 483-496; Bernard H. Baum, Decentralization of Autho-
rity in a Bureaucracy, Englewood Cl i f f s /N . J. 1961, passim, z. B. 
S. 150 f.; Litwak, aaO, S. 314 ff.; Oscar Grusky, Managerial Success-
ion and Organizational Effectiveness. The American Journal of So-
ciology 69 (1963), S. 21-31; Kahn/Wolfe/Quinn/Snoek, aaO; William 
R. Catton, Jr., Unstated Goals as a Source of Stress in an Orga-
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Konflikte sind nichts weiter als eine Konsequenz des Ver-
suchs, in einer komplexen und veränderlichen Umwelt in-
variante Systeme zu bilden. Konfliktshandeln ist demge-
mäß eine besondere Strategie der Verminderung von Kom-
plexität durch Kampf. Statt extern durch Kampf von ent-
schiedenen Positionen aus können Widersprüche, wenn 
ein System über eine gewisse Zeitstrecke stabilisiert ist, 
auch durch interne Einrichtungen absorbiert werden, vor 
allem dadurch, daß unvereinbare Dinge nacheinander ge-
tan werden 8 7 in einem ausgewogenen Rhythmus von Den-
ken und Handeln, Betrügen und Beten, Sich-Vorbereiten 
und Auftreten, Belohnen und Bestrafen. 
Einen vollen Überblick über die dazu erforderlichen oder 
geeigneten Systemeinrichtungen der Absorption von Wi-
dersprüchen - die Techniken der Geheimhaltung von In-
formationen und der Trennung von Situationen und Zu-
schauern, der Problemisolierung und der Wertabstraktion, 
der unverbindlichen Rhetorik, der Institutionalisierung von 
Präferenzen, der Delegation unangenehmer Handlungsauf-
träge usw. - können wir hier nicht gewinnen. Uns interes-
siert ein Ausschnitt aus dieser Problematik, nämlich das, 
was von ihr in das Schema der kausalen Handlungs- und 
Umweltauslegung eingefangen und auf diese Weise ver-
arbeitet werden kann. Ein System kann sein Handeln durch 
mehrere Zwecke programmieren, die miteinander nicht ver-
einbar sind. Wie kann diese Art der Verarbeitung und 
Weitergabe von Widersprüchen genauer verstanden wer-
den, und wo liegen ihre Folgeprobleme? 
Zunächst muß klargestellt werden, daß es sich bei den 
»widerspruchsvollen« Zwecken nicht um direkte logische 
Widersprüche handelt in dem Sinne, daß eine bestimmte 

nization. Pacif ic Sociological Review 5 (1962), S. 29-35; ferner die 
weiter unten (Anm. 90) zitierten Untersuchungen zum Gefängnis-
wesen und zu Krankenanstal ten. 
87 Siehe dazu Cyert/March, aaO, 1959, S. 87 f. und aaO, 1963; Blau, 
aaO, 1964, S. 320. 
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Wirkung erzielt und nicht erzielt werden soll 8 8 . Sehr sel-
ten sind die Fälle, daß ein bestimmter Handlungszweck 
wie bei der Kopfjagd oder beim Duell zugleich rechtlich ver-
boten, ja strafbar und unter dem Gesichtspunkt des sozialen 
Prestiges gefordert ist 8 9 . So unmittelbare Widersprüche sind 
nicht gemeint. Andererseits geht es auch nicht einfach um 
das universelle Phänomen der Kosten: daß man sich mit 
einer bestimmten Handlung andere Möglichkeiten verbaut. 
Zur Explikation des Problems ist vielmehr der Einblick 
in die Neutralisierungsfunktion der Zwecke erforderlich, 
den wir uns im ersten Kapitel verschafft haben. Zwecke 
können einander speziell in dieser Funktion widersprechen, 
nämlich dadurch, daß der eine Zweck Handlungsfolgen als 
erstrebenswert auszeichnet, die durch den anderen Zweck 
neutralisiert werden. Widersprüche in den Zwecken bedeu-
ten also nichts weiter, als daß die Neutralisierungsfunk-
tion der Zwecksetzung insoweit ausgeschaltet und die »na-
türliche« Situation, die ja stets wertkomplex ist, wieder-
hergestellt wird. 

88 Auf die damit angeschnittene Problematik einer Logik, die nor-
mative Sätze verarbeiten kann und da für eine doppelte Art der Ne-
gation (nämlich des Inhalts einer Aussage und ihres Charakters des 
Zulassens, Erlaubens einer Handlung) benötigt, sei nur hingewiesen. 
Vgl. grundsätzlich Georg H. von Wright, Deont ic Logic. Mind 60 (1951), 
S. 1-15, und ders., On the Logic of Negation. Societas scientiarum 
Finnica, Commentat iones physico-mathematicae XXII , 4, Helsinki 
1959. Wegen dieser doppelten Negationsmöglichkeit ist es nicht ein-
fach zu entscheiden, wann sich Werte oder Zwecke überhaupt logisch 
widersprechen. So besteht ein wesentlicher Unterschied darin, ob 
man nur Sätze vom Typ »A ist ein Wert und ein Unwert« oder 
auch Sätze vom Typ »A ist ein Wert und N o n - A ist ein Wert« 
als widerspruchsvoll ausschließen will. Zum Beispiel würde die Aus-
sage: Es ist gut, wenn mein Haus weiß gestrichen wird, der Aus-
sage: Es ist gut, wenn mein Haus grün gestrichen wird, an sich 
nicht widersprechen, obwohl beides nicht zugleich sein kann. Siehe 
dazu Everett W. Hall, What is Value? An Essay in Philosophical 
Analysis, London 1952, S. 181 f. Ob ein Widerspruch vorliegt, hängt 
mithin von dem Logiksystem ab, daß die Soll-Begriffe definiert und 
entscheidet, ob und inwiefern ihnen Exklusivität innewohnt. 
89 Vgl. auch die Unterscheidung unmittelbarer und mittelbarer Kol-
lisionen zwischen zwei Zielen bei Kaufmann, aaO, 1936, S. 95 f. Ähn-
lich Gäfgen, aaO, S. 88. 
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Ein gutes Beispiel dafür liefern Untersuchungen des ame-
rikanischen Gefängniswesens, welche die Widersprüche des 
älteren Verwahrungszweckes und der neueren therapeuti-
schen Zielsetzungen der Rehabilitation und Besserung auf-
gedeckt und in ihre strukturellen und verhaltensmäßigen 
Konsequenzen hinein verfolgt haben 9 0 . Dieses Beispiel ist 
deshalb besonders interessant, weil der Widerspruch hier 
nicht allein durch die Knappheit der Mittel zustandekommt, 
sondern ein Zweck direkt die Mittel des anderen diskre-
ditiert. Die Folge ist auch hier ein Bedarf an sekundären 
Entscheidungsmaßstäben, vor allem solchen der Opportuni-
tät, die jedoch nur informal stabilisiert und sanktioniert wer-
den können, da die offiziellen Rechtfertigungsgrundlagen 
durch die formalen Systemzwecke besetzt sind und es deren 
Darstellung gefährden würde, wollte man den Widerspruch 
aufdecken. Praktisch kommt es daher in dem Bereich, in 
dem die Wertansprüche sich überschneiden, zu einem op-
portunistischen Verhalten, das alarmierende Mißstände zu 
vermeiden weiß und sich bei der Bedienung des einen 
Zwecks danach richtet, wie weit der andere befriedigt ist 
bzw. wie stark er leiden würde - oder auch, wer von seinen 
Anhängern dadurch auf den Plan gerufen würde. 

90 Siehe namentlich Oscar Grusky, Organizational Goals and the 
Behavior of Informal Leaders. The American Journal of Sociology 
65 (1959), S. 59-67; ders., Role Conflict in Organization. A Study 
of Prison Camp Officials. Administrative Science Quarterly 3 (1959), 
S. 452-472; Donald R. Cressey, Contradictory Directives in Complex 
Organizations. The Case of the Prison. Administrative Science Quar-
terly 4 (1959), S. 1-19; ders. (Hrsg.), The Prison. Studies in Institu-
tional Organization and Change, New York 1961; Mayer N. Zald, 
Power Balance and Staff Conflict in Correctional Institutions. Ad-
ministrative Science Quarterly 7 (1962), S. 22-49; ähnliche Pro-
bleme sind in psychiatrischen Anstalten, ja sogar in allgemeinen 
Krankenhäusern beobachtet worden. Fü r Auswirkungen auf deren 
Organisationsstruktur vgl. z. B. William R. Rosengren, Communica-
tion, Organization, and Conduct in the »Therapeutic Milieu«. Ad-
ministrative Science Quarterly 9 (1964), S. 70-90; siehe ferner 
Thomas J. Scheff, Different ial Displacement. of Treatment Goals in 
a Mental Hospital . Administrative Science Quarterly 7 (1962), S. 208-
217; und Rubingston, aaO. 
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Ein solches Vorgehen entspricht im Grunde dem natürli-
chen Verhalten in wertkomplexen Situationen 9 1 . In zweck-
strukturierten Systemen bedarf es jedoch als Ausnahmeer-
scheinung besonderer institutioneller Absicherungen. Der 
Opportunismus flukturierender Werteverwirklichung ist an 
sich durch den Neutralisierungseffekt der Zwecksetzung eli-
miniert, wird jedoch im Bereich des Widerspruchs verschie-
dener Zwecke wiederhergestellt. Das setzt eine entspre-
chend lockere Aufsicht bzw. informale Verständigungen mit 
der vorgesetzten Stelle voraus, ferner auch eine nicht all-
zu operationale Definition der Zwecke, so daß ein Aus-
legungsspielraum für Verteidigungsmanöver zur Verfügung 
steht. Man kann widersprüchliche Zwecksetzung deshalb 
auch als eine Art informale Delegation von Entscheidungs-
kompetenzen ansehen 9 2 . 
Schwieriger wird die Situation, wenn die Zweckwidersprü-
che sich mit den Grenzlinien der Arbeitsteilung im Sy-
stem decken, so daß jeder Zweck in der Organisation seine 
Sprecher findet, die ihm hartnäckig exklusive Geltung -
und ihrem Arbeitsbereich damit den Vorrang - verschaf-
fen möchten. Das bringt den Widerspruch ins Offene der 
amtlichen Koordinierungs- und Konfliktsentscheidungsver-
fahren und bewirkt, daß die Spitze der Organisation damit 
befaßt werden muß. Der wertkomplexe Entscheidungsstil 
wird dadurch hierarchisch angehoben. Die opportunisti-
schen Kurskorrekturen werden nicht unten, sondern oben, 

91 Vgl. dazu Braybrooke/Lindblom, aaO; und Lindblom, aaO, 1965, 
ferner bereits oben S. 49 ff . 
92 Unter diesem Gesichtspunkt werden die Aufstel lung einer Viel-
zahl von nicht zugleich erfül lbaren Planzielen im sowjetischen 
Planungssystem und die Vielzahl widersprüchlicher Entscheidungs-
direktiven im f rühen spanischen Kolonialreich behandelt von 
Andrew G. Frank, Goal Ambiguity and Conflicting Standards. An 
Approach to the Study of Organization. H u m a n Organization 17 
(1958-59), S. 8-13, bzw. von John Leddy Phelan, Authori ty and Fle-
xibility in the Spanish Imperial Bureaucracy. Administrative Science 
Quarterly 5 (1960), S. 47-65. Vgl. dazu ferner Ralph H. Turner, The 
Navy Disbursing Officer as a Bureaucrat . American Sociological Re-
view 12 (1947), S. 342-348. 
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also mit umfassenderer Information, aber auch weithin 
sichtbar vorgenommen, was seine Vorteile und seine Nach-
teile hat, je nachdem wie stark die Zwecke, die dem Sy-
stem abverlangt werden, in der Umwelt institutionalisiert 
sind. 
Wenn Widersprüche auf diese Weise in die Organisations-
struktur aufgenommen werden, ist das also nicht ohne wei-
teres ein Konstruktionsfehler, obwohl natürlich auch ein 
solcher vorliegen kann 9 3 . Die Rezeption heterogener Wer-
te als nebeneinander gültige, widerspruchsvolle System-
zwecke kann vielmehr den Sinn haben, das umweltinsti-
tutionelle Fundament des Systems zu verbreitern; sei es, 
um wertkomplexen Umwelterwartungen Rechnung tragen 
zu können, sei es, um in einer sehr differenzierten Um-
welt verschiedenartige Interessen zugleich befriedigen zu 
können 9 4 . Es handelt sich also um eine Strategie, die der 

93 So wird man in manchen Fällen diskutieren können, ob bei wi-
derspruchsvoller Zweckausrichtung statt einer nicht besser zwei ver-
schiedene Organisationen geschaffen werden sollten. In der Wir t -
schaft sind solche Überlegungen wegen des hohen Grades der Zweck-
spezifikation gang und gäbe. Auch fü r die Universitäten könnte 
diese Frage aktuell werden in dem Maße, als ihre beiden Haupt -
zwecke der Lehre und der Forschung sich zu einem Widerspruch 
zu entwickeln beginnen, obwohl selbst dann manches da für sprechen 
wird, den Widerspruch als Eckstein der akademischen Freiheit beizu-
behalten, da er die Kontrol le der Leistungen, die Zentralisierung 
von Entscheidungskompetenzen erschwert und die funkt ionsnotwen-
dige Dezentralisierung fest verankert. 
94 Dazu auch einige Bemerkungen bei Banfield, aaO, 1959. Vgl. 
auch Renate Mayntz, Die soziale Organisation des Industriebetriebes, 
Stuttgart 1958, S. 55, und als charakteristische Einzelfallstudien, z. B. 
Clark, aaO, 1960, S. 167 ff. , oder Joseph Bensman/Israel Gerver, 
Crime and Punishment in the Factory. The Funct ion of Deviance 
in Maintaining the Social System. American Sociological Review 28 
(1963), S. 588-593. Fü r die ältere Organisationslehre galt dagegen 
Widerspruchsfreiheit der Entscheidungskriterien als nicht weiter be-
gründungsbedürft iges Erfordernis guter Organisation. Siehe statt 
anderer Harrington Emerson, The Twelve Principles of Efficiency, 
New York 1919, S. 59 ff . Dies hängt vor allem damit zusammen, daß 
die ältere Auffassung Organisationssysteme rein intern betrachtete. 
Erst die Einbeziehung der Umweltproblematik in die Organisations-
theorie macht es möglich, zu sehen, daß der Einbau von Widersprü-
chen in die Organisationsstruktur einen guten Sinn haben kann. 
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zuvor erörterten diffusen Zweckbildung nahe verwandt ist, 
und so dienen vieldeutige Zweckformeln denn auch häufig 
zur Tarnung eines Widerspruches in der Zweckausrich-
tung. 
Werden im System widerspruchsvolle Zwecke verfolgt, so 
bedeutet dies, daß die Neutralisierungsfunktion der Zwecke 
insoweit nicht erfüllt wird und die entsprechende Verdich-
tung der Entscheidungssituation auf andere Weise gelei-
stet werden muß 9 5 . Dazu werden dann vor allem die ver-
schiedenartigen bürokratischen Taktiken der formalen und 
der informalen Konfliktsführung dienen, die mit ihren un-
terschiedlichen Vorteilen und Nachteilen in ein ausgewo-
genes Verhältnis gebracht werden müssen 9 6 . Das System 
tauscht gleichsam interne Konflikte gegen externe Kon-
flikte ein - ein typisches Beispiel einer Problemverlage-
rung von außen nach innen mit entsprechend wachsender 
Systemautonomie. Darin kann ein erheblicher Vorteil lie-
gen - vor allem dann, wenn die Zwecke selbst, wie es 
in großen Arbeitsorganisationen typisch der Fall zu sein 
pflegt, für die Mitgliedermotivation geringe Bedeutung ha-
ben, so daß die Mitglieder auch dann arbeitsfähig an ihrem 
Platz bleiben, wenn sie in internen Auseinandersetzungen 
den kürzeren ziehen. Dazu gehört auch, daß diese internen 
Auseinandersetzungen nach Möglichkeit geheimgehalten 
werden, so daß weder das Ansehen des Systems noch das 
Ansehen einzelner seiner Mitglieder darunter leidet, wenn 
der interne Konflikt in einem und nicht im anderen Sinne 
entschieden wird. Das setzt hohe Disziplin voraus, ein 
Desengagement in bezug auf die Zwecke und die Bereit-
schaft, Systementscheidungen wie Tatsachen zu behandeln. 

95 Nach Drucker, aaO, S. 81, 113 f., durch »Urteilsvermögen«, Ähn-
lich Vickers, aaO, 1965. Es ist jedoch zu hoffen, daß es noch andere 
Möglichkeiten gibt, deren Rationali tät besser einsichtig gemacht wer-
den kann. 
96 Zur funkt ionalen Äquivalenz und zum komplizierten Verhältnis 
förmlicher Konfliktsentscheidungsverfahren und informaler bürokra-
tischer Fehden und Durchsetzungstaktiken vgl. Luhmann, aaO, 1964 a, 
S. 239 ff. , 262 ff . 
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Diese Voraussetzungen können, wie ein Blick in die mo-
dernen Großbürokratien beweist, erfüllt werden und tra-
gen mit dazu bei, das Grundproblem der Reduktion von 
Komplexität und Veränderlichkeit nach einer langen Reihe 
von Umdefinitionen zu lösen. 

6. Funktionale Äquivalente 

Funktionen sind Beziehungen von Leistungen auf Gesichts-
punkte, unter denen die Leistung dem Vergleich mit an-
deren, funktional äquivalenten Leistungsmöglichkeiten aus-
gesetzt wird 9 7 . Die funktionale Analyse dient also bei theo-
retischer Orientierung dem Vergleichen; bei praktischer 
Orientierung eröffnet sie Möglichkeiten der Substitution, 
des Austausches gleichwertiger Leistungen. Damit ist keine 
Feststellung von Seinsqualitäten verbunden, wird nicht be-
hauptet, daß alles in der Welt, vom Kaiser bis zum Jak-
kenknopf, ersetzbar »ist«; wohl aber, daß alles unter jenen 
spezifischen Gesichtspunkten im Hinblick auf die Ersetz-
barkeit geprüft werden kann und seine Unersetzlichkeit ge-
gebenenfalls begründen muß. Dabei ist funktionale Äquiva-
lenz, ist Auswechselbarkeit jeweils problembezogen, also 
gesichtspunktrelativ zu verstehen. Andere Gesichtspunkte 
lassen andere Leistungen als äquivalent erscheinen. Kon-
kretes Seiendes ist immer unvergleichbar, als solches uner-
setzlich. Die Abstraktionsrichtung der funktionalen Per-
spektive muß anerkannt, durch Konsens gedeckt, als Sy-
stemperspektive institutionalisiert sein, wenn in sozialen Sy-
stemen ein Substitutionsvorgang vollzogen werden soll. 
Die Frage nach der Funktion von Zwecken löst demnach 
die Zweckrationalität aus ihrer traditionellen Verankerung 
im »Wesen« des Handelns und bringt sie in den Bereich 
desjenigen Seienden, das als »Leistung« grundsätzlich auch 
anders möglich ist, daher in seiner spezifischen Überlegen-
heit gegenüber funktional äquivalenten Leistungen begrün-
97 Siehe oben S. 168/9. 
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det und auf diese Weise stabilisiert werden muß. Die 
Feststellung der Funktion, daß Zwecke dazu dienen, die 
Komplexität der Umwelt eines Systems zu reduzieren, hat 
daher nur vorläufigen Wert. Sie wird zu einer vollstän-
digen Erkenntnis erst dann, wenn und soweit es gelingt, 
unter diesem Gesichtspunkt andere, funktional äquivalen-
te Reduktionsstrategien mit in den Blick zu ziehen. Wir 
werden unsere Untersuchung zur Zweckfunktion daher ab-
runden und zusammenfassen mit dem Versuch, einen Aus-
blick auf funktionale Äquivalente der Zweckrationalität 
zu gewinnen. 
Die Analyse der Zweckfunktion hat ergeben, daß Zwecke 
nicht unmittelbar auf das Grundproblem der Komplexität 
der Umwelt bezogen sind, sondern mittelbar - nämlich 
dadurch, daß sie eine besonders glückliche Verbindung 
verschiedener Reduktionsstrategien (Subjektivierung, Insti-
tutionalisierung, Umweltdifferenzierung, Innendifferenzie-
rung und Unbestimmtheit der Systemstruktur) ermöglichen. 
Der Verzicht auf Zwecke würde daher bedeuten, daß man, 
sofern man nicht auf einzelne dieser Reduktionsstrategien 
ganz verzichten kann, in all diesen Hinsichten die Zweck-
orientierung durch funktionale Äquivalente ersetzen muß. 
Ob diese Ersatzstrategien dann noch, wie durch den Zweck-
gedanken, auf eine einzige Formel gebracht werden kön-
nen, ist mehr als fraglich. Ihre Verbindung würde voraus-
sichtlich sehr viel kompliziertere Systemstrukturen erfor-
dern, als sie bisher üblich sind. Die Verbreitung des Zweck-
prinzips und seine Verwendung als Kriterium guter Or-
ganisation schlechthin, scheint hier ihren eigentlichen 
Grund zu haben. Die Zweckrationalität ist, obwohl auf 
ein einheitliches Grundproblem der Systemerhaltung bezo-
gen, doch multifunktional wirksam. Und multifunktionale 
Strukturen haben eine besondere Stabilität dadurch, daß 
sie nicht durch ein einziges Surrogat, sondern nur durch 
ein ganzes Bündel von Ersatzleistungen verdrängt werden 
können. 

237 



Bei genauerem Zusehen muß dieses Bild jedoch modifi-
ziert werden. Wie oben dargelegt 9 8 , impliziert die Zweck-
orientierung eine zweistufige Ordnungsleistung. Man muß 
zwischen Kausalschema und Zweck/Mittel-Schema unter-
scheiden und sich die Substitutionsmöglichkeiten entspre-
chend getrennt überlegen. Die Auslegung des Umweltge-
schehens und des Systemhandelns als Ursache von Wir-
kungen ist als Schema der Darstellung von Komplexität 
kaum zu ersetzen. Es scheint sich hier um den seltenen 
Fall eines schwer widerruflichen Entwicklungsfortschritts zu 
handeln in dem Sinne, daß Systeme, denen eine kausale 
Einregulierung ihrer Umweltbeziehungen durch die Kausal-
vorstellung gelingt, in allen wesentlichen Hinsichten über-
legen sind 9 9 . 
Das Kausalschema eröffnet durch seine Abstraktion einen 
Spielraum für Substitutionsmöglichkeiten und dies, grob 
eingeteilt, in zweifachem Sinne: 
Die eine Möglichkeit bezieht sich auf die strukturierende 
Funktion der Zweckprogramme, die in verschiedener Weise 
erfüllt werden kann. Kausalfaktoren können einerseits als 
konkrete Ereignisse genommen werden, die nur durch ihre 
Trennung abstrahiert werden. Sie können andererseits dar-
über hinaus und infolge dieser Trennung 1 0 0 zu Typen 
wiederholbarer Ereignisse abstrahiert werden und dadurch 
eine erweiterte programmatische Funktion gewinnen. Man 
kann demgemäß von Zweck im Sinne eines zu bewirkenden 
konkreten Zustandes, aber auch im Sinne eines zeitpunkt-

98 Vgl. S. 24 ff . und S. 193 ff . 
99 Vgl. hierzu Talcott Parsons, Evolutionary Universals in Society. 
American Sociological Review 29 (1964), S. 339-357. Die Gefährl ich-
keit dieser Vorstellung liegt auf der Hand. Sie sollte daher stets 
nur als Hypothese auf Widerruf gebraucht werden. 
100 Siehe dazu die Behandlung des Zeitabstandes zwischen Kausal-
fak toren als »Strategie zur Auff indung von Regelhaftigkeiten« bei 
Peter R. Hofstätter, E r fahrung und Erwartung. In: Aspekte sozialer 
Wirklichkeit, Sozialwissenschaftliche Abhandlungen. Hrsg. von der 
Hochschule fü r Sozialwissenschaften Wilhelmshaven, He f t 7, Berlin 
1958, S. 155-172 (160). 
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losen abstrakten Entscheidungsprogramms sprechen. In je-
dem Falle dient der Zweck als vorgegebene Entscheidungs-
prämisse, die in dem Entscheidungsprozeß, den sie struk-
turiert, nicht in Frage gestellt wird. Er besitzt diese struk-
turierende Funktion aber im Falle eines einmaligen Zwek-
kes nur für einen einzigen Entscheidungsprozeß - und sei 
er noch so komplizierter, weitläufiger Art im Falle wie-
derholbarer Zwecke dagegen für eine Vielzahl gleichför-
miger Entscheidungsvorgänge1 0 1 . 
Die Abstraktionsrichtung von einmaligen zu wiederholba-
ren Zwecken macht es unter bestimmten Umweltvoraus-
setzungen möglich, generelle Entscheidungsprogramme mit 
detailliert ausgearbeiteten Zweck/Mittel-Relationen für eine 
Vielzahl von Entscheidungsprozessen zu entwerfen und da-
durch die konkrete Entscheidungstätigkeit zu entlasten. Der 
Zweck wird dann mit einem Umkreis von Kausal- und 
Wertbeziehungen zum Dauerzweck des Systems, und mög-
lichst viele seiner Mittel werden generell, wenngleich änder-
bar, vorgeschrieben. Das Entscheiden wird durch Kompli-
zierung der Systemstruktur vereinfacht; Komplexität, mit 
anderen Worten, aus dem Entscheidungsprozeß in die Sy-
stemstruktur verlagert und schon durch die Systemstruktur 
absorbiert. 
Dieses Substitutionsgesetz ist allgemein bekannt und wird 
viel gepriesen 1 0 2 . Weniger allgemein ist bewußt, daß es 
auch in umgekehrter Richtung funktioniert (was im Grun-
de mit dem Begriff der Substitution bzw. der funktionalen 

101 Diese Unterscheidung darf nicht verwechselt werden mit der von 
best immten und unbest immten Zwecken, die wir im dritten Abschnitt 
dieses Kapitels behandelt haben. Einmalige Zwecke können hoch-
gradig unbest immt sein. Das findet man bei politischen Zwecken 
wie »Wiedervereinigung«, »Entwicklung«, »Weltrevolution« häufig. 
Wiederholbare Zwecke können dagegen eindeutig bestimmt sein, 
wenn es etwa um die laufende Herstel lung von Kühlschränken eines 
best immten Typs geht. 
102 Siehe z . B . Gutenberg, aaO, 1965, S. 235 ff. ; Alvin W.Gouldner, 
Patterns of Industrial Bureaucracy, Glencoe/I l l . 1954, S. 162 f f . ; 
Gehlen aaO, 1956, S. 47 ff . ; Thibaut/Kelley, aaO, S. 130 ff . 
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Äquivalenz schon konzipiert ist). Wo die Umweltlage des 
Systems es schwierig macht, wiederholbare Zweckprogram-
me im Detail vorzuschreiben, kann ein System die Um-
weltkomplexität und -Veränderlichkeit auch ad hoc abarbei-
ten. Es muß dann seine Programmstruktur und seine Kom-
munikationsformen, ja sein ganzes »Betriebsklima« auf 
problematische Einzelentscheidungen einstellen. Es braucht 
eine andere Basis für konkrete Entscheidungsprozesse der 
Situationsinterpretation und Informationsverdichtung, der 
Bereinigung von Unstimmigkeiten und Wertwidersprüchen, 
der Beilegung von Konflikten und der Unsicherheitsab-
sorption. Es wird sich typisch mehr in Konsensgrundlagen 
als in festgelegten Sachorientierungen absichern 1 0 3 . Es 
muß die Kommunikation mit der Umwelt intensivieren und 
die Formulierung neuartiger Verhaltenserwartungen er-
leichtern. 
Eine ganze Reihe von Rollenkomponenten, Institutionen 
und Organisationsleistungen, an die man zunächst nicht 
denkt, wenn man die offizielle Systemstruktur der Zwecke 
und Mittel auszuarbeiten hat, und an die die klassische 
Organisationslehre auch nicht gedacht hatte, werden unter 
diesem Gesichtspunkt als funktionale Äquivalente für 

103 Hierzu f indet sich suggestives Mater ia l in der bemerkenswer ten 
Unte rsuchung von Burns/Stalker, aaO. Siehe auch Rosengren, aaO, 
mit ähnlichen Ergebnissen. Auch dann löst sich das System aber 
nicht etwa in eine lose verbundene Folge von Einzelfal lentschei-
dungen auf . Es bleibt System und leistet als solches - wenn auch 
durch eine andersar t ige St ruktur - seinen Beitrag zur Redukt ion von 
Komplexi tä t . Allerdings ist die Tendenz von Burns und Stalker nicht 
ungefährl ich, vertikale Kom m uni ka t i on mit fo rmale r und hor izonta le 
mit in fo rmale r - und insofern (!) anpassungsfähiger - K o m m u n i k a -
tion zu identifizieren. Vermutl ich ist gerade umgekehr t die hier-
archische K o m m u n i k a t i o n eher geeignet, Schwierigkeiten der Zweck-
f ixierung zu kompensieren und ein System auf rasch wechselnde U m -
Weltlagen und auf eine im voraus nicht überschaubare Komplexi tä t 
einzustellen, als die hor izontale Kommunika t i on , sei sie durch ge-
füh l smäßig institutionalisierte Verha l tenserwar tungen oder durch 
fo rma le Kond i t i ona lp rog ramme geformt . Siehe dazu auch Friedrich 
Weltz, Vorgesetzte zwischen Managemen t und Arbei te rn , Stut tgar t 
1964. 
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Zweckprogramme auf Systemebene erkennbar. Im ganzen 
hat dieser Substitutionsprozeß die Richtung, die Grundla-
gen der Systemstabilität weniger in der Sachdimension als 
in der Sozialdimension des menschlichen Erlebens zu su-
chen, die konkreten Entscheidungsprozesse weniger durch 
Vorgabe sachlicher Entscheidungsprämissen als durch In-
stitutionalisierung einer Verständigungsbereitschaft zu stüt-
zen. Eine solche dauerhaft gefestigte Konsensgrundlage 
kann das System allenfalls in Beziehungen unter seinen 
Mitgliedern finden, weil nur diese Beziehungen dafür dicht 
genug sind. Man kann deshalb auch sagen, daß Sachzwek-
ke typisch die Grenze des Systems zur Nichtmitglieder-
umwelt programmieren, und daß ein System, je komplexer 
und unvorhersehbarer seine Beziehung zu den Nichtmit-
gliedern wird, desto stärker darauf angewiesen ist, Sicher-
heit und Stabilität an einer anderen Systemgrenze, nämlich 
in der Beziehung zu seinen Mitgliedern, zu suchen. 
Wir haben für diesen Substitutionsprozeß, für die Mög-
lichkeit, wiederholbare Systemzwecke in ihrer Programm-
funktion teilweise zu ersetzen, mithin eine vierfache For-
mulierung gefunden: Äquivalenz einer Vielzahl von ein-
maligen Handlungszwecken und eines wiederholbaren Sy-
stemzweckes; Äquivalenz von Systemstrukturkomplexität 
und Komplexität des Entscheidungsvorganges; Äquivalenz 
von Sachdimension und Sozialdimension; und Äquivalenz 
der Anlehnung an die Nichtmitgliedergrenze bzw. an die 
Mitgliedergrenze. All diese Äquivalenzverhältnisse ermögli-
chen keine vollständige Ablösung des einen durch das an-
dere. Sie zeigen nur strategische Möglichkeiten der Pro-
blemverlagerung im System an, damit zugleich aber auch 
Grenzen und Folgeprobleme solcher Schwerpunktverschie-
bungen, deren nähere Ausarbeitung wir uns in diesem Zu-
sammenhang versagen müssen. 

Die zweite, ganz anders geartete Reihe von Äquivalenz-
verhältnissen ist darauf zurückzuführen, daß im Kausal-
schema zwei verschiedene Möglichkeiten der Reduktion von 
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Komplexität angelegt sind. Deren Unterschied ist bedingt 
durch die asymmetrische, Ursachen und Wirkungen tren-
nende Struktur der Kausalität. Die Reduktion kann, wie 
im ersten Kapitel schon angedeutet, entweder durch Fixie-
rung bestimmter Wirkungen erfolgen unter Abstraktion 
von anderen Folgen des Handelns. Das ist die Zwecktech-
nik. Oder sie wird durch Festlegung bestimmter Ursachen 
eingeleitet, die immer, wenn sie auftreten, das Handeln 
auslösen sollen ohne Rücksicht auf die konkrete Konstel-
lation, in der sie jeweils mit anderen Ursachen oder mög-
lichen Ursachen zusammentreffen. Das ist die konditionale 
Technik. Man wird deshalb - darauf waren wir bereits 
bei der Behandlung des Rechtsstaatsgedankens gestoßen 1 0 4 

- Zweckprogrammierung und konditionale Programmie-
rung unterscheiden und in diesem Unterschied zugleich 
ein vollständiges Schema der Reduktionsmöglichkeiten er-
blicken müssen, die durch die Kausalauslegung der Um-
welt und des Systemhandelns eröffnet werden. 
Beide Möglichkeiten der Programmierung sind durch die 
Komplexität des Kausalschemas bedingt: Wirkungen kön-
nen deshalb, weil jedes Handeln mehrere Wirkungen hat, 
nur über eine Ordnung von Präferenzen durch Werte oder 
Zwecke programmiert werden, die andere Wirkungen neu-
tralisieren. Ursachen können deshalb, weil für jeden Kau-
salablauf mehrere Ursachen zusammentreffen müssen, nur 
konditional programmiert werden, dadurch nämlich, daß 
bestimmte Ursachen unter Indifferenz gegen andere selek-
tiv als Handlungsauslöser ausgezeichnet werden 1 0 6 . Beide 
Programmformen sind funktional und strukturell analog 
gebaut: Sie ersetzen jeweils auf der Seite der Ursachen 

104 Vgl. oben S. 101 ff . 
105 Siehe hierzu bereits Sigwart, aaO, 1889, S. 24-67 (59) mit der 
These, daß wegen der notwendigen Mehrheit von Ursachen K au -
salgesetze stets nur hypothetisch (also konditional) formulier t wer-
den könnten. Auch die berühmte Begleitformel aller Kausalgesetze 
»ceteris paribus« ist im Grunde nichts anderes als eine Pauschal-
konditionalisierung. 
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bzw. der Wirkungen eine bestimmbare Vielzahl von Kau-
salfaktoren voraus, und sie dienen dazu, diese Vielzahl zu 
reduzieren. 
Durch konditionale Programmierung können - analog zur 
Zweckprogrammierung, aber auf andere Weise und mit an-
deren strukturellen Konsequenzen - jene fünf Grundstrate-
gien der Subjektivierung, der Institutionalisierung, der Um-
weltdifferenzierung, der Innendifferenzierung und des Un-
bestimmtlassens der Systemstruktur zusammengefaßt und 
simultan verwirklicht werden. Dadurch erweist sich die kon-
ditionale Programmierung als funktionales Äquivalent zur 
Zweckprogrammierung. 
Zunächst und vor allem ist auch die Auszeichnung be-
stimmter Umweltbedingungen als auslösende Ursachen des 
Handelns subjektiv und keineswegs lediglich eine Charak-
terisierung dessen, was der Umwelt an sich innewohnt. Dar-
über darf die determinierte Wenn/Dann-Struktur der kon-
ditionalen Programmierung nicht hinwegtäuschen. Die Fi-
xierung der Auslösebedingungen ist eine selektive Leistung, 
die eine Schematisierung möglicher Handlungsanlässe 
voraussetzt und diejenigen auswählt, nach denen das Sy-
stem sich richten wird. Der Träger dieser Leistung, das 
Subjekt, ist in dieser schematisierenden und selektiven 
Funktion nicht ohne weiteres auswechselbar, weil seine in-
nere Organisation und sein jeweiliger Informationsbestand 
(Gedächtnis) an der Leistung beteiligt sind. In diesem, und 
nur in diesem Sinne wollen wir die Fixierung der Ursa-
chen des Handelns als subjektiv bzw. die Ursachen selbst 
als Motive bezeichnen 1 0 6 . 

106 Es soll also keineswegs ausgeschlossen werden, daß es eine mehr 
oder weniger objektive Erkenntnis der Umwelt gibt in dem Sinne, 
daß f ü r bestimmte Umweltmerkmale eine sehr hohe Wahrscheinlich-
keit besteht, daß sie von anderen Systemen in gleicher Weise aufge-
nommen und in gleicher Weise verarbeitet werden. Das ist eine Folge 
der Tatsache, daß menschliche Organismen einander ähnlich sind und 
kulturell mehr oder weniger übereinstimmend »programmiert« wer-
den. Aber das auf das System bezogene Kausalpotential der Umwelt 
rechnet jedenfalls fü r den nicht an Instinkte gebundenen Menschen 
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Wo Subjektivität eine Funktion der Reduktion von Um-
weltkomplexität übernimmt, muß sie durch Institutionali-
sierungen kompensiert und ergänzt werden. Auch Hand-
lungsanlässe (und nicht nur Zwecke) müssen in einer So-
zialordnung in gewissem Umfange institutionalisiert sein. 
Sie gehören mit zu den sozialen Rollen. Ein Ehemann soll 
Fragen seiner Frau beantworten, ein Krankenhaus soll Not-
fälle aufnehmen. Es kann nicht dem einzelnen System, we-
der dem Menschen noch dem Sozialsystem, ins freie Be-
lieben gestellt werden, auf was sie reagieren, selbst wenn 
ihnen in gewissem Umfange freigestellt wird, wie sie re-
agieren 1 0 7 . Handlungssysteme werden zwar nicht sozial de-
terminiert, aber sie müssen sozial motivierbar bleiben, sich 
also an Institutionen anpassen - um der Sozialordnung 
willen, aber ebenso auch um ihrer selbst willen, weil an-
ders die Welt ihrer Handlungsmöglichkeiten viel zu kom-
plex wäre. 
Drittens geht die Technik konditionaler Programmierung 
typisch mit einer Umweltdifferenzierung Hand in Hand. 
Die Umwelt muß zunächst durch eine zeitlich-sachlich-so-
ziale Grobstruktur gegliedert werden, damit das System 
überhaupt Umweltausschnitte mit hoher Potentialität für 
Handlungsanlässe unterscheiden und seine Aufmerksamkeit 
und seine Gewohnheiten dort einhängen kann; denn das 
Aufmerksamkeits- und Erlebnisverarbeitungspotential eines 
Systems ist zu gering, als daß es jedes und alles gleich-
zeitig als Handlungsanlaß würdigen könnte. Umweltdif-
ferenzierung zieht Trennlinien, unterbricht Zusammenhän-

nicht zu diesen typisch objektivierten Merkmalen, obwohl es auch 
hier relativ generalisierte Auslöser (z. B. Schreckanlässe oder kultu-
relle Routinen) gibt. 
107 Freiheit und Bindung in bezug auf Ursachen und Wirkungen 
müssen natürlich aufeinander abgestimmt werden, weil völlige Frei-
heit in der Wahl der Ursachen bzw. der Wirkungen des Handelns 
eine Bindung in der jeweils anderen Richtung illusorisch machen 
würde. Stände dem Ehemann völlig frei, was er antwortet , dem 
Krankenhaus völlig frei, was es mit dem eingelieferten Kranken tut, 
hätte es keinen Sinn, den Handlungsanlaß zu institutionalisieren. 
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ge, schafft Diskontinuitäten und Unabhängigkeiten in der 
Umwelt und ermöglicht erst dadurch die Erwartung über-
sehbar-begrenzter Wirkungsreihen. Hinge alles mit allem 
zusammen, wäre ein absolutes Chaos gegeben, und weder 
Anlässe noch Wirkungen des Handelns könnten sinnvoll 
geplant werden. 
Nur wenn die Umwelt nach Bereichen für Handlungsan-
lässe differenziert ist, kann eine daran anknüpfende interne 
Differenzierung entwickelt werden, die Teile des Systems 
auf den Verkehr mit besonderen Umweltausschnitten spe-
zialisiert und gegeneinander abdichtet, so daß das System 
rascher geeignete anlaßspezifische Reaktionen finden, ler-
nen und umlernen kann, ohne jeweils in all seinen Tei-
len involviert zu sein und alles mit allem abstimmen zu 
müssen 1 0 8 . Umgekehrt gesehen hat die schematische Um-
weltdifferenzierung nur Sinn für den Abbau von Komple-
xität, wenn das System intern komplex genug ist und über 
ein entsprechend differenziertes Reaktionspotential verfügt. 
Nur im Zusammenwirken beider Formen der Differenzie-
rung ist ein System in der Lage, unkontrollierbare externe 
Komplexität zum Teil in kontrollierbare interne Komplexi-
tät umzusetzen und dadurch zu reduzieren. 
Schließlich ist in der konditionalen Programmierung auch 
die erforderliche Unbestimmtheit der Programmstruktur zu 
erreichen, und zwar durch scharfe Abstraktion oder durch 
ein unklares Verschwimmenlassen der »Tatbestände«, die 
ein Handeln auslösen sollen. Je unsicherer die Umwelter-
wartungen aufgebaut sind, je rascher und unvorhersehbarer 
sich die Umweltkonstellationen ändern und in ihren sy-
stemrelevanten Aspekten verschieben, desto schwieriger 
wird es, die Reaktionsbereitschaften des Systems im Detail 
vorzuformulieren und der Umwelt fest in Aussicht zu stel-

108 Siehe hierzu den Begriff des multistabilen Systems von Ashby, 
aaO, 1952, insb. S. 136 ff., 153 ff . - wichtig vor allem durch die 
Ausarbei tung des Gesichtspunktes der Reaktionsbeschleunigung 
durch interne Differenzierung. 
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len, desto offener und unbestimmter müssen die Ursachen 
bezeichnet werden, die einen Systemprozeß in Gang setzen. 
Die Entscheidungsprämissen werden dadurch entkräftet 
und die Entscheidungen mehr und mehr in die Zukunft 
hinausgeschoben, die den wahren Stand der Dinge nach 
und nach enthüllen wird. Das erfordert eine institutiona-
lisierte Technik der Entscheidungsabstimmung, der Wah-
rung der Konsistenz oder doch des Anscheins der Kon-
sistenz einer Mehrzahl von Entscheidungen bei »gleichen« 
Tatbeständen, wofür die juristische Technik der Normfor-
mulierung und Entscheidungsbegründung das ausgefeilte-
ste Beispiel bietet. Die juristische Argumentations- und 
Darstellungstechnik hat ihren Problembezug genau hier. Sie 
dient nicht der streng logischen Folgerung, sondern verhilft 
dazu, aus einer notwendig unbestimmten konditionalen 
Programmstruktur je bestimmte Fallentscheidungen zu ge-
winnen, ohne die Zukunft dadurch zu verbauen 1 0 9 . 
Wenn wir, um den Überblick wiederzugewinnen, diesen 
Gedankengang zusammenfassen, dann zeigt sich, daß eine 
Reduktion von Komplexität der Umwelt nicht nur durch 
bezweckte Wirkungen, sondern ebenso auch durch auslö-
sende, bedingende Ursachen des Handelns gesteuert wer-
den kann. Sowohl Wirkungen als auch Ursachen können 
als Kristallisationspunkte für die Spezifikation von Kon-
sens zwischen System und Umwelt dienen (und natürlich 
Wirkungen nie ganz ohne Rücksicht auf Ursachen, wie auch 
Ursachen nie ganz ohne Rücksicht auf Wirkungen). Der 

109 Ein Hauptproblem ist dabei, die Präzedenzwirkung der Fal lent-
scheidungen zu erkennen und auf jedenfalls unschädliche Bahnen 
zu begrenzen, ohne die Zukunf tsoffenhei t der N o r m zu beeinträchti-
gen. Das gelingt der richterlichen Entscheidung natürlich stets nur 
mehr oder minder gut. Dem früheren Reichsgericht war es zum 
Beispiel im ganzen besser gelungen als den heutigen obersten Bun-
desgerichten, die einem wachsenden Bedürfnis nach Rechtssicherheit 
durch Leitsätze und Grundsatzentscheidungen entgegenzukommen 
suchen und dabei nicht genügend bedenken, daß sie nicht wie ein 
Gesetzgeber über institutionalisierte Formen der Selbstkorrektur 
verfügen und sich daher auch nicht f ü r die Zukunf t allzusehr fest-
legen dürfen. 
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Unterschied von Zweckprogrammierung und konditionaler 
Programmierung bleibt wesentlich. Es ist keineswegs gleich-
gültig, ob ein System sich primär über bevorzugte Wir-
kungen oder über bevorzugte Ursachen auf seine Umwelt 
einstellt. Aber für die Lösung des Grundproblems der Sy-
stemerhaltung in einer komplexen, veränderlichen Umwelt 
bieten beide Möglichkeiten funktional äquivalente Wege. 
Sie leisten Vergleichbares, unterscheiden sich in ihren Vor-
bedingungen und Konsequenzen und können sich daher 
wechselseitig ergänzen und entlasten. 
Diese Einsicht bietet eine Erklärung für den Befund der 
beiden vorangegangenen Abschnitte, daß in Organisationen, 
die mangelhaft zweckstrukturiert sind - sei es, daß sie kei-
ne Zwecke kennen oder daß sie nur sehr unbestimmte oder 
widerspruchsvolle Zwecke bilden können -, sekundäre Ent-
scheidungskriterien aufgebaut werden, die typisch mit stär-
kerem Einfluß der Umwelt auf das System verbunden sind. 
In die gleiche Richtung weist die Entwicklung des poli-
tischen Systems vom Polizeistaat zum Rechtsstaat. Die be-
hauptete Relation von Zweckprogrammierung und konditio-
naler Programmierung ist, wohlgemerkt, nur eine solche 
funktionaler Äquivalenz, kein Kausalgesetz. Sie besagt nicht, 
daß alle Systeme, die Komplexität nicht über Zwecke weg-
arbeiten können, dies über Handelnsanlässe tun müs-
senn0; wohl aber, daß dies eine Möglichkeit ist, die na-

110 Siehe dazu die bereits zitierte Untersuchung eines »open door 
College« von Clark 1960. Das College konnte weder eindeutige 
Zwecke noch selektive Kriterien fü r die Zulassung von Studenten 
(also konditionale Programme fü r eine seiner wichtigsten Umweltbe-
ziehungen) ausbilden. Es war aber eben deshalb nicht in der Lage, 
nennenswerte eigene Autonomie zu entwickeln, war in besonderer 
Weise externen und internen Problemen ausgesetzt und fand nicht 
wegen seines Leistungsniveaus, sondern wohl nur deshalb die nötige 
Umweltunterstützung, weil es gerade mit dieser eigentümlichen Pro-
blematik eine bestimmte Funktion, das vorsichtige Auskühlen von 
Versagern, erfüllte, eine Funkt ion, die latent bleiben mußte und 
nicht zum offiziellen Programm gemacht werden konnte. Es gibt 
also, wie dies Beispiel zeigt, noch weitere Äquivalente der Zweckra-
tionalität - hier die Umweltanpassung über latente Funktionen. 
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heliegt, wenn die Eigenart des Systems oder seine Umwelt-
lage eine ausreichende Zweckspezifikation nicht zuläßt. Das 
System kann dann, statt bestimmte Wirkungen zu verspre-
chen oder zu vertauschen, eine an Bedingungen gebundene 
Reaktionsbereitschaft in Aussicht stellen und der Umwelt 
so einen zwar durch das System programmierten, aber von 
außen auslösbaren Einfluß auf das System einräumen. Dies 
geschieht dadurch, daß das System Auslöser-Tatbestände 
für bestimmte Programme festlegt und es dem, der über 
die entsprechenden Signale verfügt, in die Hand gibt, eine 
bestimmte Systemleistung zu erwirken, ohne daß man sich 
über Mittel und Zwecke zu einigen brauchte. 
Für die allgemeine Theorie der Systemrationalität besagt 
dies, daß Rationalität weder vom Zweckbegriff noch von 
der konditionierenden Norm, der Wenn/Dann-Regel, her 
erfaßt werden kann; daß sie daher auch weder mit den 
klassischen Methoden der Maximierung von Zweck/Mittel-
Relationen noch mit den logischen oder interpretativen 
Methoden normendogmatischer Wissenschaften angemes-
sen behandelt werden kann. Keine dieser Blickrichtungen 
kann das Äquivalenzverhältnis vor Augen bringen, das 
zwischen ihren Programmformen besteht. Dafür ist eine 
umgreifende und elastischere Theorie erforderlich, die eine 
Blickwendung von primär wirkungsfixierten zu ursachen-
fixierten Betrachtungsweisen und zurück vollziehen kann 
und deren Relation zu rationalisieren vermag. Diese Mög-
lichkeit bietet ein Systemmodell, das unter der (schwer 
übersetzbaren und daher so akzeptierten) Bezeichnung In-
put/Output-Modell bekanntgeworden i s t 1 1 1 . 

111 Die ursprüngliche Verwendung dieses Begriffes in der makro-
ökonomischen Theorie, die auf Leontief zurückgeht, lassen wir als 
Besonderheit hier außer Sicht. Seine heutige Breitenwirkung, die zu-
gleich die Anwendungsbreite der Systemtheorie dokumentiert , läßt 
sich mit einer Vielzahl von Belegen aus ganz verschiedenen Wissen-
schaften nachweisen. Siehe z. B. Karl W. Deutsch, On Communica-
tion Models in the Social Sciences. Public Opinion Quarterly 16 
(1952), S. 356-380; Knox, aaO, S. 144 ff.; David Easton, An Ap-
proach to the Analysis of Political Systems. World Politics 9 
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Das Input/Output-Modell kann - im großen und ganzen 
zutreffend - als systemtheoretisches Äquivalent für die tra-
ditionellen Zweck/Mittel-Begriffe angesehen werden, doch 
muß diese Aussage sorgfältig präzisiert werden. Die Sy-
stemtheorie bootet das Zweck/Mittel-Schema nicht völlig 
aus; sie nimmt ihm nur seinen grundbegrifflichen Rang 
und setzt an diese Stelle einen Systembegriff, der das In-
put/Output-Modell impliziert. Sie verwendet das Zweck/ 
Mittel-Schema nicht mehr als grundbegrifflichen Bezugs-
rahmen aller Analysen, sondern nur noch als eine be-
stimmte Interpretation von Input/Output-Beziehungen, de-
ren besondere Funktion zu klären ist. Die Fixierung des 
Output als Zweck und des Input als Mittel ist eine be-
stimmte Art der Einstellung des Systems auf seine Umwelt. 
Sie besagt, daß das System die Problematik seiner Um-
weltbeziehungen primär durch Spezifikation der Wirkun-
gen des eigenen Handelns löst. 
Als Ganzes und ohne Rücksicht auf diese besondere Aus-
legung beschrieben, hat das Input/Output-Modell die zu-
nächst sehr einfache Form der Vorstellung eines Kommu-
nikationsflusses, der durch Schwellen markiert ist, die der 
Innen/Außen-Differenz von Systemen entsprechen. Der 
Kommunikationsfluß bringt an einer oder mehreren Stel-
len Informationen von außen in das System, dort werden 
(1957), S. 383-400; ders., A Framework for Political Analysis, Engle-
wood Cl i f f s /N . J. 1965; ders. A Systems Analysis of Political Life, 
New York-London-Sydney 1965; Argyris, aaO, 1960, S. 248 ff. ; 
Riggs, aaO, 1957, S. 23-110 (insb. S. 95 ff.); John T. Dorsey, A Com -
munication Model for Administration. Administrative Science Quar-
terly 2 (1957), S. 307-324; Rüssel L. Ackoff, Towards a Beha-
vioral Theory of Communicat ion. Management Science 4 (1958), 
S. 218-234; Stogdill, aaO, S. 13 f., 196 ff. , 278 ff.; Gabriel A. Almond, 
Introduction. A Functional Approach to Comparat ive Politics. In: 
Gabriel A. Almond/James S. Coleman (Hrsg.), The Politics of the 
Developing Areas, Pr ince ton /N. J. 1960, S. 3-64; Talcott Parsons/Neil 
J. Smelser, Economy and Society, Glencoe/Ill. , 1956; Parsons, aaO, 
1960 a, S. 59 ff. ; Optner, aaO, S. 3 ff. ; P. G. Herbst, A Theory of 
Simple Behavior Systems. H u m a n Relations 14 (1961), S.71-94, 193 bis 
293; Lee O. Thayer, Administrative Communicat ion, Homewood/I l l . 
1961; Kennedy, aaO, 1962, S. 25-52, Rice, aaO, S. 16 ff. , 198 f f . 
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sie verarbeitet, kombiniert und umgestaltet, gefiltert und 
verdichtet, und verlassen dann an anderen Stellen als Kom-
munikationen oder Entscheidungen das System. Das klingt 
zunächst ebenso plausibel wie uninteressant. Die Vorteile, 
die mit dieser Vorstellung verbunden sind, werden erst 
sichtbar, wenn man sie von der nur beschreibenden Ebene 
abhebt und stärker als bisher üblich theoretisch durchleuch-
tet. Das kann mit Hilfe der hier gewonnenen Einsichten 
über die Funktion des Kausalschemas als Systemstrategie 
geschehen. 
Das Input/Output-Modell beruht auf der Annahme, daß 
ein System seine Umweltbeziehungen nach dem Kausal-
schema differenziert, also unter dem Gesichtspunkt des Un-
terschiedes von Ursachen und Wirkungen voneinander 
trennt, sie getrennt, aber mit Beziehung aufeinander, sta-
bilisiert und seine Systemgrenzen entsprechend spezialisiert. 
Das Kausalschema ist, in dieser Anwendung, kein Sche-
ma der Determination, sondern ein Schema der Freiheit. 
Es setzt voraus, daß ein System hinreichend stabilisiert ist 
und daß es in gewissem Umfang die Möglichkeit hat, Ur-
sachen als Anlässe und Wirkungen als Zwecke seines Han-
delns zu wählen. Diese doppelte Wahlmöglichkeit kann, 
wie wir im ersten Kapitel gesehen haben 1 1 2 , nur in der 
Weise genutzt werden, daß Ursachen und Wirkungen, al-
so Input und Output, wechselseitig füreinander als Ge-
sichtspunkte der Selektion fungieren. Das System sucht sei-
ne Informationen im Hinblick auf das, was es für eine 
bestimmte Kommunikation braucht, oder wählt seine Kom-
munikationen im Hinblick auf das, was es als Informatio-
nen besitzt oder erhalten kann. Im Wechsel dieser Per-
spektiven kann es sich von unbestimmten zu bestimmten 
Situationen durchmanövrieren, Komplexität absorbieren. Es 
kann sich auf diese Weise von dem Dominieren bestimm-
ter Grenzen, also bestimmter Umwelten, befreien, indem 
es einmal der einen Grenze, dann wieder der anderen 
112 Vgl. oben S. 29 f. 
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Grenze die Bestimmung der Problemstellung, die Fixie-
rung des Auswahlgesichtspunktes überläßt und sich die 
Freiheit nimmt, diese Orientierung zu wechseln 1 1 3 . 
Diese Grundvorstellung wechselseitiger Selektivität hat 
kaum Sinn und Anwendungsmöglichkeiten, wenn Input und 
Output sich auf dieselben Umweltpartner beziehen, die 
Umwelt des Systems also undifferenziert ist. Das System 
bleibt dann durch partikulare Beziehungen an diese Um-
welt gebunden, ist im Grunde ein Teil von ihr. Es be-
nötigt kein Abstraktionsvermögen, keine komplizierten 
»Programme« und erringt keine Autonomie, wenn es dar-
auf beschränkt bleibt, die Mittel ausschließlich von dem 
zu fordern, der seine Leistungen abnimmt; denn die Be-
messung der Mittel und der Leistungen wird dann in 
Kenntnis des Leistungsvorganges von dieser einen Umwelt 
diktiert. Erst unter der Grundbedingung der Umweltdif-
ferenzierung kann ein System Sinn darin finden, In-
put und Output anders als rein zeitlich, nämlich im Sin-
ne verschiedener Systemgrenzen, zu differenzieren und sei-
ne Organisation und Programmstruktur auf diese Differenz 
einzurichten. 
Eine differenzierte Umwelt eröffnet dem System die Mög-
lichkeit, zeitliche und sachliche Umweltgrenzen durch ein-
ander zu stabilisieren, indem es Ursachen und Wirkungen 
des eigenen Handelns zeitlich auseinanderzieht, sie in die-
ser Trennung auf verschiedene Sachumwelten bezieht und 

113 Mit einem analog gebauten Gedanken führ t Arnold Gehlen, 
Der Mensch. Seine Na tu r und seine Stellung in der Welt, 6. Aufl . 
Bonn 1958, S. 350 f., die relative Unabhängigkeit des menschlichen 
Handlungsvermögens von spezifischen Antrieben, also spezifischen 
Kausalrichtungen, auf die Chance des »Führungswechsels« der 
menschlichen Funkt ionen zurück, daß sowohl die Hand das Auge 
als auch das Auge die Hand führen und diese Führung im Hand-
lungsvollzug gewechselt werden kann. In der Betriebswirtschaftslehre 
tauchen ähnliche Einsichten in F o r m des »Engpaß«-Gedankens auf: 
Demjenigen Planungsbereich, und das heißt derjenigen Systemgrenze, 
sei Vorrang zu gewähren, die den jeweiligen Engpaß fü r die Aus-
nutzung bestehender Produktionskapazi täten enthalte. Vgl. Guten-
berg, aaO, 1965, S. 162 ff . 
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je für sich stabilisiert. Das kann zum Beispiel in Form von 
getrennten Tauschbeziehungen geschehen. Der Wirtschafts-
betrieb verschafft sich auf dem Warenmarkt die nötigen 
Sachmittel, auf dem Arbeitsmarkt Personal, auf dem Fi-
nanzmarkt Geldmittel zur Überbrückung der Zeitdifferenz 
zwischen Input und Output und bezahlt all dies mit Hilfe 
des Erlöses, den er auf dem Absatzmarkt für seine Produkte 
erzielen kann 1 1 4 . Die Staatsbürokratie ist - in strukturell 
ganz unähnlicher, aber funktional analoger Form - ein Sy-
stem, das von der Politik legitime Macht bezieht, um sie 
nach eigenen Entscheidungsprogrammen in verbindliche 

114 Die betriebswirtschaftliche Bedeutung der Input /Output-Be-
ziehung als Produkt ionsfunkt ion kommt dieser Vorstellung recht 
nahe; denn sie impliziert eine Kausalbeziehung, deren Problemoffen-
heit nach zwei Richtungen und eine Austauschbarkeit der Kausal-
faktoren in Abhängigkeit von dieser Grundbeziehung; sie stützt 
darauf ihr Rationalisierungsmodell. Dessen Interpretat ion als zu op-
timierende Zweck/Mit te l -Relat ion ist freilich nur fü r zweckspezi-
fische. durch eine spezielle Outputgrenze dominierte Organisationen 
geeignet. Es handelt sich dabei nicht um die einzige Möglichkeit 
der Rationalisierung einer Input /Output -Funkt ion , sondern um ein 
im spezifischen Sinne verengtes Entscheidungsmodell, das nur unter 
bestimmten Umweltvoraussetzungen die Systemprobleme löst, also 
rational ist. Doch zeigt die Möglichkeit, die f ruchtbare betriebswirt-
schaftliche Theorie in die umfassendere Systemtheorie der Input /Out-
put-Rationalisierung einzuordnen, die Tragfähigkeit beider Denkan-
sätze. In der Betriebswirtschaftslehre steht denn auch, abgesehen von 
der Biologie, die am eingehendsten ausgearbeitete System/Umwelt-
Theorie zur Verfügung. Der systematische Aufbau der klassischen 
Darstellungen der Betriebswirtschaftslehre wird an einer Unterschei-
dung von Betriebsfunktionen (Beschaffung, Produktion, Absatz, Fi-
nanzierung) ausgerichtet, deren Trennung die verschiedenen Umwel-
ten des Betriebssystems widerspiegelt. Siehe zum Beispiel die Skizze 
bei Lohmann, aaO, S. 23. Dabei dient die Produktion als rein interne 
(allerdings durch die technologische Umwelt des Betriebs limitierte) 
Funkt ion als Schnittpunkt aller Rationalisierungsbemühungen. Das 
wird besonders deutlich in der Darstellung von Gutenberg, aaO, 
1965, S. 146 ff. , 286 ff. Allerdings behält die Betriebswirtschaftslehre 
bis heute das Streben nach »optimalen« Ergebnissen bei, und das 
bedeutet, daß sie, da sich stets nur spezifische Relationen maximieren 
bzw. minimieren lassen, durch die Art ihrer Entscheidungsmodelle 
den verschiedenen Umweltgrenzen des Betriebs ungleiches Gewicht 
beimißt. Das gilt nicht nur fü r die Differentialrechnung, sondern 
auch fü r die lineare Programmierung. 
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Entscheidungen auszumünzen, und das durch seine Stabilität 
die Politik dazu nötigt, ihre Macht durch Besetzung von 
Schlüsselstellungen in der Bürokratie und in der Form einer 
verfassungsmäßigen, in sich konsistenten Rechtsetzung abzu-
geben - eine Kooperation, die wiederum gewährleistet, daß 
das Publikum die Entscheidungen als legitim gewaltlos 
akzeptiert 1 1 5 . In beiden Fällen setzt die Input/Output-Tren-
nung und die Umweltdifferenzierung generalisierte Medien 
der Kommunikation (Geld bzw. politische Macht) voraus. 
Diese Andeutungen können hier nicht ins Detail ausgear-
beitet und auch nicht näher begründet werden, denn das 
würde in spezielle Organisationstheorien hineinführen. Sie 
dienen uns nur zur Erläuterung der Grundvorstellung des 
Input/Output-Modells. Sie verdeutlichen unter anderem, 
daß und weshalb Zwecksetzungen nur unter ganz bestimm-
ten Umweltvoraussetzungen ausreichen, um ein System in 
der Beziehung zu seiner Umwelt zu stabilisieren und deren 
Komplexität und Veränderlichkeit auf für das System ent-
scheidbare Problemgrößen zu reduzieren. Unter anderen 
Bedingungen kann dafür konditionale Programmierung 
einspringen, die am Input orientiert ist und Ursachen als 
Entscheidungsprämissen fixiert. 
Es hängt danach von der besonderen Umweltlage des Sy-
stems ab, ob es sinnvoll ist und gelingen kann, die durch 
Komplexität bedingte Unsicherheit allein an der Output-
Grenze und allein durch eine Zweckformel zu reduzieren. 
Steht und fällt die Existenz des Systems wie beim Wirt-
schaftsbetrieb im Rahmen einer geldgesteuerten Marktwirt-
schaft nahezu ausschließlich mit dem erfolgreichen Absatz 
seiner Produkte, dann mögen Zweckprogramme dominie-
ren. Das Bestandsproblem ist dann dafür schon durch die 
Umweltlage ausreichend vorspezifiziert. In anderen Fällen 
kann man mit der Zweckspezifikation nicht so weit gehen, 
muß eine weiche, vieldeutige Zweckformel oder mehrere 
widerspruchsvolle Zielbeschreibungen verwenden, um den 
115 Dazu näher Luhmann, aaO, 1965 a, S. 136 ff . 
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Interessen einer Mehrheit von Output-Grenzen zu genügen. 
Dann muß das System die Mängel seines die Bestandsbe-
dingungen formulierenden Programms durch interne Ein-
richtungen der Entscheidungsfindung, Konfliktslösung und 
Verständigung im Einzelfall kompensieren, sozusagen die 
Absorption von Komplexität aus der Struktur in den Pro-
zeß verlagern. Und schließlich kann die Komplexität und 
Veränderlichkeit der Umwelt so stark die Input-Grenze be-
drängen, daß es nicht genügt, das Systemverhalten an dieser 
Grenze durch Mittelbedarfsprogramme im Hinblick auf 
einen Output-Zweck zu planen, sondern Konditionalpro-
gramme notwendig sind, welche die Einwirkungen der Um-
welt auf das System an dieser Grenze abfangen und in 
interne Entscheidungsrichtlinien verwandeln, ohne daß in 
einem hinreichend deutlichen Sinne gesagt werden könnte 
- geschweige denn dem Entscheidenden als Instruktion ge-
genwärtig sein müßte welchem »Zweck« dieses kondi-
tional programmierte Verhalten d ient 1 1 6 . 
Gegenüber dem traditionellen Denken in Zweck/Mittel-
Begriffen, ebenso aber auch gegenüber dem Normbegriff 
der exegetischen Wissenschaften, ist mit diesen Überlegun-
gen eine stark veränderte Grundposition bezogen. Wir ha-
ben jetzt genug Vorstellungsmaterial beisammen, um diese 
Veränderung abheben und darstellen zu können. Sie läßt 
sich im Programmbegriff lokalisieren, genauer gesagt in 
der Überordnung des Programmbegriffes über den Norm-
begriff und den Zweckbegriff. 
Normen und Zwecke können ihrer Grundbegrifflichkeit 
entkleidet und dadurch mediatisiert werden, daß man sie 
als bestimmte Typen von Entscheidungsprogrammen inter-
pretiert, das heißt sie werden nicht mehr ausschließlich auf 
die Vorstellung richtigen Handelns bezogen, sondern auf 
die Vorstellung eines Kommunikationsflusses, welcher der 

116 Als Beispiel fü r ein Organisationsmodell, daß solch einen Wech-
sel des Schwerpunktes der Unsicherheit berücksichtigt (allerdings von 
ganz anderen Bezugsbegriffen ausgeht), vgl. Thompson, aaO, 1964. 
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Veränderung des Informationsgehaltes von Nachrichten 
dient und durch Systemgrenzen geordnet ist. Der Pro-
grammbegriff bietet sich zur Bezeichnung der steuernden 
Struktur dieses Informationsverarbeitungsprozesses deshalb 
an, weil er nicht, wie die klassischen Begriffe Wert, Zweck 
und Norm, zeitindifferent ist, sondern gerade die Ordnung 
einer Zeitfolge von Nachrichten mein t 1 1 7 . Das ermöglicht 
es, Zeit als Ordnungsfaktor einzusetzen. Man kann so unter 
Umständen sachliche in zeitliche Komplexität auflösen, wie 
dies vor allem bei der Programmierung elektronischer Da-
tenverarbeitungsanlagen nötig ist, da diese zwar sehr schnell 
sind, aber sachlich nur sehr einfache Entscheidungsschritte 
vollziehen können. Man kann, mit anderen Worten, neue 
Möglichkeiten der Darstellung eines komplexen Sachver-
haltes (und damit der Reduktion von Komplexität) zu ge-
winnen suchen, die von der strikten Trennung von Zeit-
und Sachdimension im natürlichen Welterleben und da-
mit auch von den Grenzen der menschlichen Anschauungs-
kraft unabhängig sind. Zeitordnung und Sachordnung wer-
den in der Programmierung als funktional äquivalent und 
durcheinander ausdrückbar behandelt. 
Wohin diese Entwicklung führt, ist heute noch nicht ab-
zusehen. Selbst die beginnende Automatisierung der Infor-
mationsverarbeitungsprozesse in Verwaltungsorganisatio-
nen zeigt zwar bereits deutlich, daß sehr viel subtilere, de-
tailliertere, komplexere Organisationsleistungen möglich 
werden und sich zu rentieren beginnen, als mit den haus-
backenen Mitteln einfacher Handlungsnormierung und 
Zweck/Mittel-Anordnung erreichbar waren. Schon die An-
fänge der Automation greifen revolutionierend in das her-
kömmliche Organisationsgefüge ein. Doch ist die Organi-
sationswissenschaft über ein Registrieren dieser »Folgen der 
Automation« bisher nicht wesentlich hinausgekommen. Wir 
haben keine Vorstellung davon, in welchem Maße sich das 
in Systemen erfaßbare Potential für 'Komplexität dadurch 
117 Siehe statt anderer Simon, aaO, 1960, S. 6. 
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ändern wird. Reduktion von Komplexität auf entscheidungs-
fähige Problemgrößen war aber bisher das kritische Or-
ganisationsproblem, ja das Systemproblem schlechthin. Was 
geschehen kann, wenn dieses Definieren und Umdefinie-
ren und Aufsplittern und Kleinarbeiten der Probleme auf 
neuartige Methoden umgestellt, als Gesamtprozeß konstru-
iert und konsequent rationalisiert, ja nach Möglichkeit auf 
Maschinen übertragen wird, ist selbst mit ungemilderter 
Spekulation nicht erfaßbar. Ein Durchdenken der Grund-
begriffe der Organisationswissenschaft und vor allem ein 
Umdenken von Zweckrationalität auf Systemrationalität 
könnte jedoch dazu beitragen, ein künftiges Verständnis 
vorzubereiten. 



5. Kapitel 

Zweckprogrammierung 

Vom Begriff des Konditionalprogramms kann man sich 
rasch und leicht eine ziemlich eindeutige Vorstellung ver-
schaffen. Vom Maschinenprogramm her ist dieser Begriff 
als Begriff geklärt, wenn auch nicht in all seinen system-
theoretischen Voraussetzungen. Anders steht es mit dem Be-
griff des Zweckprogramms1. Steckt das Zweck/Mittel-Sche-
ma schon durch die Ablagerungen seiner langen Geschich-
te in seltsamem Kontrast zu seinem Anspruch auf Ratio-
nalität voll innerer Widersprüche und Unklarheiten, so hat 
es doch zunächst den Anschein des Vertrauten und Be-
kannten. Wer von Zwecken oder von Mitteln spricht, kann 
- zu Recht oder zu Unrecht - voraussetzen, daß andere 
verstehen, was er meint. Hat es unter diesen Umständen 
Sinn und verspricht es Gewinn, den Begriff des »Pro-
gramms« dem Computer-Fach zu entnehmen und ihn auf 
die Zweckrationalität zu übertragen? Werden damit nicht 
heterogene Elemente vermischt und zusätzliche Unklarhei-
ten geschaffen? 
Die Wortverbindung Zweckprogramm soll die Einordnung 
der Zweck/Mittel-Analyse in die Systemtheorie zum Aus-
1 Das Wor t »Zweckprogramm« wird überdies kaum gebraucht. 
Einen Anwendungsfal l , in dem es jedoch nur einen best immten Typ 
von linearer Programmierung mit nur annäherungsweise erreichbaren 
Zwecken bezeichnet, findet man bei A. Charnes/William W. Cooper, 
Management Models and Industrial Applications of Linear Program-
ming, New York 1961, Bd. 1, S. 215 ff . und bei Yuji Ijiri, Manage-
ment Goals and Accounting for Control , Amsterdam 1965, S. 34 ff . 
Der betriebswirtschaftliche Begriff des »Produktionsprogramms« hebt 
ebenfalls das Zweckmoment deutlich ab. Er bezeichnet die Festle-
gung von Zwecken - nämlich Erzeugnisarten und -mengen pro Zeit-
einheit - im Unterschied zur Planung der Bereitstellung von Produk-
t ionsfaktoren und des Produktionsprozesses. Vgl. Gutenberg, aaO, 
1965, S. 148, 150 f f . Im übrigen findet man die einschlägige Literatur, 
vermischt mit vielerlei anderen Dingen, zumeist unter dem abge-
nutzten Begriff der »Planung«. 
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druck bringen. Sie geht von der Vorstellung aus, daß Zwek-
ke und Mittel programmatische Festlegungen von Ent-
scheidungsprämissen sind, über die im System entschieden 
wird und die dann, wenn und solange sie gelten, Ent-
scheidungsprozesse strukturieren. Wie das geschehen kann, 
und welche Probleme dabei auftreten, ist das Thema die-
ses Kapitels. 
Eine Einordnung des Zweck/Mittel-Schemas in die System-
theorie ist nur möglich, wenn es mit dem Input/Output-Mo-
dell verschmolzen wird. Auch das ist im Begriff des Pro-
gramms mitausgedrückt2. Das Input/Output-Modell behan-
delt - auf einer höheren Ebene der Komplexität, näm-
lich nicht für Handlungen, sondern für Systeme - dassel-
be Thema wie das Zweck/Mittel-Schema: Die Bewertung 
der kausalen Bestimmung des Unbestimmten. Beide Ord-
nungsvorstellungen können sich daher wechselseitig inter-
pretieren. Wir können das, was wir an Erkenntnissen über 
die Funktion der Zwecksetzung erarbeitet haben, zur Klä-
rung einer bestimmten Anwendung des Input/Output-Mo-
dells verwenden; und wir können umgekehrt das Zweck/ 
Mittel-Denken durch Verbindung mit dem Input/Output-
Modell präzisieren und in eine theoretische Konzeption der 
Systemrationalisierung einordnen. 
Die Verschmelzung beider Modelle vollzieht sich nicht al-
lein im Bereich theoretischer Begriffsbildung, sondern 
durch Entscheidungen, deren Möglichkeiten die Theorie vor-
ausdenkt. Absatzprognosen sind nicht von selbst Unterneh-
mensziele; sie müssen erst dazu gemacht werden. Das ge-
schieht dadurch, daß ein erwarteter Output des Systems 
als Zweck und der dazu notwendige Input des Systems 
als Mittel programmiert wird. 
Demnach bezieht der Begriff des Zweckprogrammes sich 

2 Als ein Beispiel fü r diese Vorstel lungskombination aus dem Be-
reich der sozialistischen Planungstechnik siehe Greniewski, aaO. D a -
zu auch Georg Klaus, Kybernetik und Gesellschaft, Berlin 1964, 
S. 208 f f . 
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auf einen durch Systemgrenzen skandierten Fluß von Infor-
mationen, der unter Reduktion von Komplexität nach be-
stimmten Gesichtspunkten der Selektion (eben dem Pro-
gramm) verändert wird. Dieses Vorstellungsmodell ist nicht 
nur auf rein verbale Entscheidungsprozesse anwendbar, de-
ren Endzweck (Output) in der Herstellung einer Entschei-
dung besteht. Es gilt mit gleichem Recht für Prozesse der 
Informationsverarbeitung, die ein parallellaufendes Han-
deln steuern und in dessen Output ihren Zweck haben. 
Sie ist, mit anderen Worten, auf Organisationen jeder Art, 
auf Verwaltungen ebenso wie auf Dienstleistungs- oder 
Produktionsbetriebe, anwendbar. 
Diesen Grundgedanken werden wir in acht Phasen ver-
folgen. Er bestimmt (1) die Möglichkeit, die Funktion der 
Zweckorientierung in Strukturen zu übersetzen, die funktio-
nieren, und macht die Grenzen einer solchen Kongruenz 
von Funktion und Struktur sichtbar. Das allgemeine Dilem-
ma des Verhältnisses von Funktion und Struktur gewinnt 
in unserem Zusammenhang konkretere Form in Gestalt 
der Probleme, die mit der Relativität und Unabgestimmt-
heit der Zweck/Mittel-Charakterisierungen verbunden sind 
und im anschließenden Abschnitt (2) behandelt werden. Dar-
aus ergibt sich (3-5) in Grundzügen die Art und Weise, 
in der komplexe Strukturen zweckorientierter Arbeit aufge-
baut und an generellen Entscheidungsprämissen (Program-
men) ausgerichtet werden können. Im nächsten Abschnitt 
(6) wird die Aufgabe der Zweckprogrammierung unter dem 
Gesichtspunkt der Umwandlung unlösbarer (permanenter) 
Systemprobleme in lösbare Entscheidungsprobleme be-
leuchtet. Jede Programmierung dieser Art erfordert, da 
sie starr ist, (7) Kontrolleinrichtungen - beobachtende Stel-
len, welche die Freiheit behalten, die programmierten Pro-
blemlösungen weiterhin als problematisch zu erleben, die 
Relation der Programmstruktur zur Umwelt zu überwachen 
und die Zweckprogramme gegebenenfalls zu modifizieren, 
um sie mit einer besser erkannten oder einer sich ändern-

259 



den Umwelt in Einklang zu bringen. In all diesen Be-
ziehungen muß ein Entscheiden über Prämissen anderer 
Entscheidungen geleistet werden. Das setzt, wie abschlie-
ßend (8) dargestellt werden soll, Organisation voraus. 

1. Das Dilemma von Funktion und Struktur 

Zweckprogramme sind ihrem Inhalt nach zunächst und vor 
allem formulierte Probleme. Hierin liegt ihr wesentlicher 
Unterschied zu den Konditionalprogrammen, die - wenig-
stens in ihrer Idealgestalt - zugleich das Kalkül mitent-
halten, welches das Problem löst, im Grunde also Mecha-
nismen für die Lösung schon gelöster Probleme darstel-
len. Zweckprogramme beschränken sich demgegenüber dar-
auf, die heuristische Funktion einer Problemstellung zu 
programmieren. Probleme verleihen den Entscheidungs-
überlegungen, die sich mit ihrer Lösung befassen, Zusam-
menhang und Struktur. Sie sind, vom Entscheidungsvor-
gang her gesehen, ein Komplex begrenzender und diszi-
plinierender Bedingungen: Nur das zählt, was in der einen 
oder anderen Weise zur Lösung des Problems, hier also 
zur Erreichung des Zwecks, beizutragen vermag. Ein Archi-
tekt mag sich vornehmen, ein Haus zu entwerfen, das be-
stimmte Wünsche befriedigen soll, eine Hausfrau sich über-
legen, was sie als Mittagessen auf den Tisch bringt. Sol-
che Probleme können mehr oder weniger deutlich defi-
niert sein - was zugleich heißt, daß ihre Lösung nur mehr 
oder weniger überzeugend das Problem löst. In dem Maße, 
als die Problemstellung unausgearbeitet oder vieldeutig ist, 
kann sie während des Entscheidungsganges präzisiert wer-
den, und auch eindeutige Komponenten des Problems kön-
nen während des Entscheidungsganges modifiziert und den 
vorgezogenen oder erreichbaren Lösungen angepaßt werden 3 . 

3 Vgl. hierzu Walter Reitman. Heuristic Decision Procedures, Open 
Constraints, and the Structure of I l l -Defined Problems. In: Shelly 
ll/Bryan, aaO, S. 282-315. 
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Diese Überlegungen gelten zunächst unprogrammierten 
Problemen, und sie lassen erkennen, daß es gewisse Vor-
teile bieten mag, Probleme in unprogrammiertem Zustand 
zu belassen, um sie leichter und elastischer handhaben zu 
können - besonders wenn nicht von vornherein feststeht, 
ob sie in ihrer Anfangsform überhaupt gelöst werden kön-
nen. Programmierung des Problems heißt demgegenüber 
eine besondere Behandlungsweise des Problems, nämlich 
seine Festlegung als invariante Entscheidungsprämisse, die 
der Problemloser selbst nicht ändern kann. Natürlich ist 
durch diese Formgebung allein das Problem noch nicht 
exakt definiert, geschweige denn sicher lösbar. Aber so-
weit sie festliegen, werden die Problemkomponenten durch 
Programmierung verbindlich. Auf ihre strukturierende Wir-
kung kann man dann in kooperativen Entscheidungszusam-
menhängen vertrauen. Das ist Voraussetzung jeder Orga-
nisation des Entscheidungsprozesses und damit Vorausset-
zung desjenigen Potentials für Problemkomplexität, das 
sich nur durch Organisation gewinnen läßt. Mit der Kom-
plexität des Entscheidungsprozesses wächst der Bedarf an 
Programmierung der Probleme und damit wächst die Ge-
fahr, daß die Starrheit der Struktur die Funktion der Pro-
blemlösung belastet. 
Organisation, ja Systembilung überhaupt, kann in ihrem 
Kern als stets prekäre Übersetzung von Funktionen in 
Strukturen begriffen werden. Innerhalb von Systemen sind 
Funktionen Beziehungen von Leistungen auf diejenigen 
Systemprobleme, die gelöst werden müssen, damit ein Sy-
stem bestehen kann. Da diese Probleme Dauerprobleme 
sind, muß in dauerhafter Weise für sie gesorgt werden. 
Das kann auf rationale Weise vor allem dadurch geschehen, 
daß das System seine Struktur auf seine Probleme ausrich-
tet, indem es seine Probleme programmiert, die erforder-
lichen Verhaltensweisen normiert und sie zu funktions-
spezifisch gebildeten Untersystemen zusammenfaßt. 
Aus Gründen, die mit der Unausgeglichenheit und Wider-
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sprüchlichkeit der Bestandserfordernisse eines Systems zu-
sammenhängen, ist eine solche Angleichung von Struktu-
ren an Funktionen nicht ohne Schwierigkeiten und nie voll-
ständig möglich. Die Kongruenz von Struktur und Funk-
tion definiert das Ideal des rationalen Systems, das jedoch 
nie ganz erreicht werden kann. Je ursprünglicher die 
Probleme sind, auf die sich die Funktionen beziehen, de-
sto schwieriger ist eine Kongruenz von Funktion und Struk-
tur zu erreichen. Der Prozeß der Rationalisierung, der sy-
steminternen Aneignung, Transformation und Verschie-
bung von Problemen zielt darauf ab, ein günstigeres Ver-
hältnis von Funktion und Struktur herzustellen. Aber je 
abgeleiteter, sekundärer, kleinförmiger das Problem da-
durch wird, desto leichter wird es zwar, problementspre-
chende Strukturen zu entwerfen; doch desto weniger ver-
mögen diese dann für sich allein den Bestand des Systems 
zu gewährleisten. 
In dieses allgemeine Dilemma von Funktion und Struktur, 
dessen Erörterung wir hier nicht vertiefen können 4 , zeich-
nen sich die Konturen des Problems der Zweckprogram-
mierung ein. Von da her bestimmen sich die Möglichkei-
ten und Grenzen der Zweckrationalisierung sozialer Syste-
me. Nachdem uns »Zweckrationalität« nicht mehr eo ipso 
als rational erscheinen kann, finden wir im Dilemma von 
Funktion und Struktur einen theoretischen Bezugsrahmen, 
in welchem sich die Rationalität der Zweckrationalität kri-
tisch beurteilen läßt. 
Um diesen Gedanken auf ein sicheres Gleis zu bringen, 
müssen wir kurz rekapitulieren: Wir hatten das Zweck/ 
Mittel-Schema zunächst als ein Prinzip grundsätzlich oppor-
tunistischer Wertverwirklichung beschrieben. Die Neutrali-
sierung nichtbezweckter Wertaspekte sollte nicht Negation, 
nicht Abwertung anderer Werte bedeuten, sondern nur mo-

4 In anderem Zusammenhang habe ich zu zeigen versucht, daß sich 
auch die Insti tution der Grundrechte durch Bezüg auf dieses Dilem-
ma erklären läßt - siehe Luhmann, aaO, 1965 a, S. 194 f f . 
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mentane Zurückstellung. Darauf beruht die Elastizität des 
Zweckstrebens, seine Funktion als pragmatisches Orientie-
rungsprinzip in einer äußerst komplexen Welt, sein Vorzug 
vor allen Rationalisierungstheorien, die mit konsistenten 
und transitiven Wertrelationen arbeiten, insofern prinzipiell 
unelastisch sind und Komplexität, jedenfalls im Bereich der 
Werte, als schon abgearbeitet voraussetzen müssen. 
Bei der Transposition dieses Gedankens von der Hand-
lungsebene auf die Systemebene hatten sich jedoch Schwie-
rigkeiten ergeben, und es hatte sich herausgestellt, daß das 
Problem der Zweckrationalität nicht in der Handlungstheo-
rie, sondern in der Systemtheorie zu suchen ist. Die System-
funktionen der Zweckorientierung können, weil sie sich auf 
ein bestehendes System beziehen, nicht durch ungehinder-
ten Opportunismus erfüllt werden. Ein System muß sich 
über seine Zwecke mit der Umwelt einigen, es muß sie 
als Grundlage innerer Organisation und als Grundlage eige-
nen Lernens verwenden, und all das setzt voraus, daß die 
Zwecke nicht von Situation zu Situation gewechselt, son-
dern relativ unabhängig von den Wechselfällen der Umwelt 
festgehalten werden. Das kann andererseits nicht auf 
Grund einer allgemein akzeptierten, konsistenten Wertord-
nung geschehen, denn dazu ist die Welt zu komplex. So 
muß jedes System, das sich an Zwecken orientiert, den 
Zweckopportunismus überwinden und ihn doch beibehalten 
können 5 . 

5 Ein verwandtes Problem entsteht in Großsystemen, besonders Ge-
sellschaften, die ein pr imär zweckrationales Erfolgstreben des einzel-
nen institutionalisieren, es also fordern , ohne in der Lage zu sein, 
es durch gemeinsame Zwecke zu koordinieren. Solche Gesellschaften 
erzeugen, wie Mertons klassische Analyse gezeigt hat, durch ihre 
Struktur Anomie, wenn es ihnen nicht gelingt, ein ausreichendes Re-
gelsystem zu institutionalisieren, das das Handeln über Zulassungs-
bedingungen unter zusätzliche Wertgesichtspunkte bringt, die sozial 
als Begründung akzeptiert werden, oder legitimen und effektiven 
Zugang zu den notwendigen Mitteln verschaffen. Siehe Robert 
K. Merton, Social Structure and Anomie. In: Merton, aaO, 1957, 
S. 131-194. Auch diese Analyse führ t auf das Postulat hin, daß reine 
Zweckordnungen unbalanciert und korrekturbedürf t ig sind. 
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Eine Grundlage und eine allgemeine Form der Lösung 
dieses Problems ist die Stabilisierung von Systemgrenzen. 
Durch Fixierung von Grenzen zeichnet das System einen 
Ausschnitt aus der unendlichen Welt als »eigenes«, inter-
nes Geschehen aus und entwickelt für diesen nun über-
blickbaren Bereich besondere Kriterien der Selektion. Damit 
wird zugleich in der Umwelt der Bereich relevanter Ursa-
chen und Folgen des eigenen Handelns erheblich verklei-
nert. Bei weitem nicht jede Ursache oder jede Folge der 
Kausalprozesse, die das System mit der Umwelt verknüp-
fen, ist für das System von Interesse. Vielmehr bedient 
sich das System der besonderen Optik seiner Input/Out-
put-Struktur, die das Naheliegende und Bestandswichtige, 
das Kritische und das Beeinflußbare vergrößert und andere 
Beziehungen in den Hintergrund des fast Irrelevanten pro-
jiziert. Ursachen werden in ihrer Qualität als Input (bzw. 
potentieller Input), Wirkungen als Output (bzw. potentiel-
ler Output) beachtet, und die Wertinteressen des Systems 
können unter dem Gesichtspunkt der Erhaltung dieser 
Grenzen spezifiziert werden. Das Problem der Unendlich-
keit aktueller und potentieller Kausalbeziehungen und der 
unübersehbaren, besonders für die Zukunft unvorherseh-
baren Wertinteressen stellt sich mithin nicht in dieser ab-
strakten Schärfe - und deshalb ist ein radikaler Opportu-
nismus nicht die einzig sinnvolle Verhaltensweise. Die 
Grenzziehung, die Stabilisierung einer Innen/Außen-Dif-
ferenz erlaubt es, Unendlichkeitsprobleme in Bestandserhal-
tungsprobleme zu transformieren, und das ist ein erster 
Schritt zu ihrer Lösung. 
In dem so verkleinerten Rahmen kann das System auf 
verschiedene Weise eine egozentrische und nur insofern 
noch opportunistische Orientierung stabilisieren und Grund-
lagen für dauerhaftes, lernbares, relativ erfolgsiche-
res Verhalten finden. Das ist freilich nur möglich, wenn 
die Umwelt des Systems gewissen Voraussetzungen genügt 
und wenn das System selbst den zwar verkleinerten, deswe-
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gen aber nicht unproblematischen Anforderungen der 
Selbsterhaltung genügen kann. Will das System, und das 
ist der hier untersuchte Fall, seinen Bestand primär über 
spezifische Output-Leistungen sichern, dann muß es eine 
sehr stark differenzierte Umwelt voraussetzen, die in ihren 
einzelnen Bereichen an sehr speziellen Leistungen interes-
siert ist und dafür in generalisierter Form Medien der Pro-
blemlösung zur Verfügung stellt, mit denen die Einseitig-
keit des Zwecks systemintern ausbalanciert werden kann. 
Intern wird das Problem durch Variation von Art und Aus-
maß der Zweckorientierung abgemildert. Schließlich wird 
das, was von ihm noch übrig ist, in die Zweckprogrammie-
rung hineingegeben, das heißt, der Widerspruch von oppor-
tunistischer und generalisierter Zweckorientierung belastet 
mit seinen Auswirkungen und Folgeproblemen die Zweck-
programmierung; und unter diesem Gesichtspunkt inter-
essiert er uns hier. 
Belastet mit diesem Widerspruch, kann die Funktion der 
Zweckorientierung, Umweltkomplexität zu reduzieren und 
eine rationale Ersatzformel für das zu schwierige Bestands-
problem an die Hand zu geben, nicht einfach durch ver-
bindliche Benennung eines Zweckes erfüllt werden. Wir 
sahen am Anfang dieses Abschnittes bereits, daß Zweckpro-
gramme programmierte Probleme sind, nicht aber ohne 
weiteres auch vorgeschriebene Lösungstechniken, und wir 
begreifen nun deutlicher, weshalb das so ist. Systempro-
bleme sind durch ihren Zusammenhang mit dem Bestands-
problem schlecht definierte Probleme, und schlecht definier-
te Probleme können zwar als Probleme, nicht aber als 
vorgeschriebener Gang von Lösungsschritten programmiert 
werden. Zwar ist die Festlegung des oder der Systemzwek-
ke ein unentbehrlicher, aber nur ein erster Schritt der 
Zweckprogrammierung. Mit anderen Worten: Ein System 
kann nicht durch eine einzige Entscheidung funktionsge-
recht strukturiert werden. Die Zweckorientierung des Han-
delns bleibt Gegenstand laufender Bemühung, die zwar 
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durch Organisation parzelliert und entlastet, durch Struk-
turbildung vereinfacht, aber nicht erübrigt werden kann. 
Zweckprogramme können das Entscheiden erleichtern, aber 
nicht ersparen. 
Das Dilemma von Funktion und Struktur bedeutet dem-
nach, daß nicht alle Komplexität durch Strukturbildung ab-
sorbiert werden kann, daß diese Leistung vielmehr auf 
Struktur und Prozeß, in unserem Falle auf Zweckpro-
gramm und Entscheidungstätigkeit, verteilt werden muß. 
Struktur und Prozeß müssen im Sinne von »doppelter Se-
lektivität« zusammenwirken 6. Sinn und Grenzen dessen, 
was mit Zweckprogrammierung erreicht werden kann, kön-
nen deshalb nur durch Klärung der funktionalen Interdepen-
denz von Programmentscheidung und programmierter Ent-
scheidung ermittelt werden - eine Auffassung, die mit den Ein-
sichten der neueren Organisationstheorie über den Entschei-
dungsbezug aller Organisationsprobleme abgestimmt ist 7. 

2. Die Relativität der Zweck/Mittel-Charakterisierungen 

Bevor wir uns dem Programmaufbau im einzelnen zuwen-
den, muß die systemtheoretische Konzeption des Aufbaus 
einer Ordnung von Zwecken und Mitteln erläutert werden 
an Hand eines Problems, das der handlungstheoretischen 
Betrachtungsweise erhebliche Schwierigkeiten bereitet hat 
und voller Mißverständnisse steckt, ja das ganze Zweck/ 
Mittel-Schema zu diskreditieren droht: der Relativität der 
Charakterisierung eines Kausalfaktors als Zweck bzw. als 
Mittel. Sie besagt, daß es vom Betrachtungsstandpunkt ab-
hänge, ob etwas als Zweck oder als Mittel behandelt wer-
de. Aus dieser Vertauschbarkeit von Zweck und Mittel sind 
zuweilen Einwendungen gegen die Brauchbarkeit des 
Zweck/Mittel-Schemas als theoretisches Modell abgeleitet 

6 Dazu näher Luhmann, aaO, 1967 c, S. 623 ff . 
7 Vgl. Albach, aaO, 1959, und ders., aaO, 1961, mit weiteren Hin-
weisen auf die amerikanische Literatur. 
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worden 8 . Wir müssen uns indes vor einer voreiligen Ab-
lehnung hüten und untersuchen, ob sich nicht gerade die-
ser eigentümlichen Relativität besondere Erkenntnisse abge-
winnen lassen, die in der bisher üblichen handlungstheore-
tischen Begriffssprache nicht zum Ausdruck gebracht wer-
den konnten. 
Die Relativität von Zweck und Mittel ist dem neuzeitli-
chen Denken durchaus vertraut und braucht nicht weiter 
belegt zu werden. Sie wird zum Beispiel als Subjektivität und 
Begründungsbedürftigkeit der Zwecksetzungen erlebt, ist 
im Wertbegriff impliziert, wird aber auch ausdrücklich for-
muliert mit der Feststellung, daß viele (wenn nicht alle) 
Mittel in anderer Perspektive auch als Zwecke und viele 
(wenn nicht alle) Zwecke in anderer Perspektive auch als 
Mittel gesehen werden können 9 . Dennoch haftet für das 
allgemeine Bewußtsein solchen Verschiebungen etwas Su-
spektes, fast Anrüchiges an - als ob es gegen die Wahrheit 
oder doch gegen die guten Sitten verstoße, »bloße Mit-
tel« als »Selbstzweck« zu schätzen oder gar »höhere Zwek-
ke« als Mittel für Nebenabsichten zu mißbrauchen. Die 
Konsequenzen aus der grundsätzlich gesicherten, ja unum-
gänglichen Einsicht in die Relativität der Zweck/Mittel-
Charakterisierung werden kaum gezogen - man muß wohl 
sagen, gefühlsmäßig mißbilligt. Die Gründe dafür mögen 
einmal im Nachwirken der ontologischen Tradition des 
Denkens liegen. Man fühlt sich nach wie vor angewiesen 
auf letzte, unwandelbare Grundlagen des Denkens und 
Handelns im Sein. Es fehlt aber auch an einer Alterna-
tive gleichen Ranges, an einer klaren Theorie des Zweck/ 
Mittel-Schemas, welche dessen Relativität als Disponibili-
tät zu deuten und die jeweilige Verfügung über die Ein-
ordnung von Kausalfaktoren als Zwecke bzw. als Mittel 
zu begründen vermöchte. 

8 So z. B. von Bensman/Gerver, aaO, S. 595 f. 
9 Als Beispiel aus der Organisationswissenschaft vgl. etwa Hanns 
Linhardt, Grundlagen der Betriebsorganisation, Essen 1954, S. 109 ff . 
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Weniger geläufig als die verbreitete Klage über den Re-
lativismus der Zweck/Mittel-Charakterisierungen ist der 
Umstand, der diese mangelnde Objektivität erst bedenklich 
werden läßt: die Unabgestimmtheit der Bewertungen in 
Zweck/Mittel-Ketten. Sie folgt unvermeidlich aus der Viel-
zahl von Ursachen und Wirkungen, die jeweils zusammen-
kommen und auseinanderlaufen müssen, um einen Schritt 
des Kausalgeschehens voranzubringen. Die Skizze soll das 
illustrieren. Wenn B der Zweck und A das Mittel ist, wer-
den die Nebenfolgen von A, nämlich A1 _ 4 sowie alle (in 
der Skizze nicht eingetragenen) Nebenfolgen der anderen 
Ursachen von B, nämlich von B a _ d , neutralisiert durch das 
Werturteil: B ist die negativen Aspekte all dieser Neben-
folgen wert. Ist dagegen A »Selbstzweck«, dann werden 
alle Folgen von A, nämlich A 1 _ 4 und B, zusammengefaßt 
und geschlossen (das heißt durch vereinfachendes Wert-
setzen) den Nebenfolgen sämtlicher Ursachen von A vor-
gezogen. Und das ist ein andersartiges Werturteil als je-
nes, das in der Zwecksetzung B impliziert ist. Der Grund 
für dieses Auseinanderfallen ist die Unmöglichkeit, in einer 
Bewertung B zugleich sämtliche Vorursachen von A und 
Ba _ d sowie die Nebenfolgen dieser Vorursachen, deren Vor-
vorursachen, deren Nebenfolgen usw. zu berücksichtigen. 

Diese Unabgestimmtheit der Werturteile bedeutet, daß 
Zweck/Mittel-Ketten zwar Ursachen und Wirkungen selek-
tiv kausal zusammenfügen, aber keine integrierte Bewer-
tung leisten. Man kann das als Versagen bedauern. An-
dererseits liegt eben darin ein eminent praktischer Vorteil: 
Kausalreihen sehr komplexer Art können zusammengestellt 
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und programmiert werden, ohne daß ein vollständiger 
Wertkonsens, der das Gesamtgeschehen deckte, hergestellt 
werden muß10. Nur dadurch ist es überhaupt möglich, 
menschliche Kooperation an einigermaßen komplexen Ent-
scheidungsprozessen zu organisieren. In dieser Einsicht liegt 
die vielleicht wichtigste Differenz der hier entwickelten 
Vorstellungen zur klassischen Organisationslehre. 
Aber sie läßt - mehr als die klassische Organisationslehre -
Probleme offen und zeigt erst die eigentlichen Schwie-
rigkeiten einer Organisation der Kooperation nach Maßga-
be von Zweck/Mittel-Ketten auf. Mit Hilfe der System-
theorie und der funktionalen Methode dürfte man jedoch 
in der Lage sein, die Furcht vor der Relativierung der 
Zweck/Mittel-Orientierung ins Haltlose und Beliebige zu 
überwinden und den Gewinn an Freiheit, an Rationalität 
und an Fassungsvermögen für Komplexität positiv zu wür-
digen, den die Disponibilität der Zweck/Mittel-Charakteri-
sierungen vermittelt. 
Einen ersten Anhaltspunkt für diese Wendung gibt schon 
der Programmbegriff. Von Zweckprogrammen könnte man 
nicht sprechen, wenn im voraus feststünde, welche Kausal-
faktoren ihrem eigenen Wesen nach Zwecke und welche 
Mittel seien. Der Begriff des Zweckprogramms setzt vor-
aus, daß diese Frage entscheidbar ist, und daß Entschei-
dungen darüber durch Entscheidungen geändert werden 
können, daß Ursachen als Mittel und Wirkungen als Zwek-
ke ausgewählt, aber auch Mittel zu Zwecken und Zwecke 
zu Mitteln gemacht werden können. Das Programm stabi-
lisiert als eine Entscheidung, die in einem System erarbei-

10 Ähnliche Gedanken sind vor allem in F o r m der These aufge-
taucht, daß sich über Mittel leichter Konsens erzielen lasse als über 
Zwecke. Genauso berechtigt ist aber die umgekehrte und geläufigere 
These, daß man sich über Zwecke leichter einigen könne als über 
Mittel. Vgl. zu dieser Kontroverse auch oben S. 134/5 mit Li teratur-
hinweisen. Dieser Widerspruch zeigt, daß die Thesen falsch formulier t 
sind. In Wahrheit liegt die Entlastung darin, daß es zum Zustande-
kommen einer Kooperat ion in vielen Fäl len ausreicht, sich über 
Zwecke oder über Mittel zu einigen. 
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tet wird, den Zweck und nicht der Zweck das Programm. 
Die Relativität der Zweck/Mittel-Charakterisierungen erfor-
dert eine Theorie der selbstgemachten (positiven) Geltung, 
die auf eine Systemtheorie zurückzuführen ist, so wie um-
gekehrt diese die Disponibilität der Zweck/Mittel-Charak-
terisierungen als Bedingung der Freiheit zu rationaler 
Programmformulierung voraussetzen muß. 
Doch diese Erwägung bleibt im Formalen einer Umdispo-
sition von Begriffen stehen. Sie beginnt erst zu überzeugen, 
wenn man sich genauer überlegt, wie Systeme strukturiert 
sein müssen, um in einer äußerst komplexen Welt Bestand 
zu haben, das heißt Komplexität reduzieren zu können. 
Die Reduktion von Komplexität - und das ist der ent-
scheidende Punkt - erfolgt nicht durch Zwecksetzung allein 
und auch nicht durch Planung langer und verzweigter Ket-
ten von Ursachen und Wirkungen, sondern primär durch 
Bildung von Untersystemen, die, obwohl selbst intern kom-
plex organisiert, von gewissen Entscheidungsstandpunkten 
aus als Einheiten behandelt werden können 1 1 . Die Ein-
teilung eines Systems in Untersysteme (strukturelle Diffe-
renzierung) vereinfacht das Handeln im System an jeder 
Stelle und auf jeder Ebene der Betrachtung. Sie macht 
es möglich, zu unterstellen, daß die Untersysteme durch 
- wie auch immer im einzelnen geartete - interne Prozesse 
eine Teilleistung bestimmter Art als ihren Output garan-
tieren können, wenn ihnen ein entsprechender Input zur 
Verfügung gestellt wird. Wenn nun das Gesamtsystem 
selbst über eine spezifische Output-Erwartung mit seiner 
Umwelt verbunden ist, sich also zweckspezifisch steuert, 
dann liegt es nahe, daß dieses Dominieren der Output-
Grenze sich im Systeminnern wiederholt. Auch die Unter-

11 Dieser Gedanke läßt sich natürlich zurückverfolgen in alte Theo-
rien der Systemdifferenzierung mit Hilfe des Denkschemas vom Gan-
zen und seinen Teilen. Eine funkt ionale Formulierung in bezug auf 
das Problem des Entstehens und Überlebens von Systemen in einer 
sehr komplexen Welt findet sich erst in der neuesten Literatur. Vgl. 
dazu oben S. 185 f. 
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systeme, zumindest diejenigen, die zum Zustandekommen 
der Zweckleistung in der Hauptsache beitragen, werden 
dann primär durch Unterzwecke gesteuert. Sie behalten 
aber gleichwohl den Charakter von selbst komplexen Sy-
stemen, weil andernfalls alle Komplexität zentral re-
duziert werden müßte 1 3 . Und ihr Systemcharakter bedeutet 
im Effekt, daß ihre Strukturen und Verhaltensweisen sich 
nie ganz auf eine spezifische Funktion reduzieren las-
sen. 
Vom Standpunkt der Planung des Gesamtsystems aus ge-
sehen kommt die Reduktion von Komplexität dadurch zu-
stande, daß das System bzw. seine Leitung die Untersy-
steme als Leistungseinheiten behandeln kann, deren Innen-
abläufe sie nicht vollständig zu kennen bzw. mitzuplanen 
braucht. Die Zentrale kann sich dann einmal mit dem 
einen, einmal mit dem anderen Untersystem genauer be-
fassen, je nachdem, wo besondere Probleme auftreten, und 
dabei voraussetzen, daß die Leistung der anderen inzwi-
schen konstant bleibt. Dieselbe Erleichterung, dasselbe 
Recht zu Pauschalurteilen und zu Indifferenz im übrigen, 
besteht im Verhältnis der Untersysteme zueinander. Bei 
Systemen, die Entscheidungen anfertigen, kann zum Bei-
spiel die Informationsverarbeitung jeder mitwirkenden Stel-
le von anderen ohne weitere Nachprüfung als richtig un-
terstellt werden, wenn nicht Fehler auf der Hand liegen. 
Die fremde Leistung kann als fertiges Produkt abgenom-
men werden. Desgleichen profitiert die eigene Leistung des 
Untersystems von dieser Erleichterung. Vom Standpunkt 
des Untersystems aus erscheinen alle übrigen Teile des Sy-
stems als Umwelt, und zwar als eine Umwelt, die einen 
höheren Grad von Ordnung aufweist als die Außenum-
welt des Gesamtsystems. Durch ihre Zugehörigkeit zum 
System ist den Untersystemen also eine Umwelt von ver-
12 Das zeigt sich z. B. an den Schwierigkeiten, Entscheidungen, die 
wegen hoher Komplexität dezentral getroffen werden müssen, 
unter Optimalitätsbedingung zu koordinieren. Dazu vgl. Hax, aaO, 
1965. 
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minderter Unsicherheit und Komplexität garantiert, und 
das befähigt sie, durch Erfüllung ihrer Unterzwecke die 
noch vorhandene Komplexität um einiges weiter zu ver-
ringern. Die Untersysteme können nämlich wie das Sy-
stem selbst bis auf weiteres davon ausgehen, daß ihr eigener 
Bestand gesichert ist, wenn sie ihren jeweiligen Unterzweck 
erfüllen. Das System garantiert ihnen dafür eine Umwelt, 
die durch den gemeinsamen Prozeß der Problemverkleine-
rung und Unsicherheitsabsorption berechenbarer wird. 
Untersysteme benötigen in ihrer immer noch komplexen, 
systeminternen Umwelt als Kompaß eine Konzeption ihrer 
eigenen Identität. Sie können diese natürlich nicht im all-
gemeinen Systemzweck finden, sondern - wenn überhaupt 
in einem Zweck - nur in ihrem Unterzweck, den sie des-
halb festhalten, idealisieren und gegen Zurücksetzungen auf 
Grund bestimmter Auslegungen des Gesamtzwecks vertei-
digen müssen 1 3 . Sie sehen alle Fernzwecke wie Umwelt-
faktoren durch die Brille ihres besonderen Unterzwecks. 
Wollte man versuchen, diese Eigenidentität der Untersy-
steme im Namen des Gesamtzwecks zu zerschlagen und 
sie auf »bloße Mittel« (was immer das heißen soll) zu 
reduzieren, würde man, sofern es gelingt, einen Mecha-
nismus der Reduktion von Komplexität zerstören, dem an 
anderer Stelle auch der Gesamtzweck dient. 
Jede Planung in komplexen Systemen muß sich demnach 
an einer Mehrheit von Systemreferenzen orientieren. Die 
Relativität der Zweck/Mittel-Charakterisierungen und die 
Unabgestimmtheit der zugrundeliegenden Bewertungen 
sind, systemtheoretisch gesehen, nichts weiter als ein Aus-
druck dieser Tatsache 1 4 . Sie ist daher selbst als Strategie 

13 Vgl. hierzu auch einsichtige Bemerkungen von Barnard, aaO, 
S. 137 f., in dem Sinne, daß fü r die Konsti tut ion und das Zusam-
menhal ten von Untereinheiten einer Organisation deren Unterzwecke 
sehr viel wichtiger sind als das gemeinsame Akzeptieren eines Ge-
samtzwecks. Ähnlich Eric Rhenman, Organizational Goals. Acta So-
ciologica 10 (1967), S. 275-287. 
14 Diese Einsicht verdanke ich einem Gespräch mit Talcott Parsons. 
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der Reduktion von Komplexität zu begreifen. Sie bedeu-
tet, daß jedes System sich in einer differenzierten Ord-
nung eigene Zwecke und damit einen jeweils anders ge-
schnittenen Bereich neutralisierter Folgen leisten kann. Für 
das eine System ist Zweck, was für das andere Mittel ist. 
Für das eine steht im Zentrum der Aufmerksamkeit, was 
für das andere kaum noch wahrnehmbare Randerschei-
nung ist. Und diese Differenz der Perspektiven ermöglicht 
eine arbeitsteilige Reduktion von Komplexität. 
Eine ausreichende Koordination - ausreichend insofern, als 
sie spezialisierten Untersystemen eine normale Lebenschan-
ce gewährt - kann nun auf sehr verschiedene Weise Zu-
standekommen. Sie braucht nicht über eine Hierarchie oder 
über einen gemeinsamen Zweck zu laufen. Sie setzt nicht 
einmal ausdrückliche Koordinationsentscheidungen vor-
aus 1 5 . Wenn die Untersysteme aber in einem selbst zweck-
spezifisch strukturierten Gesamtsystem zusammenarbeiten 
sollen - und das ist der hier behandelte Fall -, muß für 
eine bestimmte Ordnung des Zusammenwirkens gesorgt 
werden. Es muß dann ein Zweck/Mittel-Gefüge höherer 
Ordnung entworfen werden, das in den Output des Ge-
samtsystems mündet und mit den Einzelzwecken der Un-
tersysteme als Mitteln rechnet. Diese Ordnung wird durch 
Zweckprogrammierung erstellt und verbindlich gemacht. 
Von diesem allgemein verbindlichen Zweckprogramm her 
gesehen erscheint nun die Zweckkonzeption der Untersy-
steme als Verzerrung der »eigentlich« richtigen Bewertung. 
Eigentlich ist danach nur der zentrale Systemzweck Zweck 
und alles andere Mittel. Diese Bewertung kann von Unter-
systemen auf zwei Arten umgebaut werden. Die eine -
wir wollen sie Zweck/Mittel-Verschiebung nennen - besteht 
darin, daß das Untersystem das ihm zur Besorgung zu-
gewiesene Mittel als eigenen Zweck auffaßt. Die Qualifi-
kation als »Zweck« wird dann vom Systemzweck auf ein 
Mittel verlagert. Dieses wird wie ein Selbstzweck behandelt. 
15 Vgl. dazu namentlich Lindblom, aaO, 1965. 
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Die andere, radikalere Umbewertung setzt eine Zweck/Mit-
tel-Verschiebung voraus, geht aber darüber hinaus, indem 
sie zugleich mit der Konstituierung ihres Unterzwecks den 
Endzweck, dem das Gesamtsystem dient, zum Mittel für 
den Unterzweck degradiert. Man denke etwa an den 
oben 1 6 erörterten Fall, daß eine Partei sich um Program-
me bemüht, um Wahlen zu gewinnen, statt Wahlgewinne 
um des Programms willen zu erstreben, oder daß eine Ver-
waltungsstelle innerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs öf-
fentliche Bedürfnisse entdeckt und anheizt, um Haushalts-
mittel beantragen zu können, statt diese um der Bedürf-
nisse willen zu beantragen. Wir wollen diesen Fall 
Zweck/Mittel-Umkehrung nennen. Wie an den Beispielen 
leicht zu sehen, läßt er den Unterschied von Zweck und 
Mittel ins fast Beliebige verschwimmen, und doch ist es 
praktisch für Selektivität und Folgenneutralisierung von 
großer Bedeutung, welche Folgengruppe als leitender 
Zweck des Handelns angesehen wird. Bei der Zweck/Mit-
tel-Verschiebung wird also ein Mittel als Zweck behandelt, 
bei der Zweck/Mittel-Umkehrung darüber hinaus auch ein 
Zweck als Mittel. Diese Formulierung macht zugleich deut-
lich, daß die Möglichkeiten damit erschöpft sind. Es gibt, 
wenn man von den Normalfällen des Austausches von Mit-
teln gegen andere Mittel oder von Zwecken gegen andere 
Zwecke absieht, nur diese beiden Arten der Ausnutzung 
des Relativitätsprinzips. 
Solch eine systeminterne Umgruppierung der Wertgesichts-
punkte mag verwerflich erscheinen, wenn man davon aus-
geht, daß es eine an sich richtige oder zumindest für das 
System als Ganzes richtige, voll konsensfähige Zweck/Mit-
tel-Ordnung gibt. Und diese Vorstellung klingt, bedeu-
tend abgeschwächt, noch nach, wenn die neuere Bürokra-
tieforschung Zweck/Mittel-Verschiebungen als eine wohl 
unvermeidliche, aber bedauerliche, dysfunktionale Folge 
der Arbeitsteilung ansieht: als Konflikte erzeugende 
16 S. 222 f. 
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Selbstbezogenheit und Horizontverengung des in abgeteil-
ten Kompetenzbezirken arbeitenden Bürokraten 1 7 . 
Begreift man Organisationen dagegen als strukturell dif-
ferenzierte Handlungssysteme, die durch Gliederung in Un-
tersysteme ihr Potential zum Überleben in einer äußerst 
komplexen Welt erhöhen, dann wird ersichtlich, daß die 
Innendifferenzierung sich auch auf die Zweckperspektiven 
erstrecken muß, wenn möglichst viel Komplexität absor-
biert werden soll. Denn die Fixierung von Präferenzen 
ist eines der wichtigsten Mittel der Situations- und Ent-
scheidungsvereinfachung. 
Ein System kann mehr Komplexität aufnehmen und ver-
arbeiten, wenn es intern zwar verbundene, aber gegenein-
ander verschobene Zweck- und Neutralisierungsperspekti-
ven zuläßt. Systeme reduzieren, wie wir oben 1 8 sahen, 
Komplexität dadurch, daß sie die für sie relevante Um-
weltproblematik subjektiv definieren, als Entscheidungs-
grundlage in sich hineinziehen und kleinarbeiten. Bei 
zweckspezifischer Umweltanpassung ersetzen sie zunächst 
ihre Bestandsproblematik durch eine Zweckformel. Dabei 
kann es jedoch in aller Regel nicht bleiben. Der Substi-
tutionsprozeß muß in das Systeminnere hinein fortgesetzt 
werden dadurch, daß der Zweck als Gesichtspunkt der 
Entdeckung und Auswahl von Mitteln verwendet wird, die-

17 Vgl. als klassische Formul ierung Robert Michels, Zur Soziologie 
des Parteiwesens in der modernen Demokrat ie . Neudruck der 
2. Aufl . Stuttgart o. J. (1957), S. 348; ferner z. B. Robert K. Merton, 
Bureaucrat ic Structure and Personality. Social Forces 18 (1940), 
S. 561-568, neu gedruckt in ders., aaO, 1957, S. 195-206; Philip Selz-
nick, An Approach to a Theory of Bureaucracy. American Sociologi-
cal Review 8 (1943), S. 47-54; Charles H. Page, Bureaucracy's Other 
Face. Social Forces 25 (1946), S. 88-94 (92 f.); Blau, aaO, 1956, 
S. 93 ff . ; Roy G. Francis/Robert C. Stone, Service and Procedure in 
Bureaucracy, Minneapolis 1956; Sills, aaO, S. 64 ff. ; Peter Heintz, 
Einführung in die soziologische Theorie, Stuttgart 1962, S. 172 ff. ; 
Rohde, aaO, S. 179 ff . ; Mayntz, aaO, 1963, S. 78 f.; Etzioni, aaO, 
1964, S. 5, 10 ff.; Warner/Hävens, aaO. Siehe ferner die ganz allge-
meine Darstellung bei R. M. Mac-Iver, Social Causation, Boston 
1942, S. 320 f. 
18 Vgl. S. 182 f. 
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se Mittel nun ihrerseits in Unterzwecke transformiert wer-
den usw. Die Zweck/Mittel-Verschiebung ist also nur eine 
Fortsetzung und Ausarbeitung der Grundentscheidung, das 
Bestandsproblem durch einen Systemzweck zu definieren. 
An die Stelle dieses Systemzwecks treten dann im Laufe 
der weiteren Detaillierung die Mittel als Zwecksurrogate 
in einem mehrstufigen Substitutionsprozeß, der zugleich die 
Handlungsorientierung mit wachsender Deutlichkeit fest-
legt, mehr und mehr Entscheidungsprämissen programmiert 
und den Umkreis der Wahlmöglichkeiten enger und enger 
zieht. Dieser Substitutionsprozeß erfordert, daß den Surro-
gatformeln jeweils Zweckcharakter verliehen wird. Denn 
Zwecke (und nicht Mittel) sind das Regulativ für die 
Außenbeziehungen der Systeme, also auch für die system-
internen Außenbeziehungen der Untersysteme. Und nur 
Zwecke (nicht Mittel) können in den Untersystemen heu-
ristische Entscheidungsbeiträge inspirieren und Nebenfol-
gen des Handelns neutralisieren. Die Verschiedenheit von 
Zweck/Mittel-Perspektiven im System definiert mithin die 
Grenzen zwischen den Untersystemen. Sie befähigt die Un-
tersysteme, auch im Verkehr untereinander »innen« und 
»außen« zu trennen, eigene Untersystemstandpunkte zu 
formieren, eigene Input/Output-Balancen auszuprobieren, 
Untersystemgrenzen konstant zu halten, Probleme kleine-
ren Formats zu entscheiden und in bezug auf die je be-
sondere Fassung ihres Bestandsproblems in der systemin-
ternen Umwelt ihre Arbeitsprozesse und Verhaltensstra-
tegien zu rationalisieren. 
Was ist mit dieser Konzeption gewonnen gegenüber der 
Idealdarstellung der Organisation nach Zwecken und Mit-
teln durch die klassische Organisationslehre und gegenüber 
der unwilligen Hinnahme der Zweck/Mittel-Verschiebung 
durch die politologische bzw. soziologische Bürokratiefor-
schung 1 9 ? 
19 Nebenbei bemerkt : Der erreichte Abstand von jenen Wissen-
schaftspositionen läßt deutlich werden, wie sehr selbst die soziolo-
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Gewonnen ist zunächst eine nüchterne, unbefangenere 
Würdigung der Wirklichkeit und der Gründe ihres Soseins, 
und damit zugleich eine realistischere Basis für ihre norma-
tive Programmierung. In der Zweck/Mittel-Vertauschung 
steckt mehr Vernunft, als die vorherrschende Auffassung, 
die bewußt oder unbewußt von richtigen Zwecken aus-
geht und damit das Bezugsproblem dieses Verhaltens ver-
fehlt, sichtbar zu machen vermag. Die Verzweckung von 
Mitteln und die Instrumentalisierung von Zwecken sind 
nicht ein bedauerlicher, aber wohl unvermeidlicher Abfall 
vom rationalen Ideal umfassender Orientierung. Sie sind 
Prozesse der Rationalisierung. Systemrationalität bemißt 
sich nicht danach, wie weit jemand jenem unerreichbaren 
Ideal nahekommt, indem er wenigstens versucht, sich ziem-
lich umfassend zu orientieren. Das Ideal selbst ist zu weit 
entfernt, um für kleine Schritte der Annäherung ausrei-
chende Orientierung zu bieten. Die Rationalisierung dieser 
Schritte erfordert, daß das System der unmöglichen Ideal-
lösung (die im Grunde nur eine tautologische Fassung des 
Problems selber ist) im wesentlichen funktional äquivalen-
te Teilprobleme zu substituieren vermag. Denn nur so kann 
man sinnvoll an einer zunehmenden Rationalisierung arbei-
ten und damit System/Umwelt-Verhältnisse von zunehmen-
der Komplexität in den Griff bekommen. Diese Umorien-
tierung hängt, wie leicht zu sehen, mit der Einführung 
der Systemumwelt als Problemreferenz zusammen, welche 
die reine Innenbetrachtung der ontologischen Systemtheo-
rie ablöst. 
Eine solche Umgründung der Betrachtungsweise ändert die 
Beurteilung zahlreicher Aspekte der Zweck/Mittel-Vertau-
schung und mancher mit ihr verbundener Seitenphänome-

gische Organisationsforschung noch von den Idealbegriffen der klas-
sischen Organisationslehre abhängig ist. Das hat zum Teil seinen 
Grund natürlich darin, daß deren Organisationsbild sich in den Er-
wartungen der formalen Organisation und in ihren Denkvoraus-
setzungen niedergeschlagen hat und dadurch soziale Wirklichkeit ge-
worden ist. 
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ne. Sie macht vieles, was bisher als Unzulänglichkeit oder 
als dysfunktionale Nebenfolge galt, in seiner spezifischen 
Funktion für den Prozeß der Problemverkleinerung ver-
ständlich2 0 . Zwei dieser Aspekte wollen wir besonders her-
ausstellen: die relativ lockere, unteroptimale Struktur der 
Verbindung einzelner Entscheidungsbeiträge und das Pro-
blem des Konfliktes zwischen Untersystemen, die je eige-
ne Zwecke verfolgen. 
Die klassische Konzeption setzte, wo sie nicht gar der na-
iven Auffassung huldigte, daß die richtigen Mittel rein lo-
gisch aus dem Zweck gefolgert werden könnten, voraus, 
daß jedes Teilstück der Zweck/Mittel-Kette für sich opti-
miert werden könne. Zum Beispiel wird bei der Produk-
tionsplanung das Produktionsprogramm 2 1 aufgestellt unter 
der Voraussetzung, daß der Produktionsprozeß optimal or-
ganisiert und so zu einer einzig-richtigen, feststehenden 
Form geronnen sei; der Produktionsprozeß wird dagegen 
unter der Voraussetzung organisiert, daß ein optimales 
Produktionsprogramm feststeht. Modelle simultaner Pro-
gramm- und Prozeßplanung (in unserer Sprache: simulta-
ner Zweck- und Unterzweckplanung) existieren praktisch 
nicht 2 2 . Jede Teilentscheidung muß danach davon ausgehen 
können, daß alle übrigen Teilentscheidungen zu optimalen 
Lösungen geführt haben bzw. führen werden 2 3 . Wir kön-

20 Erstaunlich und ein Symptom f ü r das Festsitzen dieser älteren 
Auffassung ist, daß selbst Simon, der mehr als andere zum Ver-
ständnis des Komplexitätsproblems und der Entlastungsbedürftigkeit 
des Entscheidens beigetragen hat, gleichwohl vor den Konsequenzen 
erschrickt und es als Wunsch und Ziel formuliert , die Identif ikations-
zonen der Organisationsteilnehmer auszuweiten. - Siehe Simon, aaO, 
1955 a, S. 140. 
21 Z u m Begriff vgl. oben S. 257 Anm. 1. 
22 Vgl. dazu kritisch Gutenberg, aaO, 1965, S. 198 f., 433 f. 
23 Diese Annahme ist im übrigen identisch mit der Ausklammerung 
aller Organisat ionsprobleme aus der Entscheidungstheorie (zu dieser 
These der Betriebswirtschaftslehre vgl. auch oben S. 64 ff.), obwohl 
es gelegentlich auch vorkommt, daß eine Verbindung von Organi-
sations- und Entscheidungstheorie schon gefordert, aber das Postulat 
der Harmonie der Teiloptima noch nicht aufgegeben wird - so bei 
Gäfgen, aaO, S. 196 ff . , 218 einerseits und S. 212 ff . andererseits. 

278 



nen diese Auffassung auch als postulierte Harmonie des 
Zweck/Mittel-Schemas bezeichnen, denn sie erwartet von 
der Zweck/Mittel-Orientierung eine widerspruchsfreie Ent-
scheidungsgruppierung in dem Sinne, daß bei der Wahl 
von Mitteln für den Unterzweck keine Nebenfolgen zuta-
ge treten, welche die Richtigkeit (oder gar die Optima-
lität) der Vorentscheidung, nämlich der Auswahl des Un-
terzwecks als Mittel für einen Fernzweck, in Frage stel-
len könnten. 
Dieses Postulat ist jedoch unrichtig, weil unrealisierbar. Es 
ist im übrigen auch unvereinbar mit einer Arbeitsteilung 
im Entscheidungsgang. Eine Entscheidung, die optimale Er-
gebnisse späterer Entscheidungen erreichen will, müßte die-
se im voraus vollständig durchdenken, bevor sie den wei-
teren Verlauf des Entscheidens durch Setzung von Ent-
scheidungsprämissen beeinflußt. Und umgekehrt kann der 
später Entscheidende nicht sicher wissen, ob seine Resul-
tate wirklich optimal sind, wenn er nicht die Alternativen 
mitprüft und mitvergleicht, die von anderen Stellen schon 
ausgesiebt sind. Eine Arbeitsteilung im Entscheidungsgang 
hat aber nur Sinn, wenn die Untersysteme einander schon 
ausgewählte, schon verdichtete Informationen zustellen 
können, wobei unvermeidlich irgendwelche logisch denkba-
ren Kombinationen verlorengehen2 4 . 
Man kann den Entscheidungsprozeß - hier den Problem-
verkleinerungsprozeß - demnach nicht so aufteilen, daß die 
Teiloptima sich von selbst zu einem Gesamtoptimum zu-
sammenfügen. Dem steht die komplexe Struktur des 

24 Zwei Einschränkungen schwächen dieses Argument ab: Es gilt 
nur, soweit die Vorgänge im System interdependent sind; aber das 
ist gerade das Merkmal komplexer Systeme, die uns primär interes-
sieren. Zum anderen ist praktisch noch weitgehend offen, wie weit 
die herkömmliche Arbeitsteilung im Entscheidungsprozeß durch zen-
trale automatische Datenverarbeitung ersetzt werden kann. Fü r die-
sen Fall gelten unsere Argumente nicht. Er würde aber vermutlich 
zugleich bedeuten, daß die Zweckprogrammierung durch konditionale 
Programmierung verdrängt wird. 
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Zweck/Mittel-Schemas entgegen 2 5 . Vielmehr muß ein Ge-
samtproblem geschaffen werden, das für eine gewisse struk-
turelle Elastizität sorgt in dem Sinne, daß die vorange-
henden Entscheidungen (seien es die einer fließbandmä-
ßigen Entscheidungssequenz, seien es programmierende 
Entscheidungen) nicht davon abhängen, sondern indifferent 
dagegen sind, wie an nachfolgenden Entscheidungsstellen 
entschieden wi rd 2 6 - was natürlich nicht ausschließt, daß 
eine Rückmeldung besonderer Probleme, Störungen, Ko-
stenüberschreitungen usw., die in späteren Stadien des Ent-
scheidungsprozesses ausnahmsweise anfallen, im Wege kon-
ditionaler Programmierung vorgesehen werden kann. 
Solche Indifferenzen sind notwendige Entscheidungsverein-
fachungen. Sie dienen der relativen Isolierung und elasti-
schen Koppelung einer Mehrzahl von Entscheidungsberei-
chen und sind in dieser Funktion ein wesentliches Ele-
ment des Prozesses der Problemverkleinerung. 
Da die Teilergebnisse einer arbeitsteiligen Organisation 
durch eine Zweck/Mittel-Orientierung zwar kausal zusam-
mengefügt, aber wertmäßig nicht ohne weiteres zu einer 
einzig-richtigen Lösung integriert werden, kann es zu Kon-
flikten kommen. Sie entstehen dadurch, daß jeder Zweck 
eine Mehrheit von Mitteln anfordert, die, wenn in Unter-
zwecke transformiert, unterschiedliche Untermittel aufbie-
ten, die mit ihren Nebenfolgen verschiedenartige Werte be-
rühren oder um knappe Mittel konkurrieren. Daher ent-
stehen Divergenzen gerade dann, wenn die Entscheidenden 

25 Dieser Gedanke läßt sich mit Simon, aaO, 1964, S. 17 f., auch 
umgekehrt formulieren: Lose verknüpfte, nicht optimierende Organi-
sationsmodelle berücksichtigen in ihren Entscheidungen mehr »con-
straints«, d. h. sie können mehr Komplexität absorbieren. 
26 Derart ige Indifferenzen sind der herrschenden Theorie durchaus 
nicht unbekannt . M a n stößt auf sie bei Erör terung der hierarchischen 
Organisation, der Generalisierung bzw. Spezifizierung von K o m m u -
nikationen auf dem vertikalen Berichts- bzw. Befehlsweg, bei der 
Behandlung von Delegations- und Leitungsproblemen, bei der Erör -
terung der Funkt ion von Lagern. All das ist jedoch »Organisations-
lehre« und mit der ein Opt imum suchenden Entscheidungstheorie 
schlechterdings nicht in Einklang zu bringen. 
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in Teilbereichen nach dem Zweck/Mittel-Schema rational 
handeln wollen, und sie festigen sich zu divergierenden 
Arbeitseinstellungen, wenn die Arbeitsteilung dem Zweck/ 
Mittel-Schema folgt. 
Während die klassische Organisationslehre solche Konflikte 
zwischen Untersystemen zwar beobachtet hatte, sie aber 
auf unzulängliches Verständnis oder auf fehlgehende Moti-
vation der Beteiligten zurückführt - also kognitiv oder 
emotional, aber nicht strukturell erklärte ist heute weit-
hin anerkannt 2 7 , daß die spezifizierende Zweck/Mittel-Ver-
tauschung Widersprüche in der Wertstruktur enthüllen und 
dadurch Konflikte erzeugen kann. Diese Konflikte dürften 
jedoch - ebensowenig wie die Zweck/Mittel-Vertauschung 
selbst - lediglich als dysfunktionale Konsequenzen einer 
an Zwecken und Mitteln orientierten Organisationsstruk-
tur in Kauf genommen werden. Unbestreitbar treten, im 
Kräfteverschleiß zum Beispiel oder in der Gefahr einer 
unnötigen Generalisierung von Freund/Feind-Einstellun-
gen, dysfunktionale Aspekte zutage. Dessen ungeachtet hat 
das Konfliktshandeln selbst durchaus positive Funktionen. 
Darauf sind wir bei der Behandlung von Widersprüchen 
im Zwecksystem2 8 bereits eingegangen und können uns 
hier daher mit einigen Andeutungen begnügen. 
Systeminterne Konflikte sind im Grunde ein Symptom da-
für, daß der Systemzweck die externen Bestandsprobleme 
unzureichend abgefangen hat. Diese brechen im Innern des 
Systems in veränderter, kaum wiedererkennbarer Form als 
Streit um die Auswahl der besten Mittel wieder ans Licht. 
Doch in dieser Problemveränderung kann ein Gewinn an 
Rationalität liegen. Das Konfliktverhalten, das auf diese 
Weise ausgelöst wird, ist selbst eine Art Reduktion von 
Komplexität, eine Art Problemverkleinerung, also ein funk-
tionales Äquivalent zur Zweck/Mittel-Verschiebung, und 
dadurch kann es die programmierten Wege der Problem-

27 Vgl. die Nachweise oben S. 68 Anm. 19. 
28 Vgl. oben S. 227 ff . 
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Verkleinerung als Komplementäreinrichtung ergänzen. Es 
führt, wenn die »rationale« Diskussion stockt, weil ihre 
Überzeugungsmittel versagen, zu einer Umdefinition der 
Situation, verändert die Problemstellung und damit die Sze-
ne und läßt neue Mittel anrücken. Man löst das Problem 
dann nicht mehr durch gemeinsame Erkenntnisse (wenn-
gleich viele Konfliktentscheidungen als »gemeinsame Er-
kenntnis« dargestellt werden), sondern durch Herbeifüh-
rung einer Entscheidung. Hierfür stehen in formal organi-
sierten Systemen zwei Hauptgruppen von Strategien zur 
Verfügung: die Auslösung einer förmlichen Konfliktent-
scheidung des gemeinsamen Vorgesetzten auf dem Dienstweg 
mitsamt ihren (formalen und informalen!) Vorbereitungs-
taktiken, sowie die informale Lösung des Konflikts durch 
verdeckt operierende, den Konflikt nicht zugestehende Tak-
tiken wie zum Beispiel verkürzte Unterrichtung oder, um-
gekehrt, laufende Berieselung mit ausgewählten Informa-
tionen, Tauschangebote oder personalpolitische Maßnah-
men, »selektive Akkordierung«, Überrumpelungen, umweg-
hafte Beeinflussung durch Ratgeber, intervenierende Sta-
tusträger oder einflußreiche Umweltpartner, die sich »für 
den Fall interessieren«. Auch diese Manöver streben auf 
eine formal gültige Entscheidung zu, denn nur so kann 
ein Gewinn legitimiert und gesichert werden, aber ihr Ziel 
wird - im Unterschied zu den auf dem Dienstweg erar-
beiteten Entscheidungen - nicht als Entscheidung über den 
Konflikt dargestellt. 
Daß innerorganisatorische Konflikte nicht in Faustkämpfe 
ausarten, garantiert schon die Formalität der Organisa-
tion, deren Gerüst von Verhaltenserwartungen Ausuferun-
gen wirksam unterbindet 2 9 . 
Das formale Schema der Arbeitsteilung ist von Bedeutung 
für die Frage, mit welcher Themenstellung Konflikte zu 
erwarten sind und in welcher Höhenlage der Hierarchie 
der nächste gemeinsame Vorgesetzte zu finden ist, der im 
29 Vgl. dazu näher Luhmann, aaO, 1964 a, S. 239 ff . 
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Streitfalle entscheiden kann. Darüber hinaus ist es eine Sa-
che der Entscheidungsprogrammierung, dafür zu sorgen, 
daß Konflikte nicht zu Lösungen führen, die gewisse Min-
deststandards unterschreiten oder gar den Bestand des Sy-
stems gefährden. Die Sphäre formaler und informaler Kon-
flikte muß auf einen Bereich noch offener, aber jeden-
falls brauchbarer Alternativen beschränkt werden. Auch 
dies kann dadurch geschehen, daß die Bedingungen regu-
liert werden, unter denen Mittel wie Zwecke behandelt 
werden dürfen - etwa in der Form, daß einer nachgeord-
neten Dienststelle ihr Unterzweck zusammen mit scharf 
definierten Rechtskompetenzen, mit einem begrenzten Bud-
get und mit Anhörungs- bzw. Mitzeichnungsgeboten, Mel-
depflichten usw. vorgezeichnet wird. 
Wir sehen auch hier und können unseren Gedankengang 
nunmehr dahin zusammenfassen, daß die Zweckprogram-
mierung sich wegen der Relativität der Zweck/Mittel-Cha-
rakterisierungen und der Unabgestimmtheit der zugrunde 
liegenden Werturteile nicht in der einfachen Benennung 
eines Zwecks, der für das Handeln verbindlich sein soll, 
erschöpfen kann. Zweck/Mittel-Ketten leisten nicht von 
selbst das, was sie zu versprechen schienen, nämlich Ko-
ordination. In diesem Bedenken finden wir einen enger 
gefaßten Ausdruck für die Probleme, die wir im vorigen 
Abschnitt herausgearbeitet hatten: für das Dilemma von 
Funktion und Struktur und für das Divergieren opportu-
nistischer und generalisierender Tendenzen der Zweckset-
zung. Die Verkleinerung des Systemzwecks durch Zerle-
gung in Unterzwecke für Untersysteme hält sich nicht 
spurgetreu auf der Bahn, die der Systemzweck vorzeich-
net, sondern sie bringt die nur notdürftig durch eine schein-
bar harmonische Zweckformel übertünchte Komplexität 
der Bestandsanforderungen wieder zum Vorschein - in ver-
änderter, verkleinerter Fassung zwar, aber doch als Pro-
bleme, die sich nicht in einem Zuge ohne Rückstände auf-
lösen lassen. 
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In das Zweckprogramm müssen deshalb Nebenbestimmun-
gen mit hineingenommen werden, welche die Zweck/Mittel-
Vertauschung kontrollieren und entschärfen. Unter diesem 
Blickwinkel kann man Zweckprogramme als Transforma-
tionsregeln für den Prozeß der Problemverkleinerung, oder 
genauer: für den Prozeß der Zweck/Mittel-Vertauschung, 
bezeichnen. Sie formulieren und formalisieren die Bedin-
gungen, unter denen es einem Untersystem gestattet wer-
den kann, Mittel wie eigene Zwecke zu behandeln und 
dabei eine Indifferenz gegen Folgen zu entwickeln, die im 
Gesamtsystem doch belangvoll sein können. Sie gewährlei-
sten damit zugleich ein Mindestmaß an operativem Kon-
sens. In den folgenden Abschnitten werden wir versuchen, 
etwas deutlicher zu sehen, wie solche Transformationsre-
geln aussehen können und mit welchen spezifischen Schwie-
rigkeiten sie zu kämpfen haben. 

3. Programmaufbau: Mehrstufigkeit 

Ein Entscheidungsprogramm besteht aus verbindlich vor-
entschiedenen Entscheidungsprämissen, die den Spielraum 
des Entscheidens begrenzen und es insoweit mit schon 
reduzierter Komplexität umgeben, also von Verantwortung 
entlasten. Zweckprogramme fixieren in ihrer einfachsten 
Form einen Zweck, das heißt eine zu bewirkende Wirkung, 
die als Leitfaden für die Ermittlung geeigneter Mittel und 
für die Rechtfertigung der gewählten Mittel den Entschei-
dungsprozeß zwar nicht determiniert, aber doch in Grenzen 
faßt. 
Zwecke sind stets bewertete Wirkungen des Handelns. Ihre 
Abstraktion läßt zumeist eine Vielzahl von Mitteln als ge-
eignet und zulässig erscheinen. Der Umfang des Bereichs 
zulässiger Mittel hängt in erster Linie von der Formulie-
rung des Zwecks ab. Man kann, wie wir schon sahen, einen 
Zweck relativ vage oder ziemlich präzise angeben. Man 
kann auch eine Mehrzahl von Wirkungen in einer Zweck-
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formel zusammenfassen und sie dadurch dem Neutralisie-
rungseffekt entziehen 3 0 - zum Beispiel einem Betrieb auf-
geben, Schuhe zu produzieren, die sich nach Art und Menge 
verkaufen lassen, oder sogar mit einem bestimmten Min-
destgewinn verkaufen lassen. Außerdem kann die Zweck-
formel auch durch Negativbestimmungen angereichert wer-
den, nämlich durch Angabe von Wirkungen, die nicht ein-
treten dürfen. Die Belastung einer Zweckformel mit wei-
teren gewünschten oder ausgeschlossenen Wirkungen ist 
eine Möglichkeit, das Anspruchsniveau der Zwecksetzung 
und damit den Umfang der Klasse zulässiger Mittel zu 
variieren. Wer seinen Zweck leicht zu erfüllen vermag, wird 
es sich leisten können, zusätzliche Wirkungen mit ihren 
Wertaspekten in die Zweckformel aufzunehmen. Ist der 
Zweck schwierig oder gar nicht zu erreichen, muß man 
umgekehrt verfahren und die Zweckformel von auch er-
wünschten Nebenwirkungen entlasten, also ihren Abstrak-
tionsgrad erhöhen, bis mögliche Mittel sichtbar werden 
oder eine Grenze erreicht ist, jenseits derer der Zweck 
das Handeln nicht mehr zu rechtfertigen vermag. Mit ande-
ren Worten: Die Komplizierung des Zwecks belastet die 
technische Prüfung der Mittel: Man kann angesichts von 
schwierig zu bewirkenden oder unsicheren Kausalbezie-
hungen kaum auf Alternativen zurückgreifen. Dies wird 
möglich in dem Maße, als die Zweckformel vereinfacht 
wird. 
Die erörterte Variationsmöglichkeit betrifft die Zweckfor-
mel selbst. Sollen mehrere erwünschte Wirkungen zusam-
men eintreten, so können sie zu einer zwar an sich kom-
plexen, aber homogenen Zweckformel verschmolzen wer-
den. Für den, der nach Maßgabe des Zweckprogramms 
handeln soll, haben sie gleichen Rang. Er braucht sich nicht 
den Kopf darüber zu zerbrechen, ob die Herstellung von 
Schuhen oder der Absatz hergestellter Schuhe oder die Er-
zielung eines bestimmten Mindestgewinnes sein Zweck ist. 
30 So auch Simon/Smithburg/Thompson, aaO, S. 494. 
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Er braucht diese einzelnen Wirkungen daher auch nicht 
durch Zweck/Mittel-Analyse auseinanderzuziehen, sich etwa 
überlegen, daß die Produktion nur Mittel für den Absatz 
und dieser nur Mittel der Gewinnerzielung ist. Er würde 
damit unnütz denken und den Entlastungseffekt des Pro-
gramms sabotieren. Nur wenn der Zweck selbst durch eine 
neue Programmentscheidung variiert werden soll, muß diese 
Einheit analytisch zerlegt werden. Und dann muß, wer über 
den Zweck disponieren kann, überlegen, welche Elemente 
der Zweckformel er modifizieren will: ob er zum Beispiel 
die Gewinnerwartung ändern will oder den Gegenstand der 
Produktion. 
Die Berücksichtigung komplexer Wertinteressen in der 
Zweckformel kann, braucht aber nicht zu voller Verschmel-
zung in diesem Sinne zu führen. Vielmehr können zusätz-
liche Wertgesichtspunkte auch in die Form von Nebenbe-
stimmungen gekleidet werden, die nicht unbedingt, sondern 
nur bedingt zu beachten sind. Das Zweckprogramm kann 
im Sinne einer Vorrangordnung zu erstrebender Wirkungen 
abgestuft sein. Dann wird nur ein Teil der herbeizuführen-
den Resultate als Zweck formuliert. Diese gelten dann un-
bedingt und definieren den Bereich zulässiger Mittel. Für 
den Fall, daß mehrere Mittel in Betracht kommen, wird 
dem Entscheidenden eine zweite Gruppe wertvoller Wir-
kungen (und evtl. dahintergestaffelt eine dritte usw.) vorge-
schrieben, die er als Kriterium für die Wahl unter den 
mehreren geeigneten Mitteln benutzen soll. Sein Programm 
wird dann etwa lauten: Produktion absetzbarer Schuhe mit 
einem Mindestgewinn von 3 , - DM pro Stück (Zweck), und 
zwar unter Bevorzugung derjenigen Produktart und Pro-
duktionsweise, die den höchsten Gewinn abwerfen. 
Wir wollen diese Art Programme mit zusätzlichen Selek-
tionsregeln mehrstufige Programme nennen. Sie sind unter 
etwas anderem Blickwinkel namentlich im Zusammenhang 
der linearen Programmierung erörtert worden. Bei der Auf-
stellung linearer Entscheidungsprogramme muß, weil nicht 
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alles zugleich maximiert oder minimiert werden kann, unter 
den Anforderungen an die Entscheidung diskriminiert wer-
den: Die zu maximierende oder zu minimierende Funktion 
wird üblicherweise als Zweck oder Zielfunktion (goal, ob-
jective function) angesehen, die unbedingt zu beachtenden 
Handlungsbeschränkungen werden dagegen als Nebenbe-
dingungen (constraints) bezeichnet3 1 . Der Wert dieser Un-
terscheidung wird jedoch neuerdings in Frage gestellt mit 
der Begründung, daß auch manche Nebenbedingungen 
variiert und einem Anspruchsniveau angepaßt werden kön-
nen, und daß auf diese Weise der Handlungsspielraum so 
eingeschränkt werden könne, daß es nahezu belanglos 
werde, in welche Richtung dann das Optimierungskri-
terium die Endauswahl t ref fe 3 2 . 
Diese Erwägung zeigt, daß der durch die Erfordernisse 
mathematischer Problemlösung vorgezeichnete Begriff der 
»Nebenbedingungen« im Grunde heterogene Elemente um-
schließt - teils echte Bedingungen (Ursachen) und teils Wir-
kungen, teils umweltmäßige, zum Beispiel technologische 
Handlungsbeschränkungen, die auch für den Programmie-
rer zwingend sind, teils solche, die er selbst durch Fixierung 
eines Anspruchsniveaus zwingend macht. Auch in den Ne-
benbedingungen stecken daher Zweckkomponenten 3 3 . Das 
ist auch daran zu erkennen, daß die Nebenbedingungen das 
Handeln auch dann zu rechtfertigen vermögen, wenn sie nur 
eine einzige Handlungsmöglichkeit zulassen, so daß die 

31 Siehe z . B . Churchman/Ackoff/Arnoff, aaO. S. 258; Chames/ 
Cooper, aaO, 1961, S. 3 ff. ; Peter Vokuhl, Die Anwendung der linea-
ren Planungsrechnung in Industriebetrieben, Berlin 1965. S. 31 f., 
35 f.; Ijiri, aaO, S. 50; H. C. Joksch, Constraints, Objectives, Efficient 
Solutions and Suboptimization in Mathematical Programming. Zeit-
schrift fü r die gesamte Staatswissenschaft 122 (1966), S. 5-13. 
32 Vgl. dazu oben S. 115. 
33 So auch Bidlingmaier, aaO, S. 83 f., der in bezug auf Maximie-
rungsfunktion und Nebenbedingungen von einer »Zielkombination« 
des Unternehmens spricht. Nicht richtig ist es allerdings, beide K o m -
ponenten als gleichrangig anzusehen und das Auswechseln von Zielen 
und Nebenbedingungen dem Forscher anheimzustellen (so S. 145 
Anm. 105). 
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Optimierungsfunktion gar nicht zum Zuge kommt. Diese 
hat demnach nur sekundäre Bedeutung. Vermutlich wird 
es deshalb richtiger sein, die eigentlichen Systemzwecke als 
fixierte Anspruchsniveaus in die Nebenbedingungen unter-
zubringen und die Optimierungsfunktion nur als Zusatzkri-
terium für die Endauswahl zwischen mehreren geeigneten 
Alternativen zu behandeln 3 4 . 
Die besondere Problematik solcher mehrstufigen Pro-
gramme besteht darin, daß sie, sollen sie vollständig sein, 
Stoppregeln für die Suche nach Alternativen voraussetzen. 
Denn die zusätzliche Selektionsregel soll immer angewandt 
werden, wenn mehrere Mittel in Betracht kommen. Das 
läßt aber praktisch offen, wann sie in Betracht kommt: 
Wie weit, wie lange, unter Aufwendung welcher Kosten 
soll der Entscheidende sich um die Entdeckung von Alter-
nativen bemühen? Wird Initiative erwartet oder nur das 
Aufgreifen offensichtlicher Umstände oder ausdrücklicher 
Anregungen? Solche Stoppregeln werden oft sehr schwierig 
zu programmieren sein 3 5 . Diese Schwierigkeit macht mehr-
stufige Programme problematisch. Natürlich besteht auch 

34 Umgekehrt schränkt Dorfman, aaO, 1960, S. 609, den Begriff der 
Nebenbedingungen ein auf Handlungsbeschränkungen, die auch fü r 
den Programmierer zwingend sind und deren Übererfül lung keinen 
Sinn hätte. Das läßt das Problem offen, wie alles andere, was dem-
nach Zweck ist, zu einer einzigen Optimierungsfunktion verschmolzen 
werden kann. Der Vorteil, mehrere Richtungen sinnvoller Überer-
fül lung bzw. Untererfül lung (wenn die Kosten zu hoch werden) 
zuzulassen, geht bei der Bildung dieser einen Optimierungsfunktion 
wieder verloren. Es dürf te deshalb ebenso richtig sein, die eigent-
lichen Zwecke, von einem Optimierungskriterium abgesehen, als Ne-
benbedingungen zu fixieren und darauf zu verzichten, sie ohne Ände-
rung des Programms zu variieren. 
35 Siehe aber auch Gäfgen, aaO, S. 207 ff . zu neueren Be-
mühungen, mit Hi l fe der mathematischen Wahrscheinlichkeitsrech-
nung diejenigen Punkte zu ermitteln, an denen die Suche nach wei-
teren Informat ionen am besten abgebrochen wird. Das Interesse an 
diesen Fragen ist geweckt worden durch die Kritik des klassischen, 
allwissenden »economic man« und durch die Einsicht, daß auch In-
format ionsbeschaffung Zeit und Geld kostet, also Probleme aufwirf t , 
die beim Entwurf von Modellen fü r optimales Entscheiden nicht 
vernachlässigt werden dürfen. 
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die Möglichkeit, über Stoppregeln im Programm bewußt 
keine Entscheidung zu treffen, sondern diese Frage ver-
trauensvoll auf den Entscheidenden zu delegieren. Damit 
wird dann aber auch, wenn nicht formell, so doch praktisch, 
die Anwendung der sekundären Vorzugsregeln delegiert. 
In jedem Falle sollte der Zusammenhang dieser Fragen 
gesehen und bewußter Entscheidung zugeführt werden. 
Auf Grund unserer theoretischen Vorüberlegungen können 
wir, und kann der Entscheidende, diese Grenze der Zweck-
programmierung als Sekundärproblem verstehen, als ent-
fernten, abgeleiteten Ausdruck der Notwendigkeit, Umwelt-
komplexität aufzulösen und zu verarbeiten und in den Di-
lemmas von Funktion und Struktur und von Opportunis-
mus und Generalisierung einen gangbaren Ausweg zu 
suchen. Mehrstufige Programme führen nie zu Optimallö-
sungen, da sie angesichts der Umweltkomplexität von vorn-
herein darauf verzichten, alles mit allem zu vergleichen, 
um mit Sicherheit die überhaupt beste Lösung zu finden. 
Sie schließen eine erste Stufe der Überlegung, die Suche 
nach geeigneten Mitteln für einen bestimmten Zweck, mit 
Hilfe von Stoppregeln ab ohne Rücksicht auf die Werte, 
die bei der Auswahl eines der geeigneten Mittel herange-
zogen werden. Mehrstufige Programme sehen also vor, daß 
die Entscheidung schrittweise ausgearbeitet wird, wobei der 
erste Schritt getan werden muß, bevor der zweite beginnt 
und dieser nicht beginnen kann, bevor der erste nicht getan 
ist. Die einzelnen Stationen des Entscheidungsganges sind 
so aufeinander abgestimmt, daß eine ziemlich große Chance 
für das Herausfinden gut brauchbarer Problemlösungen be-
steht. Dabei können nicht immer alle notwendigen Ent-
scheidungsprämissen in das Zweckprogramm aufgenommen 
werden. Die Stoppregeln vertragen häufig den Generali-
sierungsgrad des Programmes nicht. Sie müssen dann situa-
tionsnah und situationsrelativ vom Entscheidenden selbst 
herausgefunden werden auf Grund der konkreten Infor-
mationen, die die Situation selbst gibt. Darin liegt eine 
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Vertagung einzelner Entscheidungselemente - und solches 
Herausschieben von Problemen ist ebenfalls nichts weiter 
als eine Technik der Reduktion von Komplexität. 
Die Wertbasis eines Zweckprogramms kann, so haben wir 
gesehen, erweitert und sein Opportunismus abgeschwächt 
werden durch unbedingte oder bedingte Berücksichtigung 
weiterer Wirkungen außerhalb des Kernzwecks. Die Erörte-
rung dieser Möglichkeit schließen wir hiermit ab und gehen 
zu einer anderen Art von Nebenbestimmung des Zweckpro-
gramms über, die wir (im engeren Sinne) Nebenbedingung 
nennen wollen. Nebenbedingungen sind nicht Wirkungen, 
sondern Ursachen, die aus besonderen Gründen durch das 
Programm mit dem Zweck so verknüpft werden, daß die-
jenigen Ursachen als Mittel zugelassen bzw. bevorzugt wer-
den, welche jene Bedingungen erfüllen. Durch Nebenbedin-
gungen wird das Zweckprogramm also konditionalisiert, 
wird aber gleichwohl nicht zu einem reinen Konditionalpro-
gramm, weil die Bedingungen das Handeln nicht auslösen 
und mehr oder weniger festlegen sollen, sondern nur die 
Wahl unter mehreren geeigneten Mitteln einschränken sol-
len. (Um dies zum Ausdruck zu bringen, sprechen wir von 

Nebenbedingungen.) 
Sinn und Funktion solcher Nebenbedingungen ergeben sich 
ebenfalls aus der Notwendigkeit, den allzu rücksichtslosen 
Opportunismus des reinen Zweckhandelns abzuschwächen. 
Zwecke lassen nicht selten zu viele Mittel zu - mehr als 
erforderlich und mehr als erwünscht. Dieser Mittelbereich 
kann nicht nur, wie soeben erörtert, durch zusätzliche An-
forderungen an Wirkungen, sondern auch durch zusätzliche 
Anforderungen an Ursachen eingeschränkt werden. Dem 
dienen die Nebenbedingungen. Sie haben den Sinn, über 
das bei reiner Kausalbetrachtung Erforderliche hinaus zu-
sätzliche Ursachen künstlich zu stipulieren. Man kann ein 
Rendezvous zum Beispiel programmieren durch die Ab-
rede: bei schönem Wetter zu einem Spaziergang (wohin, 
bleibt zu entscheiden) und bei schlechtem Wetter ins Kino 
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(in welches, bleibt zu entscheiden). Damit wird das Wetter, 
das an sich keine Ursache für die Zwecke des Rendezvous 
ist, künstlich-fiktiv zu einer solchen gemacht. Es ist mitwir-
kende Ursache nicht kraft Natur, sondern kraft Programms. 
Die natürliche Kausalität kann auf diese Weise korrigiert 
und zurechtgeschnitten werden im Interesse derjenigen 
Werte, die durch die Folgen jener Bedingung (bzw. ihres 
Fehlens) mutmaßlich berührt werden. 
Diese Programmierung über Nebenbedingungen statt über 
Nebenwirkungen hat gewichtige Vorteile, aber auch ihre 
Kehrseite. Die Vorteile gründen sich im wesentlichen dar-
auf, daß Bedingungen als stipulierte Ursachen vor dem 
Entscheiden erfüllt sein müssen, während Wirkungen in 
der Zukunft liegen und daher nur mehr oder weniger un-
sicher erwartet werden können. Bedingungen sind daher 
leichter feststellbar, denn sie stehen schon fest und liegen 
dem direkten Zugriff offen. Soweit das Entscheiden über 
Bedingungen programmiert werden kann, ist es von der 
Zukunftsunsicherheit entlastet und kann daher auch schär-
fer in die Verantwortlichkeit genommen werden. Konsens 
über Bedingungen ist eine verläßlichere Kooperations-
grundlage als Konsens über anzustrebende Wirkungen. 
Andererseits haben Bedingungen doch nur einen indizieren-
den Sinn. Sie dienen als Zeichen für etwas anderes, nämlich 
für Wertaspekte der Wirkungen, die sie mitverursachen 
bzw. mitverhindern sollen. Um der Wirkungen willen, nicht 
um ihrer selbst willen, sollen die Bedingungen beachtet 
werden. Die Verwendung von Bedingungen anstelle von 
Wirkungen in Zweckprogrammen ist also nur ein Not-
behelf, eine Entscheidungsvereinfachung, eine Substitution 
kleinerer, handgreiflicherer Probleme für weniger hand-
greifliche, ein Schritt im allgemeinen Prozeß der Komplexi-
tätsreduktion. Auch dieser Schritt muß natürlich verant-
wortet werden. Die Verantwortung dafür, daß die Be-
dingungen tatsächlich die gewünschten Wirkungen herbei-
führen bzw. unerwünschte unterbinden, übernimmt der 
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Programmhersteller, der die Bedingungen in das Programm 
hineinzeichnet. Auch hier ist also mit der konkreten Pro-
grammausgestaltung eine Entscheidung der Frage ver-
knüpft, welche Unsicherheiten an welcher Stelle absorbiert 
werden. Für eine brauchbare Entscheidung dieser Frage 
werden einerseits die Generalisierbarkeit der Erkenntnisse, 
die zur Problemlösung befähigen, andererseits aber auch 
die jeweilige Verteilung von Informationen und Fähigkei-
ten in der Organisation von Bedeutung sein. 

4. Programmaufbau: Mehrgliedrigkeit 

Den unbedingten oder bedingten, direkten oder indirekten 
Einbau von Wertrücksichten in ein Zweckprogramm haben 
wir bisher unter der Voraussetzung behandelt, daß nur eine 
einfache Zweck/Mittel-Beziehung zu programmieren ist: 
daß ein Zweck aufgegeben ist und daß seine Mittel zu 
finden und auf eine brauchbare Lösung zu reduzieren sind. 
Diese Voraussetzung lassen wir jetzt fallen. Die Wirklich-
keit ist selten so einfach, und wenn sie so einfach ist, wird 
eine Zweckprogrammierung, d. h. eine Trennung von Pro-
grammentscheidung und programmierter Entscheidung, zu-
meist unnötig sein. Nur sehr einfache Aufgaben könnten 
so programmiert werden, daß der Entscheidende, wenn 
ihm das rechte Mittel in den Sinn kommt, sofort handlungs-
bereit ist. Bei komplexeren Sachverhalten wird die Wahl 
eines Mittels zunächst nichts anderes bedeuten als die Fest-
legung auf einen Gesichtspunkt, unter dem weitergeforscht 
werden muß. Dies Mittel löst dann nur die Suche nach 
Untermitteln aus, welche für seine Bewirkung in Betracht 
kommen. Das ausgewählte Mittel muß also seinerseits in 
einen Zweck (Unterzweck) transformiert werden, dessen 
Untermittel vielleicht ebenfalls usw., bis man zu unmittel-
bar handlungsreifen Mittelentscheidungen kommt. 
Eine solche Bildung von Zweck/Mittel-Ketten ist ein be-
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währtes Mittel der Problemverkleinerung 3 6 - im Grunde 
nichts anderes als eine mehrfache Wiederholung des analy-
tischen Prozesses, den wir im ersten Kapitel erörtert haben, 
der gedanklichen Zerlegung eines einheitlich-kontinuier-
lichen Geschehens in zwei Stationen: Ursache und Wir-
kung, Mittel und Zweck. Diese beiden Faktoren kann der 
Mensch gut zugleich im Auge behalten - auch dann, wenn 
sie ihm nicht als feste Größen, sondern als Variable vorge-
geben sind, die er auf Kombinationsmöglichkeiten hin zu 
analysieren hat. Damit sind die Grenzen der menschlichen 
Kapazität, komplexe Sachverhalte zu erfassen und bewuß-
ter Entscheidung zuzuführen, aber auch erreicht 3 7 . Mehr-
gliedrige Variationszusammenhänge kann er nicht mehr in 
all ihren möglichen Konstellationen zugleich überblicken. 
Er muß sie zerlegen - entweder in ein Nacheinander eige-
ner Denkschritte, wobei er sich durch eigene Zwischenent-
scheidungen, die in der Folge nicht mehr in Frage gezogen 
werden, feste Anhaltspunkte schafft; oder durch Verteilung 
im Rahmen eines sozialen Kooperationssystems, in dem 
mehrere Teilnehmer simultan oder nacheinander zusam-
menwirken, jeder einen Teilbetrag anfertigend und dabei 
die Beiträge der anderen als Daten voraussetzend. 
Für die letztgenannten Fälle, für die soziale Kooperation 
an der Verwirklichung von Zwecken als Systemoutput, ge-
winnt die Zweckprogrammierung ihre eigentliche Bedeu-
tung. Denn bei rein privatem, einzelgängerischem Entschei-
den mag es unbedenklich sein, Problemstellungen und be-
reits erreichte Teilergebnisse im Lichte späterer Einfälle 
zu modifizieren 3 8 ; beim sozial-kooperativen Entscheiden ist 
dagegen ein solches Umstoßen der gemeinsamen Problem-
definitionen schwieriger zu bewerkstelligen. Es kann nicht 

36 Siehe etwa die Darstellungen bei Linhardt, aaO, S. 109 ff . ; Simon, 
aaO, 1955 a, S. 45 u. ö., oder bei Litterer, aaO, S. 139 ff . 
37 Vgl. dazu bereits oben S. 30 f f . 
38 Vgl. hierzu den Bericht und die Analyse des Entscheidungspro-
zesses bei der Komposi t ion einer Fuge von Reitman, aaO, insb. 
S. 307. 
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von dem Einzelnen allein vollzogen werden, dem der glän-
zende Einfall gekommen ist. Sozial-kooperatives Entschei-
den erfordert daher, sobald eine gewisse Schwelle der Kom-
plexität überschritten wird, bis zu der noch alle sich über 
alles sofort verständigen können, daß Probleme nicht nur als 
Probleme, sondern in der verfestigten Form eines Entschei-
dungsprogramms den Entscheidungsprozeß strukturieren. 
Wenn ein Zweckprogramm nicht nur einen Zweck als Pro-
blem und einige zusätzliche Entscheidungsregeln enthält, 
sondern Zweck/Mittel-Ketten festlegt, wollen wir (im Un-
terschied zur soeben behandelten »Mehrstufigkeit« eines 
Programms) von mehrgliedrigen Zweckprogrammen spre-
chen. Jedes einzelne Glied des Programms kann dabei 
durchaus mehrstufiges Entscheiden vorsehen, doch das Zu-
sammenspiel dieser beiden Strukturmerkmale ist derart 
komplex, daß wir ihm hier im einzelnen nicht nachgehen 
können. 
Mehrgliedrige Zweckprogramme weisen vor allem einen 
wichtigen Vorteil auf, den man nur auf dem Boden der 
Systemtheorie begreifen und darstellen kann. Sie beschleu-
nigen die Anpassung komplexer Systeme an Änderungen 
ihrer Umwelt. Einzelne ihrer Glieder können nämlich iso-
liert gesehen und geändert werden, ohne daß das Gesamt-
programm jeweils von Grund auf neu durchdacht und aus-
balanciert werden müßte. Man kann an spezifischer Stelle 
ein Mittel für einen Unterzweck durch ein anderes, funk-
tional äquivalentes Mittel ersetzen. Dessen funktionale 
Äquivalenz garantiert dann, daß mit Ausnahme der Unter-
mittel dieses Mittels im Gesamtprogramm sonst nichts ge-
ändert zu werden braucht; die Änderung gewährleistet 
durch ihre Form als Substitution die Kontinuität des 
Ganzen. So schwerfällig Zweckprogramme sein mö-
gen, wenn man sie ausarbeiten muß, so elastisch sind sie 
dadurch, daß ihre Teilstücke unabhängig voneinander 
variabel sind. Außerdem bewirkt das hohe Maß an Spezifi-
kation in den Einzelheiten, daß Störungen, Fehler oder 
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Auswirkungen von Umweltänderungen sich im System 
leicht lokalisieren und erkennen lassen. Auch das ermöglicht 
ein rasches Reagieren. Die Erhöhung der Pflegesätze in 
Heimen der Jugendfürsorge, die durch Preissteigerungen 
notwendig wird, kann rasch und treffsicher angeordnet wer-
den. Mögen die Verhandlungen mit dem Finanzminister 
sich auch eine Weile hinziehen, so braucht doch jedenfalls 
in diesem Zusammenhang die Frage nach Sinn und Zweck 
der Heimerziehung Jugendlicher nicht neu durchdacht und 
entschieden werden. Und umgekehrt können Planungen des 
Erziehungsstils oder Umdispositionen in bezug auf die Art 
der Jugendlichen oder die rechtlichen Voraussetzungen 
ihrer Einweisung sich auf eine vorhandene Heimkapazität 
stützen, ohne daß deren wirtschaftlicher Unterbau mitpro-
blematisiert werden müßte. In begrenztem Umfange kön-
nen sowohl Zwecke gegen die Variationen ihrer Mittel als 
auch Mittel gegen die Variation ihrer Zwecke immunisiert 
werden. 
Durch Einbau solcher Indifferenzen in Zweckprogramme 
werden Anpassungszeiten in einer Weise verkürzt, daß 
wirklich kritische Situationen seltener werden. Und zugleich 
wird ein hohes Maß an Verfeinerung der Umweltanpassung 
erreicht, da nicht jede spezielle Art der Anpassung jede 
andere involviert. Auch diese Verfeinerung trägt dazu 
bei, Krisen, die aufs Ganze gehen, zu vermeiden. Tragender 
Grund für diese innere Elastizität, die .man selbst in hoch-
komplexen Zweck/Mittel-Strukturen findet, ist deren funk-
tionale Konzeption, die auf ein begrenztes Reservoir un-
schädlicher Austauschmöglichkeiten hinausläuft. Dieser 
Vorteil ist aber nur dadurch erreichbar, daß die Kette insge-
samt nicht aus »bloßen Mitteln« besteht, sondern vielmehr 
diese Mittel als Unterzwecke, also als heuristische Prin-
zipien für die Entdeckung und Rechtfertigung neuer Mittel 
aufgefaßt und behandelt werden. Der Vorteil der Elastizität 
ist mithin bedingt und wird bezahlt durch jenen Mangel 
an Koordination, den wir unter dem Gesichtspunkt der 
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Relativität der Zweck/Mittel-Charakterisierungen bzw. der 
Zweck/Mittel-Verschiebung kennengelernt haben. Diese Er-
wägung lehrt erneut, daß jener Relativismus eigentlich kein 
Mangel ist, der zu beklagen wäre, sondern im Gegenteil 
ein wichtiges Steuerungsprinzip komplexer Systeme. 
Ein weiterer Aspekt solcher Zweck/Mittel-Ketten besteht 
darin, daß sie im Unterschied zur einfachen Zweckhandlung 
eine arbeitsteilige Differenzierung von Planung und Aus-
führung ermöglichen3 9 . 
Mehrgliedrige Programme zeichnen sich dadurch aus, daß 
im Programm selbst Zweck/Mittel-Entscheidungen getrof-
fen werden müssen. Sie werden aus dem Entscheidungspro-
zeß herausgezogen und abstrakt vorentschieden. Dies ge-
schieht in der Weise, daß der Programmplaner sich an die 
Stelle des Entscheidenden setzt, den als Output des Systems 
in Aussicht genommenen Endzweck problematisiert und 
Mittel dafür sucht. Im Programm werden dann die Mittel 
zu Unterzwecken gemacht, sehr oft auch deren Mittel noch 
ermittelt und in Unterzwecke transformiert usw., bis Unter-
zwecke erreicht sind, die so gut strukturiert sind, daß sie 
dem Handelnden mit einem tragbaren Problemgepäck un-
mittelbar als Zweck überantwortet werden können. Dabei 
werden zugleich die Bedingungen festgelegt und als Ent-
scheidungsprämissen verbindlich gemacht, unter denen es 
verantwortet werden kann, einem Untersystem Mittel als 
Zwecke zu übertragen. 
Das Problem dieser Programmierung kennen wir aus dem 
zweiten Abschnitt: die Regelung der Bedingungen, unter 
denen eine solche Zweck/Mittel-Transformation ohne Schä-
digung wesentlicher Systeminteressen gestattet werden 
kann. Die Ansatzmöglichkeiten für solche Transforma-
tionsregeln haben wir soeben erörtert: die Fixierung der 
Unterzwecke in ihren kausalen Komponenten und die Bei-
fügung von Nebenbestimmungen, seien es zusätzliche Se-

39 Auf eine weitere Differenzierung, nämlich die von Planung und 
Kontrolle, kommen wir im letzten Abschnitt dieses Kapitels zurück. 
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lektionsregeln für den Fall, daß sich mehrere Handlungs-
möglichkeiten ergeben, seien es Bedingungen, die das Han-
deln auslösen bzw. blockieren sollen. Durch solche Pro-
grammierung wird der Opportunismus reinen Zweckstre-
bens abgemildert, der Zweck wird generalisierbar gemacht 
und in Systemzusammenhänge integriert. 
Nebenbestimmungen können arbeitsplatzspezifisch aus-
gestattet sein - man denke an die Regelung der Unter-
schriftsbefugnisse bestimmter Stellen. Sie können für ganze 
Zweck/Mittel-Ketten gelten, können, wie zum Beispiel 
Kompetenzordnungen oder Arbeitszeitregelungen, sich auf 
ganze Arbeitssysteme erstrecken oder schließlich sogar, wie 
die Masse der allgemeinen Rechtsvorschriften, universelle 
Verbindlichkeit für jedermann in entsprechender Situation 
beanspruchen. Zweckprogramme bestehen mithin aus sehr 
verschiedenartigen Entscheidungsprämissen, die sich zudem 
im Ausmaß ihrer Generalisierung unterscheiden. Sie sind 
teils formuliert, teils selbstverständlich, teils durch das 
Zweckprogramm selbst verbindlich gemacht, so daß sie nur 
in seinem Rahmen gelten, teils anderswo festgesetzt und 
im Programm vorausgesetzt. Diese Prämissen dienen zu-
gleich als Problemdefinition und als Plan für das Vorgehen 
bei der Problemlösung. Sie strukturieren das Feld der Ent-
scheidungsmöglichkeiten, aber sie enthalten nicht die Ent-
scheidung selbst, die immer noch in einem zu bestimmen-
den Zeitpunkt getroffen werden muß, auch wenn es bei 
sehr detailliert ausgearbeiteten Programmen so aussehen 
mag, als ob »gar nichts mehr zu entscheiden ist«. 
Mehrgliedrige Programmierung ist demnach sehr viel kom-
plexer, als es auf den ersten Blick erscheinen mag. Einfache 
graphische Skizzen von Zweck/Mittel-Ketten täuschen dar-
über oft hinweg. Diese Skizzen haben außerdem den Nach-
teil, daß sie ein »objektives« Schema vortäuschen, das 
für alle Teilnehmer dasselbe ist. Diese Objektivität ist je-
doch, wie wir gesehen haben, in der Zweck/Mittel-Kette 
nicht ohne weiteres gegeben. Sie kann nur durch das Pro-
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gramm selbst und nur partiell verwirklicht werden. Trotz 
Zweckprogrammierung bleiben System und Untersysteme 
strukturell geschieden, Zweck und Unterzwecke verschie-
dene Werturteile. Daher muß man sich vor einer nahelie-
genden Verwechselung hüten: Die im Programm festgelegte 
Kette von Zwecken und Mitteln darf nicht mit der Kette 
der Entscheidungssituationen des programmierten Prozesses 
identifiziert werden. Und umgekehrt ist das Programm kei-
neswegs ein gedankliches Abbild des programmierten Pro-
zesses. Das Programm ist vielmehr selbst ein Komplex von 
Entscheidungen - Entscheidungen in einer anderen Situa-
tion, mit anderer Problemkomplexität und anderen Erleich-
terungen als die programmierten Entscheidungen sie auf-
weisen4 0 . Das Programm abstrahiert vom Zeitablauf, in 
dem das programmierte Entscheiden stattfindet, wenn es 
auch die Zeit als Planungsschema verwendet. Die Zeit der 
Herstellung der Programmentscheidung muß daher von der 
Zeit unterschieden werden, die das programmierte Handeln 
verbraucht. Der Übergang wird durch das zeitlos-festge-
stellte Programm vermittelt. Und diese Differenzierung der 
Zeit wiederholt sich in der Verschiedenheit der Problem-
sicht, wobei das programmierende Entscheiden sowohl die 
eigene als auch die Problematik des programmierten Ent-
scheiden berücksichtigen muß, insofern also doppelt-
komplex ist. Nur durch die Verschiedenartigkeit der Ent-
scheidungssituationen von programmierendem und pro-
grammiertem Handeln ergibt sich ein wechselseitiger Ent-
lastungseffekt; nur so kommen Vorteile der Arbeitsteilung 
zustande und nur dadurch kann ein System sein Fassungs-
vermögen für Komplexität steigern. 
Am besten läßt sich dieser bedeutsame Unterschied von 

40 Vgl. dazu auch Simon, aaO, 1964, S. 17 f. Siehe ferner die be-
sonders zugespitzte Kontrast ierung von programmierendem und pro-
grammiertem Handeln bei dems., Recent Advances in Organization 
Theory. In: Research Frontiers in Politics and Government , 
Washington 1955, S. 23-44. Simon hat bei seinen Ausführungen al-
lerdings Kondit ionalprogramme, nicht Zweckprogramme, vor Augen. 
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Programm und Entscheidungsprozeß am Beispiel der Fließ-
bandproduktion veranschaulichen. Deren Programmierung 
geht vom komplexen Produkt aus, behandelt es in vollem 
Umfang als problematisch (als zu bewirkende Wirkung) 
und zerlegt es gedanklich in Teile und Teile von Teilen, 
deren Herstellung Mittel zum Zweck ist. Dann werden die 
nötigen Mittel gesucht, als Unterzwecke mit mehr oder 
weniger offenem Verhaltensspielraum in das Programm 
eingesetzt und zeitlich kombiniert. Die Programmplanung 
ordnet ihre Situation also durch die Gesamtkomplexität des 
Endproduktes und entlastet sich von den Detailentschei-
dungen seiner Herstellung, indem sie stets bei Unter-
zwecken aufhört, also niemals Mittel festlegt, die nicht als 
Zweck aufgefaßt werden können (denn das hieße selbst 
handeln). Die Programmplanung sieht den Gesamtprozeß 
der Herstellung als zunehmend komplexer werdendes Pro-
dukt, als Zusammenwachsen dessen, was sie in entgegenge-
setzter Blickrichtung analysiert hatte. 
Ganz anders ist die Perspektive des im programmierten 
Prozeß Entscheidenden und Handelnden. Für ihn hat seine 
Teilaufgabe eine ziemlich gleichmäßige Komplexität, gleich-
gültig, ob er am Anfang oder am Ende des Fließbandes 
steht. Nie ist das Produkt in voller Komplexität sein Zweck, 
- wenn er die ersten Bauelemente herankarrt ebensowenig 
wie wenn er dem fertigen Produkt den letzten Schliff gibt, 
es verpackt oder es am Lager abliefert. Diese letzte Hand-
reichung des Entscheidungs- oder Fertigungsprozesses ist da-
her keineswegs die Koordination der dem Zweck am näch-
sten stehenden Untermittel, so wie es im Zweckprogramm 
aussieht, wenn man es als Zweck/Mittel-Kette darstellt. 
Diese Überlegungen erklären auch, weshalb die modernen 
Netzplantechniken wie PERT (Program Evaluation and Re-
view Technique), CPM (Critical Path Method) und andere, 
die der Terminplanung und -kontrolle komplexer Projekte 
dienen 4 1 , die Zweck/Mittel-Sprache nicht verwenden. Sie be-
41 Siehe als lehrbuchmäßige Darstellungen z. B. Johnson u. a., aaO, 
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Vorzügen eine rein zeitlich-kausale Terminologie, indem sie 
zum Beispiel von Ereignissen (events) sprechen, die durch 
Prozesse (Tätigkeiten, activities) verknüpft s ind 4 2 . Ob-
wohl es sich eindeutig um Zweckprogramme handelt und 
ein Zweck/Mittel-Denken sowohl bei der Ausarbeitung des 
Netzplanes als auch bei der Erfüllung der einzelnen Ar-
beitsaufträge vorausgesetzt wird, bevorzugt man zur Trans-
formation von einer Entscheidungsebene in die andere, also 
zur Kommunikation der Entscheidungsprämissen, eine ob-
jektive Sprache, die jeder Teilnehmer nach Maßgabe seiner 
Zweckorientierung versteht. 
Die Trennung der beiden Sichtweisen des programmieren-
den und des programmierten Entscheidens ist Voraus-
setzung für eine ausreichende Trennung horizontaler und 
vertikaler Entscheidungsbeziehungen. Die Verkennung die-
ses Unterschiedes hat mehr als alles andere dazu beige-
tragen, dem Hierarchiegedanken in der klassischen Organi-
sationslehre jene beherrschende Stellung zu geben und die 
Erforschung der horizontalen Beziehungen zu blockieren 4 3 . 
Wenn der Programmaufbau als Entscheidungsprozeß miß-
deutet wird, entsteht ganz konsequent die Vorstellung, die 
in Verwaltungsorganisationen heute noch spukt, daß der 

1963, S. 247 ff. , oder Gutenberg, aaO, 1965, S. 225 ff . , und einen ein-
gehenden Überblick bei Peter Mertens, Netzwerktechnik als Instru-
ment der Planung. Zeitschrift f ü r Betriebswirtschaft 34 (1964), 
S. 382-407, und bei Karl Weber, Planung mit der »Critical Path Me-
thod« (CPM), und ders., Planung mit der »Program Evaluation and 
Review Technique« (PERT). Industrielle Organisation 32 (1963), 
S. 1-14 bzw. 35-50 mit ausführlichen Literaturhinweisen. 
42 In der Fachsprache hat sich auch die der graphischen Darstel lung 
abgelesene neutralere Terminologie »Knoten« und »Kanten« einge-
bürgert . Die einzelnen Netzplantechniken unterscheiden sich in der 
Art der Interpretat ion und der mathematischen Verwendung solcher 
Netzwerke. Siehe dazu auch Robert Gerwin, Die moderne Großpro -
jektplanung. Frankfur te r Allgemeine Zeitung vom 8. Juni 1965, S. 11. 
43 Zu diesem vieldiskutierten Thema vgl. bereits oben S. 66 f., 81 ff . 
In der neueren Literatur wird zum Teil bereits bewußt darauf verzichtet, 

horizontalen und vertikalen Beziehungen eine einheitliche Konst ruk-
tion durch ein umfassendes Zweck/Mittel-Netz zu geben. Siehe z. B. 
Mesarovic/Sanders/Sprague, aaO, insb. S. 497. 
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eigentlich wichtige Arbeitsprozeß, der das System mit der 
Umwelt verbindet, von oben nach unten bzw. von unten 
nach oben verläuft, indem die Untergebenen auf Weisung 
des Vorgesetzten Mittel für dessen Zweck, dieser die Mittel 
für den Zweck seines Vorgesetzten beschafft usw., bis die 
Organisationsspitze erreicht ist, die das Gesamtprodukt ver-
antwortet, an die Umwelt abliefert und im Grunde allein 
berechtigt ist, mit der Umwelt zu verkehren. Auch Vor-
stellungen wie die, daß derjenige, der einen formellen Be-
scheid oder auf Kassenanweisungen den Vermerk »sachlich 
richtig und festgestellt« unterzeichnet, damit nicht nur die 
formelle Verantwortlichkeit, sondern auch die Verantwor-
tung für den Gesamtprozeß der vorangegangenen Informa-
tionsverdichtungen übernehme 4 4 , haben hier ihren Ur-
sprung. 
Um die Vorteile wirklich auszunutzen, die sich aus Stilver-
schiedenheit und Trennbarkeit vertikaler und horizontaler, 
programmierender und programmierter Entscheidungsbe-
ziehungen gewinnen lassen, ist es nötig, jene Verschmel-
zung von Programmaufbau und Entscheidungsfluß wenig-
stens gedanklich und prinzipiell aufzuheben. Dadurch erhält 
man die Freiheit, unabhängig von dem Programmschema, 
aber mit Rücksicht auf die programmierten Probleme zu 
entscheiden, ob und wann der Kommunikationsfluß, in dem 
die Entscheidungen ausgearbeitet werden, horizontal oder 
vertikal geleitet werden soll. Erst so ist es möglich, den 
Unterschied von horizontalen und vertikalen und, was nicht 
genau dasselbe ist, von programmierenden und program-
mierten Beziehungen bewußt als organisatorisches Mittel 
der Reduktion von Komplexität einzusetzen. Hinter dieser 
Trennung steht letztlich die Einsicht, daß Input/Output-
Rationalisierung und die Unterscheidung mehrerer hierar-
44 Es ist bezeichnend genug, daß diese Auffassung überall dort 
Schiffbruch zu erleiden beginnt, wo im Zuge der beginnenden Ver-
waltungsautomation prozeßförmig durchorganisierte Entscheidungs-
sequenzen auch in der Verwaltung Einzug halten. Siehe dazu näher 
Luhmann, aaO, 1966, S. 114 f. 
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chischer Ebenen der Generalisierung verschiedenartige Mit-
tel der Reduktion von Komplexität sind, die je ihrem eige-
nen Sinn gemäß eingesetzt und dann aufeinander bezogen 
werden müssen. Sie ergibt dann ein Bild zugleich kooperati-
ver und von Interferenzen möglichst entlastete Zusammen-
arbeit in horizontalen und vertikalen Beziehungen. 
Fassen wir nunmehr die beiden Abschnitte zum Thema 
Programmaufbau, die infolge der Vielschichtigkeit ihrer 
Problematik unübersichtlich zu werden drohen, zusammen. 
Ihre Ergebnisse lassen sich auf einige wenige Aussagen re-
duzieren: Zweckprogramme setzen Systemzwecke fest und 
regulieren deren Transformation in Unterzwecke. Sie ver-
binden und integrieren die beteiligten Untersysteme da-
durch, daß sie deren jeweilige Outputs in vorgestellter Kau-
salität aufeinander beziehen und die Werturteile, die in 
den verschiedenen Untersystemzwecken impliziert sind, ko-
ordinieren. Dies geschieht nicht durch Aufstellung einer ge-
meinsamen transitiven Wertordnung, sondern durch 
überlegte Fixierung bestimmter Entscheidungsprämissen, 
die teils generell, teils für das Gesamtprogramm, teils nur 
für einzelne Stationen des Entscheidungsprozesses gelten. 
Dadurch werden die an sich denkbaren Problemlösungen 
Zulassungsbeschränkungen unterworfen. Diese Einzwän-
gungen nehmen zu in dem Maße, als das Programm vom 
Zweck aus in Richtung auf die Mittel, auf deren Mittel 
usw., durchgearbeitet wird. Damit werden zugleich ent-
lastete, gut definierte und isoliert variierbare Entscheidungs-
situationen erarbeitet. Die Anknüpfungspunkte solcher Prä-
missen finden sich auf Grund der allgemeinen Kausalaus-
legung des Handelns teils im Bereich der Wirkungen, teils 
im Bereich der Ursachen des Handelns, wobei die Vielzahl 
der Kausalfaktoren auf beiden Seiten durch das Programm 
teils neutralisiert, teils mit einer spezifisch-funktionalen 
Relevanz ausgestattet wird, die den Prozeß der Selektion 
brauchbarer (kaum aber optimaler) Entscheidungen steuert. 
Alle Komponenten des Programms sind durch Entschei-
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dungen in Kraf t gesetzt und daher variabel. Für den, der 
nach Maßgabe des Programms entscheiden soll, sind sie 
jedoch bis auf Widerruf verbindlich, weil er nur so durch 
das Programm von übermäßiger Komplexität entlastet 
werden kann. 

5. Programmaufbau: Zeitliche Ordnung 

Beiläufig haben wir bereits an verschiedenen Stellen der 
vorangegangenen Untersuchungen dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die Differenz von Zweck und Mittel nicht 
nur ein sachlicher (kausaler und wertungsmäßiger) Unter-
schied ist, sondern zugleich auch eine Zeitdifferenz-1 5. Auch 
in der Fachliteratur wird diese Tatsache vielfach hervorge-
hoben 4 6 . Sie hat Anlaß zu recht verschiedenartigen Inter-
pretationen gegeben, ohne daß es bisher gelungen wäre, 
das Verhältnis von Sachdimension und Zeitdimension in 
vollem Umfange zu klären. Eine solche Klärung wäre ver-
mutlich durch phänomenologische Analysen des Prozesses 
der Konstitution von Sinn zu erreichen, in die wir uns 
hier nicht vertiefen können. Einige grundsätzliche Bemer-
kungen sind jedoch nicht zu umgehen, wenn wir ein Urteil 
darüber gewinnen wollen, welchen Sinn es haben kann, 
den Zweck des Handelns in die Zukunft hinauszuschieben, 
ihn also in eine Zeitdistanz zur Gegenwart zu bringen und 
so auf unmittelbare Wunscherfüllung zu verzichten. 
Der Vorteil einer solchen Vertagung beruht darauf, daß 
Sachdimension und Zeitdimension des Erlebens unterschie-
den und gegeneinander relativ invariant gesetzt werden 

45 Vgl. insb. oben S. 51 f. 
46 Siehe als Beispiele fü r den gedanklichen und fachlichen Streu-
ungsbereich solcher Äußerungen Dewey, aaO, 1922, besonders das 
Kapitel »Present and Future«; Parsons, aaO, 1949, S. 45, 732 f., 
762 f., und ders., aaO, 1951, S. 91 f.; Paulsen, aaO, insb. S. 38 ff . ; 
Simon, aaO, 1955 a, S. 46 f.; Thornton B. Roby, Subtask Phasing in 
Small Groups. In: Joan H. Criswell/Herbert Solomon/Patrick Suppes 
(Hrsg.), Mathematical Methods in Small G r o u p Processes, Stanford/ 
Cal. 1962, S. 263-281; Greniewski, aaO, S. 770 ff . 
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können. Wenn die Zeit weiterläuft, ändert das nicht not-
wendig im gleichen Rhythmus alle Gegenstände, so wie 
auch ein Konstantbleiben oder ein Wandel einzelner Ge-
genstände nicht notwendig die Zeit stoppt oder be-
schleunigt. Die sachlichen Qualitäten meines Erlebens lie-
gen infolge dieser Invarianz und meiner eigenen Beweglich-
keit zeitpunktmäßig nicht fest. Ich kann meinen Wagen, 
meinen Federhalter, meine Uhr in diesem oder einem ande-
ren Zeitpunkt sehen und benutzen und in einer Reihen-
folge, über die ich unter zeitunabhängigen Gesichtspunkten 
der »Zweckmäßigkeit« entscheiden kann. Die Dinge sind 
zeitpunktunabhängig und von der Zeitbewegung unab-
hängig (nicht aber schlechthin zeitlos) konstituiert 4 7 . Die 
Begrenztheit meines Erlebnispotentials und die räumliche 
Entfaltung der Sachwelt schreiben mir lediglich ein Nach-
einander überhaupt vor - ich kann nicht alles zugleich er-
leben - und erlegen mir einen mehr oder weniger großen 
Zeitverbrauch beim Übergang von einem zum anderen Er-
lebnisthema auf. 
In einer solchen, Sachdimension und Zeitschema differen-
zierenden Ordnung wird es möglich, Erlebnisse und 
Wunscherfüllungen hinauszuschieben und das Erlebens-
und Handelnspotential der Zwischenzeit auszunutzen, um 
den in Aussicht genommenen Zustand herbeizuführen oder 
sich darauf vorzubereiten. In der Zwischenzeit kann man 
dann Dinge nacheinander tun, die man nicht zugleich tun 
könnte. Die Vertagung der Befriedigung ermöglicht die 
Auflösung einiger (natürlich nicht aller) widerspruchsvoller 
Handelnsanforderungen in ein Nacheinander. Der so er-
reichbare, nach vielen Richtungen hin diskutierte Rationali-

47 Zu den sozialen Voraussetzungen dieser Konsti tution, insbe-
sondere der Existenz eines »gleichzeitig« lebenden Alter ego, vgl. 
grundlegend Edmund Husserl, aaO, 1950 b, S. 145 ff. , und ders., 
Die Krisis der europäischen Wissenschaften und die transzendentale 
Phänomenologie. Husserliana Bd. VI, Den Haag 1954, S. 185 ff. , 
415 ff. ; Schütz, aaO, insb. S. 186 ff . und eine Reihe von Aufsätzen 
desselben Autors in: Schutz aaO, 1962/66. 
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tätsgewinn 4 8 kann in der hier benutzten Begriffssprache 
als Steigerung des Potentials für Komplexität beschrieben 
werden. 
Schon in die Perspektive der Einzelhandlung kann mehr 
Komplexität aufgenommen werden, wenn die Handlung 
sich an entfernteren Zielen orientiert. Dieser Gewinn durch 
lange Handlungsketten steht normalerweise im Mittelpunkt 
der Rationalitätsdiskussion4 9. Aber erst in der Systemper-
spektive läßt sich eigentlich klären, wie er zustandekommt 
und wie er genutzt werden kann. Gegenüber der einfachen 
Handlungsperspektive bringt die Systemperspektive vor al-
lem zwei zusätzliche Gesichtspunkte ins Treffen. 
Einmal ermöglicht die Analyse von System/Umwelt-Be-
ziehungen eine kritische Stellungnahme in der Frage, wie-
viel Zeit ein System überhaupt hat; das heißt ob es sich 
ein Abwarten bis zum Eintreffen entfernter Wirkungen 
überhaupt leisten kann oder seine Beziehungen zur Umwelt 
zeitlich so gespannt sind, daß das System stets mit kurzge-
setzten Zielen rasch reagieren muß, weil die Umwelt zu 
stark fluktuiert oder weil das System so stark am Rande 
des Abgrunds lebt, daß es keinerlei Rückschläge verkraften 
kann. Nicht immer ist danach langfristiges Planen rational. 
Es muß mit der zeitlichen Interdependenz zwischen System 
und Umwelt abgestimmt sein und kann, wenn es ohne 
Rücksicht auf umweltdiktierte Dringlichkeit erfolgt, zur Ka-

48 Die soziologische Forschung hat sich bisher vor allem fü r eine 
Korrel ierung von Weite des Zeithorizontes und sozialer Klasse bzw. 
Status in Organisationen interessiert. Vgl. z. B. Murray A. Straus, 
Deferred Gratif ication, Social Class, and the Achievement Syndrome. 
American Sociological Review 27 (1962), S. 326-335; Louis Schneider/ 
Sverre Lysgaard, The Deferred Gratif icat ion Pattern. A Preliminary 
Study. American Sociological Review 18 (1953), S. 142-149; Elliot 
Jaques, Measurement of Responsibility, London 1956. Siehe ferner 
Norbert Elias, Problems of Involvement and Detachment . The 
British Journal of Sociology 7 (1956), S. 226-252. 
49 Vgl. hierzu kritisch Dieter Ciaessens, Rationalität revidiert. Köl -
ner Zeitschrift fü r Soziologie und Sozialpsychologie 17 (1965), 
S. 465-476. Neu gedruckt in ders., Angst, Furcht und gesellschaft-
licher Druck, und andere Aufsätze, Dor tmund 1966, S. 116-124. 
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tastrophe führen. Das »Haben« von Zeit im Sinne einer 
zeitlich begrenzten Freiheit zur Wahl des Zeitpunktes für 
die Verwirklichung eigener Zwecke ist eine wesentliche 
Voraussetzung für ein rationales »Sparen« von Zeit im 
Sinne einer zeitgünstigen Anordnung von Mitteln. Die Vor-
stellung des »Habens« von knapper Zeit und des Verfügen-
könnens über Zeit ist eine systeminterne vereinfachte Deu-
tung der Umweltlage des Systems, in der die Wahrschein-
lichkeit störender Umweltereignisse und die Verfügbarkeit 
eigener Ressourcen pauschal berücksichtigt werden. Die 
Weltzeit selbst mit ihrer Zwangsläufigkeit ist natürlich nicht 
etwas, was man haben oder nicht haben kann. Das system-
interne Rechnen mit knapper Zeit setzt eine bestimmte 
Auslegung dieser Weltzeit als objektive Zeit voraus und 
außerdem, daß die Ansprüche der Umwelt an bestimmte 
Zeiteinheiten nicht unvorhersehbar-zufällig das System 
überraschen, sondern nach erwartbaren Zeitinteressen an-
derer Systeme erfolgen. Zugleich macht die fortschreitende 
soziale Differenzierung ein solches Rechnen mit system-
relativ verknappter Zeit als einem verfügbaren Gut notwen-
dig 5 0 . 
Zum anderen erlaubt die Systemperspektive, die Zeitpro-
bleme beim Hintereinander- und Nebeneinanderordnen von 
Mitteln nach der Innen/Außen-Differenz zu unterscheiden 
und in Rücksicht auf diesen Unterschied zu planen. Es 
gibt Einsatzzeitpunkte oder Einsatzfolgen für Mittel, die 
aus externen Gründen für das System festliegen: Der Zug 
fährt nur um 17.36 Uhr; die Teilvorgänge eines chemischen 
Produktionsprozesses brauchen je ihre Zeit und lassen sich 
nur in bestimmter Reihenfolge abwickeln. Andere Einsatz-
zeitpunkte bzw. -folgen sind für das System dagegen dispo-
nibel, so vor allem solche, die sich aus internen Interdepen-
denzen der verschiedenen Systemprozesse ergeben und 
50 Siehe dazu auch den Begriff des local time systems bei Pitirim 
A. Sorokin/Robert K. Morton, Social Time. A Methodological and 
Funct ional Analysis. The American Journal of Sociology 42 (1937), 
S. 615-629. 
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gleichsam »Verabredungen« im System darstellen 5 1 . Es gibt 
für das System mithin zeitlich plastische Umwelten, die 
ein hohes Maß an Zeitdisposition erlauben und andererseits 
Umwelten mit einer Eigendynamik, der sich das System 
anpassen muß, wenn überhaupt sinnvolle Kausalprozesse 
zwischen System und Umwelt Zustandekommen sollen 5 2 . 
Zeitplastische Umwelten geben dem System mehr Möglich-
keiten, seine internen Probleme durch ein zeitliches 
Arrangement zu lösen, als dynamische Umwelten, die das 
System mit fremdbestimmten Zeitpunkten eindecken und 
ihm einen Zeitplan und damit ein Tempo vorschreiben, 
das nicht sein eigenes ist. 
Die Art der Verzahnung fremder und eigener Zeitbe-
stimmungen hängt vor allem von dem gewählten Zweck 
ab und ist mit ihm variierbar. Außerdem ergeben sich bei 
willkürlich fremdbestimmten Zeitplänen Variationsmöglich-
keiten durch Einsatz von Geld oder Macht. Ein System, 
das über diese generalisierten Medien der Problemlösung 
verfügt, kann sie benutzen, um die Herrschaft über die 
Zeitdisposition, sei es zu bezahlen, sei es zu erzwingen 5 3 . 
Man kann deshalb auch sagen, daß in dynamischen Um-
welten ein System relativ mehr Macht bzw. Geld braucht 

51 Dabei ist allerdings zu beachten, daß mit zunehmenden Interde-
pendenzen im System und mit zunehmenden Anforderungen an das 
Handlungstempo auch die Disposition über solche internen Zeit-
bindungen schwieriger und mit Kosten belastet wird. Das folgt dar-
aus, daß das System seine »interne Zeit« zur Lösung von Sach-
problemen der Koordinat ion interdependenten Handelns benutzt und 
diesen Zeiteinsatz nicht wieder rückgängig machen kann, ohne jene 
Probleme erneut offenzulegen. Jede Zeitfestlegung einer Handlung 
im System, ob freiwillig oder unfreiwillig, überträgt sich als Bindung 
an diesen Zeitpunkt auf andere Handlungen, die mit jener zu koor-
dinieren sind und hat dadurch einen Lawineneffekt, der bei rat io-
naler Zeitplanung im voraus durchkalkuliert werden muß. 
52 Vgl. zu dieser Unterscheidung auch Roby, aaO, S. 266. Manche 
Hinweise zur begrenzten Flexibilität der Zeitverwendung f inden sich 
auch bei Wilbert E. Moore, Man, Time, and Society, New 
York -London 1963, insb. S. 91 f. 
53 Viele Klagen über die Langsamkeit der Bürokratien gehen 
hauptsächlich darauf zurück, daß Bürokratien, um intern rational 
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(und verbraucht), um rational planen zu können; oder un-
ter anderem Blickwinkel gesehen, daß die »natürliche« 
Herrschaft über die Zeitbestimmung einen Machtvorteil be-
deutet, den man sich abtauschen oder abkämpfen lassen 
kann. 
Alles in allem gibt es also mehrere Arten der Zeitbelastung 
von Zweckprogrammen: invariante Fremdbestimmung; 
eintauschbare oder erzwingbare Selbstbestimmung; Selbst-
bestimmung, die dem System von der Umwelt zwar zuge-
standen ist, die aber durch anderweitige Verwendung der 
Zeit im System mit »internen Kosten« belastet ist, und 
freie Selbstbestimmung. In diesen Unterschieden spiegeln 
sich verschiedene Abstufungen der Umweltabhängigkeit 
bzw. Autonomie des Systems in seiner Zeitplanung wider. 
Dazu kommt, daß Abhängigkeiten sich auf Zwecke wie 
auf Mittel, auf Zeitpunkte wie auf Reihenfolgen in der 
Zeit beziehen können. Berücksichtigt man ferner, daß in 
Sozialsystemen vielfach die Wahl besteht, ob Prozesse, die 
als Mittel für entferntere Zwecke dienen, parallel oder 
nacheinander ablaufen, dann wird verständlich, wie kompli-
ziert die Probleme und möglichen Konstellationen sind, de-
nen sich die moderne Planung der Zeitstruktur von Zweck-
programmen gegenübersieht. 

arbeiten zu können, nach einem selbstbestimmten Zeitplan arbeiten, 
der fü r die Abst immung und Abwicklung interner Prozesse aus-
reichend Zeit vorsieht und dem kürzeren Zeithorizont ihrer einfacher 
organisierten Umweltpar tner nicht Rechnung trägt. Vgl. dazu etwa 
Alvin W. Gouldner, Red Tape as a Social Problem. In: Robert 
K. Merton/Ailsa P. Grey/Barbara Hockey/Hanan C. Selvin (Hrsg.), 
Reader in Bureaucracy, Glencoe/Ill . 1952, S. 410 bis 418 (415 f.); 
Luicio Mendieta y Nünez, Sociologia de la Burocracia, Mexico 1961, 
S. 127 f.; Robert Dubin, Business Behavior Behaviorally Viewed. In: 
Argyris u. a., aaO, 1962, S. 11-55 (30 ff.). 
Ein anderes Beispiel: Mit der Gewährung eines hohen Status ist 
zumeist das Recht verbunden, über den Zeitpunkt der Kontakte mit 
Untergeordneten zu disponieren. Der eigene Zeitplan des Status-
trägers genießt Priorität, und das erlaubt ihm eine rationellere Gestal-
tung seines Tagesablaufs, der vermutlich wichtiger und stärker mit 
Terminen belastet ist als bei Personen niedrigeren Ranges. 
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Erste Erfahrungen darüber liegen mit der Netzplantechnik 
vor 5 4 . Sie gibt ein Beispiel für die Rationalisierung jener 
unmittelbar oder mittelbar externen Zeitbindungen des 
Handelns durch eine interne Kalkulation. Diese interne 
Rechnung kann wegen der Verflechtungen von Sachdimen-
sion und Zeitschema nicht als eine reine Zeitrechnung aufge-
zogen werden 5 5 in dem Sinne, daß die Zeit als Nenner 
des Vergleichs der einzelnen Handlungen diente und die 
bei gleichem Ergebnis schnellste jeweils die beste wäre. 
Denn Zeit ist im System nicht gleichmäßig knapp. Viel-
mehr gibt es bei Parallellauf und Koordiniation verschie-
dener Prozesse im Rahmen eines Zweckprogramms stets 
Engpässe, an denen sich Investitionen auswirken, welche die 
Prozesse beschleunigen oder der Umwelt andere Zeitdis-
positionen abkaufen, und andererseits zeitlich elastische 
Wege, für die es in gewissen Grenzen gleichgültig ist, wie-
viel Zeit sie brauchen, so daß hier umgekehrt an Sachmit-
teln, Aufmerksamkeit und Eifer gespart werden kann. 
Ein Überblick über die Verteilung von Zeitknappheiten und 
Zeitelastizitäten im System kann nur an zentraler Stelle 
gewonnen werden. Das macht es notwendig, dem einzel-
nen Handelnden, wenn man die Zeitplanung rationalisieren 
will, die Verfügung über Zeitpunkte und Reihenfolge seines 
Handelns insoweit zu entziehen und diese Fragen zentral, 
das heißt im Entscheidungsprogramm, mitzuregeln. Dieses 
Programm wird als Zweckprogramm dann nicht nur Kau-
salbeziehungen und Wertrelationen allgemein fixieren, son-
dern muß das Handeln zugleich terminieren. Dadurch 
wächst das Komplexitätspotential des Systems, aber auch 

54 Siehe die Literaturhinweise oben Anm. 41. Zum Charakter dieser 
Technik als bloßer Terminplanung, die von vorgegebenen Zweck/ 
Mittel-Beziehungen ausgeht, besonders deutlich Knut Bleicher, Orga-
nisation der Unternehmensplanung. In: Klaus Agthe/Erich Schnaufer 
(Hrsg.), Unternehmensplanung, Baden-Baden 1963, S. 121-161 
(157 ff.). 
55 Als einen Versuch, von der Zeit als Grundvariable der System-
rationalisierung auszugehen, vgl. Chapple/Sayles, aaO, S. 55 ff . , 
118 ff . 
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seine eigene Komplexität. Zu der sachlichen Komplexität 
kommt die ganz andersartige Komplexität in der Zeit da-
z u 5 5 a . Es werden Handlungen möglich, die nur unter der 
Voraussetzung sinnvoll sind, daß zur gleichen Zeit oder zu 
bestimmten anderen Zeiten im System anderes geschieht. 
Andererseits hat eine solche Terminplanung eine Reihe von 
dysfunktionalen Folgen, die man nur dadurch abmildern 
kann, daß man sie sich bewußtmacht und sie bei der Pla-
nung der Programme einkalkuliert. 
Zum Beispiel wächst die Störungsanfälligkeit, und das Sy-
stem wird gerade durch die Autonomie der eigenen Zeit-
planung in neuer Weise umweltabhängig. Eine Störung, 
eine Terminverschiebung, potenziert ihren Effekt infolge 
der zahlreichen Terminabhängigkeiten. Das belastet die 
Vorgesetzten mit der Verantwortung für improvisierte Aus-
nahmeregelungen und zahlreiche Teilprozesse mit kostspie-
ligen Wartezeiten. Eine andere Folge programmierter Zeit-
planung liegt in der Verzerrung der Präferenzen, die durch 
die Vordringlichkeit des Befristeten ausgelöst wird. Wenn 
immer diejenige Handlung bevorzugt vorgenommen wer-
den muß, deren Termin bevorsteht, verliert im Gedränge 
der Termine die sachliche Wertordnung des Systems an 
Bedeutung 5 6 . Wie von selbst gewinnen dann die zeitlich 
bereits abgestimmten, kooperativen Handlungen die Vor-
hand vor individuellem, initiierendem Verhalten, die ohne-
hin bereits bedenkliche Tendenz der Bürokratie zur Er-
stickung individueller Initiative verstärkend. Außerdem 
steigen mit zunehmendem Termindruck die Anforderungen 

55 a Siehe die Unterscheidung von complexity in fo rm und com-
plexity in time bei J. W. S. Pringle, On the Parallel between Learning 
and Evolution. Behaviour 3 (1951), S. 174-215. 
56 Vgl. dazu die Schilderung des Arbeitsalltags eines höheren briti-
schen Beamten bei Harold E. Dale, The Higher Civil Service of 
Great ßr i ta in. o. O. (London) 1941, S. 21 ff. ; ferner John M. Gaus/ 
Leon O. Wolcott, Public Administration and the US Depar tment 
of Agriculture, Chicago 1940, S. 68 f.; Niklas Luhmann, Die 
Knapphei t der Zeit und die Vordringlichkeit des Befristeten. Die 
Verwaltung 1 (1968), S. 3-30. 
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an Bestimmtheit und Genauigkeit der Kommunika-
t ionen 5 7 . Das System muß eine eigene Sprache ausbilden. 
Suchprozesse müssen abgekürzt werden und die im System 
vorhandenen Informationen erhalten dadurch den Vorzug 
vor Informationen, die erst aus der Umwelt beschafft wer-
den müssen. Neuartige Mitteilungen werden auch insofern 
zur unwillkommenen Ausnahme. Im ganzen wird es aus 
all diesen Gründen zunehmend sinnvoll, für den internen 
Verkehr im System die Zweckorientierung aufzugeben und 
zu konditionaler Programmierung überzugehen. 
Das alles sind unbeabsichtigte Folgen der Terminplanung, 
die nicht durch die eine oder die andere Art von Zeitplan 
ausgelöst werden und sich daher bei einem Vergleich von 
verschiedenen Plänen auf Mindestwerte reduzieren ließen. 
Sie ergeben sich daraus, daß Zwecke und Mittel überhaupt 
zeitfest programmiert werden und müssen daher als Kosten 
des Übergangs zu einem andersartigen Typ von Organisa-
tions- und Entscheidungsplanung gesehen werden, die sich 
nur durch Vervollkommnung dieses Planungstyps, also 
durch komplexere Programmierung, abschwächen lassen. 
Außerdem müssen sie natürlich mitveranschlagt werden, 
wenn es um die Entscheidung der Grundfrage geht, ob 
ein System die Vorteile einer terminmäßigen Planung von 
Zweck/Mittel-Beziehungen aufgreifen oder lieber mit zeit-
offenen Zweckprogrammen arbeiten soll. 

6. Probleme und Problemlösungen 

Zwecke sind Probleme, die eine mehr oder weniger be-
stimmte Fassung als zu erstrebende Wirkung erhalten 
haben. Zweck/Mittel-Ketten dienen der Präzisierung und 
Verkleinerung solcher Probleme. In bezug auf diese Trans-
57 Eine Korrela t ion von Häufigkeit der Kommunikat ionen und Be-
stimmtheit der sie steuernden Programme vermutet Jürgen Pietzsch, 
Die Informat ion in der industriellen Unternehmung. Grundzüge 
einer Organisationstheorie fü r elektronische Datenverarbeitung, 
Köln-Opladen 1964, S. 50 f. 
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formationsproblematik hatten wir Funktion und Struktur 
der Zweckprogramme erörtert. Dabei hatte sich herausge-
stellt, daß diese Programme ein relativ generelles und daher 
selbst noch relativ problemreiches Steuerungsmittel sind. 
Sie können das Entscheiden nicht ersetzen. Sie werden in 
anderen Situationen, auf einer Ebene höherer Komplexität, 
ausgearbeitet. Sie absorbieren diese Komplexität nur zum 
Teil und geben sie dann an das programmierte Entscheiden 
weiter. Und das ist nicht etwa als ein Mangel des Pro-
gramms zu verstehen, sondern als eine Technik arbeitsteili-
ger Problembearbeitung. Nur so können sehr komplexe 
Probleme überhaupt entscheidungsreif gemacht werden. 
Wir wollen nunmehr diesen Prozeß arbeitsteiliger Problem-
verkleinerung näher erläutern durch die Unterscheidung 
von permanenten und lösbaren Problemen. Die Problem-
verkleinerung, die durch Zweckprogrammierung gesteuert 
wird, hat den Sinn, in zwei oder mehr Stufen permanente 
Probleme in lösbare Probleme umzuarbeiten. Die perma-
nente Problematik des Systembestandes wird dadurch zwar 
nicht aufgehoben; ihr wird aber doch durch laufende Lö-
sung stellvertretender Probleme weitgehend Rechnung ge-
tragen. 
Es ist üblich, diejenigen Wissenschaften, die sich um Orga-
nisationen menschlichen Handelns bemühen, in deskriptive 
(empirische, erklärende) und präskriptive (normative, ra-
tionale) Disziplinen einzuteilen5 8 . 
Die empirischen Disziplinen, zum Beispiel die Soziologie, 
arbeiten, sofern sie sich der Systemtheorie bedienen, mit 
der Vorstellung permanenter Probleme, die einem System 
aufgegeben sind, wenn und solange es sich in einer kom-
plexen Welt zu erhalten sucht 5 9 . Bestandserhaltung ist und 
bleibt ungewiß und problematisch. Auch wenn ein System 

58 Vgl. dazu und zur Notwendigkeit einer Synthese Luhmann, aaO, 
1966 b. Wir kommen zum Schluß auf dieses Thema zurück. 
59 Dazu einige weitere Bemerkungen im Zusammenhang von Luh-
mann, aaO, 1964 d, S. 1-25 (14). 
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dieses Problem von Augenblick zu Augenblick zu bewäl-
tigen vermag, wird es die Problematik damit nicht los. 
Sie ist in der Spannung von Sein und Zeit verwurzelt, 
und nur der Lauf der Zeit kann Systemprobleme definitiv 
beseitigen, indem er sie durch Überweisung in die Ver-
gangenheit jeder Behandlung entzieht. 
Demgegenüber drängen die präskriptiven Disziplinen an-
scheinend dahin, Entscheidungstheorien zu werden, die 
Kalkülmodelle für die Lösung von Problemen ausarbeiten. 
Ihre Sprache kennt überhaupt keine echten Probleme, 
wenngleich in zunehmendem Maße von »problem solving« 
die Rede ist; denn sie gibt die Lösungsmöglichkeiten 
von Problemen an und kann deshalb nicht zugleich ein 
Problem als problematisch (= ungelöst) voraussetzen, ohne 
sich selbst zu widersprechen.6 0 Sie abstrahieren deshalb 
auch von der Zeit insofern, als sie außer acht lassen, daß die 
Zeit alle Probleme definitiv löst. 
Man kann Systemtheorien und Entscheidungstheorien mit 
ihren unterschiedlichen Problembegriffen nebeneinander 
entwickeln und nebeneinander stehen lassen, so wie es der-
zeit mit deskriptiven und präskriptiven Forschungsansätzen 
geschieht. Dann braucht man sich an der Unvereinbarkeit 
ihrer Problembegriffe nicht zu stoßen. Für die Wissenschaft 
von Systemen, die Entscheidungen zu treffen haben, ist 
dieser Ausweg jedoch höchst unbefriedigend. Er würde 
ihren Gegenstand in zwei unvereinbare Aspekte spalten. 
Deshalb muß die Organisationswissenschaft sich um die 
Transformation unlösbarer in lösbare Probleme, d. h. um 
den Einbau rationaler Entscheidungsmodelle in die Be-
standsproblematik faktischer Sozialsysteme besonders küm-
mern. Die Begriffe Reduktion von Komplexität und Pro-
blemverkleinerung sollten hierfür einen Vorstellungsrahmen 
vermitteln, der nun der Ausfüllung bedarf. 
Bei näherem Zusehen lassen sich zwei Arten der Umwand-

60 Vgl. hierzu E. A. Singer, Jr., Experience and Reflection, Phil-
adelphia 1959. 
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lung von unlösbaren in lösbare Probleme unterscheiden. 
Im Einklang mit einem in den Vereinigten Staaten sich 
einbürgernden, wenn auch schwerfälligen Sprachgebrauch 
wollen wir die erste als Operationalisierung, die zweite als 
Kalkülisierung (oder Algorithmisierung) von Zweck/Mittel-
Modellen bezeichnen. Im ersten Falle handelt es sich trotz 
des neuen Namens um eine alte, vertraute Sache, im zwei-
ten um einen ganz neuen Gedanken, der in älteren Vor-
stellungen von der logischen Natur der Zweck/Mittel-Be-
ziehung nur ganz entfernte Vorläufer hat und in seiner 
Bedeutung kaum abzuschätzen ist. 
Operationalisierung heißt nichts weiter als empirische Defi-
nition, genauer: Definition durch Angabe des Verhaltens, 
das die Wahrnehmung des Gegenstandes vermittelt. 
Zwecke sind, wie schon wiederholt gesagt, als problematisch 
und erwünscht vorgestellte Wirkungen des Handelns. Wir-
kungen sind Ereignisse in der Erfahrungswelt. Gleichwohl 
sind Zwecke nicht ohne weiteres operational definiert; 
denn die gemeinten Wirkungen können - und müssen, 
wenn sie eine permanente Problematik zum Ausdruck brin-
gen sollen - zunächst so unbestimmt charakterisiert werden, 
daß nicht genau angegeben werden kann, durch welche 
Handlungen festzustellen ist, ob der Zweck erfüllt ist oder 
nicht. Die operationale Definition von Zwecken ist Gegen-
stand einer besonderen Bemühung 6 1 . Wenn in einem öf-
fentlichen Haushalt Geldmittel »zur Einrichtung und Erhal-
tung von Naturschutzgebieten« bereitgestellt werden, so 
sind damit ein Problem, ein Zweck und Rudimente eines 
Plans vorgezeichnet. Aber es fehlt eine operationale Defini-
tion des Zweckprogramms. Diese wird in Form einer Ver-
61 Vgl. zur Anwendung des Begriffs der Operationali tät auf Zwecke 
zum Beispiel Herbert A. Simon, Birth of an Organization. The Eco-
nomic Cooperat ion Administrat ion. Public Administrat ion Review 13 
(1953), S. 227-236; McKean, aaO, S. 25 ff. ; March/Simon, aaO, 
S. 63 f., 155 ff. ; Mehl, aaO, 1960, S. 75-83 (78 f.); Albach, aaO, 1961, 
S. 357 f; Perrow, aaO, 1961a. Weitere Literaturhinweise zur allge-
meinen Auffassung der Zweckbestimmtheit als Variable siehe S. 213 
Anm. 59. 
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waltungsentscheidung nachgeliefert, die zum Beispiel an-
ordnen mag, daß aus der im Haushalt bereitgestellten 
Summe von 5 000,- DM im Jahre 1966 für das Natur-
schutzgebiet »Hinterbrunner Moor« 333 Hinweisschilder 
zum Preis von 15,- DM angeschafft und aufgestellt werden 
sollen. Am Ende des Jahres 1966 ist dann eindeutig fest-
stellbar, ob dieser operational definierte Zweck erreicht 
worden ist oder nicht. Über die Frage, ob damit ein Natur-
schutzgebiet eingerichtet oder erhalten worden ist, kann 
man dagegen verschiedener Meinung sein und bleiben. Und 
entsprechend unklar bleibt, ob und in welchem Sinne die 
Aufstellung der Schilder die Erhaltung des Naturschutz-
gebietes »bewirkt« und dieses Problem damit aus der Welt 
schafft. 
Operationalisierung ist nur dadurch möglich, daß der Zeit-
horizont der Planung geschlossen und auf einen Zeitpunkt 
oder Zeitraum festgelegt wird, in dem die Wirkung ein-
treten soll. Ohne Zeitbestimmung fehlt den Zwecken, 
mögen sie sonst so präzis wie nur denkbar umschrieben 
sein, die Operationalität. Ferner wird durch Fixierung auf 
wahrnehmbare Tatsachen auch der Sachhorizont, die Un-
endlichkeit der Verweisung auf andere Möglichkeiten, 
geschlossen. Die angegebenen Fakten und nichts anderes 
gelten als Kriterium. Zusammengenommen ergeben diese 
beiden Sinnverdichtungen ein Höchstmaß an intersubjek-
tiver Gewißheit der Erfolgskontrolle. Die Feststellung der 
Zweckerreichung wird jeden Vernünftigen überzeugen. 
Auch sozial gesehen sind also keine Alternativen mehr da. 
Man kann die Operationalität in ihrem funktionalen 
Grundgedanken demnach als verbundene Reduktion von 
zeitlicher, sachlicher und sozialer Komplexität kennzeich-
nen. 
Dementsprechend beruht die »Lösung« des Problems im 
Falle der Operationalisierung letztlich auf einer Kombina-
tion von Zeitbestimmung, Vereinfachung und Konsensge-
wißheit, die aber nur durch Verlust an ursprünglicher Pro-
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blematik zu erlangen ist. Lösung heißt hier, daß über Pro-
blemsurrogate entschieden werden kann, daß das Problem 
eine Fassung als konkret erzielbare Wirkung erhält, die 
in Aussicht gestellt und dann in die Vergangenheit über-
führt werden kann. Ob darin mehr liegt als ein Zeitver-
treib, hängt davon ab, in welcher Beziehung die lösbaren 
zu den unlösbaren Problemen stehen, wie, mit anderen 
Worten, diese in jene transformiert werden. 
Wie weit solche Transformation unlösbarer in operational 
definierte und dadurch lösbare Probleme durch das Pro-
gramm selbst vorbereitet oder gar vollzogen wird, kann 
allgemein nicht gesagt werden. Das wird von Fall zu Fall 
verschieden sein. Die Problemverkleinerung durch Zerle-
gung des Systemzwecks in Unterzwecke wird zumeist eine 
Annäherung an operationale Zweckbegriffe mit sich brin-
gen. In Untersystemen wird man mehr Operationalität fin-
den als in umfassenden Systemen. In Grenzfällen kann 
das Programm selbst vollständig operational spezifiziert 
sein. Das setzt allerdings wiederholbares Handeln voraus. 
In diesem Falle kann nämlich sogar die Zeitbestimmung 
in das Programm aufgenommen werden, ohne daß Allge-
meinheit und Dauergeltung des Programms darunter litten 
- zum Beispiel in der Form, daß das Programm die Pro-
duktion einer bestimmten Stückzahl pro Stunde vor-
schreibt. Andererseits ist es durchaus denkbar, daß ein 
Zweckprogramm Zeitbestimmung und andere konkretisie-
rende Angaben offenhält und die Operationalisierung fall-
weise getroffenen Entscheidungen überläßt. 
Während die operationale Problemlösung sich die Vorteile 
der Empirie zunutze macht, sucht die kalkülisierbare Pro-
blemlösung Anhaltspunkte in der Logik. Daß der Schluß 
vom Zweck auf das Mittel logisch nicht haltbar ist, versteht 
sich von selbst 6 2 . Die Erfindung automatischer Datenverar-
62 Es sei denn, man eliminiere den Kern der Funkt ion des Zweck/ 
Mittel-Schemas: die Alternativität kausaler Möglichkeiten und die 
Wahlproblemat ik . Zu den Schwierigkeiten, die selbst dann noch be-
stehen, vgl. von Wright, aaO, 1963. 
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beitungsgeräte hat jedoch die Entwicklung einer besonderen 
Algorithmik für Computer mit sich gebracht, und deren 
Anwendung auf Probleme der Zweckprogrammierung be-
ginnt jetzt die Aufmerksamkeit der Forschung auf sich zu 
ziehen. 
Ein Algorithmus oder Kalkül ist zunächst einfach eine Ent-
scheidungsregel, die schematisch vollzogen werden kann, 
ohne daß der Sinn des Vollzugs mitbedacht werden 
müßte 6 3 . Die mathematische Rechenregel ist das klassische 
Beispiel dafür, aber das Rechnen mit Zahlen wird heute 
nur als Teilbereich einer umfassenderen, häufig auch 
mathematisch genannten Logistik angesehen. Darüber hin-
aus zeichnet sich heute bereits die Möglichkeit ab, den Be-
reich der Algorithmik auch über den der Logistik hinaus 
auszudehnen unter Einbeziehung von Entscheidungsverfah-
ren, die zwar schematisch vollzogen werden, aber nicht dazu 
dienen, aus einem Axiomensystem Ergebnisse logisch rich-
tig abzuleiten, sondern anderen Zwecken gewidmet sind. 
Bedenkenloser Vollzug ist immer dann möglich, wenn die 
Regeln des Entscheidungsprogramms so fixiert sind, daß 
für jeden Entscheidungsschritt eine Entscheidungsregel ein-
deutig vorschreibt, was zu geschehen hat, wenn eine be-
stimmte Information gegeben wird. Eine Regel und eine 
Information! Wenn mehr Komplexität zu verarbeiten ist, 
müssen mehrere Entscheidungsschritte vorgesehen werden, 
die nach je anderen Regeln über je andere Informationen 
entscheiden und deren Zeitfolge die sachliche Komplexität 
des Entscheidungsproblems wiedergibt 6 4 . Kalkülisierung 
heißt demnach atomisierte Komplexität. Die Verbindung 
der Entscheidungsschritte erfolgt dabei durch einen Infor-
mationenfluß, auf den sich die Umarbeitung der Informa-
tionen mit Hilfe von Wenn-Dann-Regeln bezieht. Kalküli-

63 Hierzu treffende Bemerkungen bei Herbert Fiedler, Rechenauto-
maten als Hilfsmittel der Gesetzesanwendung (Einige grundsätzliche 
Bemerkungen). Deutsche Rentenversicherung 1962, S. 149-155. 
64 Zur funkt ionalen Äquivalenz von Zeitfolge und Sachordnung, die 
dabei vorausgesetzt wird, vgl. auch Luhmann, aaO, 1966 c, S. 49 ff . 
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sierung erfordert mithin Übersetzung in die Sprache der 
konditionalen Programmierung. Kalkülisierung von Zweck-
programmen bedeutet Aushöhlung des Zweckprogramms 
durch seinen Gegentyp. 
Darum bemühen sich nun in der Tat Forschungen, die 
vor allem am Carnegie Institute of Technology in Pitts-
burgh gefördert werden und die computergerechte Pro-
grammierung der heuristischen Funktion von Zweckpro-
grammen zum Gegenstand haben 6 5 . Diese Bestrebungen, 
die zunächst nur an relativ einfachen logisch-mathema-
tischen Problemen durchprobiert werden, können hier nicht 
im einzelnen geschildert, sondern nur mit Literaturhinweisen 
belegt werden 6 6 . Ihre Tragweite ist zur Zeit noch nicht 
abzuschätzen. Auch die sozialistische Planungstheorie sieht 
das Ideal algorithmisierter Planung in weiter Ferne liegen 6 7 . 
Doch ist damit zu rechnen, daß in absehbarer Zeit Com-
puterprogramme mit heuristischen Funktionen auf den 
Markt kommen werden, die wohl keine optimalen, einzig-
richtigen Entscheidungen garantieren können, die aber min-
destens ebenso gut wie der Mensch mit Hilfe von »gelern-
ten« Erfahrungen und von Daumenregeln komplexe Pro-
bleme sehr wahrscheinlich brauchbaren Lösungen zuführen 
können. 
Soweit bisher zu sehen, müßten diese Programme als un-
65 Die Kalkülisierung der heuristischen Funkt ion darf natürlich 
nicht verwechselt werden mit der Kalkülisierung von Modellen der 
Entscheidung zwischen fest konstruierten Alternativen. Modelle die-
ser letzteren Art sind selbstverständlich gang und gäbe. Vgl. dazu 
etwa Kosiol, aaO, 1961, S. 318-334. 
66 Vgl. namentlich: Allen Newell/J. C. Shaw/Herbert A. Simon, Ele-
ments of a Theory of H u m a n Problem Solving. Psychological Review 
65 (1958), S. 151-166; dies., A General Problem Solving Program 
fo r a Computer . Computers and Automat ion 8 (1959), S. 10-17; 
Allen Newell/Herbert A. Simon, Heuristic Problem Solving. Ope-
rations Research 6 (1958), S. 1-10, 499-500; Simon, aaO, 1960, 
S. 21 ff. ; Herbert A. Simon/Allen Newell, Simulation of H u m a n 
Thinking. In: Martin Greenberger (Hrsg.), Management and the 
Computer of the Future , New York 1962, S. 95-114; Newell/Shaw/ 
Simon, aaO, 1962, S. 87 ff . 

67 Siehe die Bemerkungen von Greniewski, aaO, S. 778. 
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mittelbare Grundlage der Problemlösung eine eindeutige 
(wenngleich nicht notwendig zeitfixierte oder gar empi-
rische) Definition von Zwecken voraussetzen, da ihre Ar-
beit auf einer Unzahl ungeheuer rasch vollzogener Ver-
gleiche erreichter Ergebnisse mit zu bezweckenden Ergeb-
nissen beruht. Sie sind aber offenbar in der Lage, die Auto-
maten so zu instruieren, daß sie sich diese Vergleichsgrund-
lage weitgehend selbst erarbeiten können. Während bei der 
Operationalisierung menschliches Urteilsvermögen voraus-
gesetzt wird, um Systemprobleme bzw. Systemzwecke in 
operationale Zwecke zu transformieren, scheint sich bei 
den kalkülisierten Entscheidungsmodellen die Möglichkeit 
abzuzeichnen, auch diese Funktion wenigstens teilweise auf 
Datenverarbeitungsanlagen zu übertragen. Das heißt, daß 
solche Programme sozusagen auf sich selbst angewandt 
werden können, daß sie Lernvorgänge instruieren und im 
Rahmen von ziemlich unbestimmt vorgeschriebenen Ergeb-
niserwartungen die Maschine dahin anleiten, die Probleme 
erst schärfer zu definieren und damit lösbar zu machen, 
bevor sie eine brauchbare Lösung zu suchen beginnt. Natür-
lich können die Ergebnisse solcher Datenverarbeitung, soweit 
sie unklar definierte und erst in der Maschine präzisierte 
Probleme lösen, nicht kritikfest ausfallen. Es bleibt hier 
die gleiche Unsicherheit übrig wie bei der Operationalisie-
rung und Erfüllung von an sich nicht operational definier-
ten Zwecken. 
Trotz wesentlicher Unterschiede beruht auch die Kalküli-
sierung, darin der Operationalisierung ähnlich, auf Substitu-
tionsformeln für unlösbare Probleme. Auch sie setzt eine 
Reduktion von Komplexität voraus, die teils durch eine 
Zweckfeststellung, teils durch konditionale Programmie-
rung vorgeleistet sein muß. Die Systemproblematik wird 
damit reduziert auf bloße Unübersichtlichkeit einer Kon-
stellation - zum Beispiel Unübersichtlichkeit der Reihen-
folge des Anfalls relevanter Umweltinformationen, Un-
übersichtlichkeit der Möglichkeiten des Zusammenspiels 
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von wertmäßigen Präferenzen und kausalen Opportunitäten 
oder Unübersichtlichkeit der Veränderungsmöglichkeiten 
multivariabler Modelle mit interdependenten Variablen. 
Das heißt, daß für jede Eventualität im Programm eine 
Vorentscheidung getroffen sein muß, auch wenn der Pro-
grammierer nicht weiß, wann, in welchem Zusammenhang 
und mit welchem Endergebnis diese Vorentscheidungen 
zum Zuge kommen. 
Nur auf dieser Grundlage sind Probleme durch Kalkül lös-
bar. Es ist aber zu vermuten - und deshalb haben wir 
den hier besprochenen Forschungen vorhin unabschätzbare 
Bedeutung zugebilligt -, daß die Umweltkomplexität von 
Handlungssystemen zu einem guten Teil reine Unübersicht-
lichkeit der Konstellation ist bzw. sich darauf zurückführen 
läßt, so daß die Ausnutzung der Möglichkeiten maschineller 
Datenverarbeitung den Bereich der lösbaren Probleme weit 
in jenes Gebiet hineinschieben wird, das uns heute durch 
seine permanente, unaufhebbare Problematik den Atem 
nimmt. 
Die Umarbeitung unlösbarer in lösbare Probleme durch 
Operationalisierung oder Kalkülisierung läßt sich rationali-
sieren als Suche nach funktional äquivalenten Formeln, 
welche die ursprünglicheren Probleme, letztlich das Pro-
blem des Bestandes in einer äußerst komplexen Welt, in 
ihrer Programmfunktion ersetzen können. Funktionale 
Äquivalente können nur unter spezifischen Gesichtspunkten 
entdeckt und als austauschbar festgehalten werden. Äqui-
valente sind niemals vollständig dasselbe in jeder Hinsicht, 
sondern nur ein »Ersatz«, der bestimmte Erwartungen 
gleichwertig erfüllt. Sie können daher nur unter ganz be-
stimmten »Sofern«-Voraussetzungen eingesetzt werden -
nämlich sofern es sinnvoll ist, den vorausgesetzten abstrak-
ten Standpunkt wirklich zu beziehen und von ihm aus zu 
handeln. 
Diese Grenzen der funktionalen Äquivalenz finden sich 
wieder als Risiken und Belastungen des Prozesses der Pro-
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blemverkleinerung, und zwar in zwei zueinander komple-
mentären Aspekten: Die Transformation unlösbarer in 
möglichst äquivalente lösbare Probleme bringt ein Wuchern 
abstrakter und spezifizierter Gesichtspunkte von relativer 
»Sofern«-Geltung mit sich. Sie werden partieller, voraus-
setzungsvoller und ausgleichsbedürftiger, je mehr man sich 
der Realität näher t 6 8 . Und zugleich wird mit dem Beziehen 
so vereinseitigter Positionen Verantwortung übernommen 
im Sinne einer Informationsverdichtung, die zwar geordnet 
erarbeitet, rechenschaftspflichtig und erläuterungsfähig sein 
mag, sich aber nicht aus Ursachen kausal oder aus Prämis-
sen logisch erklären läßt, sondern innovativ Ordnung 
schafft. 
Auf beiden Wegen, dem der Abstraktion und dem der 
Verantwortung, entfernt der Entscheidungsprozeß sich in 
seinem Bemühen um Problemlösung von der ursprüng-
lichen Problematik. Es bedarf daher laufender Kontrolle, 
die das Verfehlen der System/Umwelt-Problematik durch 
die Problemlösungstechniken aufweist. Diese Kontrolle ist 
ein wesentliches Korrektiv, ein unabdingbares Strukturele-
ment der Zweckprogrammierung. Sie hat darauf zu achten, 
daß das System sich nicht um der Lösbarkeit willen irrele-
vanten Problemen zuwendet oder irrelevant werdenden 
Problemen verhaftet bleibt, weil sie zu lösen sind. Nur 
wenn auf allen Stufen der Problemverkleinerung ein solcher 
kontrollierender Gegenzug eingebaut ist, der die bleibende 
Problematik der gelösten Probleme bewußt hält, kann ein 
System es riskieren, sich im täglichen Verhalten auf das 
Abspulen von Lösungen lösbarer Probleme zu konzen-
trieren. 
68 Deshalb findet sich - das sei angemerkt - auch die Wissenschaft 
unter einem eigentümlichen Abstraktionsdruck, der um so schärfer 
spürbar wird, je mehr sie sich um konkret relevantes Wissen be-
müht , ohne auf Komplexi tä t zu verzichten. Gerade die praxisnah 
orientierten Entscheidungsmodelle der Betriebswirtschaftslehre sind 
genötigt, ausgeklügelte mathematische Techniken zu verwenden. So 
kommt es zu einer von Empirikern und Praktikern so selten ver-
standenen Zwangsehe von Brauchbarkeit und Abstraktion. 
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7. Kontrolle 

Mit der Frage nach der Kontrolle von Zweckprogrammen 
treten wir in den Umkreis eines viel diskutierten, aber un-
klar gebliebenen Begriffs. Daher wird es nützlich sein und 
uns ein unnötiges Herumtappen im Wirrwarr der Definitio-
nen und Distinktionen ersparen, wenn wir zunächst unsere 
Themenstellung in einer Auseinandersetzung mit den 
Grundpositionen der klassischen Organisationslehre zu klä-
ren suchen. 
Denn diese beherrscht das Thema. Mehr als in anderen 
Bereichen der Organisationswissenschaft stehen Erörte-
rungen über Kontrolle noch heute bewußt oder unbewußt 
unter dem Eindruck von Annahmen, die man in anderen 
Zusammenhängen längst aufgegeben hat. Es fehlt zwar 
nicht an kritischen Vorstößen 6 9 , aber eine bessere, fort-
schrittlichere Konzeption, welche die klassische Kontroll-
theorie hätte ablösen können, ist nicht erarbeitet worden 7 0 . 
Offenbar hat der Kontrollvorgang als ein anscheinend 
ziemlich technisches, an fertige Entscheidungen angehängtes 
Prüfungsverfahren kein nachhaltiges, sozialwissenschaft-
liches Interesse finden können, wenn man von der Auf-
deckung unvorhergesehener, dysfunktionaler Nebenwir-
kungen absieht, die auch den Klassikern der Organisations-
lehre nicht unbekannt waren. 
Nehmen wir die herrschende Kontrolltheorie zunächst beim 
Wort. Ihre These lautet, es sei Sinn und Zweck der Kon-
trolle, die Übereinstimmung oder Nichtübereinstimmung 
des Handelns oder seiner Folgen mit Zwecken, Normen, 
69 Als Beispiel aus der f rühen human relations Bewegung siehe 
Mary Parker Follett, The Psychology of Control . In: Henry C. 
Meicalf/Lyndall Urwick (Hrsg.), Dynamic Administrat ion. The Col-
lected Papers of Mary Parker Follett , London-Southampton 1941, 
S. 183-209; und dies., The Process of Control . In: Gulick/Urwick, 
aaO, S. 159-169, und als eine soziologische Kri t ik scharfer, unnach-
sichtiger Kontrol le Gouldner, aaO, 1954. 
70 Auf die Besonderheiten der kybernetischen Kontrol lkonzept ion 
kommen wir unten zurück. 
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Instruktionen, Standards usw., kurz mit gesetzten Entschei-
dungsprämissen, festzustellen und aus dem Ergebnis dieser 
Feststellung gegebenenfalls Konsequenzen zu ziehen 7 1 . 
Kontrolle ist danach nicht oder doch nicht in erster Linie 
Kontrolle des Entscheidungsprogramms, sondern Kontrolle 
der Entscheidungen. Die Programme werden im Kontroll-
zusammenhang als richtig vorausgesetzt. Es wird zwar nicht 
ausgeschlossen, daß ein Vorgesetzter sich selbstkritische Ge-
danken macht, wenn seine Untergebenen laufend weit unter 
der Norm bleiben; doch sind die Kontrollfeststellungen 
nach der klassischen Theorie nicht daraufhin angelegt, für 
eine Revision der Programme Entscheidungsunterlagen 
zu liefern. Darin zeigt sich typisch und unverkennbar die 
Art und Weise, wie die klassische Organisationslehre Kom-
plexität behandelt, und zu lösbaren Problemen verkleinert: 
Die Gesamtproblematik wird parzelliert, in Ausschnitten 
behandelt und in jedem Sektor wird dann vorausgesetzt, 
daß überall sonst optimale Ergebnisse erzielt werden. Nur 
unter solcher Optimalitätsvoraussetzung7 2 kann man Sinn 
darin finden, Problemlösungen ausschnittsweise zu optimie-
ren. 
Und zweitens impliziert die Begrenzung des Kontrollthe-
mas durch gesetzte Entscheidungsprämissen, daß Planungs-
funktion und Kontrollfunktion konvergieren, ohne wider-
spruchsvolle Anforderungen zu stellen, daß, mit anderen 
Worten, genau die gleichen Entscheidungsprämissen die 
Planung optimal fixieren und die Kontrolle optimal anlei-
71 Aus der Fülle geeigneter Belege seien nur einige willkürlich 
herausgegriffen. Henri Fayol, Allgemeine und industrielle Verwal-
tung, dt. Übers. München-Berl in 1929, S. 82; Dimock, aaO, S. 217; 
Kurt Glaser, Verwaltungstechnik, F r ank fu r t /M. 1950, S. 153 f.; Wil-
liam H. Newman, Administrative Action. The Techniques of Or-
ganization and Management , Englewood Cl i f f s /N . J. 1951, 13. Druck 
1961, S. 28, 408 f.; Günter Wöhe, E inführung in die Allgemeine 
Betriebswirtschaftslehre, 6. Aufl . Ber l in -Frankfur t /M. 1964, S. 100 ff. ; 
Hermann C. Heiser, Budgetierung. Grundsätze und Praxis der be-
triebswirtschaftlichen Planung, dt. Übers. Berlin 1964, S. 127 ff. ; Gu-
tenberg, aaO, S. 147. 
72 Vgl. dazu oben S. 278 f. 
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ten können 7 3 . Diese Konvergenzannahme wird jedoch 
fragwürdig, wenn man beginnt, systeminterne Schwierigkei-
ten, also die eigentlichen Organisationsprobleme, ernstzu-
nehmen, zum Beispiel Motivationsprobleme 7 4 oder Pro-
bleme der Zweck/Mittel-Verschiebung und der dadurch be-
dingten Zielkonflikte 7 5 . 
Die klassische Theorie der wirtschaftlichen Rationalität 
klammert hier wie auch sonst, weil sie Rationalität als 
Handlungsrationalität nach dem Zweck/Mittel-Schema zu 
begreifen sucht, die Organisation als Problembereich aus 
und geht an wichtigen Problemen der Systembildung vor-
über. So wird es nicht wundernehmen, daß man auf der 
Grundlage einer Systemtheorie zu einer andersartigen Auf-
fassung der Kontrollfunktion gelangt. Wir beziehen die 
Kontrollfunktion nicht auf die Programmdurchführung, 
sondern auf das Bestandsproblem (bzw. Komplexitätspro-
blem) 7 6 . 
Die Systemtheorie bricht radikal mit der Annahme, daß 
bestimmte Werte oder Zwecke als Ausgangspunkte für pla-

73 Diese These wird zum Beispiel für das Budget als Planungs-
und Kontrollschema formuliert . Siehe statt anderer McFarland, aaO, 
S. 418 f.; Klaus Agthe, Methoden der Budgetkontrolle in amerika-
nischen Unternehmungen, F rankfu r t /M. 1960, S. 7 ff . ; Heiser, aaO, 
S. 20 f. 
74 Siehe hierzu Stedry, aaO, den Überlegungen und Experimente 
über den Einf luß budgetierter Leistungserwartungen auf die Bildung 
von Anspruchsniveaus und auf Leistungen dazu geführt haben, die 
Verschmelzung von Planung und Kontrolle in der älteren Budget-
Theorie zu verwerfen. Vgl. auch Chames/Cooper, aaO, 1961, S. 38 bis 
91 (39 f.). Wenig überzeugt, daß hier die Steuerung des Anspruchs-
niveaus als Sache der Kontrol le und nicht als Element der Planung 
gesehen wird, vgl. die umgekehrte Sicht bei Alexander Marettek, Ty-
pen der Budgetkostenrechnung. Zeitschrift fü r Betriebswirtschaft 34 
(1964), S. 408-414. 
75 Vgl. dazu Ijiri, aaO. 
76 Auch in der Betriebswirtschaftslehre tauchen derartige Überlegun-
gen auf, und zwar angeregt durch die Substanzerhaltungstheorie (vgl. 
S. 153 Anm. 122). Siehe Günter Sieben, Prospektive Erfolgserhal-
tung. Ein Beitrag zur Lehre von der Unternehmenserhal tung. Zeit-
schrift fü r Betriebswirtschaft 34 (1964), S. 628-641. Vgl. auch Coo-
per, aaO. 
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nende und kontrollierende Tätigkeiten invariant vorge-
geben seien. Sie sieht alle Entscheidungsprämissen als 
Eigenleistungen des Systems selbst, mit denen das System 
sich seine Umwelt interpretiert. Sie trennt deshalb den Sy-
stemstandpunkt vom Zweckprogramm, in welchem er nur 
unvollkommen Ausdruck findet. 
Diese Umorientierung untergräbt die herkömmliche Auf-
fassung, daß es bei der Kontrolle nur darum gehe, Ab-
weichungen von festgelegten Entscheidungskriterien zu ent-
decken und auszumerzen, obwohl natürlich auch diese 
Funktion anzuerkennen ist und ihr relatives Recht behält. 
In der Perspektive, die die Systemtheorie eröffnet, muß 
sich die Kontrolle ebenso wie die Planung auf die Zweck-
programmierung selbst erstrecken. Sie erfaßt und begleitet 
den gesamten Prozeß der Umformung von Bestandspro-
blemen in Entscheidungsprogramme, überwacht die Klein-
arbeitung von Zwecken und Mitteln zu lösbaren Proble-
men, und sie findet den Grund ihres Daseins in den Gefah-
ren und Unzulänglichkeiten dieses Transformationspro-
zesses. Gerade weil dieser Prozeß die Systemprobleme zu 
entscheidungsfähigen Surrogatformeln verkleinert, muß er 
kontrolliert werden. Seine Funktion erfordert diese Kom-
pensation. Die Kontrolle dient gleichsam als kritisches Ge-
wissen der Absorption von Komplexität. Die Trennung der 
normalen, programmierenden und programmierten Ent-
scheidungsprozesse und ihrer Kontrolle hat demnach den 
Sinn einer taktisch-differenzierten Reaktion auf Umwelt-
komplexität: Die Problematik wird zunächst vereinfacht, 
damit überhaupt sinnvoll entschieden und gehandelt wer-
den kann, und dann wird die Vereinfachung selbst darauf-
hin überwacht, ob sie sich bewährt oder in kritische Situa-
tionen führt. Die Aufstellung von Programmen für richtiges 
Entscheiden ist demnach zwar eine unerläßliche Vorbe-
dingung für jegliche Kontrolle. Sie strukturiert das Prüf-
feld. Aber sie vermag die Ergebnisse der Kontrolle nicht 
zu präjudizieren, vermag nicht auszuschließen, daß Abwei-
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chungen ihre guten Gründe haben - vielleicht bessere als 
das Programm selbst. 
Den gleichen Gedanken kann man auch unter dem Blick-
winkel des Ungewißheitsproblems formulieren: Systembil-
dung bedeutet, daß externe Ungewißheiten zum Teil durch 
interne Ungewißheiten verdrängt werden. Das geschieht 
durch vermittelnde Programme für »richtiges« Entscheiden. 
Es bleibt systemintern dann zunächst zwar ungewiß, ob 
in der Tat »richtig« entschieden worden ist; aber diese 
interne Ungewißheit ist leichter zu beheben oder doch zu 
reduzieren als die externe. Hierauf bezieht sich die Funk-
tion der Kontrolle 7 7 . 
Da der kontrollierte Prozeß der Reduktion von Komplexi-
tät selbst eine abgestufte Ordnung aufweist, muß auch seine 
Kontrolle entsprechend differenziert eingerichtet sein. Sie 
arbeitet auf verschiedenen Stufen mit je verschiedenen Kri-
terien und sie bezieht dabei die kontrollierte Entschei-
dung auf jeweils andere Probleme zurück. Im Falle zweck-
strukturierter Organisationen lassen sich mindestens die 
drei folgenden Unterfunktionen der Kontrolle unterschei-
den. Sie überwacht (1) die Umdeutung der Bestandspro-
blematik in Zwecke, (2) die Transformation der System-
zwecke in letztlich operationale Unterzwecke und schließlich 
(3) die Verwirklichung der operational definierten Unter-
zwecke als Lösung der lösbar gemachten Probleme. 
(1) Die Festlegung der Systemzwecke kann, wenn ihre spe-
zifische Funktion erkannt ist, am Bestandsproblem kontrol-
liert werden. Dabei muß das Unbestimmtere zum Maßstab 
des Bestimmteren gemacht werden. Diese Auffassung stellt 
die herkömmliche Kontrollidee auf den Kopf. Sie ist gleich-
wohl nicht undurchführbar. Der Sinn dieser höchsten Form 
der Kontrolle liegt in der Benutzung eines anderen Ver-
fahrens der Unbestimmtheitsreduktion: Das Bestandspro-
blem ist zwar theoretisch unbestimmter als die System-

77 So auch Krüsselberg, aaO, S. 53. Siehe dazu ferner den Begriff 
des »innerbetrieblichen Risikos« bei Gillenberg, aaO, 1965, S. 255. 
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zwecke, aber es vereindeutigt sich in der Situation in Ge-
stalt von Krisen. Und die Kontrolle der Zwecksetzung 
macht sich diese Klärungswirkung von Krisen zunutze. 
Krisen sind heikle Situationen in System/Umwelt-Bezie-
hungen, die den Fortbestand des Systems oder wichtiger 
Systemstrukturen unter Zeitdruck in Frage stellen7 8 . Ihr 
Erkennen erfordert, obwohl es sich dabei um die höchste 
Kontrollfunktion handelt, keine langfristige Voraussicht 
und keinen Überblick über weit auslaufende, komplex ver-
zweigte Kausalzusammenhänge. Sie ist eher angewiesen auf 
einen programmfreien Sinn für das Unmittelbare, auf Un-
befangenheit gegenüber den vertrauten und bewährten Ver-
haltensmustern, und auf die Fähigkeit, Gefahren zu erken-
nen, die sich in unauffälligen, aber symptomatischen Ereig-
nissen des Alltags oder in unmerklich-kumulativen Ent-
wicklungen ankündigen. Frühzeitig bewußte Aufmerksam-
keit schafft Zeit für die Korrektur; die Gefahrenschwelle 
wird gleichsam vorverlegt, wenn die Krisensymptome fein-
fühlig definiert sind 7 9 . Zumeist wird sich die Krise aber 
erst relativ spät und mit einer gewissen Drastik erkennbar 
machen, und es wird angesichts der Kosten einer Pro-
grammumstellung auch vertretbar sein, den Krisendruck 
sich eine Weile aufstauen zu lassen, bis eine gewisse Evi-
denz das Planen und Einführen von Änderungen er-
leichtert 8 0 . 

78 Vgl. dazu Charles F. Hermann, Some Consequences of Crisis 
which Iimit the Viability of Organizations. Administrative Science 
Quarterly 8 (1963), S. 61-82. 
79 Hierzu einige Bemerkungen bei Vickers, aaO, 1959, S. 94. 
80 Zum alternierenden Rhythmus von programmäßigem Ablauf und 
krisenbedingter Neuerung siehe namentlich Crozier, aaO, der sie be-
sonders als eine französische Pathologie bürokratischer Organisa-
tionen darstellt. Auch amerikanischen, britischen und deutschen Be-
obachtern ist aber diese Erscheinung aufgefallen. Siehe z. B. Gore, 
aaO; Cyril Sojer, The Organization F r o m Within. A Comparat ive 
Study of Social Institutions Based on a Sociotherapeutic Approach, 
Chicago 1962 (Erstausgabe London 1961), S. 150 ff. ; Luhmann, aaO, 
1964 a, S. 62. Als typische Einzelfallstudie siehe die Darstellung einer 
Krise der US Civil Service Commission und ihrer Abwendung durch 
eine Strategie der Delegation bei Baum, aaO, S. 70 ff . 
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Während die Programmplanung auf weite Sicht, darum 
aber auch nur mit Hilfe schematischer Problemlösungen, 
Komplexität zu verarbeiten sucht, verläßt sich die Pro-
grammkontrolle in dieser obersten Stufe typisch auf ein 
dazu komplementäres Verfahren der Komplexitätsreduk-
tion: Abwarten und Sehen. Sie rechnet damit, daß der Zeit-
ablauf selbst Komplexität absorbiert, die Fülle der Mög-
lichkeiten reduziert und in der Situation spürbar werden 
läßt, woran es hapert. Unter dem Druck der Situation muß 
dann freilich rasch und auf Grund weitreichender Voll-
machten gehandelt werden können. Der Rhythmus von 
Routine und Krise setzt eine Zentralisierung von Entschei-
dungsbefugnissen voraus und wird pathologisch dort, wo 
sie - zum Beispiel infolge des Gewaltenteilungsprinzips -
nicht gegeben ist. 
(2) Hat die Krisenkontrolle der Zwecksetzung den Charak-
ter eines seltenen Ausnahmehandelns - allerdings auf 
Grund laufender Wachsamkeit -, so kommen wir mit der 
nächsten Stufe der Kontrolle bereits stärker in den Bereich 
der organisatorischen, zum Teil sogar mathematisierbaren 
Routinen 8 1 . Hier wird kontrolliert, ob die Leistungen für 
Unterzwecke die Systemzwecke auch wirklich ausreichend 
fördern. Ebenso wie bei der Krisenkontrolle geht es hier 
nicht, oder doch nicht in erster Linie, um eine Antreiber-
funktion, ausgelöst durch unzureichende Arbeitsmotivation. 
Vielmehr liegt der Kontrollgrund auch hier im Dilemma 
von Funktion und Struktur, in der Tatsache also, daß Un-
tersysteme mit Unterzwecken nie vollkommen funktions-
spezifisch eingerichtet werden können. Überwacht wird das 
Risiko der Problemverkleinerung. Ebenso wie bei der Kri-
senkontrolle geht es darum, bestimmtere Entscheidungs-
maßstäbe, nämlich die Unterzwecke, an Hand unbestimm-

81 Als eine Untersuchung, die sich mathematischer Methoden (z. B. 
der linearen Programmierung) bedient, um das an Unterzwecken 
orientierte, meßbare Verhalten auf seinen Ertrag f ü r Systemzwecke 
hin zu kontrollieren, siehe Ijiri, aaO. 
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terer, übergeordneter zu kontrollieren. Insgesamt ist das 
Kontrollthema auf dieser Stufe schon präziser abgegrenzt, 
also auch besser organisierbar und weniger der Intuition 
oder dem drastischen Anstoß überlassen als die Kontrolle 
mit Hilfe von Krisen. 
Wenn die Zweck/Mittel-Verschiebung selbst kontrolliert 
werden soll, kann sich die Kontrollinstanz nicht damit be-
gnügen, festzustellen, ob die Unterzwecke tatsächlich erfüllt 
werden. Die programmierten Leistungserwartungen sind 
das Kontrollthema - und damit keine ausreichende Kon-
trollgrundlage. Es müssen vielmehr neben ihnen besondere 
Indikatoren82 entwickelt werden, die, wenn mit der er-
brachten Leistung und ihren rückgemeldeten Folgen ver-
glichen, Aufschluß darüber geben, ob die Leistungen über-
haupt den Anforderungen übergeordneter Zwecke genügen. 
Die Kontrollfunktion erfordert andere Leitbilder als die 
Programmfunktion. So kann zum Beispiel der Schulbau 
durch operationale Ziele wie das Erreichen einer bestimm-
ten durchschnittlichen Klassenfrequenz gesteuert werden. 
Ob dagegen die Klassenfrequenz, wo sie erreicht wird, es 
ermöglicht, weniger genau bestimmte pädagogische Ziele 
zu verwirklichen, ob sie sich als Unterziel bewährt ange-
sichts der Entwicklungen der Pädagogik und der Lehrme-
thoden, der Erziehungsprobleme, des allgemeinen Wohl-
standes und der Zahl verfügbarer Lehrkräfte, ist eine sehr 
viel schwierigere Frage, deren Beantwortung, mit allgemei-
nen Planungen des Ausbildungswesens verzahnt, ein kom-

82 Zu diesem Begriff und zum Verhältnis von Indikatoren und U n -
terzwecken vgl. Ijiri, aaO, S. 65 ff . Siehe ferner McKean, aaO, insb. 
S. 32 ff., und die skeptischen Bemerkungen bei Dorfman, aaO, S. 
611 ff . Zuweilen wird dieser Gedanke auch in der Form ausgedrückt, 
daß es bei großer Distanz zwischen Nahzwecken und Fernzwecken 
Formen abgekürzter Rechtfertigung des Handelns an bestimmten 
Regeln oder Standards der Richtigkeit geben müsse - so etwa Par-
sons, aaO, 1949 S. 407. Joel Dean, Profi t Performance Measurement 
of Division Managers. In: Rubenstein/Haberstroh, aaO, S. 337-344, 
sucht demselben Problem durch Dezentralisierung von »Profit Cen-
ters« beizukommen. 
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pliziertes Gerüst von indizierenden Kriterien sowie ein lau-
fendes Beobachten der am Linterziel gewonnenen Ergeb-
nisse unter verschiedenen Hinsichten erfordert. 
(3) Die unterste Stufe, die operationale Kontrolle bzw. die 
Kontrolle des Kalküls, entspricht am ehesten den her-
kömmlichen Kontrollvorstellungen. Hier wird die Pro-
grammausführung an Hand ihrer Ergebnisse überwacht. 
Die Kontrolle wird vollzogen durch einen Vergleich der 
Resultate mit den programmierten Erwartungen, den Un-
terzwecken8 3 . Das scheint zunächst einfach zu sein. Die 
Probleme treten jedoch wieder ans Licht, sobald man nach 
dem Sinn eines solchen Vergleichs fragt und sich nicht mehr 
unbedenklich auf die Auskünfte der klassischen Theorie 
verläßt. 
Die klassische Kontrollkonzeption akzeptiert typisch, wenn 
auch nicht ohne Hintertüren, die Programmperspektive 8 4 . 
Führt der Vergleich zur Feststellung von Ungleichheiten, 
so ist das Resultat, vom Programm her gesehen, ein Fehler 
bzw. eine Störung 8 5 . Es verlangt eine Korrektur im Sinne 
83 Siehe z. B. die Betonung des Vergleichsverfahrens der Kontro l -
le bei Urwick, aaO, S. 149 f. Vgl. aber auch darüber hinausgehend 
Haberstroh, aaO, S. 166 f. und Dale, aaO, 1952, S. 203. 
84 Diese Auffassung mit Hintertür nimmt etwa die folgende F o r m 
an: »Die Feststellung der Abweichung dient nicht nur dem unmit-
telbar korrigierenden Eingriff, sondern auch der Verbesserung 
künftiger Planungsgrundlagen« (Lohmann , aaO, S. 226). Auch die 
amerikanische Theorie der Budgetierung betont die Überprüfung der 
Pläne an Hand der Kontrollergebnisse. Siehe z. B. Heiser, aaO, S. 
129 ff . Im Grunde ist das schon die Ansicht, die wir hier auszuar-
beiten suchen: aber das bloße Nebeneinanderstellen von »sowohl. . . 
als auch« befriedigt natürlich wenig und führ t praktisch zum Domi-
nieren der leichter durchzuführenden unmittelbaren Korrektur des 
»Fehlers«. Außerdem ist zu fragen, ob der Soll/Ist-Vergleich auf 
Grund eines Programmes eine ausreichende Aufbere i tung von Infor-
mationen ist, die der Krit ik des Programmes dienen sollen. Zu Ein-
zelheiten der Analyse von Programmabweichungen siehe Klaus Ag-
the, Die Abweichungen in der Plankostenrechnung. Ihre Ermitt lung, 
Analyse und Verrechnung, Freiburg/Brsg. 1958. 
85 Zu den besonderen organisatorischen und programmatischen Vor-
aussetzungen der Darstellung einer Erwartensenttäuschung als »Feh-
ler« vgl. Luhmann, aaO, 1964 a, S. 256 ff . und ders., aaO, 1966 c, 
S. 75 ff . 
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des Programms. Mit der Veranlassung der Korrektur und 
eventuell einer vorbeugenden Sicherung, daß der Fehler 
nicht wieder passiert (zum Beispiel durch Bestrafung des 
Schuldigen) ist nach dieser Auffassung die Kontroileistung 
erbracht. Ein solches Korrigieren und Bestrafen erfordert 
immerhin ein gewisses Forschen nach den Gründen der 
Abweichung. Wenn man sich auf den Boden der hier ver-
tretenen Kontrollauffassung stellt und dementsprechend 
Programmperspektive und Kontrollperspektive scharf 
trennt, tritt diese Frage nach den Gründen der Ungleichheit 
in den Mittelpunkt. Sie dient dann nicht mehr nur der 
Vorbereitung von Abstellungsmaßnahmen, sondern in er-
ster Linie der Prüfung des Programmes selbst. 
Eine Besinnung auf den Sinn des Vergleichens ver-
mag diese Umdeutung zu untermauern 8 6 . Vergleichbar ist 
nur etwas, was verschieden ist. Jeder Vergleich setzt daher 
eine abstrakte Perspektive voraus, welche die Hinsicht fest-
legt, unter der Verschiedenes als gleich angesehen oder 
gar behandelt werden soll. Diese Perspektive neutralisiert 
die Ungleichheiten am Gleichen; aber sie vermag infolge 
ihrer abstrakten Einseitigkeit diese Neutralisierung letztlich 
ebensowenig zu begründen, wie der Zweck die Neutrali-
sierung von Nebenfolgen begründen kann. Ein Vergleich 
kann deshalb nie, wie die ontologische Arten- und Gat-
tungslogik meinte, der begründeten Feststellung des We-
sentlichen dienen. Er modifiziert und verwandelt nur die 
Frage nach dem ausreichenden Grunde - und auch das 
ist ein Mechanismus der Problemverkleinerung. Die Gleich-
heit des Verglichenen gilt als ausreichender Grund. Dieser 
Grund hat aber keine exklusive Geltung. Er kann nicht 
ausschließen, daß auch das, was in der Vergleichsperspek-
tive als ungleich erscheint, Gründe vorzuweisen vermag. 
Aber die Vermutung spricht dagegen. Das Ungleiche muß 
sich daher besonders begründen. Vergleicht man ein Han-

86 Vgl. zum folgenden ausführlichere Darlegungen in Luhmann, 
aaO, 1965 b, S. 52 f f . und ders., aaO, 1965 a, S. 162 ff . 
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deln mit seiner Norm, eine Wirkung mit dem angestrebten 
Zweck, so ist demnach die Feststellung der Übereinstim-
mung ein ausreichender Grund für die Beurteilung als rich-
tig, die Feststellung der Nichtübereinstimmung dagegen zu-
nächst nur eine Information und ein Schema für die Frage 
nach dem Grunde der Abweichung. Das Vergleichsprinzip 
dient der ungleichen Verteilung der Begründungslast und 
insofern der Entscheidungserleichterung, als die Pauschal-
begründung des Gleichen die Regel und die Sonderbegrün-
dung des Ungleichen (wenn sie gelingt) eine Ausnahme ist. 
Die bei der operationalen Kontrolle festgestellten Abwei-
chungen dürfen sonach nicht ohne weiteres gebrandmarkt 
und abgestellt werden 8 7 . Das wäre angebracht im Gel-
tungsbereich absolut geltender Normen, falls es die gibt, 
nicht aber im Geltungsbereich variabler Entscheidungspro-
gramme, wie sie die Systemtheorie kennt. Die Abwei-
chungen müssen also zunächst aufgefordert werden, ihre 
besonderen Gründe zu nennen 8 8 . Diese Gründe müssen 
dann unabhängig von den Entscheidungsprogrammen ge-
prüft werden - sei es an Hand jener Indikatoren, die den 
Bezug zu höheren Zwecken vermitteln, sei es auf Krisen-
verdacht hin. Ziel dieser Prüfung ist die Klärung der Frage, 
ob es sich um systemrelevante oder vom System her ge-

87 Selbst die Frage nach »Verantwortung fü r die Entstehung des 
Abweichens« (so z. B. Agthe, aaO, 1958, S. 100 ff.) impliziert schon 
Vorwerfbarkei t und sollte daher durch die neutralere Frage nach 
den Gründen der Abweichung ersetzt werden. Das schließt die Fest-
stellung des Verschuldens des Verantwortlichen als Grund der Ab-
weichung nicht aus. 
88 Dasselbe gilt im übrigen, wenn der Vergleich sich nicht auf for -
malisierte Entscheidungsprogramme, sondern auf aus der Er fahrung 
gewonnene Durchschnittsleistungen oder Verhältniszahlen bezieht. 
Solche Verhältniszahlen - zum Beispiel Periodengewinn pro Kapital-
summe, Schreibmaschinenseiten pro Arbeitsstunde - , die häufig als 
präzisierte Ausdrücke des Wirtschaftlichkeitsprinzips Anwendung 
finden, ergeben ebenfalls nur Anhal tspunkte f ü r die genauere Ana-
lyse auffälliger Abweichungen, nie aber einen ausreichenden Grund 
f ü r die Verwerfung von abweichenden Ergebnissen, und erst recht 
keine allein ausreichende Optimierungsfunktion. Siehe dazu beson-
ders Hitch/McKean, aaO. 
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sehen um »zufällige« Abweichungen handelt. Erst auf 
Grund einer solchen Prüfung kann dann entschieden wer-
den, ob das Programm weiterhin durchgeführt und der 
Fehler eingerenkt oder ob es modifiziert werden soll. Auch 
diese unterste Stufe der Kontrolle dient mithin letztlich wie 
jede systemtheoretisch konzipierte Kontrolle der Rückbe-
ziehung verfestigter Programme auf das Bestandsproblem. 
Wenn wir uns nunmehr diese drei Kontrollformen, die wir 
nach den verwendeten Techniken der Vereinfachung kurz 
als Krisenkontrolle, Indikatorenkontrolle und vergleichende 
Kontrolle bezeichnen können, zusammen vor Augen füh-
ren, dann zeigen sich an ihrem Zusammenhang Gemein-
samkeiten und Differenzen. Die Gemeinsamkeiten ergeben 
sich aus der einheitlichen Funktion, die Differenzen daraus, 
daß die Kontrolle auf eine differenzierte Programm struktur 
bezogen ist, die auf verschiedenen Ebenen der Problem-
verkleinerung operiert. 
Gemeinsam ist die Funktion, daß die Kontrolle Programm 
und programmiertes Handeln an den Problemen mißt, die 
sie für das System lösen sollen, daß sie sich also das breite 
Problembewußtsein bewahren muß, das für den unmittel-
bar Entscheidenden durch ein einfacheres Programmbe-
wußtsein ersetzt ist. Die Kontrolle behält gleichsam die 
soziologische Optik bei, während das kontrollierte Entschei-
den Rationalmodelle der Problemlösung sucht bzw. sich 
an vorhandenen Modellen orientiert, also zum Beispiel 
wirtschaftlich-rational oder bei Konditionalprogrammen ju-
ristisch denkt. Daraus erwächst die Forderung, die Kon-
trolle von der Entscheidungspraxis mindestens gedanklich 
und möglichst auch institutionell, wenn nicht gar arbeits-
teilig getrennt zu halten. Ob diese prinzipielle Forderung 
in allen Systemen und auf allen Ebenen der Kontrolle 
gleich dringlich ist, mag jedoch zweifelhaft sein. Das müßte 
empirische Forschung näher untersuchen 8 9 . 

89 Auf die besondere Frage der Trennung von Planung und K o n -
trolle werden wir sogleich zurückkommen. 
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Gemeinsam ist ferner ein Grundzug des Kontrollver-
fahrens: das Prinzip der Rückkoppelung. Das Programm 
wird an seinen Wirkungen, die in das System zurückge-
meldet werden, und nicht etwa dogmatisch-exegetisch an 
vorausgesetzten Idealen oder Werten überprüf t 9 0 . Dadurch 
ist es möglich, die kausale Verflechtung des Systems mit 
seiner Umwelt laufend zu berücksichtigen und das System 
vor einseitigem Programmfanatismus zu bewahren. Aller-
dings muß man, will man die ganze Anwendungsbreite 
der Kontrolle im Blick behalten, das Rückkoppelungsprin-
zip nicht im engen, servomechanischen Sinne auffassen, der 
nur auf der untersten Ebene der vergleichenden Kontrolle 
anwendbar ist, wo Unterzwecke operational definiert s ind 9 1 . 
Auf höheren Ebenen reicht der einfache Vergleich rück-
gemeldeter Ergebnisse mit programmierten Zielen nicht 
mehr aus, und selbst auf der untersten Ebene werden die 
Probleme dafür komplex, wenn die Antennen der Kontrolle 
systemrelevante Störungen melden. Dann müssen die Er-
gebnisinformationen in komplizierten Hinsichten und un-
abhängig vom Programm analysiert werden. 
Die Unterschiede der Kontrollaufgaben und Kontrolltech-
niken auf den einzelnen Ebenen haben wir bereits behan-
delt. Auf Grund dieser Darstellung können einige allge-
meine Züge dieser Stufenordnung der Kontrolle notiert 
werden. 
Die Kontrollstufen unterscheiden sich einmal unter dem 

90 Das Rückkopplungsprinzip hat mithin weitreichende Gültigkeit, 
aber es ist durchaus nicht der einzige Kontrollmechanismus. Es gilt 
f ü r Zweckprogramme, die die Output -Grenze eines Systems stabili-
sieren. Fü r Kondi t ionalprogramme, die an Input anknüpfen, gelten 
völlig andere Kontrol l formen. Bei ihnen bedient man sich vor allem 
des Regel/Ausnahme-Schemas, um die Eignung der Regel an Anlaß 
und Häufigkeit des Bedarfs fü r Ausnahmen überprüfen zu kön-
nen. Hier ist denn auch der Bezug zum Bestandsproblem und die 
Instruktivität von Abweichungen weniger dicht als beim Zweckpro-
gramm. 
91 Vgl. etwa Alan S. Goldman, Informat ion Flow and Worker Pro-
ductivity. Management Science 5 (1959), S. 270-278. Kritisch dazu 
Vickers, aaO, 1965, S. 72 f f . 
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Gesichtspunkt der Kontrolldichte. Vergleichende Kontrolle 
muß laufend und möglichst zeitnah am kontrollierten Han-
deln erfolgen 9 2 . Für die Indikatorenkontrolle gilt dies in 
vermindertem Maße. Die Krisenkontrolle ist zwar auch eine 
permanente Funktion, aber sie stützt sich auf die Ergeb-
nisse und Vorleistungen der untergeordneten Kontrollstu-
fen. Diese liefern ihr die Informationen. Ihr Eingreifen 
hat Ausnahmecharakter. 
Ein weiterer Gesichtspunkt ist die Vorwerfbarkeit des Kon-
trollbefundes. Abweichungen, die von der vergleichenden 
Kontrolle aufgedeckt werden, sind in der Regel vorwerfbar, 
es sei denn, daß sie als »Störungen« der Umwelt zugerech-
net werden können. Nur selten gelingt es ihnen, sich so 
zu rechtfertigen, daß die betroffenen Programme ihnen an-
gepaßt werden. Die Indikatorenkontrolle rechnet bereits 
mit einer »normalen« Differenz von Unterzweckstreben 
und Gesamterfolg. Das ist ihr Ausgangspunkt. Sie kennt 
daher eine Toleranzzone und erhebt ihre mahnende Stimme 
nur, wenn die Gefahrmarken der Indikatoren überschritten 
werden. Die Krisenkontrolle macht keinerlei Vorwürfe -
es sei denn sich selbst für zu spätes Wahrnehmen -, da 
sie ja gerade die Grundlage aller Vorwürfe, die geltenden 
Entscheidungsprogramme, von Grund auf in Frage stellt. 
Ein drittes Strukturmerkmal steht mit dem der Vorwerfbar-
keit in engem Zusammenhang. Je mehr die Kontrolle die 
Möglichkeit von Vorwürfen anzukündigen scheint, um so 
wahrscheinlicher ist es, daß die Kontrollierten hinter den 
Kontrollkriterien Deckung suchen. Eine Verzerrung des 
Programms durch die Kontrolle ist die Folge 9 3 . Auf der 

92 Daß trotzdem Kontro l l formen gewählt werden können, die den 
Bedenken der human relations Bewegung gegen den Druck der per-
sönlichen, auf dem Nacken sitzenden Kontrol le Rechnung tragen, 
ist eine andere Frage. M a n denke etwa an die unmerkliche Pro-
duktionssteuerung mit Hilfe einer statistischen Qualitätskontrolle. 
93 Dieser Verzerrungseffekt ist häufig beobachtet worden. Siehe z. 
B. James C. Worthy, Organizational Structure and Employee M o -
rale. American Sociological Review 15 (1950), S. 169-179 (176); Peter 
M. Blau, The Dynamics of Bureaucracy, 2. Aufl . Chicago 1963, 
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untersten Stufe fallen Programm und Kontrollkriterien zu-
sammen. Trotzdem bewirkt die Kontrolle Verzerrungen, 
weil an den Arbeitsplätzen für den Fall entdeckter Ab-
weichungen ein Schatz heilender Ausreden, guter Gründe 
und bewährter Präzedenzfälle gesammelt wird, dessen 
Reichweite bei heiklem Handeln berücksichtigt wird. Die 
Hauptgefahr der Verzerrung liegt im Bereich der Indika-
torenkontrolle, wo die Indikatoren vom Programm an sich 
getrennt sind, dessen Ausführung aber beeinflussen - vor 
allem im Sinne einer restlosen Ausnutzung des Spielraums 
für Nachlässigkeit, Selbstsucht oder Schlechtleistung, den 
die Kontrolle dem Untersystem eigentlich für die Anpas-
sung an konkrete Situationen konzediert hatte. Die Kri-
senkontrolle entgeht diesem Problem dadurch, daß sie keine 
Vorwürfe macht. 
Schließlich ist die funktionelle Trennung von Planung und 
Kontrolle als eine Variable zu berücksichtigen, die auf den 
einzelnen Kontrollebenen verschiedene Werte annehmen 
kann. Die vergleichende Kontrolle wird von der Programm-
planung zumeist getrennt durchgeführt, auch wenn sie der 
Planung melden muß, was ihr auffällt. Die Indikatorenkon-
trolle kann, braucht aber nicht mit der Planungsfunktion 
gekoppelt zu sein. Die Krisenkontrolle muß dagegen bei 
allen hierarchisch organisierten Systemen an der Spitze ge-
leistet werden, denn sie verantwortet das System als Gan-
zes; und das macht es unvermeidlich, sie mit der höchsten 
Planungsfunktion in eine Hand zu legen, obwohl die ge-
dankliche und aufgabenmäßige Trennung erhalten bleiben 
kann. 

insb. S. 36 ff . ; Francis/Stone, aaO, S. 136; Ridgway, aaO, Jdnos 
Kornai, Overcentralization in Economic Administration. A Critical 
Analysis Based on Experience in Hungarian Light Industry, Lon-
don 1959, S. 117 ff . ; Dubin, aaO, 1962, S. 11-55 (42 ff.); Etzioni, aaO, 
1964, S. 8 ff.; Fritz Morstein Marx, Interne Verwaltungskontrolle. 
In: Ders. (Hrsg.), Verwaltung. Eine einführende Darstellung, Ber-
lin 1965, S. 372-387 (373 ff.). 
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8. Organisation 

Unsere Überlegungen über Zweckprogrammierung haben 
sich tragen lassen von der Annahme eines Zusammen-
hanges von Entscheidungen. Diese Annahme gilt es ab-
schließend zu klären und auf die Bedingungen ihrer Mög-
lichkeit hin zu untersuchen. 
Ein solcher Entscheidungszusammenhang kam in verschie-
denen Formen vor. Wir können drei Haupttypen unter-
scheiden. Im einen Falle handelt es sich um die program-
mierten Entscheidungszusammenhänge, um das arbeitstei-
lige Entscheiden im programmierten Prozeß, in dem jeder 
Beitrag voraussetzen muß, daß auch die übrigen Beiträge 
faktisch erbracht werden, und, umgekehrt gesehen, jeder 
Beitrag nicht nur seinen spezifischen Zweck (als Mittel für 
andere Zwecke) erfüllt, sondern damit zugleich über die 
Entscheidungsprämissen anderer Beiträge entscheidet. Da-
von zu unterscheiden ist die Programmierung des Entschei-
dungsprozesses. Sie legt die Zwecke und Nebenbestim-
mungen des Entscheidungsprogrammes fest. Auch sie ent-
scheidet also über Entscheidungsprämissen anderer Ent-
scheidungen, aber nicht über faktische, sondern über nor-
mative Prämissen. Schließlich weist, wie im letzten Ab-
schnitt gezeigt, auch die Kontrolle diese eigentümliche 
Struktur des Entscheidens über Entscheidungsprämissen 
auf: Sie prüft die Beziehung der bereits getroffenen Ent-
scheidungen zu ihren Entscheidungsprämissen und bringt 
die Probleme in dieser Relation gegebenenfalls zur Ent-
scheidung, indem sie entweder die getroffene Entschei-
dung oder ihre Prämissen zu korrigieren sucht. 
Daß eine solche über Entscheidungsprämissen koordinierte 
Ordnung im sozialen Leben möglich ist, versteht sich durch-
aus nicht von selbst; sie ist, mit anderen Worten, nicht 
in jeder Art von sozialem System möglich. Im normalen, 
elementaren Entscheidungsprozeß wird über Handlungen 
entschieden (und dieses Entscheiden über Handlungen hatte 
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die klassische, ethische Handlungstheorie vor Augen). Im 
Falle der Programmierung wird dagegen eine umweghafte 
Ordnung des Entscheidens eingerichtet, in der nicht nur 
unmittelbar über Handlungen, sondern mit jeder Entschei-
dung immer auch über andere Entscheidungen mitentschie-
den werden muß. Der Entscheidungsprozeß wird also lau-
fend auf sich selbst angewandt; er wird in diesem Sinne 
reflexiv94. Seine Rationalität wird durch präjudizierende 
Effekte, also über Entscheidungsprämissen für anderes Ent-
scheiden, vermittelt, und diese Vermittlung muß im Ent-
scheidungsprozeß laufend beachtet und unter Kontrolle ge-
bracht werden. Auf diese Weise läßt sich eine Verstärkung 
der Selektivität des Entscheidungsprozesses erreichen, das 
heißt eine Steigerung der Fähigkeit, Komplexität zu redu-
zieren. Ein soziales System, das sich mit reflexiven Ent-
scheidungsprozessen ausrüstet, kann durch eine Steigerung 
der eigenen Komplexität in einer komplexeren Umwelt exi-
stieren. Der damit gewinnbare Vorteil kann nicht mehr 
als Handlungsrationalität oder als Zweckrationalität, son-
dern nur als Systemrationalität begriffen werden. 
Die allgemeinen gesellschaftlichen Bedingungen der Stabili-
sierung reflexiver Mechanismen sind noch kaum erforscht 
und jedenfalls ihrerseits hochkomplex. Dieses Thema kann 
hier nicht annähernd adäquat behandelt werden Ei.ic 
zunehmend ausgeprägte, alle Bereiche der Gesellschaft 
erfassende funktional-strukturelle Systemdifferenzierung 
gehört ebenso dazu wie die Umstrukturierung zahlreicher 
anderer sozialer Prozesse in reflexive Mechanismen: Ne-
ben dem Entscheiden muß auch das Sprechen, Tauschen, 
Lehren und Lernen, Forschen, Werten, Vertrauen reflexiv 
werden, also auf sich selbst angewandt werden können. 
Auch die Institutionalisierung jener generalisierten Medien 
der Problemlösung und Übertragung selektiver Leistungen 

94 Zu diesem Begriff näher Niklas Luhmann, Reflexive Mechanis-
men, Soziale Welt 17 (1966), S. 1-23. 
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gehört dazu, die wir oben 9 5 erörtert haben. Eine sehr allge-
meine Bedingung müssen wir jedoch besonders hervorhe-
ben, weil sie für das Reflexivwerden der Entscheidungspro-
zesse und damit auch für Zweckprogrammierung besondere 
Bedeutung besitzt, nämlich die formale Organisation sozia-
ler Systeme. 
Als formal organisiert sollen, wie an anderer Stelle näher 
ausgeführt 9 6 , soziale Systeme bezeichnet werden, welche 
die Anerkennung bestimmter Verhaltenserwartungen zur 
Bedingung der Mitgliedschaft im System machen. Nur wer 
bestimmte, besonders ausgezeichnete Erwartungen akzep-
tiert, kann in formal organisierten Sozialsystemen Mitglied 
werden und Mitglied bleiben. Eine solche Koppelung von 
Mitgliedschaft und (änderbaren) Erwartungen ist ein sehr 
elastischer Mechanismus, der Systeme von sehr hoher 
Komplexität und Variabilität zu begründen vermag 9 7 . So-
weit ein System überhaupt zur Mitgliedschaft motivieren 
kann, weitet dieser Mechanismus die Annahme einer Rolle 
im System aus und verbindet sie mit der Anerkennung 
aller Verhaltenserwartungen, die im System nach anerkann-
ten Regeln formalisiert worden sind oder formalisiert wer-
den. 
Diese Ausweitung ist vor allem in zwei Hinsichten bedeut-
sam: Sie erstreckt sich auch auf Erwartungen, die nicht 
direkt an das betreffende Mitglied selbst, sondern an an-
dere Mitglieder adressiert sind, sowie auf abstrakte Sym-
bole, Regeln und Beziehungen, die weitgehend offenlassen, 
mit welchem Verhalten ihnen im Einzelfall Rechnung ge-
tragen werden muß. Das ermöglicht den Aufbau hoch-
komplexer, funktional differenzierter Rollenstrukturen, in 
denen jeder Rollenträger die Gesamtordnung akzeptiert 

95 Vgl. S. 201 f f . 
96 Vgl. Luhmann, aaO, 1964 a. 
97 »A society which powerful ly sanctions the Obligation of >roIe 
playing), whilst leaving wide f r eedom to design and change the roles 
to be played, has obviously developed a new and power fu l f lexi-
bility of adapt ion«, betont Vickers, aaO, 1965, S. 119. 
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und all das als Prämisse eigenen Verhaltens übernimmt, 
was in anderen Rollen unter Beachtung der formal gelten-
den Erwartungen entschieden worden ist. 
Zum anderen bezieht sich die Anerkennung nicht nur auf 
die beim Eintritt vorhandene, geschichtlich vorgegebene Er-
wartungsstruktur, sondern auch auf künftige Änderungen 
oder Neufestsetzung von Erwartungen und namentlich auf 
Verfahren und Kompetenzen, mit denen über solche Ände-
rungen entschieden wird. Dadurch ist es möglich, im voraus 
Gewißheit darüber zu schaffen, daß das System sich 
künftigen Situationen, die im einzelnen nicht vorhersehbar 
sind, anpassen kann. Die dafür notwendigen Loyalitäten 
sind in kapitalisierter Form vorhanden und nicht im voraus 
an spezifische Entscheidungszusagen gebunden. 
Beide Generalisierungsleistungen, die Steigerung der sach-
lichen Komplexität und die Sicherung künftiger Anpas-
sungsfähigkeit des Systems, müssen in Anspruch genommen 
werden, wo es in nennenswertem Umfange zu Zweckpro-
grammierungen kommen soll. Sie sind Voraussetzung da-
für, daß hochkomplexe Sozialsysteme intern integrierbar 
und extern in einer übermäßig komplexen Umwelt anpas-
sungsfähig bleiben. Sie gewährleisten, daß die Entschei-
dungsleistungen jeder Stelle im System in voraussehbarer 
Weise faktische oder normative Entscheidungsprämisse an-
derer Stellen werden, daß also reduzierte Komplexität im 
System übertragen werden kann und nicht überall und 
immer die gesamte Komplexität des Systems und seiner 
relevanten Umwelt erfaßt und reduziert werden muß. For-
male Organisation ist jene evolutionäre Errungenschaft, die 
es den Entscheidungsprozessen ermöglicht, reflexiv zu wer-
den. 
Für Zweckprogramme können damit neben diesen allge-
meinen auch speziellere Voraussetzungen ihrer spezifischen 
Leistungen erfüllt werden. Durch Organisation ist es mög-
lich, eine Vielzahl von Zweckperspektiven nebeneinander 
und ineinandergeschachtelt zu verwenden, ohne die dabei 
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vorausgesetzten Werturteile zu integrieren: Organisation 
stellt nämlich sicher, daß die in den verschiedenen Zweck-
perspektiven getroffenen Entscheidungen einander als Prä-
missen dienen, so daß die Reduktion der Komplexität auch 
dann gelingt, wenn keine gemeinsame, transitive Wertord-
nung generell festgehalten werden kann. Durch Organisa-
tion wird mithin nicht Einheit, sondern gerade Vielfältig-
keit der konkret benutzten Wertorientierungen erreicht. Nur 
so ist es möglich, das Bestandsproblem durch einen »Zweck 
des Systems« zu definieren und diesen Zweck im System 
kleinzuarbeiten. Damit hängt ein weiterer Gesichtspunkt 
eng zusammen: Organisation ermöglicht es, die Komplexi-
tät des Systems so zu steigern, daß der Widerspruch von 
Identitätsbedürfnissen und Programmatik auf der einen, 
Anpassungsfähigkeit und Opportunismus auf der anderen 
Seite in neuer Weise gelöst werden kann. Die Lösung liegt 
in einer differenzierten Ordnung von Entscheidungsprozes-
sen, die in der Lage ist, jeden Zweck je nach Entscheidungs-
zusammenhang entweder als Konstante oder als Variable 
zu behandeln. 
Diese Einsichten dürfen nicht in ein uneingeschränktes Lob 
der Organisation ausufern. Die dysfunktionalen Folgen 
aller Organisationen sind zu bekannt, als daß sie übersehen 
werden könnten. Auch hier handelt es sich mithin zunächst 
nur um Problemverschiebung, um eine Umdefinition des 
Problems der Weltkomplexität, die dieses Problem nicht 
etwa zum Verschwinden bringt, sondern nur einen System-
rahmen bereitstellt, in dem lösbare Ersatzprobleme gefun-
den werden können. Organisation macht soziale Systeme 
mithin nicht problemfrei; sie steigert nur die Komplexität 
des Systems, nämlich die Zahl der Zustände, die mit der 
Systemstruktur vereinbar sind, und sie ermöglicht es da-
durch, Systeme zu bilden, die der Welt angemessener sind. 
Zweckprogrammierung ist eine der Techniken, die im Rah-
men organisierter Systeme ausgebildet werden können, 
um sehr komplexe Sachverhalte zu erfassen und zu bear-
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beiten. Soziale Systeme sind nicht kraft Natur an einen 
Zweck (geschweige denn an einen »guten« Zweck) gebun-
den. Sie sind nicht in ihrem Wesen durch einen Zweck 
definiert. Sie können aber unter angebbaren Voraus-
setzungen und mit angebbaren Folgelasten ihr Bestandspro-
blem durch einen Zweck definieren. Das ist nur eine Mög-
lichkeit neben vielen anderen, Komplexität zu erfassen und 
zu reduzieren. Sie läßt sich rationaler wählen und rationaler 
ausgestalten, wenn diese ihre Funktion bewußt gemacht 
und die Zweckprogrammierung damit einem Vergleich mit 
anderen, funktional äquivalenten Möglichkeiten ausgesetzt 
wird. 



Schluß 

Zur Trennung von empirischer 
und normativer Forschung 

Unsere Untersuchungen sollen nunmehr zusammengefaßt 
und in ihrem Leitgedanken vor Augen geführt werden. 
Statt die ohnehin gedrängt formulierten Ausführungen 
nochmals verdichtet zu wiederholen, wählen wir für diesen 
Zweck ein scheinbar spezielles, methodologisches Thema, 
das in Wahrheit jedoch zentrale Bedeutung besitzt: das 
Verhältnis von empirischer (deskriptiver oder kausal-erklä-
render) und normativer, insbesondere rational-präskriptiver 
Forschung. Das Schisma dieser beiden Forschungsinten-
tionen und der ihnen zugeordneten Methodenformen be-
herrscht die gegenwärtige Situation der Sozialwissen-
schafteni. Es wird durchweg verlangt, daß ein Forscher, 
der methodenbewußt arbeiten will, sich für die eine oder 
die andere Betrachtungsweise entscheide. Wir haben diese 
Entscheidung nicht getroffen, sind ihr vielmehr bewußt aus-
gewichen. Die Gründe für diese Zurückhaltung hängen mit 
der vorgetragenen System/Umwelt-Theorie zusammen und 
sollen an ihr bewußt gemacht werden. 
Angesichts jenes Schismas besteht eine Möglichkeit der Op-
position darin, darauf hinzuweisen, daß die Trennung die-
ser Perspektiven dem Gegenstand der Organisationswissen-
schaft, ja vielleicht der Sozialwissenschaft überhaupt, nicht 
angemessen sei. Denn organisiertes bzw. soziales Handeln 
sei stets normiertes und Normen akzeptierendes Handeln, 
so daß sein Sinn nicht verstanden werden könne, ohne 
daß die Wissenschaft diese Normen in ihrer Normativität 
sich zu eigen mache; ihr Gegenstand würde sonst unter 
ihren Blicken zerrinnen, sich in etwas auflösen, das nicht 
mehr Handeln ist. 
1 Hierzu näher: Luhmann, aaO, 1966 b, S. 22 ff . , 112 ff . 
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Dieses Argument ist indes schwach. Es plädiert im Grunde 
für eine Rückkehr zur aristotelischen Einheit der Weltsicht 
der Wissenschaft und des Handelns und übersieht dabei 
die Funktion einer Differenzierung von wissenschaftlicher 
und praktischer Betrachtungsweise. 
Solange Wissenschaft und Praxis sich in ihrem Sinnstreben 
identifizieren konnten, solange sie letztlich »Dasselbe« 
meinten und eine gemeinsame Wahrheit suchten, solange 
- konkreter gesprochen - wahre Zwecke vorstellbar waren, 
war diese Haltung adäquat. Der Wissenschaft fiel dann 
die Aufgabe zu, dem Handelnden sein richtiges Handeln 
vorzustellen, es ihm nahezubringen, zu erläutern, was er 
zu tun habe. Sie hatte erkennende und ermahnende Auf-
gaben in einem. Diese einheitliche Perspektive des Wissens 
und des richtigen Handelns ließ es letztlich als Sache des 
guten Willens und der Tugend erscheinen, ob der Han-
delnde dem Rat des Wissenden folgte oder nicht. 
Durch die neueren Entwicklungen hauptsächlich in den So-
zialwissenschaften und der Psychologie ist diese traditio-
nelle, bei aller Divergenz von Theorie und Praxis letztlich 
homogene Gesamtorientierung überholt. Die Handlungs-
wissenschaften suchen heute in manchen ihrer Fachrich-
tungen ein Handlungsverständnis, das der Handelnde selbst 
nicht teilt, ja weder teilen kann noch teilen braucht. Sie 
messen das Handeln an inkongruenten Perspektiven. Das 
begann mit den zahlreichen Faktor-Theorien des 19. Jahr-
hunderts, die das Handeln kausal auf einzelne Faktoren 
wie ökonomische Bedingungen, Instinkte oder was sonst 
zurückzuführen suchten und glaubten, die Gedankenwelt des 
Handelnden auf dieser Grundlage als »Ideologie« oder als 
»Rationalisierung« erklären zu können. Dieses Stadium der 
Wissenschaftsentwicklung liegt deutlich hinter uns. Heute 
scheinen Systemtheorien statistischer oder funktionaler Art 
die Faktor-Theorien abzulösen, und damit treten Statistik 
bzw. funktionale Analyse an die Stelle kausalgesetzlicher 
Erklärungen. 
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Ob dieses Übergehen von der teleologisch fundierten Ein-
heit ethischen Wissens und Handelns zur einfachen Spal-
tung der Welt in ideologische Orientierungen einerseits und 
sie entlarvende Kausalerklärungen andererseits und von 
dort weiter zum Pluralismus vielfacher Systemreferenzen 
ein Fortschritt ist im Sinne einer Annäherung an die Wahr-
heit, mag dahinstehen2. Auf alle Fälle hat dieser Entwick-
lungsprozeß das Potential der Wissenschaft für Komplexität 
von Stufe zu Stufe gesteigert. Die Wissenschaft ist dadurch, 
rein formal gesehen, in der Lage, sehr viel kompliziertere 
Sachzusammenhänge als Ordnung zu begreifen. Der Rück-
gang auf Ursachen, die außerhalb des Handlungshorizontes 
wirken, die also nicht bewußt motivieren, ja vielleicht nicht 
einmal motivfähig sind, hatte bereits völlig neue Perspek-
tiven eröffnet und alle Intentionen in das Licht anderer 
Möglichkeiten gesetzt, die sich aktualisiert haben würden, 
wenn die Ursachenkonstellation eine andere gewesen wäre. 
Die Systemtheorien leisten demgegenüber nochmals eine 
sprunghafte und immense Ausweitung des Fassungsvermö-
gens, über das zur Zeit noch keine ausreichende Klarheit 
besteht. Wenn man berücksichtigt, daß es Handlungssy-
steme in extrem hoher Zahl gibt, daß einzelne Handlungen 
mehreren Systemen zugerechnet werden können, daß ferner 
Systeme selbst sehr komplex ineinandergeschachtelt und 
nach vielen Richtungen variiert werden können, ist eine 
Grenze dieses Fassungs- und Darstellungsvermögens prin-
zipiell nicht abzusehen. 
Unter dem Druck dieses Zuwachses an erfaßbarer, dem 
Bewußtsein zuführbarer Komplexität, den die sogenannten 
empirischen Wissenschaften herbeiführen, wandeln sich 
die traditionellen, der Ethik entwachsenen präskriptiven 
Wissenschaften in Entscheidungstheorien - und es liegt auf 
der Hand, daß dies ein Echo auf die Zunahme bewußt 
erreichbarer Komplexität ist, die nach Reduktion verlangt. 

2 Dazu auch Niklas Luhmann, Soziologische Aufk lä rung . Soziale 
Welt 18 (1967), S. 97-123. 
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Die Entscheidungstheorien übernehmen es, die von den Sy-
stemwissenschaften erarbeiteten Einsichten umzumünzen in 
Modelle, die das Entscheiden instruieren können. Sie er-
sinnen klug hintereinandergeschaltete Selektionsvorgänge, 
die sich im Effekt wechselseitig verstärken, um dadurch 
möglichst viel Komplexität zu absorbieren. Sie probieren 
zulässige oder doch wenig schädliche Vereinfachungen aus 
und suchen ein Gerüst von Entscheidungsprämissen (wie 
zum Beispiel das Transitivitätsprinzip), an die man sich 
halten kann, ohne weiter zurückzufragen. Und sie erfinden 
zahlreiche Entscheidungserleichterungen. Eine von ihnen ist 
das mathematische Kalkül. 
Noch haben diese Entscheidungstheorien wenig Zusammen-
hang mit den Systemtheorien sozialwissenschaftlicher Her-
kunft. Doch Kontakte bahnen sich an. Das vermeintlich 
zwingende Schisma von empirischen und normativen Wis-
senschaften stört die Verständigung. Dieses Schisma hat 
jedoch als einzigen Grund die ebenso richtige wie in ihrer 
Bedeutung maßlos überschätzte Tatsache, daß aus Soll-
sätzen keine Seinssätze deduziert werden können und um-
gekehrt. Aber es gibt andere Formen des wissenschaftlichen 
Zusammenhangs, vor allem die problembezogen-funktio-
nale. Das Schisma gehört denkgeschichtlich in die Epoche 
der Faktor-Theorien3 . Es ist durch den Ansatz der funktio-
nalen Systemtheorie überholt 4 . Das gemeinsame Grund-
problem lebensnaher und handlungsnotwendiger Reduktion 
von Komplexität bietet einen übergreifenden Bezugspunkt 
und eine Grundlage der Kooperation. Die Systemtheorien 
hätten danach permanente Problemzusammenhänge zu er-
forschen, wie sie sich ergeben, wenn man Systeme be-
stimmter Art und bestimmter Reichweite erhalten will. Die 

3 Ein Beweis da fü r ist die erstaunliche Naivität, mit der ein sonst 
so scharfsichtiger, prominenter Vertreter des Schismas, nämlich Hans 
Albert, in seinen zahlreichen Studien zu diesem Thema die Mög-
lichkeit kausalgesetzlicher Feststellungen in den Sozialwissenschaften 
unterstellt . 
4 Vgl. auch Luhmann, aaO, 1964 d, S. 21 ff . 
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Entscheidungstheorien hätten diese Probleme in Pro-
gramme zu transformieren, also entscheidbar zu machen. 
An einem Beispiel, der Problemverkleinerung durch Zweck-
setzung und Operationalisierung von Unterzwecken, haben 
wir uns diese Art der Zusammenarbeit veranschaulicht. An 
der Input-Grenze, wo die Probleme durch Konditionalpro-
gramme lösbar gemacht werden, liegen die Dinge struk-
turell analog; aber die Lösungstechniken sind natürlich an-
dere. 
Ein solches Hand-in-Hand-Arbeiten von Systemtheorien 
und Entscheidungstheorien würde auf der Einsicht beruhen, 
daß Systeme normalerweise als Handlungsgrundlage viel 
zu komplex sind. Man muß davon ausgehen, daß das Kom-
plexitätspotential, das in der wissenschaftlichen Systemana-
lyse erhellt wird, den Handelnden typisch überfordert und 
praktisch allenfalls in großen Kooperationszusammen-
hängen, also durch Organisation, zu bewältigen ist 5. Als 
Tatsache wird diese Diskrepanz heute kaum jemand be-
zweifeln. Ihre gedankliche Verarbeitung steht jedoch noch 
aus. Sie erscheint zum Beispiel als viel beklagte Abstrakt-
heit und Unverständlichkeit der Wissenschaft, als Relativi-
tät ihrer Feststellungen in bezug auf Methoden oder Axio-
mengruppen oder auch im Postulat der Wertfreiheit wissen-
schaftlicher Forschung. Keine dieser Versionen gibt ein 
treffendes Bild des Problems. Die »konkreten« Reduktio-
nen der Praxis - wenn etwa ein Praktiker auf sein Finger-
spitzengefühl oder auf langjährige Erfahrungen schwört -
sind um vieles einschneidender und sichtverkürzender als 
die Abstraktionen der Wissenschaft6. Der Relativismus der 

5 So findet man denn heute Wissenschaftler, die mit viel Vers tänd-
nis notieren, daß die Praktiker ihre Ziele nicht zureichend angeben 
können, da ja selbst die Wissenschaft darüber in Unklarhei ten und 
Kontroversen befangen sei - so Moxier, aaO, S. 8 f. 
6 Uberhaupt muß man sich vor dem I r r tum hüten, das Handeln 
sei in irgendeinem Sinne »konkreter« als das Denken. Die Steige-
rung des Komplexitätsbewußtseins löst den Hal t am Konkreten in 
jeder F o r m auf und läßt nur Surrogate der Konkretheit übrig, die 
ihre Funkt ion erfül len können - im Bereich der Zwecksetzungen 

347 



Praxis prägt sich durch Beziehung auf Wert- oder Zweck-
setzungen sehr viel schärfer aus. Und vollends führt das 
Postulat der Wertfreiheit in die Irre. Es ist nicht in erster 
Linie, wenn überhaupt, eine Differenz von Wertungen, die 
Wissenschaft und Praxis trennt. Welchen Sinn sollte eine 
prinzipielle Trennung dieser Art auch haben 7 . Vielmehr 
ist die Kluft dadurch bedingt, daß die Wissenschaft ihr 
Potential für Komplexität in einer Weise erweitert hat, daß 
es in Entscheidungen schlechterdings nicht mehr adäquat 
berücksichtigt, geschweige denn ausgeschöpft werden kann. 
Eine der wichtigsten Grundlagen dieses neu erworbenen 
Potentials für Komplexität ist die funktionale Methode 8 . 
Sie ist bisher nie unter diesem Gesichtspunkt gewürdigt 
worden. Ihre Grundzüge lassen sich aber leicht als Aus-
druck dieses einen Gedankens erfassen und so in ihrem 
Sinnzusammenhang begreifen. Die Absicht auf Steigerung 
der Komplexität zeigt sich einmal im Zusammenhang der 
funktionalen Methode mit der Systemtheorie; ferner darin, 
daß sie den Zugang nicht nur zu manifesten, sondern sehr 
bewußt auch zu latenten Funktionen erschließt; ferner dar-
in, daß sie nicht nur funktionale, sondern gerade auch dys-
funktionale Folgen (Folgeprobleme) des Handelns berück-
sichtigt; und schließlich sehr entscheidend darin, daß sie 

z. B. den Rausch, der gesellschaftlich-zentralisiert wie im Osten, aber 
auch dezentral wie im Westen gesucht werden kann. Zur Konkre t -
heit - Abstraktheit von Orientierungen im Zusammenhang mit Sy-
stemdifferenzierung (also Komplexität) vgl. auch O. J. Harvey/David 
E. Hunt/Harold M. Schröder, Conceptual Systems and Personality 
Organization, New York-London 1961. 
7 D aß der Forscher fü r die selektive Orientierung seiner Such- und 
Entscheidungsprozesse andere Wertkriterien verwendet als der Prak-
tiker, ist damit selbstverständlich nicht in Frage gestellt. Aber auch 
Rechtsanwälte und Komponisten, Parlamentarier und Krankenschwe-
stern divergieren in dieser Hinsicht. D e m Forscher jede Wertor ien-
tierung zu verbieten, hieße ihn zu unbeweglicher Entscheidungsun-
fähigkeit zu verurteilen. 
8 Eine andere ist ohne Zweifel die Statistik, besonders durch ihre 
wahrscheinlichkeitstheoretische Fundierung. Wir werden darauf je-
doch nicht näher eingehen, da dies aus dem Themenkreis dieser 
Untersuchungen hinausführen würde. 
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eine vergleichende Methode ist, welche die »natürliche« 
Bindung des Vergleichs an vorausliegende Ähnlichkeit 
sprengt und Erkenntnis gerade darin sucht, möglichst hete-
rogene Dinge als funktional äquivalent zu erweisen, indem 
sie das Gleichheitsurteil aus dem Objekt in die Relation, 
nämlich die Funktion, verlegt. All das zusammengenommen 
läßt den eigentlichen Sinn der funktionalen Methode er-
kennen. Sie sucht den Erlebnishorizont des Handelnden 
zu transzendieren und mehr Komplexität zu erschließen, 
als er fassen kann, und ihm dann diese Komplexität an 
die Hand zu geben in der Form ausgearbeiteter und spezi-
fischer Standpunkte, die ihm, sofern er sie einzunehmen 
vermag, ein Repertoire funktional äquivalenter Alternati-
ven zur Wahl stellen. 
Dient die funktionale Methode in diesem Sinne dazu, die 
Kapazität des menschlichen Bewußtseins für Komplexität 
zu steigern, so nimmt es nicht wunder, daß sie im Problem 
der Komplexität ihr letztes Bezugsproblem und ihre Grenze 
findet. Ihr Weltbegriff ist der eines äußerst komplexen Fel-
des von Möglichkeiten, ihr Seinsbegriff der eines zu er-
haltenden, systemmäßig individualisierten Bestandes in 
einer äußerst komplexen Welt. Von diesen Prämissen her, 
deren philosophischer Sinn dunkel bleibt, hat sich der Gang 
unserer Untersuchungen bestimmen lassen. Deshalb konn-
ten sie nicht ausschließlich auf empirische bzw. normative 
Aussageformen festgelegt werden. Reduktion von Komple-
xität ist ein Prozeß, der weder rein kausal als Bewirken 
einer Wirkung geschieht, noch lediglich als gesollte Aufgabe 
verstanden werden kann. Es ist der Prozeß der Bestimmung 
des Unbestimmten, der Seinswerdung in der Zeit im Blick 
des Bewußtseins. Wir vermeiden es, ihn in der alten Weise 
als Formung von Materie zu bezeichnen. Denn die Voll-
endung der Form galt als der Endzweck aller Bewegung. 
Zwecke aber sind heute nur noch eine unter vielen Strate-
gien der Reduktion von Komplexität. 
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